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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Einen schönen guten Morgen, meine Damen und Herren!

Ich darf Sie herzlich begrüßen und die 6. Sitzung des Wiener Landtages eröffnen.

Entschuldigt sind die Abgen Ing Mag Dworak, Dipl Ing Gretner, Mag Gudenus und Mag Vassilakou bis 13 Uhr.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP – 04292 – 2006/0001 – KGR/LM) wurde von Frau Abg Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (In Wien gibt es Hauptschulklassen mit 29 SchülerInnen und Volksschulklassen mit 27 SchülerInnen, wie rechtfertigen Sie diese Entscheidungen?)

Ich bitte um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Die für die Volks- und Hauptschulen gesetzlich vorgesehene Klassenschülerhöchstzahl von 30 stellt eine Maximalzahl dar, die in Wien im Schuljahr 2005/2006 mit einer durchschnittlichen Klassengröße von 23,9 Schülerinnen und Schülern pro Klasse in Volksschulen und 25,1 Schülerinnen beziehungsweise Schülern pro Klasse in Hauptschulen deutlich unterschritten wurde. Grundsätzlich ist Wien natürlich bestrebt, die Klassenschülermittelwerte aus pädagogischen Gründen so niedrig als möglich zu halten.

Auf Grund der nicht bedarfsgerechten Berücksichtigung von Bereichen wie zum Beispiel des sonderpädagogischen Förderbedarfs und der Tagesbetreuung in den vom Bund genehmigten Stellenplänen müssen jedoch an manchen Volks- und Hauptschulstandorten Klassen mit zwischen 25 und 30 Schülerinnen und Schülern gebildet werden. Eine Senkung der tatsächlichen Klassenschülerhöchstzahl – wie auch beschlossen – würde mit Sicherheit die Beistellung zusätzlicher Lehrerressourcen durch den Bund erforderlich machen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die 1. Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem. – Bitte.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Landeshauptmann.

Für ganz konkrete Schulen, etwa die Hauptschule Afritschgasse oder die Volksschule Kleine Sperlgasse, sind natürlich durchschnittliche Zahlen kein Trost, da sie selbst 29 beziehungsweise 27 Kinder in der Klasse haben.

Mein Eindruck ist, dass dahinter durchaus Missmanagement steht, das in den Abteilungen solche Ergebnisse produziert. Die notwendigen Lehrerinnen und Lehrer sind ja da. Rückflüsse aus den AHS in die Hauptschulen gibt es jedes Jahr, das ist nichts Erstaunliches.

Ich will Sie nicht mit einem Thema sekkieren, das Sie nicht interessiert. Im Grunde genommen ist es aber doch so, dass Sie, Herr Landeshauptmann, auch Präsident des Stadtschulrates sind, und daher hege ich immer die Hoffnung, dass Sie sich, wenn ich derartige Zahlen an Sie herantrage, ganz insgeheim denken: Da hat sie eigentlich Recht, da sollte man etwas tun! (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wer weiß, was du insgeheim denkst! Das wissen wir nicht!) 

Deswegen frage ich jetzt in der ganzen Zurückhaltung, zu der ich imstande bin. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Wäre es vielleicht möglich, dass Sie sich da einschalten? (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Diesen Applaus hat sie verdient! So weich kreativ habe ich die Frau Abgeordnete noch selten erlebt! (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.)
Frau Abgeordnete! Ich lasse jetzt einmal den kleinen Widerspruch außer Acht, dass Sie meinen, dass mich das erstens nicht interessiert und ich mir zweitens insgeheim denke, dass Sie Recht haben. – Das ist ein Widerspruch in sich! Würde es mich nämlich nicht interessieren, dann würde ich mir das auch nicht denken! Sie können aber ganz sicher sein: Es interessiert mich natürlich! Und natürlich weiß ich auch, dass wie jeder Mensch auch Schüler respektive Eltern nicht im Durchschnitt leben, sondern in der jeweils konkreten Lebenssituation. Sie dürfen mir glauben, dass das für mich zweifelsohne ein sehr wichtiger Aspekt ist, auch wenn ich die Frage der Qualität der Ausbildung nicht nur an der Quantität der Schüler festmache. 

Aus eigener Erfahrung kann ich Ihnen sagen: Als ich in die erste Klasse Mittelschule gegangen bin, waren wir 63 Schüler in einer Klasse. Zugegebenermaßen war das eine katholische Schule mit Öffentlichkeitsrecht, da kann so etwas schon einmal vorkommen. Es sind durchaus viele jesuitisch gut ausgebildete Menschen unter uns, das hat fraglos auch seine Vorteile, da lernt man auch was fürs Leben.

Natürlich wollen wir uns bemühen, diese Klassenschülerhöchstzahl entsprechend zu senken. Sie wissen aber noch besser als ich, dass dies nicht zuletzt auch eine Frage der Lehrerressourcen ist.

Sie haben allerdings heute einen neuen Aspekt in Ihrer Diskussion eingebracht, den ich bisher nur von der anderen Seite gehört habe, nämlich den der Misswirtschaft. – Sie können ganz fest davon ausgehen, dass ich diesem impliziten oder expliziten Vorwurf durchaus nachgehen werde, denn er interessiert mich sehr! Es geht hiebei einfach um die Frage, wie wir mit vorhandenen Ressourcen tatsächlich umgehen. Und es geht mir auch darum, nach den neuen Entscheidungen, die das österreichische Volk getroffen hat, nunmehr gerade auch in diesem Bereich einen Neubeginn zu setzen. Diese Chance darf man nicht vorübergehen lassen, wenn man in der Tat an einer Neuorientierung des Bildungssystems und an der Wahrung der Zukunftschancen unserer Kinder ernsthaft interessiert ist. Daher beschäftige ich mich selbstverständlich damit, um Ihre eigentliche Frage zu beantworten.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Herr Abg Dr Aigner. - Bitte.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Sie sind nach der österreichischen Bundesverfassung der Präsident des Wiener Stadtschulrates, auch wenn Sie diese Funktion quasi nicht aktiv ausüben. Was sagen Sie eigentlich dazu, dass laut den internen Richtlinien des Stadtschulrates eine Hauptschulklasse erst mit 26 Schülern aufgemacht wird, obwohl Sie vom Bund auf 10 Hauptschüler einen Lehrerposten finanziert bekommen? Könnten Sie nicht Ihren verfassungsmäßig garantierten Einfluss dazu benützen, dass wir diese Zahl in Wien auf die von Ihnen gewünschten 25 oder gar 22 Schüler reduzieren? (LhptmStin Grete Laska: Sie haben das in sechs Jahren mit Ihrer Ministerin nicht geschafft, und jetzt wollen Sie das von uns verlangen!)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie können ganz sicher sein, dass ich meinen verfassungsmäßig garantierten Einfluss genau so wahrnehme wie etwa mein Freund, der Landeshauptmann von Niederösterreich Erwin Pröll, der bekanntlich täglich mit der Frage der Volks- und Hauptschulen in Niederösterreich beschäftigt ist und sich täglich beziehungsweise stündlich darum kümmert… (Zwischenruf von StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) Das ist unbestritten! Er kümmert sich stündlich darum, dass die Klassenschülerhöchstzahlen entsprechend gesenkt werden. 
Überhaupt gar keine Frage: Ja! Ich bin der Auffassung und stehe auch dazu, dass die Klassenschülerhöchstzahl auf 25 gesenkt werden soll, und daher werden und wollen wir das auch gemeinsam tun. Wir werden aber fraglos alle miteinander zur Kenntnis nehmen müssen, dass man das nicht zum Nulltarif bekommt! Das muss man dabei auch immer bedenken! (Zwischenruf von Abg Dr Matthias Tschirf.) Jawohl. (Weiterer Zwischenruf von StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.)
Sie sollten sich langsam umgewöhnen, gnädige Frau! Es wäre eine gute Idee, wenn Sie sich langsam umgewöhnen!

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Ich bitte Herrn Abg Jung, sie zu stellen.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Ich will nicht auf die Zeiten zurückgehen, zu denen Sie oder ich in die Schule gegangen sind, denn da war bekanntlich vieles anders, sondern ich will nur auf die Zeiten vor der Wahl in Wien zurückgehen. Für mich stellt sich die Frage, weil es, wenn ich Ihre Antwort höre, für mich so klingt, als ob Ihnen das nicht bekannt gewesen wäre: War Ihnen vor dem 1. Oktober 2006 bekannt, dass diese Zustände in Wiener Schulen mit wesentlich höheren Schülerzahlen als der zum Beispiel von Ihrem Wissenschaftssprecher Broukal geforderten Zahl bestehen? Dann müsste man nämlich annehmen, dass Ihre Wahlversprechen nicht ganz so ernst gemeint waren und dieser Punkt ebenso wie der Eurofighter und andere Punkte nur eine Verhandlungsmasse für die Koalitionsgespräche darstellen!

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! Sie haben Recht: Wir wollen wirklich nicht zurückgehen in die Zeit, als wir zur Schule gegangen sind! Es ist ganz gut, wenn man manches im Dunkel des Vergessens und Verdrängens belässt, denn die Zeiten sind ja Gott sei Dank vorbei! Wir haben eine wohltuende Eigenschaft: Wir erinnern uns meist nur an das Schöne in unserem Leben, und ich glaube, das macht letztendlich sehr viel Sinn, denn dann müssen wir weniger psychisch verarbeiten.

Aber um auf Ihre eigentliche Frage zurückzukommen: So fremd kann Ihnen all das nicht sein. Herr Abg Posch und andere haben im Nationalrat eine Anfrage eingebracht, die sich sehr detailreich mit all diesen quantitativen Fragen der Bildungspolitik beschäftigt. Diese Anfrage wurde von Seiten der Unterrichtsministerin mit 1. September beantwortet und liegt schriftlich auf. Ich gehe daher davon aus, dass diese Zahlen allen bekannt sind! Es ist nichts Fremdes und nichts Neues dabei. Ich stelle fest – obwohl dies nicht Gegenstand einer Fragestunde des Landtags sein kann –, dass jedenfalls die politischen Positionen, die die Sozialdemokratie im abgelaufenen Wahlkampf genannt hat, zweifelsohne ernst gemeint sind und wir diese auch umsetzen wollen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Frau Abg Jerusalem, bitte.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Sie haben die Durchschnittszahlen für Wien gerade mit 25,1 in der Hauptschule und 23 Komma irgendetwas in der Volksschule genannt. Wäre es da nicht sinnvoll und auch praktisch möglich, dass man sagt, die Höchstzahl ist in Wien 25?

Ich habe heute einen Antrag eingebracht, man möge das Wiener Schulgesetz dahin gehend ändern, dass die Höchstzahl dort nicht mit 30, sondern mit 25 festgesetzt ist, um auch der Abteilung zu signalisieren, dass sie so arbeiten müssen, dass das erreicht wird.

Jetzt gibt es vielleicht eine Regierungsbeteiligung der SPÖ. Daher meine Frage: Können Sie sich unter dem Vorzeichen einer Regierungsbeteiligung der SPÖ vorstellen, dass man diesen kleinen Schritt macht und die Klassenschülerhöchstzahl im Wiener Schulgesetz mit 25 ansetzt? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich kann mir so etwas grundsätzlich schon vorstellen, und zwar ganz unabhängig von der Frage der Regierungsbeteiligung der SPÖ, denn sonst hätte die SPÖ nicht einen entsprechenden Antrag im Nationalrat schon vor den Wahlen eingebracht. Daher würde ich meinen, dass man über die Umsetzung eines solchen Antrags und auch über alle Folgeerscheinungen, die es dann gibt, spricht. Wir sind sicherlich zu ernsthaften Gesprächen in allernächster Zeit bereit. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP – 04290 – 2006/0001 – KVP/LM) Sie wurde von Herrn Abg Franz Ferdinand Wolf gestellt und ist ebenfalls an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Im Gegensatz zu anderen vergleichbaren Bundesländern wie Niederösterreich und Oberösterreich verfügt Wien über kein eigenes Landesmusikschulgesetz. Gibt es von Seiten des Landes Wien Bestrebungen, ein eigenes Landesmusikschulgesetz zu beschließen, mit dem pädagogisch-didaktische Qualitätsstandards und ein Anrecht auf einen sofortigen Ausbildungsplatz geschaffen werden?) 

Ich ersuche um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Vergleichbare Bundesländer zu Wien gibt es nicht, da in allen anderen Bundesländern die Musikschulen sowohl vom Land als auch von den Gemeinden finanziert werden. Diese finanzielle Abhängigkeit von mehreren Partnerinnen und Partnern erschwert auch die inhaltliche Autonomie und Entwicklungsmöglichkeit der Musikschulwerke. Aus diesem Grund gibt es intensive Bestrebungen zur Schaffung von Musikschulgesetzen, die eine kontinuierliche Entwicklung und Sicherung von Qualitätsstandards gewährleisten sollen. Um pädagogische Qualitätsstandards in den Musikschulen zu gewährleisten und vor allem bundesweit festzuschreiben, wird derzeit von den Musikschulwerken beziehungsweise sonstigen, in den einzelnen Bundesländern für das Musikschulwesen Verantwortlichen ein gemeinsamer Rahmenlehrplan für die Musikschulen in Österreich ausgearbeitet.

Die Musik‑ und Singschule Wien arbeitet nach einem Bildungsauftrag, Bildungszielen und Qualitätskriterien, die in einem Statut verankert sind. Ein Anrecht auf einen sofortigen Ausbildungsplatz für alle interessierten Kinder und Jugendlichen kann momentan, wie auch in allen anderen Bundesländern, durch die Musik- und Singschule Wien nicht gesichert werden. Allerdings stehen auch von anderen Bildungseinrichtungen, wie zum Beispiel der Volkshochschule oder dem Musischen Zentrum, musikalische Angebote zur Verfügung, um das Angebot im Bereich der Musikausbildung zu erweitern. Diese Einrichtungen erhalten auch Förderungen von der Stadt Wien. Ich sehe daher seitens des Landes Wien derzeit keine Notwendigkeit, ein Landesmusikschulgesetz vorzuschlagen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur 1. Zusatzfrage: Herr Abg Dr Wolf.

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Ich gehe nicht auf die Frage ein, ob Wien als Land und Gemeinde nicht mit anderen Bundesländern vergleichbar ist, sondern nehme zur Kenntnis, dass Sie kein Landesmusikschulgesetz installiert wissen wollen. Warum, ist mir nicht klar geworden.

Ich komme aber zur nächsten Frage: Im Unterschied zu Niederösterreich, wo Ihr Freund, Lhptm Pröll, sich stündlich um die Schulen kümmert, wie Sie soeben gesagt haben, hat Wien 30 Musikschulen, Niederösterreich hat 420. Wie erklären Sie diesen qualitativen und quantitativen Unterschied?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Den qualitativen Unterschied kann ich bei weitem nicht erkennen! Aber es ist doch relativ einfach nachvollziehbar, dass in einem Flächenbundesland diesbezüglich ein anderes Angebot da zu sein hat als in einem konzentrierten Bundesland, wie das in Wien der Fall ist. Das ist in vielen anderen Bereichen auch so. Sie werden mit Sicherheit feststellen können, wenn Sie sich ein bisschen Mühe geben, dass es in Niederösterreich etwa zehnmal so viele Sportplätze gibt wie in Wien. So gesehen, ist das wohl relativ leicht erklärbar, ohne dass man dazu meine Hilfe braucht!

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Herr Abg Mag Stefan. – Bitte.

Abg Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Es wird immer wieder beobachtet, dass der Musikernachwuchs zu wünschen übrig lässt. Beim Brahmswettbewerb war nur ein Österreicher unter 36 Teilnehmern. Es scheint hier also gesamtösterreichisch ein Problem zu geben, aber insbesondere in Wien.

Meine Frage: Haben Sie nicht Angst, dass wir diesbezüglich auch als Musikstandort den Anschluss verlieren, und wollen Sie das daher nicht zur Chefsache machen, um einmal etwas zu verbessern?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Gerade bei solchen großen Musikwettbewerben ist es üblich, dass diejenigen, die zu uns – etwa an die Musikhochschule – kommen, um sich hier einer Ausbildung zu unterziehen, an diesen Musikwettbewerben teilnehmen. Bei den nationalen Musikwettbewerben, an welchen auch die Musikwerke und Musikschulen teilnehmen, sehe ich eine große Zahl von äußerst begabten jungen Musikern und einen wirklich sehr hohen qualitativen Standard. Wenn ich mir gleichzeitig die Aufnahmekriterien und Auslesekriterien etwa bei den Wiener Symphonikern, aber auch bei den Wiener Philharmonikern ansehe – in zunehmendem Ausmaß werden nun Gott sei Dank auch Frauen in die engere Auswahl gezogen und aufgenommen –, dann stelle ich fest, dass zum erheblichen Teil Österreicherinnen und Österreicher dabei sind.

Sie dürfen mir glauben, dass ich sehr froh bin, dass insbesondere im tertiären Bildungsbereich auch der Internationalität der Musik Rechnung getragen wird. Daher sage ich: „Ja“ Wir haben uns zu bemühen, um auch in diesem internationalen Wettbewerb bestehen zu können, und wir haben uns selbstverständlich auch zu bemühen, dass gerade in den Musikschulen und Musikwerken Schülerinnen und Schüler für die Musikhochschulen ausgebildet werden, die in diesem internationalen Wettbewerb bestehen können. Daran bin ich höchst interessiert, denn Kultur ist das Aushängeschild gerade der Musikwelthauptstadt Wien. Das steht außer jedem Zweifel! Und weil Sie den Brahmswettbewerb angesprochen haben: Man muss einfach auch zur Kenntnis nehmen, dass Musik in der Welthauptstadt der Musik international ist. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Frau Mag Ringler, der ich auch sehr herzlich gratuliere.

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön!

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Nach den schönen Worten und Lippenbekenntnissen zur Kultur der Stadt komme ich wieder zum Konkreten, was die Musikschulen betrifft. Die zuständige Frau StRin Laska verspricht uns bereits seit vielen Monaten einen Musikschulplan, in dem konkret festgemacht werden soll, wo in den nächsten Jahren Ausbau geplant ist und zusätzliche Plätze geschaffen werden sollen. Es ist, glaube ich, auch von Fachleuten wie etwa vom Institut für Kulturmanagement, die sich stark damit beschäftigen, mittlerweile bewiesen, dass Wien im österreichischen Durchschnitt tatsächlich sehr viel weniger Musikschulplätze zur Verfügung stellt als andere Bundesländer.

Der Handlungsbedarf ist also offensichtlich! Ein Musikschulplan wird uns versprochen. Daher meine Frage: Wann bekommen wir diesen Musikschulplan, und werden Sie persönlich sich dafür einsetzen, dass wir im nächsten Monat diesen Musikschulplan bereits in Händen halten?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich kann Ihnen natürlich nicht versprechen, dass das im nächsten Monat schon kommt. Ich bin aber völlig sicher, wenn die Frau Vizebürgermeister das versprochen hat, dass sie das ehebaldig und ehest möglich einhalten wird. Auch Ihnen wird aber nicht entgangen sein, dass in den letzten Wochen und Monaten ein periodisch wiederkehrendes Ereignis stattgefunden hat, das neben der Tätigkeit, die wir hier zu tun haben, auch ein bisschen Zeit beansprucht hat.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Herr Abg Dr Wolf.

Abg Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Ich danke für die Aufklärung, dass es sich bei Niederösterreich um ein Flächenbundesland handelt! Interessant ist aber nicht die Fläche, sondern die Einwohnerzahl, und diesbezüglich ist Wien sehr wohl mit Niederösterreich vergleichbar.

In Anbetracht dessen stellt sich folgende Frage: Wieso werden in Wien 700 junge Menschen, die die Aufnahmsprüfung in eine Musikschule geschafft haben, abgewiesen? Halten Sie diesen Zustand für richtig, oder werden Sie für eine Änderung eintreten?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Wenn ich mich jetzt dunkel erinnere – außer es ist mir etwas entgangen, was möglich ist, denn im Gegensatz zu anderen halte ich mich nicht für fehlerfrei –, gibt es da meines Wissens keine Aufnahmsprüfungen mehr. Daher kann es sich wohl nur darum handeln, dass es Interessierte gibt, die in die Musikschulen wollen, von denen nicht alle aufgenommen werden konnten. Grundsätzlich bin ich durchaus der Auffassung, dass jungen Menschen die Möglichkeit gegeben werden soll, in Musikschulen zu gehen, wenn es ihr Wunsch ist. Ich meine aber, dass es gerade bei Musik – wie mit Sicherheit auch in anderen Bereichen wie etwa der Bildenden Kunst – durchaus einer bestimmten Grundausbildung und auch Grundbegabung bedarf. Begabungen sollten allerdings nicht verschleudert werden, und so gesehen bin ich gerne bereit, mich auch inhaltlich tiefer gehend damit zu beschäftigen, wo hier die Grenze zu ziehen wäre. Das ist sicherlich eine interessante Sache.

Ihre Bemerkung, dass das nicht von der Fläche, sondern von den Einwohnerzahlen her zu sehen ist, nehme ich genauso zur Kenntnis, wie Sie umgekehrt meine Bemerkung zur Fläche zur Kenntnis genommen haben, etwa allein im Hinblick auf das Wegeangebot. Wir alle wissen, dass man zum nächstmöglichen Ort einkaufen geht, und das gilt natürlich auch für viele andere Angebote. Und dabei ist natürlich sehr wohl auch die Frage der Fläche von entsprechender Bedeutung. Das steht außer jedem Zweifel.

Aber sei es drum: Die Zusage gebe ich Ihnen gerne, dass ich mich damit entsprechend beschäftigen werde, weil ich der Auffassung bin, dass man in keinem Bereich und selbstverständlich auch nicht im Musikbereich gerade in der Musikhauptstadt Begabungen verschleudern sollte. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP – 03031 – 2006/0001 – KSP/LM), die von Herrn Abg Ekkamp gestellt wurde und an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet ist. (Heuer hat in Wien erstmals eine auf Ost/Südosteuropa, besonders auf deren Regionen fokussierte internationale Gewerbeimmobilienmesse REAL VIENNA unter starker Beteiligung der Vienna Region stattgefunden. Welchen Nutzen hat das Land Wien daraus gezogen?) 

Bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Abgeordneter!

Zu der Frage betreffend die REAL VIENNA: Wir mussten mit der Öffnung des Eisernen Vorhanges eine Neupositionierung Wiens vornehmen und haben dabei erreicht, dass Wien stärker auch für Investoren interessant wurde, die außerhalb Österreichs ihren Sitz haben. Um diese zu fördern, hat mein Vorvorgänger, Hannes Swoboda, bereits intensive Kontakte zur Immobilienmesse in Cannes, zur so genannten MIPIM, geknüpft und dort erstmals große Wiener Projekte präsentiert. Das Ergebnis war, dass aus diesen Präsentationen hervorragende Investitionen für Wien hervorgegangen sind und Wien als Immobilienmarkt interessant geworden ist.

Die Kollegen in München haben mit der Auflassung des Flughafens Riem ein neues Messezentrum gestaltet und dort mit ihrer EXPO REAL begonnen, ebenfalls Immobilienfragen zu behandeln. So hat sich über etwa ein Jahrzehnt hinweg eine Entwicklung ergeben, dass bei der MIPIM im Frühjahr das Interesse geweckt wird und bei der EXPO REAL in München dann die Abschlüsse getätigt werden. Bei beiden Messen haben wir uns beteiligt, und bei beiden Messen haben sich die Stadt Wien, namentlich vor allem auch der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, aber auch die Vienna Region mit dem Burgenland und Niederösterreich präsentiert und den Standort in dieser zentraleuropäischen Region bekannt gemacht und ordentlich positioniert. 

Bei diesen beiden Messen hat sich in den letzten Jahren herausgestellt, dass insbesondere die Frühjahrsmesse, die MIPIM in Cannes, sehr überlaufen ist, das Interesse sich eher auf den atlantischen und asiatischen Raum verschoben hat und das Interesse für Mittel- und Osteuropa dort weniger stark repräsentiert ist. Daher hat in der Wiener Immobilienbranche lange Zeit ein Unbehagen bestanden, sich dort stärker zu positionieren, und der Ruf nach einer Veränderung ist laut geworden. Nachdem sich glücklicherweise das Wiener Messezentrum sehr bewährt hat und die Hallen auch hervorragend geeignet sind, um Immobilienmessen abzuhalten, hat REED Wien versucht, auch den Mutterkonzern in Großbritannien davon zu überzeugen, dass es in Wien ebenfalls eine Immobilienmesse geben soll, die sich vor allem mit dem Raum Mittel- und Osteuropa beschäftigt.

Genau das ist nach zwei Jahren Vorbereitung heuer zum ersten Mal gelungen. Wir haben heuer zum ersten Mal diese REAL VIENNA durchgeführt, und bei dieser Immobilienmesse gleich im ersten Jahr einen durchschlagenden Erfolg erzielen können. Insgesamt waren 200 Aussteller aus 21 Ländern im ersten Jahr tätig, und man zählte über 3 800 Messebesucher, wobei 40 Pro-
zent nicht aus Österreich kamen. Daraus ergibt sich, dass der Schritt zur Internationalisierung der Immobilienbranche mit Unterstützung der Stadt Wien und am Standort Wien gelungen ist, und es ist jetzt schon sicher, dass diese Immobilienmesse fortgeführt wird.

Ich darf Ihnen auch zitieren, was die “Frankfurter Allgemeine Zeitung“ dazu geschrieben hat. – Sie titelte: „Furioser Auftakt für die REAL VIENNA. Jetzt ist die Stadt sogar den internationalen Immobilienmessen MIPIM in Cannes und EXPO REAL in München auf den Fersen." – Das mit den Besucherzahlen und Ausstellerzahlen stimmt noch nicht ganz, aber die Zahlen der Veranstaltung des ersten Jahres, die deutlich höher waren als die Zahlen, die München im Jahr 1997 bei der ersten Durchführung dieser Messe aufzuweisen hatte, machen uns sicher.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur 1. Zusatzfrage: Herr Abg Mahdalik.

Abg Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr Herr Stadtrat! 

Die Messe ist eine gute Einrichtung. Sie kommt aber wahrscheinlich um einige Jahre zu spät. Das hat auch das “WirtschaftsBlatt“ geschrieben. – Ich möchte kurz etwas zitieren, bevor ich zur Frage komme: „Es ist unverständlich, warum Wien sich die Chance, sich als internationale Immodrehschreibe zu etablieren, bisher entgehen ließ. Gerade die Österreicher sehen sich doch so gerne als Vermittler zwischen West und Ost und rühmen sich ihrer guten Kontakte zu ihren östlichen Nachbarn. Überdies haben Experten“ – ziemlich unverdächtig – „wie Ariel Muzikant, Chef der Maklerfirma Colliers International, eine solche Messe bereits seit Jahren gefordert, bis vor kurzem erfolglos.“

Darum meine Frage: Sie waren ja selbst, was positiv anzumerken ist, ein eifriger Besucher der Messen in München und Cannes. Warum hat Wien so lange gezögert, selbst eine Messe zu etablieren?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Wien hat da nie gezögert. Wir haben die REED Messen immer ermutigt, dieses Projekt durchzuführen. Es hängt aber immer vom Betreiber des Standortes ab, und das sind die REED Messen, zu welchem Zeitpunkt Messen durchgeführt werden. Ich finde, dass insbesondere die Vorbereitungszeit für den Start ganz entscheidend war und ist. Es ist nämlich gelungen, alle Wiener Immobilienbetreiber und Immobilienmakler mit einzubinden. Die Großorganisationen, die ihre Immobilienbranche erst in den letzten Jahren auch in Mittel‑Osteuropa aufgebaut haben, waren bereit mitzumachen.

Natürlich hätten alle gern alles sofort beziehungsweise viel früher gehabt. Es macht aber keinen Sinn zu starten, wenn ein Projekt noch nicht ordentlich vorbereitet ist, und genau deswegen hat es eine Zeit lang gedauert. Nebenbei bemerkt, ist die Vorbereitungszeit von zwei Jahren für ein solches Projekt auch im internationalen Vergleich sehr kurz. Und die Stadt hat auch viel Wert darauf gelegt sicherzustellen, dass nicht nur die Standorte, die die Wiener Immobilienbranche anzubieten hat, auf den Markt kommen, sondern dass eine wesentlich breitere Darstellung international erfolgreich sein konnte.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 2. Zusatzfrage: Herr Abg Mag Chorherr.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Neben der Frage der Messen erhebt sich betreffend Immobilienstandort auch immer die Frage, ob es einer Stadt gelingt, ein paar zukunftsweisende, auffällige Objekte zu realisieren, die für die Immobilienentwicklung auch einen internationalen Impuls geben. Ein ganz zentrales Thema weltweit ist die Frage energieeffizienter Bürohäuser, und da ist die Wiener Bilanz verheerend wie auch in vielen anderen Ländern. Es gibt Bürogebäude, die das Zehn-, Zwanzig- oder Dreißigfache, gemessen an einem effizienten Gebäude, brauchen. Ich habe jetzt die Daten des Twin Tower und des Florido Plaza organisiert und festgestellt, dass es unfassbar ist, was da an Energie hineinfließt. 

Meine Frage geht jetzt dahin: Jetzt wird ein Vorzeigeobjekt auf der Platte realisiert, die 200 m-Türme. Ich weiß schon, dass es da keine einfachen Beeinflussungsmöglichkeiten gibt. Aber: Welche Schritte setzt die Wiener Landesregierung auch in Gesprächen mit anderen Abteilungen, um bei diesen 200 m-Türmen ein Maximum an Energieeffizienz betreffend die Sommermonate sicherzustellen? Haben Sie diesbezüglich Informationen? Sind Sie bereits an die WED herangetreten?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter!

Sie nehmen auf ein Thema Bezug, das fraglos gerade in Zeiten steigender Energiepreise besonders wichtig ist. Sie wissen, dass wir im Bereich der Wien Energie sehr wohl Einrichtungen dafür geschaffen haben, um jenen, die sich beraten lassen wollen und bereit sind, darauf einzusteigen, auch entsprechende Beratung angedeihen zu lassen. Und es gibt, wie Sie wissen, auch in der Wiener Bauordnung viele Festlegungen, die es erleichtern, besonders darauf Rücksicht zu nehmen. 

Wenn es sich aber um private Investoren wie zum Beispiel bei den beiden erwähnten Projekten auf dem Wienerberg handelt, die der Meinung sind, dass das in dieser Form nicht notwendig ist, dann haben wir natürlich wenig Einfluss. Und nebenbei gesagt, funktioniert ja bei einem dieser Projekte die Klimatisierung ganz offensichtlich nicht ganz zur Zufriedenheit der dortigen Nutzer.

Bei den Projekten der Stadt Wien selbst werden Sie hingegen feststellen können, dass dort ganz bewusst und besonders darauf Bezug genommen wird. Dass bei der Donau City die Projekte betreffend Energieeffizienz deutlich besser sind als die beiden von Ihnen zitierten Wienerberg-Projekte, werden Sie auch wissen. Dort ist auch seitens der Errichtergesellschaft immer darauf Bedacht genommen worden, mehr Energieeffizienz zu erreichen.

Dass Häuser, die über 200 m hoch sind, bezüglich Energieeffizienz ein besonderes Augenmerk brauchen, ist sonnenklar. Wir werden versuchen, diesen Punkt noch stärker in den Vordergrund zu rücken. Aber Sie wissen ganz genau, wo die Grenzen der Wiener Bauordnung sind und inwieweit privaten Investoren seitens der Stadt Vorgaben gemacht werden können. Wenn diese eingehalten werden, sind die Genehmigungen auch zu erteilen, selbst wenn es noch effizientere und innovativere Lösungen gegeben hätte.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Herr Abg Mag Neuhuber, bitte. 

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Die REAL VIENNA ist ohne jeden Zweifel positiv zu sehen und war auch erfolgreich. Die Unterstützung, die diese Messe durch die Stadt Wien hatte, ist durchaus löblich. Angesichts der Summen, die heute im Immobilienbereich in Zentral‑ und Osteuropa bewegt werden, bin ich der Meinung, dass es vielleicht sogar besser war, dass diese Messe erst später gekommen ist. Und ich glaube, dass sie daher auch gute Erfolgschancen für die Zukunft hat. Dennoch ist die Leitmesse der Immobilienbranche europaweit und weltweit die MIPIM in Cannes, und zwar nicht zuletzt deshalb, weil dort die meisten Entscheidungsträger sind. Diese haben wir noch nicht in Wien, und die sind natürlich auch nicht auf der von Deutschland geprägten Münchner EXPO REAL. Die Entscheidungsträger sind in Cannes. Wenn wir also international im Standortwettbewerb stehen wollen, dann bleibt uns nichts anderes übrig, als auch in Cannes aufzutreten. Da habe ich eine andere Wahrnehmung aus der Immobilienbranche als Sie. Man muss nämlich leider feststellen, dass vor allem der finanzielle Input der Stadt Wien für die Präsentation des Wirtschaftsstandortes Wien in Cannes eher kläglich ausschaut. Dieser ist sehr gering. Und auch unsere Standgröße ist verglichen mit vielen anderen europäischen Regionen und Städten bescheiden. In Wirklichkeit bleibt es einigen wenigen Privaten überlassen, dort den Stand zu machen. 

Meine Frage daher, Herr Stadtrat: Was wird die Stadt Wien nächstes Jahr den Ausstellern bei der MIPIM in Cannes an Unterstützung zukommen lassen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter!

Wir werden uns hüten, der MIPIM Unterstützung zukommen zu lassen! Es ist dies nämlich ein Konkurrenzprodukt zum Standort Wien. Wenn, dann werden wir den österreichischen Unternehmen, die dort Wiener Projekte ausstellen, die ideelle Unterstützung gewähren, die notwendig ist, um sich auch in Cannes entsprechend präsentieren zu können.

Lassen Sie mich nur korrigieren, was Sie zum Stand der Vienna Region gesagt haben: Ich war dieses Jahr nicht bei der MIPIM, aber in den Jahren davor. Und ich kann nur sagen: Wir haben Veränderungen getroffen gegenüber dem Zustand, den ich zu Beginn des Jahrzehnts vorgefunden habe: Da befand sich der Stand im Keller beziehungsweise im Garagenbereich, sozusagen am allerletzten Ort kurz vor den Toiletten. Wir konnten den Standort nun komplett verlegen, wir sind in der Nähe der anderen großen Städte, und ich denke, dass die Präsentation der Vienna Region durch den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, die ecoplus und die WiBAG für das Burgenland sehr ordentlich ist und sich auch die Immobilienbranche selbst sehr bemüht hat.

Ich glaube nicht, dass wir uns mit München, Berlin oder Hamburg dort nicht messen konnten. Ich halte sehr wenig davon, dass wir im Zeitalter virtueller Präsentationsmöglichkeiten bei einer Messe mit Riesenmodellen auffahren, die sehr viel Platz brauchen, wie das andere Städte teilweise tun, aber auch sehr wenig Kommunikationsmöglichkeit bieten. Was Wien dort bieten konnte, ist die übliche Wiener Atmosphäre, die besser dazu geeignet ist, Gesprächssituationen oder Abschlüsse herzustellen, als große Modelle. – Ich denke, dass die Videostationen wesentlich mehr Informationsmöglichkeiten bieten als die althergebrachten Stadtmodelle. Ich glaube, die Veränderungen, die getroffen wurden, waren sinnvoll. Wie weit die Präsentationen im kommenden Jahr gehen werden, wird davon abhängen, wie weit die großen Immobilieneigner – Stichwort: Österreichische Bundesbahnen, zum Beispiel, mit dem Areal des neuen Zentralbahnhofes – dort nicht sowieso schon sehr stark vertreten sein werden. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Herr Abg Ekkamp, bitte.

Abg Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Stadtrat!

Ich glaube, der Erfolg der REAL VIENNA ist hier in diesem Haus unbestritten. Da Sie bereits angedeutet haben, dass Sie auch für die kommenden Jahre wieder eine Beteiligung an der REAL VIENNA-Fachmesse planen und vor kurzem auch die Wiener Beteiligung an der MIPIM in Cannes angesprochen haben, frage ich Sie noch: Was bedeutet die Wiener Beteiligung an der EXPO REAL in München?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter! 

Wir setzen den Schwerpunkt klarerweise auf die Veranstaltung in Wien. Hier geht es nicht nur darum, mit einem Stand repräsentiert zu sein, sondern auch darum, neue Akzente zu setzen, die bei anderen Messen in dieser Form nicht zu finden sind.

Wir haben in diesem Jahr einen eigenen Wettbewerb unter jungen Architekten durchgeführt und die Ausstellung “Young Viennese Architects“ erstmals bei der REAL VIENNA präsentiert. Diese Ausstellung zieht mittlerweile international weite Kreise. Zum Beispiel ist sie derzeit in Berlin in der Galerie Aedes zu sehen, die für Architekturpräsentationen bekannt ist. Wir werden diesen Wettbewerb auch im nächsten Jahre wieder durchführen, Architektur als Motor für die Standortentwicklung einer Stadt präsentieren und zeigen, dass Architektur und Immobilien zusammengehören und nicht nur Volumen und Baumasse hergestellt werden sollen.

Für die Präsentation bei der EXPO REAL wird es in etwa denselben Stand wie bei der MIPIM geben. Wir werden schauen, wie weit die österreichische, die Wiener und die regionale Immobilienbranche selber aktiv ist, und die notwendigen Unterstützungen ideeller Natur leisten. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP – 03034 – 2006/0001 – KFP/LM), die von Herrn Abg David Lasar gestellt wurde und an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet ist. (Auf Grund der Grundversorgungsvereinbarung aus dem Jahr 2004 sind Asylwerber [Menschen ohne offiziellen Asylstatus] in das Regelversorgungssystem des ASVG zu übernehmen. Das hat zur Folge, dass plötzlich Tausende Betroffene in die gesetzliche Sozialversicherung zu integrieren sind. Offiziell befinden sich derzeit rund 30 000 Asylwerber in Österreich. Das Land Wien zahlt für Wiener Asylwerber die Beiträge in die gesetzliche Sozialversicherung. Wie hoch sind die finanziellen Aufwendungen des Landes Wien für die Beiträge der Asylwerber in die gesetzliche Sozialversicherung?) 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren!

Herr Abg Lasar fragt nach der Grundversorgungsvereinbarung aus dem Jahr 2004, mit der zum ersten Mal dafür gesorgt wurde, dass Asylwerber, und zwar alle, entsprechend versorgt sind, dass es zu einer Kostenteilung zwischen Bund und Land kommt und dass festgelegt ist, wieviel die seitdem ebenfalls bestehende Sozialversicherung das Land Wien kostet.

Herr Kollege Lasar! Ich glaube, dass dieser Frage ein Missverständnis zugrunde liegt. Es ist nicht so, dass es die Grundversorgung und zusätzlich die Sozialversicherung gibt, sondern es wurde im Zuge der Grundversorgung definiert, welche die Grundelemente – deswegen auch der Begriff Grundversorgung – der Betreuung von Menschen mit Asylstatus sind, um etwa auch in unser aller Interesse zu verhindern, dass diese Leute unbetreut – wie ich jetzt auf Wienerisch sagen möchte – herumlungern, wenn sie weder die Möglichkeit haben, arbeiten zu gehen, noch soziale Unterstützung bekommen, was Grundlage dafür sein könnte, dass es zu sozialen Schwierigkeiten kommt. Deswegen wurde im Zuge dieser Grundversorgung genau definiert, was Teil dieser Versorgung ist. Dazu gehören natürlich das Wohnen und das Essen, eine sehr bescheidene, minimale Ausstattung an Bekleidung, ein sehr bescheidenes kleines Taschengeld, bei Kindern selbstverständlich der Schulbesuch, weil die Schulpflicht in Österreich für alle gilt, und auch die Sozialversicherung. Das heißt, die Länder zahlen nicht über diese Grundversorgung hinaus noch Sozialversicherungsbeiträge, sondern die Sozialversicherung ist in der Grundversorgung mit inkludiert. 

Bei den Verhandlungen hat es damals die Regelung gegeben, dass die Sozialversicherung die Flüchtlinge mit einem reduzierten Beitragssatz aufnimmt. Dieser reduzierte Beitragssatz beträgt 2006 2,08 EUR pro Tag. Dieser Satz ist aber im vereinbarten Tagsatz der Grundversorgung enthalten und unterliegt natürlich auch der entsprechenden Aufteilung, wie sie in der Grundversorgung zwischen den Bundesländern und zwischen Bund und Land vereinbart ist. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur 1. Zusatzfrage. Herr Abg Lasar, bitte.

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön.

Frau Stadträtin! Meine Zusatzfrage lautet: Wie hoch ist der Anteil der unbegleiteten minderjährigen Asylwerber in Wien? Da demnächst auch Rumänien und Bulgarien EU-Mitglied werden, nehmen auch Experten an, dass in diesem Bereich die Zahl der minderjährigen Asylwerber ansteigen wird.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich kann jetzt auf den ersten Blick den Zusammenhang zwischen der EU-Erweiterung und den unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen nicht erkennen. Ganz im Gegenteil. Die gegenwärtige Situation ist – da dilettiere ich jetzt allerdings in einem anderen Ressort, nämlich in dem meiner Kollegin VBgmin Laska –, dass wir leider beobachten müssen, dass die Jugendlichen, die aus den von Ihnen zitierten Ländern manchmal hier auf den Straßen vorzufinden sind, keine unbegleiteten Jugendlichen sind, sondern manchmal junge Leute, die sehr bewusst von verantwortungslosen Menschen zum Betteln eingesetzt werden. Ich weiß aber, dass meine Kollegin VBgmin Laska diesbezüglich sehr aktiv ist, und das ist ja gerade auch die Chance der EU-Erweiterung, dass wir mit den Ländern vor Ort Kontakt aufnehmen können, dass die Kinder betreut werden.

Wenn ich richtig informiert bin, gibt es sogar eine Reihe von Projekten, die wir auch finanziell unterstützen. Ich bitte, meine Antwort jetzt nicht auf die Waagschale zu legen, da es sich, wie gesagt, nicht um mein Ressort handelt. Ich habe das aber mit verfolgt, weil mich das natürlich persönlich auch bewegt hat, denn da geht es immerhin um das Schicksal von Kindern, und die liegen mir am Herzen, wurscht, wo sie geboren sind! Wenn Kinder zum Betteln missbraucht werden, tun sie mir leid, wurscht, wo sie geboren sind. – So weit ich informiert bin, gibt es sogar Projekte in Rumänien, die wir unterstützen. Das hat es Kontakt gegeben, und ich glaube, dass einmal auch rumänische Verantwortliche hier in Wien waren, um zu überlegen, wie man diese Jugendlichen betreuen kann. – Ich sehe am Nicken meiner Mitarbeiter, dass ich mich richtig erinnere.

Ich glaube, dass das Thema, das Sie angesprochen haben, wichtig ist. Es hat aber nicht direkt oder eigentlich überhaupt nichts mit der Flüchtlingssituation zu tun, sondern damit, dass wir im Zuge des leider immer noch großen Einkommensgefälles innerhalb Europas mit großen sozialen Problemen konfrontiert sind. Ich denke aber, dass es eben eine große Chance ist, die Europa bietet, dass wir den Ländern diesbezüglich einerseits auch Auflagen erteilen können, und ich bin dafür, dass wir da eine gewisse Strenge walten lassen, gleichzeitig aber auch Hilfestellung bieten können, damit die sozialen Probleme nicht exportiert, sondern vor Ort gelöst werden. Dabei ist natürlich die Frage der Kinder – und ich nehme an, von diesen Kindern haben Sie gesprochen – ein ganz besonderes Anliegen. Ich glaube, dass der Weg der hier eingeschlagen wurde, ein guter und vernünftiger ist. Ich unterstütze das, so weit ich aus meiner Sicht kann, eigentlich betrifft das aber das Ressort meiner Kollegin VBgmin Laska. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur 2. Zusatzfrage: Frau Abg Mag Korun, bitte.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir sind zwar sehr froh, dass es die Grundversorgung, die zwischen Bund und Ländern vereinbart wurde, gibt. Trotzdem passiert es immer wieder, dass Menschen betreffend die Aufnahme oder den Weiterverbleib in der Grundversorgung Steine in den Weg gelegt werden.

Der Fonds Soziales Wien verlangt zum Beispiel meines Wissens seit einem Jahr einen eigenen Mietvertrag, um die Unterstützung für die Miete im Rahmen der Grundversorgung ausbezahlen zu können. Das heißt, die Menschen, die keinen Mietvertrag haben, der auf ihren Namen lautet, sondern bei Freunden oder Bekannten untergekommen und Mitbewohner sind, erhalten diese Unterstützung nicht. Es hat auch in mehreren Fällen Beschwerden gegeben, dass Menschen, die bei Wohnungskontrollen zweimal nicht angetroffen werden, aus der Grundversorgung herausgenommen werden.

Meine Frage lautet: Wie vielen Personen – beziehungsweise präziser: Asylwerbern und Asylwerberinnen – wurde, seit es die Grundversorgungsvereinbarung in Wien gibt, die Grundversorgung wieder gestrichen? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich glaube, die Prinzipien der Grundversorgung unterliegen auch hier einem gewissen Missverständnis. – Das sind nicht Regeln, die wir uns geben, sondern Regeln, die in äußerst schwierigen Verhandlungen mit dem Bund zustande kommen. – Ich werde auf das Thema mit dem Mietvertrag noch gerne zu sprechen kommen, weil das ein absolutes Kampfgebiet war, wo Kollege Hacker und ich im Interesse unserer Flüchtlinge gemeinsam in den Kampf gezogen sind.

Zurück zu meiner ursprünglichen Bemerkung: Diese Regeln geben nicht wir uns, sondern diese Regeln werden nach mühseligen Verhandlungen mit dem Bund letztlich vom Bund festgelegt. Ich darf nochmals in Erinnerung rufen: Flüchtlingsbetreuung ist Bundesangelegenheit, und es war das Land Wien, das die Fahne in die Hand genommen und gesagt hat: Jawohl, wir sind bereit, einen Teil dieser Kosten zu übernehmen! Wir hätten uns auch zurücklehnen und die alte, unbefriedigende Situation beibehalten können, in der ein beträchtlicher Teil der Flüchtlinge völlig unbetreut war.

Das ist zum Beispiel einer der historischen Gründe, warum unser Integrationshaus entstanden ist. Unter den unbetreuten Flüchtlingen gibt es einige, die noch dazu schrecklich traumatisiert sind, insbesondere Frauen. Ich erinnere an die Greuel bei den Auseinandersetzungen im ehemaligen Jugoslawien, als Frauen als Kriegsmittel – da bekomme ich eine Gänsehaut! – Massenvergewaltigungen unterzogen wurden. Viele von diesen Flüchtlingen waren unbetreut, und das ist einer der Gründe, warum das Integrationshaus ins Leben gerufen wurde, um eben schwer traumatisierten Flüchtlingen zu helfen, die sonst völlig auf der Straße gestanden wären und keine Betreuung hatten, psychologische sowieso nicht, ja nicht einmal Essen und Wohnen.

Da haben wir in Wien gesagt: Springen wir über unseren Schatten! Nicht dass wir zuviel Geld hätten und nicht wissen, was wir damit tun sollen! Aber wir bekennen uns dazu, dass das wenige Geld, das wir haben, sparsam und effizient eingesetzt, auch den Ärmsten der Armen zukommen soll. – Deswegen haben wir damals die Fahne in die Hand genommen und uns über diese Bund-Länder-Vereinbarung bereit erklärt. In mühseligen Verhandlungen konnten wir dann bewirken, dass auch andere Bundesländer mitgezogen sind, sodass wir dann zu dieser Vereinbarung gekommen sind, dass der Bund 60 Prozent und die Länder freiwillig 40 Prozent dieser Betreuung übernehmen, und zwar auch die Betreuung jener, die noch in oberen Instanzen sind. Das ist ja ein Teil unseres Problems, der leider nach wie vor ungelöst ist. Ich hoffe, dass das in Zukunft besser werden wird! Nach wie vor dauern nämlich die Verfahren elendiglich lang, was weder im Interesse der Flüchtlinge noch im Interesse des Systems und auch nicht im Interesse der hier ansässigen Bürger und Bürgerinnen liegt, weil sich damit natürlich die Verfahren und die Ungewissheit auf immer und ewig ziehen.

Ich habe diese lange Erklärung deswegen gegeben, weil ich damit deutlich machen möchte, dass das an und für sich nach wie vor rein rechtlich eine Bundesangelegenheit ist und der Bund die Bedingungen bestimmt. In mühseligen Verhandlungen kommen wir dann zu Vereinbarungen, zum Beispiel betreffend Mietvertrag. – Es wurde uns vom Bund vorgeschrieben, beziehungsweise hat man versucht, uns vorzuschreiben, dass vergebührte Mietverträge vorzulegen sind. Ein beträchtlicher Teil unserer betreuten Flüchtlinge lebt in Privatquartieren, bei Verwandten oder Bekannten, und das ist gut so, weil damit die Integration viel leichter fällt, als wenn sie in größeren Quartieren leben. Wie bemühen uns um möglichst kleine Quartiere, aber Familienanschluss ist immer gescheiter für das Wohlfühlen und für die Integration.

Wie erwähnt, hat man uns vorzuschreiben versucht, dass vergebührte Mietverträge vorzulegen sind. Es wäre eine Katastrophe gewesen, wenn jemand aus Albanien oder Tschetschenien, der seit Jahren hier lebt, auf einmal einen vergebührten Mietvertrag vorlegen hätte müssen! Dann wäre genau das passiert, was Sie zu Recht befürchten, dass eine solche Vorlage nämlich nicht möglich gewesen wäre und die Leute vom Bund aus dieser Vereinbarung rausgeschmissen worden wären, weil dieser für die Verwaltung zuständig ist und dort die Entscheidung gefällt wird und nicht von uns.

Wir agieren hier im Auftrag und geben diese Aufträge an unsere Organisationen weiter. Und wir haben verhindert, dass es diese Vergebührung geben muss. Was aber sehr wohl vorgelegt werden muss, ist eine Mietvereinbarung. Da bitte ich, die Realität und die Praxis zu sehen! Wenn jemand Geld dafür kassiert, dass er jemand anderem Untermiete gibt, dann muss es zumindest in irgendeiner Art und Weise eine Unterlage geben, auf der steht, dass der Herr Müller bei Herrn Maier wohnt und der Herr Meier dafür Geld kassiert. Es wird lediglich eine Vereinbarung verlangt, dass jemand ein Zimmer bewohnt oder mit bewohnt, es wird aber kein vergebührter Mietvertrag verlangt. Genau darüber haben wir uns auseinander gesetzt beziehungsweise gestritten. Und wenn es betreffend die Begrifflichkeit Schwierigkeiten gibt: Kollege Hacker ist da, und wir können das gerne noch im direkten Gespräch klären.

Das heißt: Die Regeln werden festgelegt, der Bund hat diesbezüglich nach wie vor das Sagen. Wir verhandeln sehr intensiv, um eine unbürokratische, menschliche, aber natürlich korrekte Vorgangsweise zu ermöglichen. Der Mietvertrag ist ein Beispiel dafür. Die Zahlen habe ich jetzt nicht alle im Kopf, aber auch das können wir gerne im Zwiegespräch klären. Ich glaube nicht, dass jemand aus diesem Grund aus der Bund‑Län-
der‑Vereinbarung hinausgeflogen ist. Wir können das aber, wenn sie da konkrete Fälle haben, wie gesagt, gerne in einem direkten Gespräch noch zu klären versuchen!
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur 3. Zusatzfrage: Frau Mag Ekici. 

Abg Mag Sirvan Ekici: Guten Morgen, Frau Stadträtin! 

Vorweg gesagt: Natürlich soll jeder, der Asyl braucht, auch Asyl bekommen. Das ist der Standpunkt der ÖVP, und wir wissen, dass hinter jedem Antrag auch ein Mensch steckt.

Gestern haben wir in den Zeitungen gelesen, dass es einen Rückgang der Asylanträge um fast 50 Prozent auf Grund des neuen Asylgesetzes gibt, das die SPÖ ja mit getragen hat. Unser Motto bei der ÖVP war: Klare Kriterien, keine falsche Hoffnung! – Nun meine Frage: Wieviel an Kosten erspart sich die Stadt Wien durch diesen Rückgang? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das kann ich Ihnen deswegen noch nicht sagen, weil unsere Verrechnungsmodalitäten mit dem Bund äußerst komplex sind. Ich sage jetzt in aller Offenheit, dass wir uns wünschen würden – völlig wurscht, wie die Regierung aussieht und welche Farbe sie hat –, dass diese Regelungen in Zukunft leichter und vor allem rascher getroffen werden. Es herrscht nämlich wieder einmal die Situation, dass die Stadt Wien in Vorlage tritt, weil wir das Ganze auf Grund dieses komplexen und vom Bund leider immer sehr spät vollzogenen Verrechnungsmodus nicht auf dem Rücken der Organisationen, mit denen wir zusammenarbeiten, und schon gar nicht auf dem Rücken der betroffenen Menschen austragen wollen. 

Was meine ich damit konkret? – Der Verrechnungsmodus ist insofern sehr komplex, als wir 100 Prozent Kosten haben. Von diesen 100 Prozent Kosten müssen einerseits wir 60 Prozent vom Bund refundiert bekommen, und andererseits auch all diejenigen, die schon in der nächsten Instanz sind. Deswegen habe ich das vorher erwähnt, weil das nicht nur politisch und menschlich, sondern auch ökonomisch eine große Bedeutung hat. Teil der Bund-Länder-Vereinbarung war nämlich, dass der Bund zu 100 Prozent für diejenigen zuständig ist, die schon in höheren Instanzen sind, denn es kann ja nicht sein, dass der Bund nicht in der Lage ist, rasche Verfahren in nächster Instanz fortzuführen und die Länder dafür zahlen müssen! Die Menschen zahlen mit den menschlichen Problemen, die sie haben, und die Länder zahlen es finanziell. Deswegen wurde festgelegt, dass diejenigen, die in nächst höherer Instanz sind, vom Bund bezahlt werden müssen. Sie müssen also auch abgerechnet werden. 

Angesichts knapper Budgetzahlen sind wir in der nicht angenehmen Situation, dass wir zu 100 Prozent in Vorlage treten und dann über jeden Einzelnen streiten müssen, wann wir das Geld bekommen, weil das eben nach wie vor Bundessache ist. Im Moment geht es vor allem um die Frage, wie hoch dieser Anteil an Personen ist. Eigentlich sollte das leicht sein, denn wer in nächster Instanz ist, ist leicht festzustellen. Wir müssen aber mit dem Bund vor allem darüber – ich will es einmal höflich formulieren – sehr intensive Diskussionen führen, wieviel betreffend die Menschen, die in nächster Instanz sind, auch wirklich vom Bund refundiert wird. Diesbezüglich haben wir noch kein Ergebnis. Im Prinzip müsste es darauf hinauslaufen, dass nur wir für diejenigen zuständig sind, die wirklich im Land bleiben, was etwa eine Größenordnung von 10 Millionen EUR ausmacht. Der Rest müsste, wenn wir das Geld bekommen, durch den Bund übernommen werden. Wir haben es aber noch nicht und sind noch mitten in den Diskussionen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Wir kommen zur 4. Zusatzfrage: Frau Abg Matzka-Dojder.
Abg Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Stadträtin!

Die 15a-Vereinbarung gibt es schon seit 2004, und Sie haben auch gesagt, dass Wien hier federführend war, dass sie zustande kam. – Meine Frage: Hat sich diese 15a-Vereinbarung aus Ihrer Sicht für die schutzbedürftigen Menschen bewährt und soll sie auch in dieser Form beibehalten werden? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Abgeordnete! Sie haben an meinen vorherigen Erläuterungen, mit welchen ich auch ein bisschen die Komplexität dieses Themas darzustellen versucht habe, gesehen, dass ich dieser Vereinbarung nicht völlig unkritisch gegenüber stehe. Aber mit derselben großen Vehemenz, mit der ich die einzelnen Punkte anspreche, wo es noch zu kompliziert ist und wo noch Verbesserungen notwendig wären, verteidige und begrüße ich diese Regelung an sich. Wir werden alles daran setzen, dass sie auch so bleibt, denn ich denke, das ist wirklich der entscheidende Schritt in dieser Bund-Länder-Vereinbarung. Deswegen haben ja die Länder, über ihre Kompetenz hinaus gehend, gesagt: Wir sind bereit, hier auch Kosten zu übernehmen.

Das Grundprinzip ist, dass alle Menschen betreut sind, und das ist unglaublich wichtig. Das ist wichtig für die Flüchtlinge, die diese Betreuung brauchen. Das ist auch wichtig, weil es darunter natürlich auch einige gibt, die in Wirklichkeit keine Flüchtlinge sind und den legalen Flüchtlingsstatus auch nicht bekommen könnten. 

Aber auch da ist es wichtig, die im Auge zu haben. Es ist in jeder Hinsicht wichtig, dass sie nicht irgendwohin diffundieren und verschwinden, was sie logischerweise tun - Klammer auf - müssen - Klammer zu -, wenn sie überhaupt keine Versorgung bekommen. Es ist wichtig für das System an sich, weil man zum ersten Mal einen Überblick hat. Früher, wenn ich an ehemalige Diskussionen erinnere, war oft gar nicht klar, wie viele Flüchtlinge es überhaupt gibt, welche noch da sind, welche weitergewandert sind, weil sie nicht betreut waren. Insofern hat natürlich niemand den Überblick gehabt. Es ist vor allem auch im Interesse der Aufnahmegesellschaft, weil auf diese Art und Weise soziale Konflikte und Kriminalität vermieden werden können. Denn was soll jemand, der sich in diesem Land legal aufhält, weil im Zuge des Flüchtlingsstatus ist man ja legal hier? Aber früher war die Situation so, sie durften nicht arbeiten, sie haben keine Sozialhilfe bekommen, sie haben nichts zum Wohnen gehabt, sie haben nichts zum Essen gehabt und die Kinder, was sowieso eine Katastrophe war, waren auch nicht betreut. Für die hätte zwar theoretisch die Schulpflicht gegolten, aber die Praxis hat so ausgeschaut, dass man nicht wusste, wo die sind. Das heißt, die Leute hatten überhaupt keine andere Chance, als dass sie dann irgendwohin verschwunden sind. Damit ist Nährboden für soziale Konflikte und leider zum Teil manchmal auch für Kriminalität gelegt worden. 

Das heißt, mit aller Vehemenz sage ich, es ist gut, dass wir diese Bund-Länder-Vereinbarung haben. Endlich sind alle Flüchtlinge im Zuge ihres Verfahrens betreut. Aber es sollte natürlich schon so sein, dass die Verfahren in Zukunft schneller sind, denn das ist noch eine große Belastung für das ganze System und vor allem für die Menschen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 5. Zusatzfrage. Herr Abg Lasar, bitte.

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Eine kurze Frage noch: Welche Versicherungsleistungen werden für die Asylwerber, die jetzt in Wien leben, in Zukunft abgedeckt?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Abgeordneter!

Das hat sich durch meine vorherige Antwort ergeben. Die Flüchtlinge sind im Zuge dieser Bund-Länder-Vereinbarung im Rahmen der Vereinbarung nicht extra, sondern ganz normal versichert wie alle anderen Leute auch. Wenn sie krank sind, können sie zum Arzt gehen. Wenn sie Medikamente brauchen, können sie Medikamente kriegen. Und wenn sie Zähne brauchen, kriegen sie diese glücklicherweise auch. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Damit ist die 4. Anfrage erledigt. 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 04291-2006/0001 - KGR/LM). Sie wurde von Herrn Abg Maresch gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Das Wiener Umweltinformationsgesetz bestimmt, dass einem Begehren auf Mitteilung von Umweltdaten spätestens innerhalb von einem Monat zu entsprechen ist. Werden die verlangten Umweltdaten nicht oder nicht im begehrten Umfang mitgeteilt, so ist auf Antrag der FragestellerInnen darüber ein Bescheid zu erlassen. Wie viele derartige Bescheide wurden seit Beginn Ihrer Amtszeit erlassen?) 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Die Antwort auf Ihre Frage lautet: keine.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur 1. Zusatzfrage. Herr Abg Mag Maresch, bitte.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Schnelle Antwort. 

Ich habe schon ein Problem mit dem UIG, weil wir waren eigentlich überrascht, dass in der Diskussionsphase vor der Verabschiedung zum Wiener UIG im Juni die Stadt sozusagen sehr freigiebig mit Informationen umgegangen ist und wir immer alles bekommen haben. 

Deswegen meine erste Frage dazu: Und zwar gibt es einen naturschutzrechtlichen Bescheid zur Lobau-Autobahn. Wie können Sie sich erklären, dass wir diesen Bescheid nicht bekommen haben, erst einmal rechtzeitig, jetzt ein bisschen später bekommen haben und dann haben wir eine Zusammenfassung des Bescheids bekommen? Jetzt kann ich mir schon vorstellen, dass Sie glauben, dass das der ganze Bescheid ist. Aber wie kann zum Beispiel für Bürger, die das interessiert, sichergestellt werden, dass der ganze Bescheid für die Probebohrungen auch an die Öffentlichkeit gelangen kann?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ehrlich gesagt, eine ganz einfache Antwort: Die Vollziehung des Umweltinformationsgesetzes ist keine politische Aufgabe, das ist eine behördliche Aufgabe, die, so glaube ich, von der MA 22 in hervorragender Art und Weise vollzogen wird. Ich kann Ihnen wirklich keine Antwort darauf geben. Ich hoffe, Sie verlangen nicht von mir, dass ich sämtliche behördlichen Bescheide, die die MA 22 im Laufe der letzten zwei Jahren erlassen hat, persönlich kenne und gelesen habe. Das ist nämlich nicht der Fall. 

Ich lese mir das durch, was ich selbst unterschreibe. Das ist bei diesen Bescheiden nicht der Fall, deswegen muss ich Sie um Verständnis bitten, dass ich dazu keine detaillierte Auskunft geben kann. Ich kann Ihnen auf Wunsch gern die entsprechenden Stellen aus dem Umweltinformationsgesetz vorlesen, aber ich nehme an, das werden Sie selber auch zusammenbringen, welche Gründe es gibt, Sachen zu beantworten, wo es sozusagen einschränkende Passagen gibt. Aber ich nehme an, Sie kennen das Gesetz. Wir haben es vor gar nicht langer Zeit hier im Landtag beschlossen. 

Noch einmal: Ich bin der Überzeugung, dass die MA 22 dieses Gesetz, wie viele andere Dinge auch, sehr vorbildlich handlet und die Verantwortung im Sinne des Gesetzes sicher hervorragend über die Bühne bringt.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage kommt vom Herrn Kollegen Parzer. Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Liebe Frau Stadträtin!

Ich will jetzt nicht auf die Lobau-Autobahn eingehen, obwohl die für uns im Gegensatz zu den GRÜNEN sehr wichtig ist. Die hätte ich lieber schon heute als morgen.

Ich möchte etwas anderes wissen. Wie wir wissen, sind aussagekräftige Luftsituationsdaten, die laut Umweltinformationsgesetz veröffentlicht werden müssen, vorgeschrieben. 

Meine Frage ist: Wird es in nächster Zeit mehr Messstationen für diese Luftdaten geben?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Herr Abgeordneter!

Die Messstellen haben meines Wissens nach mit dem Umweltinformationsgesetz so nichts zu tun. Das Umweltinformationsgesetz schreibt vor, wenn Bürger sehr spezifische Anfragen zu bestimmten Umweltdaten haben, dass sie die gewährleistet bekommen. Bei den Messstellen ist es insofern ein bisschen anders, als diese Daten ohnehin minütlich aktualisiert im Internet jederzeit abrufbar sind. Das heißt, Sie können sich jederzeit anschauen, welche Messwerte eine bestimmte Messstelle ausweist, wo es Überschreitungen gibt und so weiter. Also das geht über die Ansprüche des UIG, denke ich mir, weit hinaus.

Ja, zu Ihrer Frage, es wird insofern eine zusätzliche Messstelle geben, als wir von der Europäischen Union dazu verpflichtet werden, auch PM2,5 zu messen. Die Entscheidung, an welcher Messstelle das genau stattfinden wird, ist noch nicht endgültig gefallen. Das heißt, diesen Wert werden wir noch zusätzlich an einer der bereits vorhandenen Messstellen messen. 

Wir sind aber mit unseren Messstellen, und das haben wir schon öfters betont, ohnehin weit über dem Anspruch, den die Europäische Union an uns stellt. Es sind ungefähr fünf bis sechs Messstellen vorgeschrieben, aber wir haben derzeit das Doppelte in der Stadt, weil wir es für wichtig halten, hier ein umfassendes Messnetz zu haben.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage kommt vom Herrn Kollegen Blind. Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Es gibt natürlich Themen, wo die Umweltdaten, wenn man sie in einem Abstand von einem Monat erfährt, durchaus nützlich sind. Jetzt gibt es aber die Umwelt betreffende Informationen, die vielleicht durchaus taggenau erfolgen sollten, und zwar kennen Sie unsere Forderung nach elektronischen Anzeigetafeln bei der Alten und der Neuen Donau. Weil es ist nicht interessant, wie die Badewasserqualität vor einem Monat war. Es ist auch nicht interessant, ob das, was mich auf der Donauinsel beißt und sticht, der Eichelprozessionsspinner war. Es ist auch nicht wichtig, ob vor einem Monat die Eisdecke dünn war, wenn ich eingebrochen bin, und ich bestätigt bekomme, eigentlich hätte es ein Eislaufverbot geben müssen. Oder dass es eigentlich ein Grillverbot hätte geben müssen. 

Ich weiß, man kann manche Dinge aus dem Internet herauslesen, man kann manche Dinge vielleicht durchaus aus den Zeitungen herauslesen, aber mir schwebt vor, dass wir trotzdem Informationstafeln, durchaus vielleicht, wenn es wirklich gefährlich ist, auch in Sprachen...

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Kommen Sie bitte zur Frage, Herr Abgeordneter.

Abg Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Wenn ich es nicht erkläre, weiß die Frau Stadträtin nicht, was ich fragen will. Es ist ja die Fragestunde, großer Vorsitzender, und die Fragestunde ist nicht nur die Antwortstunde, nicht wahr! Aber ich erwarte auf die große Frage eine lange Antwort. 

Das heißt, es gibt Informationen, die taggenau wichtig sind. Meine Anregung wäre auch, dass man nicht sagt, nur in Deutsch, sondern da könnte man vielleicht auch andere Sprachen verwenden, damit die von der Gefahr Betroffenen wissen, dass dort Gefahren lauern.

Das heißt: Könnten Sie doch dieser Idee der Freiheitlichen nahe treten und bei der Alten und der Neuen Donau elektronische Anzeigetafeln installieren, damit auf diese Gefahren hingewiesen wird? Derzeit gibt es schon ganz kleine Tafeln auf der Alten und der Neuen Donau, alles in Deutsch selbstverständlich, dass diese oder jene Gefahr da ist. Aber, wie gesagt, wir wollen elektronische tagaktuelle Informationen haben.

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Wenn ich Sie richtig verstanden habe, möchten Sie gerne elektronische Tafeln, die den Zustand der Wasserqualität, Eis und so weiter anzeigen. 

Jetzt sage ich Ihnen, aus meiner Sicht machen elektronische Anzeigetafeln ganz ehrlich dann Sinn, wenn man sie direkt mit einem Messnetz rückkoppeln kann. Das geht bei Luftmessungen deswegen etwas leichter, weil die Messstellen quasi direkt ins Netz einspeisen. Bei Wasserproben ist es ganz etwas anderes. Die muss man ziehen, ins Labor bringen und untersuchen. Also wird da eine automatische Rückkoppelung zu so einer Anzeigetafel sozusagen ein bisschen schwierig werden. 

Was das Eis auf der Alten Donau betrifft, möchte ich darüber informieren, dass wir nicht mehr das Eis freigeben, also es keine offizielle Freigabe der MA 45 und daher auch keine offizielle Sperre der MA 45 gibt, weil wir nicht in der Lage sind, die Eisqualität über die ganze Alte Donau hinweg wirklich so zu beurteilen, dass wir dann die Verantwortung dafür übernehmen können, weil das heißt es ja letztlich, wenn dort irgendjemandem etwas passiert. Das heißt, auch zu diesem Thema machen wir eigentlich überhaupt keine Aussagen mehr, und auch zu anderen Dingen.

Ich bin mir nicht sicher, ob es, wie gesagt, aus diesen vorher genannten Gründen sinnvoll ist, so eine Anzeigentafel zu machen. Das macht im Zusammenhang mit dem Luftmessnetz sicher mehr Sinn, wenn man dann wirklich stündlich aktuelle Messwerte sehen kann. 

Präsident Heinz Hufnagl: Die vierte und letzte Zusatzfrage kommt von Herrn Mag Maresch. Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ich war natürlich nicht wirklich überrascht, weil bei dem Telefonanruf in Ihrem Büro hat mir ein Mitarbeiter von Ihnen die Frage gestellt, warum ich überhaupt den Naturschutzbescheid haben will. Das war eine interessante Frage. Weil offensichtlich war er der Meinung, dass so etwas eigentlich gar nicht gefragt werden könnte. 

Aber ich möchte trotzdem noch ein zweites Beispiel erfragen. Und zwar haben wir das Gesetz, das Wiener UIG, am 29. Juni verabschiedet. Am 27.6. habe ich in der MA 22 angerufen und wollte das Gutachten über die UVP-Pflicht oder die Nicht-UVP-Pflicht beim Ausbau des Terminals Hafen Freudenau haben. Daraufhin habe ich am 4.7. ein Schreiben der MA 22 bekommen, in dem steht, dass in diesem Gutachten der Rechtsanwaltskanzlei Onz & Krämer keine umweltrelevanten Daten stehen und wenn ich es unbedingt haben möchte, ich doch bei Onz & Krämer anrufen und mir dieses Gutachten schicken lassen soll. Das ist eine interessante Geschichte. Es geht immerhin um eine Umweltverträglichkeitsprüfung. Da gibt es ein Gutachten, dass man das nicht braucht und dann stellt ein Mitarbeiter in der MA 22 fest, dass das eben nicht so ist, und das genügt. 

Wir haben daraufhin am 5.7. ein Schreiben an die MA 22 gerichtet und wollten sozusagen bescheidmäßig, und das sieht auch das Gesetz vor, eine Erklärung der MA 22, warum das so ist. Am 5.7. war das so. Es gibt eine Frist von acht Wochen. Heute haben wir den 6.10. und haben bis jetzt nichts bekommen. Das heißt, die MA 22 hat erstens zumindest die Frist überschritten und zweitens hätte ich dann vielleicht doch einmal gern, dass sich die MA 22 bemüht, uns eine adäquate Antwort zu schicken. 

Deswegen meine Frage: Werden Sie sich bemühen, dass wir, zumindest jetzt, nach dem 6.10., doch endlich eine Antwort bekommen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte sehr, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich kann das gern übernehmen, bei der MA 22 einmal nachzufragen, wenn Sie das wünschen. Aber prinzipiell kann ich nur das wiederholen, was ich vorher gesagt habe. Es ist ein behördliches Verfahren, das von der Behörde, wie ich glaube, sehr gut abgewickelt wird und nicht über meinen Schreibtisch geht. Deswegen bitte nicht böse sein, wenn ich mich für die Anfragebeantwortung nicht in alle Antworten, Rückantworten, Wiedernachfragen oder sonstige Themen eingelesen habe. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke sehr, Frau Stadträtin. Damit ist die Fragestunde des Landtags beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Wien-Tourismus auf Rekordkurs - Aussichten und weitere Maßnahmen" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nunmehr den Erstredner, Herrn Abgeordneten, Vizepräsident der Wiener Wirtschaftskammer, Friedrich Strobl zum Rednerpult, wobei ich bemerke, dass dieser Erstredner zehn Minuten Redezeit hat. 

Abg Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das heutige Thema "Wien-Tourismus auf Rekordkurs - Aussichten und weitere Maßnahmen" ist ein Thema, wo wahrscheinlich die Aufteilung so ist, dass jeder Redner, jede Rednerin, egal, ob von der Regierungsfraktion oder von den Oppositionsparteien fünf beziehungsweise zehn Minuten hat, um einen Teil des positiven Ergebnisses und der tollen Situation, die wir im Wien-Tourismus haben, abzudecken und all die Punkte, die es hier positiv gibt, hervorzustreichen. 

Lassen Sie mich aber zu Beginn vielleicht ein bisschen in der Zeit, ein paar Jahre, zurückgehen. Da kann ich mich daran erinnern, damals hat es noch den Abgeordneten der Freiheitlichen Walter Prinz gegeben, der hier beim Rednerpult gestanden ist und darüber geklagt hat, wie viele neue Hotels in dieser Stadt gebaut werden und dass das eine Katastrophe ist, weil sich das nie ausgehen kann, so viele Touristen nie nach Wien kommen. Er wurde eines Besseren belehrt. 

Im Jahr 2003 hat es unter Einbeziehung von Expertinnen und Experten der Stadt Wien, der Wirtschaftskammer Wien und vor allem auch aus der Tourismuswirtschaft die Vereinbarung über ein Tourismuskonzept gegeben, mit dem Ziel, bis zum Jahr 2010 zehn Millionen Nächtigungen zu erreichen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie weit sind wir auf diesem Weg? Es war, wie gesagt, 2003. Bis 2010 haben wir noch ein paar Jahre. Trotzdem kann sich die Situation, in der wir uns jetzt befinden, wirklich sehen lassen. Wir rennen als Tourismusstadt Wien von einem Rekord zum anderen. Im Jahr 2005, wo der Wien-Tourismus das 50-jährige Jubiläum seines Bestehens gefeiert hat, hat es einen Höchststand an Gästenächtigungen von 8,8 Millionen Nächtigungen gegeben, ein Plus von 4 Prozent gegenüber dem weiteren Rekordjahr aus dem Jahr 2004. Besonders erfreulich, auch für die Wirtschaft, ist natürlich, dass es auch eine Umsatzsteigerung gegeben hat, die sogar noch höher als 4 Prozent war, nämlich 6,7 Prozent. Zusammengefasst kann man sagen, dass in den vergangenen drei Jahren eine Steigerung von 1,1 Millionen Nächtigungen oder 14,5 Pro-
zent erreicht wurde. 

Was natürlich für uns sehr wichtig ist, ist, dass es einen positiven Trend gibt, nicht nur in der Anzahl der Nächtigungen, sondern dass es auch einen positiven Trend gibt, was die Arbeitsplatzsituation betrifft. Denn natürlich schaffen die Tourismusbetriebe, vor allem die Klein- und Mittelbetriebe sehr viele Arbeitsplätze beziehungsweise sichern sehr viele Arbeitsplätze in dieser Stadt. 

In der Hotellerie hat sich das Bettenangebot auch vergrößert. So haben wir per 31. Mai 2006 in Wien derzeit 43 800 Betten. Das ist ein Plus von 2,5 Prozent im Vergleich zu 2005. In den nächsten Monaten wird sich dieses Angebot noch deutlich steigern. Das Erfreuliche ist, dass es auch bei der Auslastung Steigerungen gibt. Also wir haben nicht eine Situation, dass es mehr Hotelbetten, aber weniger Auslastung gibt, sondern dass auch die Auslastungsrate dementsprechend gestiegen ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist natürlich so, dass das nicht von allein passiert, dass wir im Tourismus so erfolgreich sind. Es hat nichts mit dem Wetter zu tun, auch wenn wir wissen, dass überall auf der Welt die Sonne scheint. Wir müssen hier natürlich an den Rahmenbedingungen, die für uns sehr wichtig sind, weiterarbeiten. Auch das hat sich die Strategiegruppe unter der Leitung des Tourismusdirektors Seitlinger vorgenommen und hat eine ganze Reihe von Punkten und Zielsetzungen angeführt, die es bis 2010, und natürlich dann auch fortführend, zu erreichen gilt. Ich nenne hier nur die Schlagworte: eine Verbesserung der Erreichbarkeit, eine Verbesserung beim Geschäfts-, beim Messe- und beim Kongresstourismus, neue Attraktionen, vermehrte Aktivitäten, eine Verbesserung des Angebots oder der Präsenz beim Shopping, eine Verbesserung bei der Sicherheit und natürlich muss es auch ein dementsprechendes Marketing geben. 

Sie haben mitbekommen, allein all diese Punkte würden jeweils zehn Minuten bedürfen, um sie auszuführen. So viel Zeit habe ich nicht. Deswegen möchte ich mich insbesondere auf einen Punkt konzentrieren, nämlich auf den Kongresstourismus. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir können mit Stolz sagen, Wien ist Kongresstourismus-Weltmeister. Wir sind im Kongresstourismus Weltspitze. Und das nicht erst im Jahr 2006, sondern wir waren das schon im Jahr 2005 und wir waren auch schon im Jahr 2004 Weltspitze. 

Auch dazu ein paar Zahlen: Im Vergleich zum bisherigen Rekordjahr 2004 konnte die Gesamtzahl der Veranstaltungen von 1 633 um 7 Prozent auf 1 748 erhöht werden. Die damit bewirkten Nächtigungen sind um 17 Prozent auf über 1 Million Nächtigungen gestiegen. Das Erfreuliche ist, die Kongresstouristen geben das meiste Geld in unserer Stadt aus. Hier gibt es Angaben und Berechnungen, die von zirka 360 EUR bis über 400 EUR lauten. Der Beitrag des Kongresstourismus zum gesamtösterreichischen Bruttoinlandsprodukt ist um 10 Prozent gestiegen, von 456 Millionen EUR auf 503 Millionen EUR. Auch das Steueraufkommen kann sich dementsprechend sehen lassen. Es erhöhte sich um 11 Prozent auf 138,3 Millionen EUR. Von diesem Steueraufkommen kamen dem Bund rund 90 Millionen und Wien rund 16,8 Millionen EUR zugute.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie sehen also, wir sind sehr aktiv. Es gilt natürlich, diese Aktivitäten beizubehalten und weiter aktiv zu sein. Es gibt noch für das laufende Jahr 2006, aber auch schon für das Jahr 2007 wieder eine sehr große Anzahl von Kongressen, die in Wien geplant sind, mit dementsprechend vielen Besucherinnen und Besuchern. Ich möchte von dieser Stelle dem Tourismusdirektor Karl Seitlinger und seinem Team ganz herzlich Danke sagen und auf diesem Weg auch gute Besserung wünschen, weil er dementsprechend erkrankt ist! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, erfreulich am Tourismus sind nicht nur diese Zahlen, die ich Ihnen genannt habe, sondern es ist auch erfreulich, dass die Wienerinnen und Wiener die Maßnahmen der Stadt unterstützen und dass die Wienerinnen und Wiener erkennen, wie wichtig dieser Tourismus für die Stadt ist. So gibt es eine aktuelle Studie aus dem Sommer, wo die Wienerinnen und Wiener über die Akzeptanz des Tourismus befragt wurden. Hier hat es ein ganz tolles Ergebnis gegeben, nämlich, dass 96 Prozent der Wienerinnen und Wiener gesagt haben, dass die Stadt viel für die Touristen tut. Dass sie stolz sind, dass so viele Touristen in diese Stadt kommen, haben immerhin 84 Prozent der Wienerinnen und Wiener bestätigt. 

Ich möchte die Gelegenheit auch nützen, um an dieser Stelle einen Appell, vor allem an die ÖVP und an die FPÖ, zu richten:

An die ÖVP den Wunsch, dass Sie mit Ihrer Bezirksvorsteherin im 1. Bezirk, mit Frau Stenzel, vielleicht einmal diese Zahlen durchgehen und darauf aufmerksam machen, wie bedeutend die Innere Stadt für den Tourismus ist und wie bedeutend es ist, dass in der Inneren Stadt Events und Veranstaltungen stattfinden und dass letztendlich sowohl die Betriebe als auch die Bevölkerung davon sehr viel haben. 

An die FPÖ lautet mein Appell, dass Sie in Zukunft, wenn Sie über die Stadt Wien sprechen, nicht so tun, als ob Sie über irgendeine andere Stadt in der Welt sprechen. Denn Wien ist eine liebenswerte, lebenswerte, offene Stadt. Die Touristen sind bei uns sehr willkommen und würden sich, wenn Sie weiterhin in der Öffentlichkeit so agieren, wie Sie das im vergangenen Wahlkampf gemacht haben, dementsprechend abschrecken lassen. Dem wollen wir massiv entgegenwirken. Ich ersuche Sie wirklich, in Ihren Äußerungen vorsichtiger zu sein und die Stadt Wien so zu beschreiben, wie sie wirklich ist, nämlich als eine offene, lebenswerte und liebenswerte Stadt, in der es eine hervorragende Lebensqualität gibt! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit jeweils mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Redner hat sich Herr Abg Herzog zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Den Wunsch des Herrn Strobl nehme ich gerne zur Kenntnis. Dass wir Wien natürlich als lebenswerte Stadt betrachten, ist keine Frage. Ich weiß nicht, wie Sie auf die Idee kommen, dass wir anderer Meinung sein könnten. 

Das andere, der Vorwurf des Wahlkampfes und das, was Sie erhoben haben, erinnert mich massiv an das Jahr 2000, wo von sozialistischer Seite, aber nicht nur von dort, der Vorwurf gekommen ist, durch die Einsetzung einer schwarz-blauen Regierung würde der Wien-Tourismus zusammenbrechen. Das hat auch die Frau Sacher vermutet. Ich weiß nicht, ob sie es aus Eigenem gemacht hat, aber interessant ist, dass so etwas kommt. Sie haben gerade in zehn Minuten den Gegenbeweis angetreten, dass das alles nicht wahr ist. Ich darf daher vermuten, dass Ihre allfälligen Bemerkungen in Zukunft in irgendeiner Weise genauso wenig den Tourismus in Wien stören werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Denn der Städtetourismus boomt in ganz Europa. Er boomt ganz besonders in Wien. Keine Frage, das ist sehr erfreulich. Warum? Dafür gibt es verschiedene Gründe. Einen dafür hat Kollege Strobl schon angeführt. Da ist einmal Wien selbst als eine Stadt mit einem unglaublichen internationalen Charakter, der die Leute ungemein anzieht. Wien als Zentrum des Kongresstourismus haben Sie schon genannt. Ich möchte Wien mit seiner Tradition einer Ballkultur hinzufügen. Es ist dieses Schwarzweißballgefüge in Wien etwas, das außerordentlich ist und eine ungemeine Faszination für bundesdeutsche Gäste ausübt. Und natürlich, das haben Sie ganz vergessen, das massive Auftreten der Billig-Airlines, der Billigfluglinien, die dazu geführt haben, dass ein unglaublicher Aufschwung des Städtetourismus in ganz Europa, und damit auch in Wien, eingetreten ist. Die Gründe sind also vielfältig. Sie liegen aber nicht nur bei der Stadtverwaltung und nicht nur bei der Wiener Wirtschaft, deren Aktivitäten wir durchaus hervorheben wollen. 

Aber bei allem Jubel der SPÖ gibt es natürlich eine ganze Reihe von Problemfeldern und echte Gefahrpotentiale. Hervorheben möchte ich einmal das Problem, das wieder frisch angesprochen wurde, zuletzt von der Hoteliervereinigung, nämlich die Forderung nach der Änderung der Ladenöffnungszeiten auch am Sonntag, vor kurzem erst ins Spiel gebracht. Die Ablehnung ist eine überwiegende, sowohl natürlich von den Angestellten selbst, von der Wiener Bevölkerung, die durchaus Interesse hat, dass die Sonntagsruhe erhalten bleibt, als auch von den Kaufleuten selbst. Zum Beispiel hat der Verein der Kaufleute der Mariahilfer Straße eine Umfrage unter den dortigen Geschäftsleuten gemacht, die als eindeutiges Ergebnis gebracht hat, 84 Prozent haben Nein gesagt, 10 Prozent Ja und nur 6 Prozent war es egal. 

Wir begrüßen dieses Ergebnis. Wir sehen aber, dass die Diskussion rund um Tourismuszonen, die jetzt durch einen Pressedienst in den letzten Tagen wieder aktualisiert wurde, die Entwicklung natürlich wieder vorantreibt. Es gibt eben Überlegungen, in der Innenstadt eine solche Tourismuszone einzurichten. Die Wirtschaftskammer ist in dieser Richtung aktiv. Wir legen Wert auf die Tatsache, meine Damen und Herren, dass die Interessen der Betroffenen, und zwar aller Betroffenen, vor einer solchen Maßnahme überprüft und berücksichtigt werden! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Mag Alexander Neuhuber: In Kärnten gibt es das ja auch!) - Ich sage, die werden überprüft und werden berücksichtigt. Mehr sage ich nicht. 

Ein weiteres Problem sind die altbekannten Fragen der Touristenbusse. Wir haben das Problem von 12 000 Bussen, die, wie wir wissen, in der Spitzenzeit mit gravierenden Folgen für den innerstädtischen Verkehr täglich nach Wien kommen. Schauen wir uns zum Beispiel Schönbrunn als Brennpunkt an. Im Jahre 2003 hat es ein preisgekröntes Verkehrslösungsprojekt gegeben, das bis heute auf Eis liegt. Es wurde nicht umgesetzt. Ein neues Buskonzept wurde nunmehr wieder bis zum Jahr 2008 angekündigt. Ich gehe davon aus, dass wir ähnlich wie bei Schönbrunn damit rechnen können, dass das Ganze schubladisiert wird und die Busse weiterhin im Kreise fahren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Weiters möchte ich noch die Gefahrenpotentiale ansprechen. Das ist etwas, was ganz wichtig und vor allem von der Dimension her irreversibel ist. Ich möchte Grinzing ansprechen und sein Schicksal als Beispiel nehmen. Ein alter Weinhauerort verliert schlicht und einfach seine Ursprünglichkeit. Das gewachsene Ortsbild wird zerstört, und zwar leider durch Jahre hindurch mit Zustimmung der sozialistischen Stadtverwaltung. Der Versuch der Einbeziehung ins UNESCO-Weltkulturerbe ist zum Beispiel nicht weiterverfolgt worden. Unsere Vorschläge in Bezug auf Errichtung einer Grinzing-Kommission, Einführung eines Grinzing-Budgets oder die bloße Schaffung eines Grinzing-Museums, wie es beispielsweise in Langenlois als Zeichen des Flairs einer Stadt und eines Weinorts gemacht wurde, sind alle abgelehnt worden. In diesen Problemzonen haben wir dringenden Handlungsbedarf! Die Sozialdemokratische Partei ist aufgefordert, hier dringlichst zu handeln! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster hat sich Herr Abg Marco Schreuder zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Sozialdemokratie!

Ich möchte euch ganz herzlich zu diesem Thema der Aktuellen Stunde gratulieren! Das Interesse zu diesem Thema ist so brennend, das ist eine derartige Auseinandersetzung zwischen den Parteien, wie man das heute sieht, dass sogar die Stadtregierung in kompletter Anzahl hier vertreten ist! (Abg Christian Oxonitsch: Aktuelle Stunde!) Die Sozialdemokratie ist komplett da und hört aufmerksam zu, wenn wir zum Thema Tourismus sprechen! Das wird genau das Thema sein, mit dem die verlorenen Stimmen in den Gemeindebauten, die an die Freiheitlichen gehen, zurückerobert werden! Gratuliere! (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Sogar die ÖVP applaudiert!) 

Wir können natürlich über Tourismus sprechen. Tourismus ist - wir sitzen ja auch in der Tourismuskommission - sicher ein Thema, wo wirklich nicht die großen Streitigkeiten stattfinden, wo es unterschiedliche Ansichten gibt, wo es unterschiedliche Nuancen gibt, wo man sagt, da mehr, da weniger, und ein anderer sagt, woanders. Aber, wie gesagt, Grundsicherung, Bildungsmisere und dergleichen wären uns wichtigere Anliegen in diesem Landtag gewesen. 

Gut, sprechen wir über Tourismus. Ich möchte mich auch beim Wiener Tourismusverband und vor allem bei Herrn Seitlinger für die gute Arbeit bedanken und wünsche auch im Namen der Grünen Fraktion dem Herrn Seitlinger eine gute Besserung! Wir hoffen sehr, dass er bald wieder auf seinen Beinen steht und dass wir bald wieder mit ihm zusammenarbeiten können! 

Zu den Nuancen, von denen ich vorher gesprochen habe. Wir haben sehr oft in der Vergangenheit darüber gesprochen. Es gab eine Wiener Gästebefragung aus dem Jahr 2004, mit der man festgestellt hat, was denn die Gründe für Touristinnen und Touristen sind, um nach Wien zu kommen. Da gibt es sehr interessante Daten. Wir machen nämlich noch immer sehr große Werbung mit Musicals. Es kommen Menschen für Musicals nach Wien. Aber tatsächlich ist die Wichtigkeit von Musicals bei genau 3 Prozent und 4 Prozent der Wien-Besucher-
Innen gehen ins Musical. Aber wir investieren und werben noch immer sehr viel mit Musicals. 

Gleichzeitig gibt es aber Bereiche, von denen wir nach dieser Gästebefragung wissen, das interessiert viele, vor allem junge Leute. Noch immer hat Wien ein bisschen diesen Ruf, sehr klassisch, sehr traditionell zu sein. Die Bälle wurden angesprochen. Natürlich ist das alles wichtig. Aber es gibt eine spannende neue elektronische Szene in Wien. Es gibt eine Clubszene. Viele junge Leute kommen mittlerweile nach Wien, weil sie davon ausgehen, dass hier sehr Spannendes passiert. Es gab einmal etwas sehr Interessantes, und zwar in Kooperation des Wiener Tourismusverbands mit Unit F und departure. Das war dieser Pocketguide, den ich übrigens auch benütze. Der ist nicht nur für Touristinnen und Touristen interessant, wurde aber kaum promotet. (Abg Friedrich Strobl: Kommt 2007 wieder!) Ich habe selbst Schwierigkeiten gehabt, mir ein Exemplar zu besorgen. Also man sieht sehr wohl, es gibt Möglichkeiten, mehr für die Zukunft zu machen. Ich weiß, es wird mehr Zusammenarbeit auch mit departure geplant. Wir begrüßen das sehr. Es gibt jetzt diese Testemonials, wo auch Electric Indigo beispielsweise ein Testemonial macht. So, in dieser Richtung hoffen wir, dass es weitergeht. Wir sehen das als richtigen Schritt, um auch junge Menschen dazu zu bewegen, Wien zu besuchen. 

Aber eine der größten Herausforderung, die wahrscheinlich auf den Wien-Tourismus in der nächsten Zeit zukommt, wird die Fußball-Europameisterschaft 2008 sein. Es wird eine Menge an Menschen in diese Stadt kommen, die in 22 Bezirken, außer in einem, willkommen sein wird. Das sage ich schon zur ÖVP. Im 1. Bezirk, haben wir gehört, sollen die Fans, die zur Europameisterschaft kommen, nicht willkommen sein. Das hat uns Frau Stenzel ausrichten lassen. Sie wollte keine Fanmeilen. Sie wollte keine Veranstaltungen zur Europameisterschaft. Sie wollte keine deutschen, niederländischen, englischen Fans, die hierher kommen. (Abg Nurten Yilmaz: Die deutschen auch nicht?) Wir hoffen, diese Einstellung ändert sich, weil gerade die Innere Stadt für den Wien-Tourismus nicht ganz unbedeutend ist, würde ich einmal meinen. 

Aber die Fanmeilen, so wie wir sie in Deutschland gesehen haben, werden eine große Herausforderung sein. Es werden Campingplätze vonnöten sein, die wir in dieser Stadt noch nie gebraucht haben. Das ist sicher eine der größten Herausforderungen, nicht nur für den Tourismus, sondern für die gesamte Stadt, aber auch besonders für den Wien-Tourismus. 

In diesem Sinne wünsche ich dem Wiener Tourismusverband alles Gute für die Zukunft und erhoffe mir in diesem Landtag in Zukunft etwas spannendere, auch die Wienerinnen und Wiener interessierendere Themen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Mag Thomas Reindl: Kein einziger gescheiter Vorschlag von den GRÜNEN!) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster hat sich Herr Abg Dkfm Aichinger zum Wort gemeldet. Ich erteile dem Herrn Abgeordneten das Wort. 

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Auch mein Vorredner hat schon erwähnt, dass es dem Land und der Stadt anscheinend sehr gut geht, sodass es für den Landtag einer gesetzgebenden Körperschaft Gott sei Dank kein anderes Thema als den Tourismusrekord gibt. (Abg Mag Thomas Reindl: Wir können auch über die ÖVP reden!) Aber ich betone doch, meine Damen und Herren, dass es mir als Unternehmer natürlich ganz besonders angenehm ist, wenn wir über die Wirtschaft reden. Das möchte ich schon anmerken. (Abg Christian Oxonitsch: Wir können auch über das Debakel der ÖVP diskutieren!) Als Unternehmer ist mir das sicher sehr wichtig, dass wir über die Wirtschaft reden. 

Einen Konnex zur Aktualität gibt es schon. Es war vor wenigen Tagen, nämlich am 27. September, der Welttourismustag, den die UNO jedes Jahr ausruft, meine Damen und Herren. Also in diesem Zusammenhang werden wir darüber diskutieren. 

Beim heutigen Titel, "Wien-Tourismus auf Rekordkurs - Aussichten und weitere Maßnahmen", habe ich mir gedacht, dass uns Kollege Strobl natürlich einige aktuelle, wichtige neue Maßnahmen präsentieren wird und möchte, habe aber in seinen Ausführungen nur von der Vergangenheit oder, wortwörtlich gesprochen, von einem Konzept aus dem Jahr 2003 - sehr aktuell für die Aktuelle Stunde -, einem 50-jährigen Jubiläum und Umsatzsteigerungen von 2004 gehört. (Abg Friedrich Strobl: Dann haben Sie nicht aufgepasst!) Meine Damen und Herren, wenn das die neuen Maßnahmen sind, dann weiß ich nicht!

Ich möchte natürlich aber schon an dieser Stelle erwähnen, dass die Wiener Tourismuswirtschaft mit ihren 6 000 Betrieben 60 000 Mitarbeiter beschäftigt und sehr erfolgreich ist, 3,1 Milliarden EUR, auch wir kennen natürlich all diese Zahlen, erwirtschaftet hat, vom Beherbergungsbetrieb, vom Fünf-Sterne-Hotel bis zum Fremdenführer und dass vor allem die Klein- und Mittelbetriebe sehr erfolgreich waren. 

Man darf aber nicht vergessen, meine Damen und Herren, Wien ist im Österreich-Vergleich ganz banal nur auf dem fünften Platz. Vor uns sind vier Bundesländer, zwar nicht ganz vergleichbar, sage ich schon, die aber wesentlich erfolgreicher sind. Ich darf nur erwähnen, dass Tirol 42 Millionen Nächtigungen, Salzburg 22 Millionen und sogar Kärnten mit einer ganz kurzen Saison 12 Millionen Nächtigungen haben. (Abg Friedrich Strobl: Aber, entschuldige!) Warte ein bisschen, Herr Kollege! Warte ein bisschen! (Abg Mag Thomas Reindl: Weil die Schifahrer nicht zu uns kommen! Es gibt nur eine Schipiste!) - Ja, aber noch einmal, auch Tirol mit nicht einmal der Hälfte der Einwohner hat einen wesentlich höheren Tourismusanteil. (Abg Mag Thomas Reindl: Das liegt an den Schifahrern!) Ganz kurz, Herr Kollege Reindl, bleiben wir dabei! (Beifall bei der ÖVP.) 

Kollege Strobl ist natürlich auf einen Bereich eingegangen, der sicher sehr erfolgreich ist, der für einen Städtetourismus wichtig ist, nämlich den Kongresstourismus. Es gibt aber auch den Kulturtourismus und den Städtetourismus, wo viele Einrichtungen, lieber Kollege, vom Bund bezahlt werden. Ich denke nur an die Bundesmuseen, an die Bundestheater, natürlich auch an Schönbrunn, die größte Attraktion mit den meisten Besuchern in Wien. (Abg Mag Thomas Reindl: Das Theater hat schon seit acht Jahren keine Erhöhung des Zuschusses mehr gehabt!) - Herr Kollege Reindl, kommen Sie heraus und erzählen Sie uns das! Erzählen Sie uns das! Wir haben gar kein Problem damit! 

Aber worauf ich hinaus will, meine Damen und Herren, ist der wichtigste Punkt. Es wurden auch Maßnahmen angeschnitten, die in dem Konzept 2010 drinnen sind. Aktualität ist natürlich auch sehr interessant. Die Erreichbarkeit von Wien, das wissen wir schon lange, steht am ersten Punkt, zum Beispiel die Errichtung des Zentralbahnhofs. Auch das ist sehr wichtig. 

Worauf ich hinaus will, meine Damen und Herren - nachdem ich nicht so viel Redezeit habe - ist viel wichtiger: Damit wir diesen Rekordkurs halten, müssen wir auch die Unternehmen, vor allem die Klein- und Mittelbetriebe, stärken und stärker machen. Da habe ich ein ganz besonderes Anliegen. Weil diese Branche natürlich sehr viel Anlagevermögen hat, möchte ich an erster Stelle erwähnen: Es wäre sehr wichtig, wenn für diese Branche die Erbschafts- und Schenkungssteuer abgeschrieben wird. Weil dort ist es ganz einfach auf Grund der Verfassungsgerichtshofentscheidung sehr notwendig, wenn wir sozusagen diese Einheitswerte abschaffen (Abg Friedrich Strobl: Da gibt es dringendere Wünsche!), da es extrem hohe Belastungen gibt, Herr Kollege Strobl, unter denen diese Branche sehr leidet. 

Ein Versprechen des Herrn Bürgermeisters: Abschaffung der Werbeabgabe. Diese Branche hat sehr viel Werbeaufwand und würde das ganz einfach brauchen. (Beifall bei der ÖVP.)
Abschaffung der Bagatellsteuern: Herr Kollege Strobl, nehmen wir die Rechtsgeschäftsgebühren auf Mieten und Kreditaufnahmen an. (Abg Friedrich Strobl: Mietrecht!) Gerade die Tourismuswirtschaft hat einen hohen Kreditanteil, wie wir wissen. Dort wäre das sehr notwendig, um dieser Branche ein Überleben zu geben. (Abg Mag Thomas Reindl: Warum habt ihr die letzten sechs Jahre nichts gemacht?)

In diesem Sinne wünsche ich mir weiterhin einen erfolgreichen Wien-Tourismus unter Rahmenbedingungen, wie sie unter einer ÖVP-Regierung auf jeden Fall gegeben wären! Ich hoffe, dass die zukünftige Regierung ebenfalls auf diese Klein- und Mittelbetriebe schaut! - Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Frank zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Warum kommt ein Tourist nach Wien? In erster Linie wird es auf Grund der Sehenswürdigkeiten sein oder weil ihn ein besonders unterhaltsames Ereignis anlockt. 

Ich möchte gleich einmal auf die Sehenswürdigkeiten eingehen, weil da Ihr Wille zur Zerstörung schon massiv und damit auch kontraproduktiv dem Tourismus gegenüber ist. 

Erinnern Sie sich, Herr Strobl, an das Museumsquartier? Wenn die Freiheitlichen nicht gewesen wären, gäbe es dort einen immensen Bücherturm!

Sofiensäle: Was haben Sie gemacht? Nichts haben Sie gemacht! Es war nicht nur eine Touristenattraktion vom Bauwerk her, sondern auch der Ballsaal steht noch immer zerstört herum und Sie fühlen sich nicht dafür verantwortlich! (Abg Mag Thomas Reindl: Wenn das Museum gebaut worden wäre, wären noch mehr Touristen gekommen!) 

Tun wir weiter. Opernball: Wie sehr schreiten Sie da ein, wenn es Demonstrationen gibt? Es war Ihnen irgendwie vielleicht nicht egal, aber wirklich eingesetzt dafür haben Sie sich auch nicht. Die Touristen sollen kommen, aber dann hindert man sie daran, wenn sie da sind! (Beifall bei der FPÖ.)
Um noch einmal auf die Gebäude zurückzukommen, weil Sie da wirklich sehr viel Modernes wollen: UNESCO. Ich will es gar nicht länger ausbreiten, aber wieder waren es die Freiheitlichen, die Sie in Ihrem Drang nach Modernität in Altstadtbereichen eingebremst haben. Machen Sie moderne Anlagen, es spricht ja nichts dagegen, Sie hätten am Wienerberg eine gute Chance gehabt und Sie hätten eine gute Chance über der Donau gehabt. Paris, La Defense, La Villette, Supersachen, die Touristen kommen auch wegen moderner Bauten. Aber isolieren Sie sie am Stadtrand und stellen Sie sie nicht ins Zentrum! Das ist eine andere Gruppe, die das sehen will! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Dipl Ing Omar Al-Rawi: Wissen Sie, wie viele arabische Touristen Sie mit Ihren Plakaten verscheuchen! Mit Ihren Plakaten!) 
Es geht weiter. Ich habe nur fünf Minuten, Entschuldigung, Herr Al-Rawi. Aber die kommen auch wegen der heimischen Küche. Da muss ich jetzt auch sagen, Herr Kollege Strobl, Sie loben groß die Klein- und Mittelbetriebe, aber die Chinarestaurants haben Sie gefördert und die heimischen Beiseln haben Sie eingehen lassen! So schaut es aus! (Beifall bei der FPÖ.)
Die Leute wollen die Würstelbude am Stephansplatz und nicht die internationalen Pizza- und Kebabstände und was es alles gibt. Deswegen kommt keiner. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Dipl Ing Omar Al-Rawi: Ihre Plakate im Wahlkampf sind gegen Tourismus!)
Das Nächste, wo Sie auch versagen und was eingestellt worden ist, es war eine Supertourismuswerbung im Fernsehen, die "Spaziergänge mit Frank". Was bieten Sie stattdessen? Kochkurse am Nachmittag. Von Tourismus und von Werbung für Österreich ist keine Rede! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Dipl Ing Omar Al-Rawi: Denken Sie an Ihre Plakate im Wahlkampf!)
Jetzt kommt noch eines. Ich brauche die fünf Minuten gar nicht auszuschöpfen, weil wenn Sie all das, was ich Ihnen jetzt gesagt habe, einmal bereinigen, dann haben wir schon wieder einen Schritt mehr. Sie haben zwar von den Nächtigungszahlen geredet, aber Umsatz allein ist noch nicht Gewinn. Das muss man auch einmal dazusagen. (Beifall bei der FPÖ.)
Jetzt komme ich noch zum Prater: Der Prater ist wirklich ein sehr beliebter Tourismusmagnet. Und was machen Sie daraus? Automatenhallen, Spielhöllen! Das kann ich überall auf der Welt haben. Das ist kein Grund, dass ich nach Wien komme. Das ist viel zu international. Damit kann man den Prater ruinieren, aber dann brauche ich nicht über Tourismus zu reden. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Christian Oxonitsch: Das darf doch nicht wahr sein!)
Ich möchte davor warnen, dass diese strukturelle Umwandlung in dem Ausmaß, wie sie zum Teil stattfindet, so weitergeht, möchte aber auch sagen, dass gerade durch den Altstadterhaltungsbeirat massiv viel für Wien getan wird und viele Ereignisse Wiens anlocken, aber es ist noch viel mehr, was getan werden könnte! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Mag Thomas Reindl: Das war ein Nichtgenügend, Frau Kollegin!)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Puller zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ein Gutes hat dieses brisante Thema zur Aktuellen Stunde, dass ich an eine Maßnahme erinnern darf, die wir GRÜNEN schon im Zuge der rot-grünen Projekte vorgeschlagen haben, und zwar die Touristenbim, die Touristenstraßenbahn. Die Touristenbim hat das Ziel, die Touristenbusse in der City zu reduzieren und damit eine umweltfreundliche Alternative anzubieten. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Bei diesem rot-grünen Projekt gab es bedauerlicherweise keine Übereinkunft, da die Wiener Linien diesem Vorschlag nicht näher traten. Sie kamen mit Begründungen, also sie wollten einfach nicht. 

Es kamen Begründungen, dass es eh eine Oldtimertramway in der Zeit von Mai bis Oktober an Samstagen, Sonntagen und Feiertagen gibt. (Abg Kurth-Bodo Blind: Den 49er!) Wer dieses Projekt von den Wiener Linien kennt - ich bin selbst gefahren -, kann wirklich nur lachen, wie das organisiert wurde.

Oder sie verweisen auf die Hop-On-Hop-Off-Busse. Damit ist das Problem überhaupt nicht gelöst. Damit haben wir wieder Touristenbusse.

Oder sie verweisen auf die Linien 1 und 2. Ich als ehemalige Straßenbahnfahrerin, und ich fahre auch noch, muss immer wieder betonen, ich weiß, dass es sehr wohl Touristen gibt, aber mit der ganzen Fragerei bist du als Fahrerin überfordert. 

Also wir schlagen eine Touristenbim vor. Wir wollen es nicht der Frau Stenzel überlassen. Heute wieder in der U-Bahn-Zeitung: "Es droht ein Verkehrsinfarkt mit dem Weihnachtsmarkt." Sie hat Recht! Sie hat Recht! Lassen wir die Frau Stenzel nicht immer den Ball spielen! Wir hundert Abgeordneten können das mit einer Touristenbim ändern! Natürlich ist es notwendig, neue Überlegungen anzustreben, wie dieses Projekt finanziell und logistisch durchgeführt werden kann, auch mit dem Tourismusverband zusammen.

Ich möchte auch noch daran erinnern, dass wir keine verkehrspolitische Politik in der Stadt für nur eine Periode oder zwei Perioden machen sollen, sondern es soll schon eine zukunftsorientierte Politik sein. Fangen wir an, trauen wir uns das! Wir werden sicher keine Touristen verlieren. In Salzburg kann man auch nicht mit Bussen in die Innenstadt fahren und die verlieren deswegen auch keine Touristen!

Ich fordere Sie auf, ich bitte Sie, klingt vielleicht besser, diese Touristenbim nochmals zu überlegen, einen Spatenstich zu setzen und diesen nicht vielleicht der ÖVP zu überlassen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Mag Neuhuber zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. - Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Kollege Strobl, es hat nur mehr gefehlt, dass Sie uns einreden, dass das Riesenrad, die Oper, Schönbrunn und die Hofburg auch von dieser Stadtregierung erbaut wurden, weil das sind nämlich in Wirklichkeit die Magneten für den Wien-Tourismus. Sie haben zu alldem eh nichts beigetragen! (Beifall bei der ÖVP.)
Wunsch und Wirklichkeit, meine Damen und Herren, klaffen auseinander. Wenn wir über den Tourismusstandort Wien reden, dann müssen wir auch über den Wirtschaftsstandort Wien reden. Sie werden uns gleich erzählen, wie gut wir sind, nur die Realität schaut anders aus, Herr Kollege Strobl!

Ich weiß nicht, ob Sie die Studie von Cushman & Wakefield gelesen haben, sich zumindest Auszüge darüber beschafft haben. Ich habe es getan. Ich sage Ihnen, das Bild ist nüchtern, um nicht zu sagen, erschreckend. (Abg Friedrich Strobl: Also bitte!) Nicht mit den Achseln zucken! Wo sind wir denn dort, von 33 Städten, Herr Kollege Strobl? Sind wir im ersten Drittel? Sind wir im zweiten Drittel oder sind wir im dritten Drittel? Wo sind wir denn? Da sind 507 leitende Mitarbeiter und Vorstände von europäischen Unternehmen über die Standortfaktoren von Städten befragt worden. (Abg Godwin Schuster: Es ist immer dasselbe! Keine Freude, wenn es in Wien super ist!) Ich sehe es nicht negativ, die Studie ist ja nicht von mir, ich bin es nicht! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Friedrich Strobl: Kennen Sie die Mercer-Studie?)
Herr Kollege, 507 leitende Mitarbeiter von europäischen Firmen, das sind unsere Kunden im Standortwettbewerb! Wissen Sie, was "Kunde" bedeutet? (Beifall bei der ÖVP.)
Wir leben von denen als Stadt, weil sonst kommt nämlich kein Betrieb mehr hierher, wenn wir nicht attraktiv sind! Wissen Sie, wer aller in dieser Liste heute vor uns steht? Also ganz vorne können wir nicht mitmischen. Das ist okay, das sind die wirklichen Welt- und Europastädte. Das sind London, Paris, Frankfurt, die Businessmetropolen, mit denen wir nicht im Standortwettbewerb sind. Das konzertiere ich. Aber da haben wir Berlin einstweilen schon vorne, da sind Dublin und Milan, da ist Prag 10 Plätze vor uns, da ist München 15 Plätze vor uns, da sind Genf, Manchester, Budapest, Birmingham, Warschau, Stockholm, alles Städte, mit denen wir sehr wohl im Wettbewerb stehen und die weit vor uns liegen. Das kommt nicht von ungefähr, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

London liegt beim Thema Markteintritt, beim Thema qualifizierte Mitarbeiter, bei der internationalen Verkehrsanbindung, beim öffentlichen Verkehr, bei der Telekommunikation, bei der Verfügbarkeit von Büroflächen und bei Sprachen vorne. (Abg Godwin Schuster: Wir reden über die Tourismusstadt, aber Sie reden über den Wirtschaftsstandort!) Okay, ich nehme zur Kenntnis, dass Ihrer Meinung nach der Tourismusstandort vom Wirtschaftsstandort losgelöst ist, nichts miteinander zu tun hat, Tourismuswirtschaft kein Teil der Wirtschaft ist! (Abg Godwin Schuster: Wenn man es vermischt, muss man beides zusammen nehmen, nicht eines herausnehmen!) - Ich nehme mir nicht eines heraus, ich habe Ihnen gerade die Faktoren aufgezählt, wo wir nicht spitze sind. (Abg Friedrich Strobl: Sie haben gerade Studien herausgenommen!)

London, okay. Was ist mit Warschau? Warschau liegt in mehreren Faktoren vorne. Was ist mit Dublin? Dublin ist interessanterweise nämlich in einem Faktor, den wir noch nicht so beachtet haben, weit vorne, der aber für internationale Manager sehr wohl relevant ist, nämlich das Klima, das in einer Stadt auf Grund des Governments, also der Regierung, herrscht. Da sind wir auch unter "ferner liefen", da sind wir nicht unter den ersten 10, interessanterweise auch nicht unter den ersten 15. Das ist nicht Meines, lesen Sie die Studie! Zugegebenermaßen muss man sie sich zuerst einmal besorgen. Sie ist in Englisch, aber das werden wir alle gemeinsam schaffen, dass wir uns das durchlesen und einmal anschauen! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Sie sind hochnäsig!) - Sie sind hochnäsig! Das nenne ich Hochmut, derartige Studien nicht zu beachten! (Abg Godwin Schuster: Das ist eine Frechheit, was Sie machen!)
Meine Damen und Herren, wissen Sie was! Ich gehe jetzt hinein, weil mit Ihnen kann man wirklich nicht vernünftig reden! Das ist das Problem! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Thomas Reindl: Schmutzkübel pur aus der ÖVP!)

Präsident Heinz Hufnagl: Als letzter Redner der Aktuellen Stunde hat sich zu seiner ersten Rede der Herr Abg Nevrivy gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Wenn wir schon über Studien sprechen, dann sollten wir über irgendeine der Studien von den zahlreichen positiven und guten Studien und nicht über die eine, die nicht besonders gut ist, sprechen! (Beifall bei Abg Friedrich Strobl. - Heiterkeit bei der ÖVP. - Abg Dipl Ing Roman Stiftner: Sie sind lustig!)
Die Untersuchung über die Einstellung der Wiener Bevölkerung zum Thema Tourismus ist, wie bereits der Abg Strobl erwähnt hat, eindrucksvoll. Wien gehört, sowohl, was die Qualität betrifft, als auch, was die Beliebtheit als Reise- und Kongressziel betrifft, zur europäischen Spitze. Tourismus kommt gern nach Wien. Der starke Anstieg in allen Bereichen zeigt das gute Image der Stadt. 

Wichtig ist es unserer SPÖ aber auch, wie die Wienerinnen und Wiener den Tourismus erleben. Denn eine positive Weiterentwicklung des Reiseziels Wien gelingt nur dann, wenn die Bevölkerung die Ziele der Politik und der Wirtschaft mitträgt. Dass das nicht selbstverständlich ist, zeigen Erfahrungen aus anderen europäischen Ländern und Städten, wo der Tourismus nicht im Einklang mit der Bevölkerung entwickelt wurde und die Intensität der Stadt oft hinter den Touristenattraktionen verschwindet. Woanders können sich die Touristen manchmal nur in der Innenstadt bewegen, und das auch nur bei Tag. Woanders sind Touristen und Bevölkerung derart getrennt, dass Touristen nur andere Touristen kennen lernen. Funktionierender Tourismus ist gut für beide Seiten, für die ansässige Bevölkerung durch Begegnungen mit Menschen aus anderen Ländern, für die Touristen, durch neue, in Wien meist positive, Erfahrungen und für uns durch den Stolz, in einer schönen Stadt zu leben, nicht zuletzt auch wirtschaftlich und kulturell. 

Eine repräsentative Umfrage, die Wien-Tourismus in diesem Sommer durchgeführt hat, bestätigt diesen erfolgreichen Weg. 96 Prozent der Wienerinnen und Wiener sind überzeugt davon, dass Wien eine tolle Stadt für Tourismus ist. 84 Prozent sind stolz darauf, dass so viele Touristen nach Wien kommen. 97 Prozent wissen, wie wichtig der Tourismus für die Wirtschaft unserer Stadt ist. 71 Prozent sind sehr froh darüber, dass immer mehr Touristen in die Stadt kommen. 72 Prozent der Wienerinnen und Wiener unterstützen das Ziel, bis 2010 auf 10 Millionen Nächtigungen zu kommen. Nur 5 Prozent sind dagegen. 98 Prozent der Befragten geben an, dass sie Touristen gern helfen. Letztlich, und das ist ganz wichtig, sind sich die Wienerinnen und Wiener dessen bewusst, das sie ein wichtiger Teil davon sind, wie das Reiseziel Wien von den Touristen wahrgenommen wird, und 73 Prozent sehen sich zu Gastfreundschaft verpflichtet. Die hohen Werte zeigen, dass der Fremdenverkehr in Wien nicht auf wenige Gebiete beschränkt ist, sondern nahezu alle Wiener immer wieder in Kontakt mit Touristen sind. 

Das Bild der Wiener Bevölkerung prägt das Wien-Bild im Ausland stark. Es ist nicht nur der grantelnde Ober im Kaffeehaus, der in den meisten Reiseführern beschrieben wird, es sind auch die sprichwörtliche Wiener Gemütlichkeit und das goldene Wiener Herz. Die Wiener lieben, hegen und pflegen diese Eigenschaft. 76 Prozent sind sich dessen bewusst, dass sie den Eindruck unserer Stadt prägen und wollen ihn positiv gestalten, nicht für die Freiheitliche Partei, die ständig unterstellt, dass die Wiener in panischer Angst vor dem Verlust des Wiener Schnitzels leben. Nein, die Menschen in unserer Stadt wollen ein positives Bild vermitteln! 

Um noch einmal auf die Bedeutung des Tourismus für den Wirtschaftsstandort zurückzukommen: 97 Pro-
zent stimmen zu, dass der Tourismus gut für die gesamte Wirtschaft ist. 93 Prozent stimmen zu, dass Wien touristisch sehr erfolgreich ist. 82 Prozent stimmen zu, dass der Tourismus in Wien zum Wohlstand aller Bewohner beiträgt. Die Stadtbevölkerung ist sich in einem hohen Ausmaß dessen bewusst, dass der Tourismus den Wirtschaftsstandort stärkt. Jeder Einzelne profitiert von den erzielten Steigerungen. 

Das Tourismusbewusstsein der Wiener ist enorm hoch. Diese durchwegs positive Haltung zieht sich durch alle Bildungs- und Altersschichten. Es gibt weder nach Geschlecht noch nach Wohn- oder Arbeitsort wesentliche Unterschiede. Negative Einstellung zu Touristen gibt es kaum. Die Bevölkerung fühlt sich durch unsere Gäste nicht gestört. 

Als Donaustädter sage ich Ihnen, dass mich die Entwicklung speziell auf der Platte bei uns besonders freut. Dort sieht jeder Tourist sofort, wie sich Wien in den letzten Jahren zu einer modernen Weltstadt entwickelt hat. Die Büro- und Wohntürme rund um die UNO-City, der Harry-Seidler-Tower, das Vienna International Centre direkt am Ufer der Neuen Donau sind zu einem neuen Attraktionenviertel geworden. Mit der Errichtung der Zwillingstürme von Stararchitekt Dominique Perrault bekommt Wien ein weiteres neues Wahrzeichen. Direkt davor, auf der Copa Kagrana und in der Sunken City, wo ich selbst im Sommer oft bin, sieht man auch von Jahr zu Jahr mehr Touristen, die ihre Urlaubsabende direkt an der Donau verbringen und nicht die Nachtruhe der Frau Stenzel in der Innenstadt stören. 

Die Zeiten, wo Wien eine verschlafene ehemalige Kaiserstadt am Rande Europas war, sind vorbei. Der enorme Zuwachs an Touristen, auch aus den östlichen Nachbarländern, zeigt, dass Wien auf dem besten Weg ist, auf dem Weg zum eindeutigen Zentrum Mitteleuropas als weltoffene, moderne, aber auch gewohnt liebenswerte Stadt! Dazu tragen die Politik der SPÖ, die Wiener Wirtschaft und nicht zuletzt die positive Einstellung der Wiener Bevölkerung bei! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Damit ist die Aktuelle Stunde beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass eine schriftliche Anfrage von Abgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen eingelangt ist. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Klubs der Freiheitlichen ein Antrag und vom Grünen Klub im Wiener Rathaus ein Antrag eingelangt. 

Den Fraktionen wurden beide Anträge schriftlich bekannt gegeben. 

Die Zuweisungen erfolgen, wie sie beantragt wurden. 

Die Abgen Godwin Schuster und Dr Wolfgang Ulm haben am 28. September 2006 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend den Entwurf einer Novelle zum Gesetz über die Regelung des Veranstaltungswesen, das so genannte Wiener Veranstaltungsgesetz, LGBl Nr 12/1971, in der geltenden Fassung des LGBl Nr 51/2005, eingebracht. 

Dieser Antrag wurde dem Ausschuss für Kultur und Wissenschaft zugewiesen. 

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich nunmehr folgende Umstellung der Tagesordnung vor. Die Postnummern 6, 3, 8, 7, 9, 4, 5, 11, 12, 13, 1, 2, 15, 10,14 und 16 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. 

Gegen diese Umreihung wird kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen.

Meine Damen und Herren! Wir kommen zur Postnummer 6. Diese betrifft die erste Lesung eines Gesetzes, mit dem das Wiener Sozialhilfegesetz - WSHG geändert wird. Berichterstatterin hiezu ist Frau Amtsf StRin Mag Renate Brauner. Ich bitte um ihre Ausführungen. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich bitte, das Gesetz zu diskutieren und zu beschließen.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Die Verhandlung ist sohin eingeleitet.

Es hat sich nunmehr eine Reihe von Abgeordneten zum Wort gemeldet. Wir beginnen mit Herrn Abg Strache. Ich erteile ihm das Wort. - Bitte.

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn Sie sich erinnern - und ich bin mir sicher, dass Sie sich erinnern -: Wir haben in den letzten Jahren hier in diesem Haus, im Landtag, immer wieder davor gewarnt und aufgezeigt, dass zwar zum einen Europa und das vereinte Europa eine große Chance darstellt, dass aber eines klar ist: Es kann nicht und darf nicht zu einer zentralistischen europäischen Unionsentwicklung kommen, in der die Menschen fremdbestimmt werden, in der wir alles aus der Hand geben und sozusagen eine Art Brüsseler Diktat erleben, in der wir alle unsinnigen Vorgaben, die aus Brüssel vorgegeben werden, hier bei uns umsetzen, wobei dies letztlich auch dazu führen kann, dass Menschen, nämlich gerade wir Österreicher, Wohlstand verlieren.

Herr Gusenbauer hat im Wahlkampf plakatiert: "Wohlstand muss gerecht verteilt werden." Das klingt durchaus vernünftig, aber ich habe den Eindruck, dass die SPÖ es irgendwie falsch verstanden hat, wenn sie heute diesem Gesetz zustimmt. Denn hier wird nicht gerecht verteilt, sondern hier wird ungerecht und zum Nachteil der sozial Schwachen verteilt werden!

Die Menschen wollten das ja so verstehen, dass eine Umverteilung von überproportional finanziell begünstigten Reichen zu leistungsorientierten verarmten Menschen oder unverschuldet in Not Geratenen stattfindet, und müssen jetzt zur Kenntnis nehmen, dass dieser Wahlslogan der SPÖ heute eigentlich schon das erste Mal nach der Wahl gebrochen wird, weil man genau das Gegenteil vornehmen wird. Ich werde dann noch darauf zu sprechen kommen, warum das so ist.

Denn natürlich führt das zu dem, was wir angesprochen haben: Dass das die Folgen eines Brüsseler Diktats sind, die wir jetzt erleben können, dass wir aber Möglichkeiten gehabt hätten, in diesem Gesetz Sicherungsmaßnahmen einzubauen, und dass dies nicht getan wurde. Wir haben zu Recht immer davor gewarnt, eine Novellierung des Sozialhilfegesetzes in dieser Art und Weise vorzunehmen. 

Gerade in Wien haben wir in zahlreichen Initiativen, auch in Dringlichen Initiativen vor den negativen Auswirkungen der Freizügigkeits- und Gleichbehandlungsrichtlinie und auch anderer Richtlinien gewarnt. Das sind ja nur die ersten Bereiche von Entwicklungen, die aus Brüssel kommen werden. Sie höhlen natürlich unsere Selbstständigkeit aus, und sie führen in eine Richtung, in der wir Probleme erwarten müssen und Probleme erleben werden.

Wir haben das auch in den Verhandlungen nach der vergangenen Wiener Landtags- und Gemeinderatswahl beim Bürgermeister angesprochen. Ich habe damals in den Gesprächen mit dem Herrn Bürgermeister erwähnt, dass wir hier aufpassen müssen, und ich habe damals den Eindruck gehabt, dass der Herr Bürgermeister dem durchaus auch Verständnis entgegengebracht hat. Aber ich kann dies heute nicht erkennen. Offenbar hat das nicht dazu geführt, dass hier Sicherungsmaßnahmen eingebaut werden.

Wir haben im letzten Jahr zu Recht auch ein Volksbegehren nach dem Motto "Österreich bleib frei!" initiiert, für das wir österreichweit 260 000 Unterstützungsunter-
schriften bekommen haben und mit dem wir ein Zeichen gegen den Ausverkauf der Interessen Österreichs gesetzt haben, auch ein Zeichen gegen den Sozialmissbrauch gesetzt haben, und wir wurden dabei von der Bevölkerung unterstützt. Wir sind eben der Meinung und bleiben auch dabei, dass der Sozialstaat in erster Linie etwas für Staatsbürger zu sein hat. Es gibt nämlich nicht nur das Grundrecht des Menschenrechts, es gibt auch das Bürgerrecht und das Staatsbürgerrecht, und da muss es Differenzierungen geben, wenn es um Sozialleistungen geht. Genau da sind wir der Meinung, dass Sozialleistungen und Sonder-Sozialleistungen in erster Linie für Staatsbürger da zu sein haben, und nicht für jeden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Jetzt erleben wir hier eine Freizügigkeitsrichtlinie, die letztlich für die Sozialhilfe verheerende Auswirkungen hat und haben wird, und wir erleben, dass die Gleichbehandlungsrichtlinie durchaus den sozialen Wohnbau in der bisherigen Form ruinieren wird. Auf alle Fälle kann dieser nicht mehr so vorgenommen werden wie bisher, weil Sie das offensichtlich auch unterstützen und als SPÖ jetzt die generelle Öffnung der Gemeindebauten auch für Nicht-Staatsbürger möglich machen wollen. Das ist zur Kenntnis zu nehmen, aber es zeigt Ihre politische Linie auf. 

Wir sind jetzt offenbar die einzige politische, demokratische Kraft in Wien, die noch sagt, dass der Gemeindebau nicht für Nicht-Staatsbürger da sein kann, sondern für Staatsbürger da zu sein hat. Wir erleben jetzt, dass ÖVP, SPÖ und GRÜNE, alle drei Parteien, die Öffnung des Gemeindebaus wollen. (Abg Mag Sirvan Ekici: ...schon beschlossen!) Die ÖVP hat das ja schon seit Jahren verlangt, und die GRÜNEN verlangen auch seit Jahren, dass der Gemeindebau für Ausländer geöffnet wird. Die SPÖ hat es bis dato immer so dargestellt, als wäre sie dagegen. Heute beschließen Sie die Öffnung des Gemeindebaus für Nicht-Staatsbürger!

Das ist durchaus etwas, was man zur Kenntnis nehmen muss. Denn in diesem Bereich ist es jetzt wirklich so, dass eben auch Nicht-Staatsbürger vermehrt in den Gemeindebau einziehen werden. Bis dato haben Sie es so gehandhabt, dass Sie die Staatsbürgerschaft teilweise frühzeitig als Geschenkartikel mit auf den Weg gegeben haben, dann gleich die sozialen Wohnungen mitgeschenkt haben und wir hier auch schon in der Vergangenheit Fehlentwicklungen erleben mussten. Sie gehen diesen Weg offenbar weiter.

Kollegin Korun hat ja, wenn man auch den Bereich der Sozialhilfe hernimmt, schon vor einiger Zeit vorausgesagt, was auf uns zukommen wird, und ich kann Frau Kollegin Korun da durchaus einmal Recht geben. Sie sprach vor einem dreiviertel Jahr anlässlich einer Pressekonferenz im Museumsquartier davon (Abg Mag Alev Korun: ...meine Aussage!), dass man davon ausgehen muss, dass zirka 40 Prozent der 228 000 Drittstaatsan-
gehörigen in Wien - es sind ungefähr 100 000 Personen, die das betreffen wird - dann diesen Anspruch stellen können, diesen Anspruch erheben können und zusätzlich diesen Leistungsanspruch haben sollen. Das ist durchaus interessant, und das heißt, dass Personen Sozialhilfe und Gemeindewohnungen in Anspruch nehmen können, die das bisher nicht konnten. Das betrifft einen zusätzlichen Personenkreis von 100 000 Menschen in Wien!

Wir haben schon in den vergangenen Jahren erleben müssen, dass die Anzahl der Bezieher von Sozialhilfeleistungen exorbitant angestiegen ist. Mit diesem Gesetz geht man nun her und erweitert den Kreis auf weitere 100 000. Eine solche Fehlentscheidung führt letztlich auch dazu, dass wir ein weiterer Magnet sein werden für Menschen, die sagen: Na, da müssen wir hin, denn da können wir nämlich, auch wenn wir nur ein Jahr gearbeitet haben, nie wieder arbeiten und haben Anspruch auf alles! (Abg Mag Alev Korun: Das ist falsch!) Denn genau so ist es im Gesetz definiert; ich werde Ihnen dann vorlesen, wie es im Gesetz genau definiert ist. 

Wir wissen, dass heute rund 9 000 Gemeindewoh-
nungen jährlich vergeben werden, und die Wiener erleben auch heute schon, dass in diesem Bereich eine Fehlentwicklung stattfindet. Man kann davon ausgehen, dass die Verteilung der Notfallswohnungen wie bisher weitergehen wird. Im letzten Jahr waren es 300, in den Jahren zuvor waren es jeweils 1 000, und jetzt wird dort die Vergabe an Nicht-Staatsbürger exorbitant ansteigen. Das ist zu erwarten.

Wir erleben, dass eine sozialdemokratische Mehrheit in diesem Haus offenbar eine Entscheidung vorhat und eine Änderung im Sozialhilfegesetz beschließen wird, bei der wir uns aus Überzeugung dagegenstellen, und zwar aus wirklich tiefer und fester Überzeugung dagegenstellen, wie wir es in der Vergangenheit auch gemacht haben. Denn wir wissen, dass diese Rechtsänderung fatale Folgen haben wird, fatale Folgen, was auch die soziale Absicherung von Menschen, nämlich von Staatsbürgern in unserer Stadt betrifft. Eine Schere wird sich auftun: Auf der einen Seite wird der Bezieherkreis permanent erweitert, und auf der anderen Seite fehlt immer mehr das nötige Geld, um jenen Menschen, die nichts haben, auch ausreichend zu geben, dass sie halbwegs anständig über die Runden kommen können. 

Genau das ist ja die Problematik: Es wird der Bezieherkreis erweitert, Geld war schon bisher zu wenig da, Sie haben schon bisher alle Sozialleistungen, die wir erhöhen wollten - etwa den Heizkostenzuschuss -, nicht ausreichend erhöht. Aber den Bezieherkreis erweitern Sie, und in Wirklichkeit kann man den Ärmsten der Armen in unserer Stadt nicht ausreichend Geld geben, das sie eigentlich notwendig hätten. Genau das wird die Schere weiter aufmachen. Da braucht es eben letztlich auch einen politischen Willen dazu, das Geld richtig zu verteilen und das Geld entsprechend zu erhöhen, dass jene Staatsbürger, die unsere Hilfe brauchen, auch ausreichend Sozialhilfeunterstützung und Absicherung erhalten. 

Hauptverantwortlich für den abermals erweiterten Bezieherkreis der Sozialhilfeempfänger sind Sie! Denn Sie machen uns vor, dass uns die Europäische Union das aufzwingt - es stimmt schon, dass es Vorgaben gibt, aber Sie hätten genügend Möglichkeiten gehabt, diesen Vorgaben auch ein paar Riegel vorzuschieben. Nur wollen Sie eben, wie immer, sich nobel zurücklehnen und die Schuld auf die Europäische Union schieben. Das ist eben Ihr Motto, anstatt hier auch gewisse Riegel vorzuschieben, damit Drittstaatsangehörige letztlich keinen Anspruch haben könnten. Da hätte es Möglichkeiten gegeben, und ich komme nachher noch zur Aufzählung dieser Möglichkeiten. 

Nach fünf Jahren rechtmäßigen Aufenthalts hat jeder Unionsbürger und haben auch seine Familienangehörigen, die keine Unionsbürgerschaft haben, sprich, Nicht-EU-Bürger sind, nach diesen Vorgaben ein Daueraufenthaltsrecht. Besonders begünstigt sind pflegebedürftige Angehörige und Lebenspartner. Und wenn die Voraussetzungen - wie ausreichende Existenzmittel -, die im Übrigen leicht zu umgehen sind, im Nachhinein wegfallen, ist das nicht mehr relevant. Dieses Prinzip der Aufenthaltsverfestigung ist europaweit nicht nur für Unionsbürger, sondern eben letztlich auch für Drittstaatsangehörige vorgesehen. Und wenn man es fünf Jahre nicht schafft, jemanden loszuwerden - unter Anführungszeichen -, dann ist die Verfestigung vollzogen!

Ich sage jetzt ganz offen, wir erleben das ja auch bei den politisch Verantwortlichen. Da gibt es Verbrecher, die uns jahrelang auf der Nase herumtanzen, die mit 14 Straftaten noch immer nicht abgeschoben werden, die fünf Jahre bei uns aufhältig sind und dann eine Aufenthaltsverfestigung - nach dieser Vorgabe - erhalten. Das kann es ja nicht sein, bitte! (Abg Mag Alev Korun: Das ist unwahr!) Da muss man sich wirklich denken: Was sind da für politische Herrschaften am Werk, die so unverantwortlich handeln? (Abg Nurten Yilmaz: Das denke ich mir jedes Mal, wenn ich Ihnen zuhöre!)
Wenn man es fünf Jahre nicht schafft, wie gesagt, dann gibt es eine Aufenthaltsverfestigung, und dann ist eine Ausweisung kaum mehr möglich. Pensionisten und Selbstständige mit 60 ohne Pensionsanspruch, arbeitsunfähig, dann auf zwei Jahre in Arbeit, brauchen nicht einmal diese Frist von fünf Jahren. Die sind es dann nämlich automatisch, die brauchen nicht einmal die Fünfjahresfrist, um letztlich den Daueraufenthalt zu erhalten. 

Es steht im Artikel 17 der Freizügigkeitsrichtlinie, die letztlich diese Spezial-Tatbestände regelt: Erwerbstätige, die zuwandern, sind besonders geschützt, auch wenn sie arbeitslos werden. - Der gründet da ein Unternehmen, das Unternehmen ist vielleicht sogar ein Scheinunternehmen, in Wirklichkeit ist gar nichts dahinter, er wird arbeitslos, und es kann ihm gar nichts mehr passieren!

Das erleben wir ja gerade in Wien, dass es Tausende Scheinunternehmer gibt, vor denen sogar der Herr Bürgermeister gewarnt hat. Sogar der Herr Bürgermeister hat angeblich sein Entsetzen darüber zum Ausdruck gebracht, dass es 5 000 Scheinunternehmer aus Osteuropa geben soll, die da Umgehungen vornehmen. Aber genau die bevorzugen Sie jetzt auch mit dieser Regelung, gegen die Sie nichts unternommen haben! Genau das muss man kritisieren, genau das muss man ansprechen. (Beifall bei der FPÖ.)
Solche angeblich auch Erwerbstätige, die zuwandern und besonders geschützt sind, auch wenn sie arbeitslos werden, brauchen keine Existenzmittel nachzuweisen. Wer länger als ein Jahr gearbeitet hat und anschließend arbeitslos wird, genießt überhaupt das volle Recht hier in unserem Land. (Abg Mag Alev Korun: Stimmt ja alles nicht!) Man sagt: Du brauchst ein Jahr zu arbeiten, wirst anschließend arbeitslos und genießt alle Rechte! Das muss man sich vorstellen: Ein Jahr Arbeit, und lebenslang soziale Hängematte - das ist die Vorgabe! Bitte, was ist denn das für ein Unsinnsgesetz? (Abg Mag Alev Korun: Das ist falsch!)
Da muss man einmal jahrelang hier leben, jahrelang arbeiten, einmal zeigen, dass man auch wirklich fleißig ist und Steuern zahlt, zumindest zehn Jahre lang, dass man eine Staatsbürgerschaft beantragen kann - und dann erst, am Ende dieser erfolgreichen Integrationsleiter, soll das gleiche Sozialhilferecht stehen, aber nicht am Beginn! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Mag Alev Korun: ...nicht wahrer...!)
Nach fünf Jahren darf man auch dann bleiben, wenn man immer noch, aus welchen Gründen auch immer, arbeitslos ist. Ein Jahr Arbeit, vier Jahre arbeitslos, und dann Aufenthaltsverfestigung - na toll, wirklich toll! (Die Abgeordneten der GRÜNEN verlassen den Saal.) Da verstehe ich es schon, dass die GRÜNEN gehen. Ich kann mir nur eines denken: Es ist gut so, dass sie gehen, denn sie sind in diesen Fragen politisch völlig auf dem falschen Dampfer. (Beifall bei der FPÖ.) 
Aber auch das EU-Erweiterungsanpassungsgesetz, welches eine siebenjährige Übergangsfrist für den Arbeitsmarkt vorsieht, ist kein wirklicher Schutz. Es wird immer vorgegeben, dass das ein wirklich großer Schutz sein soll für die österreichischen Arbeitnehmer und für die Sozialhilfestandards, die wir haben. Es wird aber jetzt schon umgangen, und das wissen wir, das ist eben genau das, was ich vorhin schon angesprochen habe, mit diesen Scheinunternehmen, die eine Einzelfirma anmelden und dann in Wirklichkeit am Bau anzutreffen sind. Genau das ist es: Laut den Erhebungen der österreichischen Arbeiterkammer waren im letzten Quartal 2004 exakt 41 391 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit einer Beschäftigungsbewilligung aus den neuen EU-Mitgliedsländern in Österreich tätig, fast ein Viertel mehr als im Jahr davor. 

Dazu kommen 66 500 Beschäftigungsbewilligungen für Saisoniers - gut, das ist befristet. (Abg Dr Claudia Laschan: Das hat Ihre Fraktion mitbeschlossen! Das haben Sie mitbeschlossen! Haben Sie schon vergessen?) Ja, das ist befristet! (Abg Anica Matzka-Dojder: Das hat die Freiheitliche Partei gemeinsam mit Minister Bartenstein beschlossen!) Das ist ja gut, die gehen wieder nach Hause. Die gelten nicht als Zuwanderer, die sind ja befristet hier. Aber das ist das, was das Wirtschaftsministerium im Vorjahr aufgestellt hat. (Abg Anica Matzka-Dojder: …überhaupt kein Anstand!)

Und dann gibt es allein 3 900 Grenzgänger und Praktikanten, die aus Ungarn kommen. Da muss man sich jetzt eines vorstellen: Die kommen aus Ungarn, sind bei uns geringfügig beschäftigt, verdienen 300 EUR im Monat, ihre Kinder wohnen in Ungarn, in der Tschechei oder sonst wo - und bekommen dafür Familienbeihilfe und Kindergeld bezahlt! Bitte, da kann kein Österreicher mehr verstehen, wie das funktionieren kann. Das geht nicht, wenn es heute sogar zwischenstaatliche Abkommen mit der Türkei gibt, wonach Kinder, die in der Türkei leben, sogar Familienbeihilfe und Kindergeld bekommen. (Abg Mag Sirvan Ekici: Das stimmt nicht!) Bitte, ich höre, dass das leider Gottes der Fall sein soll. (Abg Anica Matzka-Dojder: Das stimmt nicht! Hören Sie auf, die Menschen zu stigmatisieren!)
Nein, das tue ich nicht. Ich stigmatisiere niemanden, ich zitiere nur die APA. Ich zitiere nur die APA, und da steht drin (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Lesen Sie Gesetze! - Abg Anica Matzka-Dojder: Lesen Sie die Gesetze! - Weitere Zwischenrufe.), dass es hier unsinnige Gesetze gibt, wonach man sogar Kindergeld und Familienbeihilfe für Kinder zahlt, die gar nicht in Österreich leben. Das ist doch Unsinn! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Anica Matzka-Dojder: Lesen Sie die Gesetze, und dann machen Sie Aussagen! Dazu sind Sie nicht in der Lage!)
Tausende Ein-Personen-Unternehmen bieten ihre Arbeitsleistung an, besonders in der Baubranche. Das ist das, was der Herr Bürgermeister im Wahlkampf kritisiert hat. Was tut er jetzt dagegen? Er unterstützt das letztlich! (Zwischenruf von Abg Anica Matzka-Dojder.) Er bekämpft es nicht, er unterstützt es! Da kann ich mich nur wundern. Das ist alles leeres Gewäsch vor der Wahl, aber nachher macht man weiter mit unsinnigen Irrwegen. Diese Scheinselbstständigkeit ist ja genau das, mit dem man die Übergangsfristen umgeht, die es gibt. Sie sollten den Arbeitsmarkt schützen, werden aber umgangen, und man lässt es politisch zu, obwohl man weiß, dass es hier Umgehungen gibt. 

Dann gibt es Beschäftigungsabkommen zwischen Österreich und den neuen Mitgliedsstaaten, die es erlauben, dass bereits nach zwölf Monaten ein völlig freier Zugang zum österreichischen Arbeitsmarkt möglich gemacht wird. Da wundert man sich dann, wenn es einen Verdrängungswettbewerb gibt. Da wundert man sich dann, wenn österreichische Arbeitnehmer vom Arbeitsplatz verdrängt werden, weil man im Interesse der Wirtschaft billige osteuropäische Arbeiter hereinholt, die es für den Unternehmer billiger machen. Der Unternehmer ist nicht mehr bereit, den entsprechenden Lohn zu zahlen, und nimmt eben den Nächsten, der billiger ist. 

Das unterstützt man mit solchen Gesetzen, und das ist sozialpolitisch einfach nicht fair! Das muss man einmal offen sehen. Da geht es nicht um Humanität, wie Sie es immer darzustellen versuchen, nein, da geht es um Ausbeutung von Menschen! Das geschieht auf dem Rücken aller betroffenen Menschen, und das ist sozial nicht fair. 

Die Stadt Wien hätte trotz des Brüsseler Diktats sinnvolle und wirksame Möglichkeiten gehabt, auch den Zugang zu sozialer Mindestsicherung für Leute, die gerade deshalb nach Österreich kommen, letztlich zu erschweren. Man hätte dies nämlich Europarechts-konform und verfassungskonform erschweren können, wenn man gewollt hätte. 

Sie hätten den Bezug der Sozialhilfe zumindest von kulturellen, sprachlichen und wirtschaftlichen Gegebenheiten der Gesellschaft abhängig machen können. Sie hätten die Zuerkennung der Sozialhilfe durch eine Punktesystem festmachen und bewerten können, das objektiv auf die persönliche Lage des Antragsberechtigten eingeht und auf den für ihn notwendigen Bedarf und seine Integration Bezug nimmt, nämlich auf Sprachkenntnisse und Vorstrafen abgestellt ist. Das ist nicht der Fall - auch Vorbestrafte sind da vollinhaltlich betroffen und können kassieren -, es ist nicht der Fall. 

Danach hätte man eine Rangfolge der Zuteilung erstellen können, um eben hier doch gewisse Regelungen zu haben, um Missbrauch auszuschalten und dies ein paar ungerechtfertigten Herrschaften zu versagen, die da Anspruch auf eine schönere Zukunft erheben wollen. Die Berechtigung könnte auch vom erfolgreichen Abschluss einer Volkschule oder vom Nachweis eines erfolgreichen Abschlusses der Integrationsvereinbarung abhängig gemacht werden. 

Oder man setzt beim Ausschluss der Berechtigung an, nämlich so, dass man von der Berechtigung ausgeschlossen ist, wenn eine beantragende Person zu folgenden vorsätzlich begangenen Straftaten von einem inländischen Gericht oder einer inländischen Verwaltungsbehörde verurteilt wurde. Das wäre vernünftig, aber man ist nicht einmal bereit, das zu tun; das heißt, die Straftäter sind da von Ihnen genauso vorgesehen. Das ist ja die Unterstützung des Imports von Straftätern, die genauso alle Möglichkeiten, alle Leistungsmöglichkeiten gesichert bekommen sollen! Nicht einmal bei schwerer Gefahr für die öffentliche Sicherheit sind Sie bereit, Ausnahmen zu machen, nämlich bei Verbrechen der Schlepperei, Beihilfe zu unbefugtem Aufenthalt, Vergehen gegen das Suchtmittelgesetz, Verurteilung zu mehr als sechs Monaten unbedingter Freiheitsstrafe bei wiederholter Vorsatzstraftat, Übertretung des Meldegesetzes, aber auch bei Verstößen gegen das Versammlungsgesetz oder bei Übertretung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes, oder auch beim Bereich Ausländerbeschäftigungsgesetz oder bei vorsätzlichen Finanzvergehen - ja, da wissen wir, da bekommt man sogar noch die Staatsbürgerschaft bei uns in Wien, das haben wir schon im Fall Makarenko gesehen -, Verstoß gegen Prostitutionsregelungen, Zuhälterei - alles möglich, und man hat trotzdem jeden Anspruch bei uns im Land! Wirklich ein Schlaraffenland der Unsinnigkeiten, unglaublich!

Diese Möglichkeiten haben Sie nicht in Erwägung gezogen. Sie haben es nicht in Erwägung gezogen, so einem Diktat aus Brüssel Schranken zu geben und zu sagen: „Nein, diesen Unsinn setzen wir nicht eins zu eins um! Wir schaffen Mechanismen, mit denen wir gewisse Personengruppen ganz bewusst ausklammern und Vorgaben geben."

Dieser nun zu beschließende, erweiterte Bezieherkreis von Sozialhilfe wird zu einer weiteren Anspannung führen und diese Einrichtung in ihrer Bedeutung weiter schmälern. Das sagen wir heute voraus, und wir werden in ein paar Jahren das Gejammer in dieser Stadt bemerken! Aber wir waren diejenigen, die als Erste genau darauf aufmerksam gemacht haben, dass es hier zu einem dramatischen Anstieg von Sozialhilfeempfängern kommen wird, einem dramatischen Anstieg! Dann wird man wieder unterbudgetiert haben, dann wird man wieder nachbudgetieren müssen, damit wir wieder Gelder nachschießen können. Aber die Menschen werden nie eine Sozialhilfe erhalten, mit der sie wirklich halbwegs anständig leben können und über die Runden kommen. Genau darauf machen wir aufmerksam: Das ist unverantwortlich!

Schon in den letzten drei Jahren mussten wir eine Verdoppelung der Anzahl jener Personen feststellen, die Leistungen aus der Sozialhilfe erhalten haben. Derzeit haben wir rund 80 000 Menschen in Wien, die Tendenz ist steigend. Die Budgets für den Sozialhilfebereich waren zu niedrig veranschlagt und mussten nachbudgetiert werden. Der finanzielle Aufwand für diesen Bereich ist schon explodiert und wird weiter explodieren, und diese untragbare Situation wird mit dieser Novelle nur weiter verschärft.

Nur damit wir wissen, worüber wir sprechen, und damit Sie sehen, wo mit diesem Gesetz auch massiver Schaden bei den Bedürftigen angerichtet werden wird: Wenn jemand seine Existenz nicht durch Arbeit, Einkommen oder Vermögen gesichert hat noch durch die Familie, dann soll dieses soziale Netz, die Sozialhilfe, ihn letztlich auffangen. Das heißt, dass dieses soziale Netz die Aufgabe hat, jenen Teilen der Gesellschaft das Überleben zu sichern, die nichts mehr haben und bei denen auch nicht die Aussicht besteht, dass sie aus eigener Kraft da herauskommen könnten. Es handelt sich hier um einen Lebensbedarf und Lebensunterhalt, somit letztlich auch in den Bereichen Pflege, Krankenhilfe, Hilfe für werdende Mütter und Wöchnerinnen, Hilfe zu Erziehung und Erwerbsbefähigung, um Unterkunft, Nahrung, Bekleidung, Beheizung. Und Geld aus der Sozialhilfe, um diese Bedürfnisse abzudecken, wird in Wien ohnehin nur alle heiligen Zeiten einmal erhöht, wie wir in der Vergangenheit gesehen haben, weil es weit unter dem heutigen Bedarf, nämlich unter den Lebenshaltungskosten liegt. Und das bisschen will man jetzt auch noch gefährden, indem man es leichtfertig auf einen unglaublich erweiterten Personenkreis ausdehnt!

Den Heizkostenzuschuss, den wir jährlich gefordert haben, endlich auf eine anständige Höhe anzuheben, dem sind Sie von Seiten der Sozialdemokratie auch nicht wirklich nachgekommen. Zuerst haben Sie es überhaupt abgelehnt, dann haben Sie es unverhältnismäßig gering erhöht, aber nicht wie in den anderen Bundesländern, in denen es einen Heizkostenzuschuss in Höhe von 150 EUR in den Wintermonaten gibt. Die Heizbeihilfe in Wien beträgt ganzjährig wesentlich weniger als in anderen Bundesländern, und für eine entsprechende Aufwertung fehlt hier in Wien offenbar der Wille oder das Geld. 

Wenn der Wille fehlt, ist das noch viel dramatischer, und wenn das Geld fehlt, ist diese Entscheidung überhaupt fatal. Denn damit ist letztlich den Staatsbürgern nur Schaden zugefügt worden, weil man hier eigentlich in ihrem Bereich hätte anheben können und Sozialleistungen hätte verbessern können. Ich glaube, so etwas soll und darf es nicht geben. Es kann und darf nur so sein, dass im Land aufgewachsene Menschen, die hier ihre Heimat haben, aufgefangen werden sollen, aber nicht jene, die aus Versorgungsgründen nach Österreich, nach Wien kommen. 

Schon gar nicht darf es so sein, dass hier die Erschleichung dieser Leistung so leicht gemacht wird, wie es in diesem neuen Gesetz vorgesehen wird. Dass man es sich so leicht erschleichen kann, dass man entweder gar nicht oder nur wenige Jahre in Wien unkontrolliert gemeldet sein muss, dass eine Abwesenheit von zwölf Monaten - einem ganzen Jahr, ganz offiziell - ohne Einfluss auf die Berechnung der Fünfjahresfrist bleibt, das alles steht, bitte, in dem Gesetz drin! 

Diese Informationen sind einfach Fakten, die auch aus dem Bundesministerium für Inneres mitgeteilt wurden. Daran können Sie nicht deuteln, das ist ein Faktum. Da hilft Ihnen auch kein Passus im Sozialhilfegesetz, wonach die Einreise nicht zum Zweck des Sozialhilfebezugs erfolgt sein darf. Denn erstens stellt sich die Frage, wie man so eine Kontrolle überhaupt festmachen kann: Wie sollen die Einkommensverhältnisse und Unterhaltsverpflichtungen in Ländern wie Rumänien und Polen überprüft werden? Das ist nicht möglich, das ist nicht machbar. 

Denn wenn das wie bisher die Behörde nachweisen soll und nicht der Zuwanderer, wird das nie gelingen. Das ist wieder so ein Punkt in diesem Gesetz, mit dem man einfach scheitern muss: Der Zuwanderer muss nur glaubhaft machen, dass es anders ist; da reichen Bürgschaften von Verwandten aus, und dann ist es schon schlagend! So ist das im Gesetz vorgesehen. Außerdem gibt es keine anderen entsprechenden Kontrollmöglichkeiten, und der Passus mit dem Sozialhilfebetrug ist sinnlos, weil er eben nicht kontrolliert werden kann, schon heute nicht kontrolliert werden kann. 

Wenn Sie sagen, da handelt es sich lediglich um wenige Hundert zusätzliche Empfänger, dann hat entweder die Abg Korun keine Ahnung, oder Sie sagen die Unwahrheit. Dazwischen muss die Wahrheit liegen. Denn da bin ich ausnahmsweise einmal der Meinung der Abg Korun, die gesagt hat, es wird 100 000 zusätzliche Sozialhilfebezieher geben. Ja, da wird sie schon Recht haben, dass da in den nächsten Jahren einiges auf uns zukommen wird! Es werden nicht ein paar Hundert sein - das ist völlig unglaubwürdig -, und es werden auch im sozialen Wohnbau nicht ein paar Hundert sein. Da wird schon die Zahl ordentlich ansteigen auf ein paar Tausend, und da wird schon einiges in den nächsten Jahren in Bewegung kommen - zum Nachteil der österreichischen Staatsbürger!

Wir wissen eben nicht, wie viele Anspruchsberechtigte schon jetzt in Wien leben und dann von einem Tag auf den anderen einen Anspruch haben. Und wir wissen schon gar nicht, wie viele aufgrund ihrer extremen Armut aus ihrer Heimat letztlich erst recht zu uns kommen werden, weil sie mit solchen Anreizen, wie wir sie jetzt schaffen, natürlich erst recht die Reise in den Westen suchen, die Reise nach Österreich suchen, um sich wirtschaftspolitisch endlich absichern und verbessern zu können. Selbstverständlich sind das alles Gründe und Umstände, warum Menschen sich auch von ihrer Heimat aufmachen und dann zu uns kommen. Das sind natürlich auch oftmals Gründe eines Wirtschaftsflüchtlings, der in Wirklichkeit auch manchmal auf Grund seiner Schulausbildung gar keine Chance hat, hier auf Dauer arbeiten zu können, weil teilweise nicht einmal eine Volksschulausbildung der Fall ist, aber natürlich dann Anspruch auf Sozialhilfeausbildung gerne in Anspruch nehmen wird. Das sind Trojanische Pferde, die man hier möglich macht, die wir kritisch herausstreichen und so einfach nicht als vernünftig erachten können. 

Ich fordere Sie daher abermals auf, alle rechtlichen Möglichkeiten und Mittel zu ergreifen, um die Sozialhilfe als Existenzsicherung für die an der Armutsgrenze lebenden Österreicher sicherzustellen, zu erhalten und anzuheben. Das hat unsere Aufgabe als österreichische Politiker zu sein, für Staatsbürger, die unter der Armutsgrenze leben müssen, auch dementsprechend die soziale Absicherung sicherzustellen! (Beifall bei der FPÖ.)
Solange es da keine Änderungen gibt, die diese unglaublichen Fehlentwicklungen korrigieren und ausschalten, werden wir solchen Änderungen keine Zustimmung geben und können so etwas auch nicht mittragen, weil wir das nicht für sozialpolitisch verantwortlich und verantwortungsvoll erachten. Wir werden daher dieses Gesetz, das von der Europäischen Union als Richtlinie vorgegeben wurde, ablehnen. Wir wollen solche Diktate aus Brüssel schon gar nicht.

Was wir vermissen, das halte ich noch einmal fest. Wir bedauern es zutiefst, dass die Sozialdemokratie jetzt offenbar völlig vor der Europäischen Union kapituliert hat und überhaupt nicht bereit ist, irgendwelche Schutzmechanismen einzubauen, dass jetzt bald die muntere Öffnung der Gemeindebauten endgültig losgeht und dass auch im Sozialhilfebezieherkreis die völlige Erweiterung heute von Ihnen offenbar festgemacht werden wird. Wir werden die österreichische Bevölkerung darüber aufklären, wie unverantwortlich Sie mit dieser Frage umgegangen sind. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Bevor wir die zusammengelegte General- und Spezialdebatte zum Wiener Sozialhilfegesetz fortsetzen, habe ich eine Mitteilung zu machen. Um 11.03 Uhr musste Herr Abg Mag Neuhuber aus dringender familiärer Angelegenheit die Sitzung verlassen, er gilt seither als entschuldigt. 

Als nächste Rednerin hat sich Frau Mag Alev Korun zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nach so einer Rede fällt mir eigentlich nichts anderes ein, als zu sagen: Man kann gar nicht so viel fressen, wie man kotzen möchte! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Es wäre nicht die FPÖ, würde sie nicht ständig sagen: Die Ausländer sind schuld, die Ausländer sind schuld, die Ausländer sind schuld. Das sind wir inzwischen teilweise leider gewohnt. Trotzdem muss es in einem Haus mit demokratisch gewählten Repräsentanten und Repräsentantinnen auch Grenzen geben. Das ist einfach ungustiös, völlig abzulehnen, inakzeptabel und rassistisch, was Sie hier von sich gegeben haben, Herr Kollege Strache! (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ. - Abg Heinz-Christian Strache: Man muss ja nicht jeder unsinnigen Bemerkung, die Sie machen, auch noch ... folgen lassen!)
Ich möchte mich eingangs auch dagegen verwahren, wie Sie mit meinen angeblichen Aussagen umgehen und wie Sie versuchen, sie zu verdrehen und sie in Ihrem Sinn zu verwenden und zu missbrauchen. Es würde jetzt zu viel Zeit in Anspruch nehmen, und ich habe nicht vor, meine gesamte Rede auf den Schmutz, den Sie hier von sich gegeben haben, zu konzentrieren. Deshalb werde ich nicht einzelne Punkte korrigieren. Es war auch etliches von dem, was Sie behauptet haben (Abg Heinz-Christian Strache: Der Einzige, der mit Schmutz und mit Dreck wirft, sind Sie!), zum Beispiel zum Bezug der Familienbeihilfe von ausländischen Staatsangehörigen (Abg Heinz-Christian Strache: Der Einzige, der mit Schmutz und mit Dreck wirft, sind Sie!) - etliches, was Sie dazu gesagt haben, war auch falsch. (Abg Heinz-Christian Strache: Der Einzige, der mit Schmutz und mit Dreck wirft, sind Sie!)
Wenn ich darf, würde ich jetzt gern meine Rede fortsetzen, weil ich im Moment am Wort bin. (Abg Mag Harald STEFAN: ...nicht nur Hetze! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich verwahre mich, ich betone es noch einmal, ich verwahre mich dagegen, dass Sie meine Aussagen zu Ihren rassistischen und ausgrenzenden Propagandazwecken missbrauchen! (Beifall bei den GRÜNEN. - Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Nun zum Thema. Herr Strache hat auch insofern eine Themenverfehlung begangen, als es bei der vorliegenden Vorlage nicht um die Öffnung der Gemeindebauten oder überhaupt um Gemeindebauten geht. Sie dürften es verschlafen haben (Abg Heinz-Christian Strache: Die sind schon geöffnet!), aber die Gemeindebauten sind seit Jänner 2006 geöffnet, wie das die EU-Richtlinie vorsieht (Abg Heinz-Christian Strache: Das ist die Fortsetzung!), die Österreich genauso wie auch jedes andere Mitgliedsland umzusetzen hat und unserer Meinung nach sowieso viel zu spät umgesetzt hat. Hier und heute geht es um die Sozialhilfe. 

Zu den Fakten: Sozialhilfe ist in Wien nicht existenzsichernd, die durchschnittliche Sozialhilfe für eine Einzelperson von 640 EUR im Monat ist deutlich unter der Armutsgefährdungsgrenze. Wir haben uns das alles ausgerechnet. Die Sozialhilfe pro Person würde höchstens, also maximal, 712 EUR betragen, und das ist auch noch deutlich unter der Armutsgefährdungsgrenze. 

Tatsache ist, dass die Zahl der Sozialhilfebezieher und -bezieherinnen seit 2000 in Wien explosionsartig gestiegen ist. Das weiß auch die Wiener SPÖ ganz genau. Tatsache ist, dass inzwischen 72 Prozent der Sozialhilfebezieher und -bezieherinnen eine Richtsatzergänzung erhalten. Das heißt, 72 Prozent der Personen, die in Wien auf Sozialhilfe angewiesen sind, haben bereits ein Einkommen; sie sind entweder erwerbstätig oder beziehen Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe und können von diesem Einkommen eben nicht leben, weshalb sie auf zusätzliche Unterstützung von der Kommune angewiesen sind. Das alles sind Fakten, die belegen, dass der Arbeitsmarkt, die Arbeitswelt sich verändert hat und weiter verändert. 

Wir GRÜNE sagen, mit Konzepten aus den 70er Jahren, mit einem veralterten Sozialhilfemodell, das leider sowohl in Wien als auch im Bund gilt, ist dieser Armut, dieser neuen Qualität der Armut nicht beizukommen. Das weiß die Wiener SPÖ eigentlich auch, beziehungsweise sie müsste es schon längst wissen. All diese Daten belegen, dass wir mit einem Sozialhilfemodell, das noch dazu in neun Bundesländern neunmal unterschiedlich ausschaut, es nicht schaffen werden - weder in Wien noch in Österreich -, der Armutsproblematik beizukommen. Wir brauchen sowohl in Wien als auch woanders in Österreich eine bedarfsorientierte Grundsicherung. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Das haben wir seit Jahr und Tag gesagt, nicht nur vor dieser Wahl, sondern schon viel länger. Die Wiener SPÖ hat immer wieder gesagt: Das können wir uns nicht leisten, das ist Bundessache, das soll der Bund tun. (Abg Godwin Schuster: Das stimmt ja auch!) Nun, was sagt die Bundes-SPÖ, was sagt der Vorsitzende der Bundes-SPÖ, Herr Gusenbauer? Er spricht inzwischen von der Notwendigkeit einer bedarfsorientierten Grundsicherung in der Höhe von 800 EUR!

Das finden wir zwar schön, dass auch Herr Gusenbauer inzwischen mitbekommen hat und der Meinung ist, dass nicht nur Wien, sondern auch Österreich eine bedarfsorientierte Grundsicherung bekommen soll, und dabei teilweise grüne Modelle kopiert. Aber wir haben ein bisschen die Befürchtung, dass Herr Gusenbauer das in der Hoffnung sagt, dass die Bundes-ÖVP ohnehin nicht darauf einsteigen wird, damit die SPÖ dann sagen kann: Wir wollten es, aber leider konnten wir es nicht umsetzen, weil der potentielle Koalitionspartner nicht dafür war. (Abg Godwin Schuster: Habt ihr das deshalb immer gefordert, weil ihr wisst, die ÖVP macht das nicht?) 

Man muss die Menschen nicht nur an ihren Worten, sondern immer an ihren Taten messen, Herr Kollege, und das tun wir auch im Fall der SPÖ. Wir wundern uns, warum die SPÖ auf Bundesebene für eine bedarfsorientierte Grundsicherung eintritt, in Wien aber mit dem alten Modell, mit dem inzwischen völlig veralteten und keine Probleme lösenden Sozialhilfemodell weitermachen will. Noch dazu liegt die Höhe der Sozialhilfe in Wien deutlich unter der Armutsschwelle, sodass keine gute Armutsbekämpfung, keine effiziente Armutsbekämpfung erfolgen kann. 

Was macht die Wiener SPÖ dort, wo sie tatsächlich die Macht und die Möglichkeit hätte, eine bedarfsorientierte Grundsicherung umzusetzen, da sie doch mit absoluter Mehrheit in Wien regiert? Sie setzt die Grundsicherung eben nicht um! Sie setzt sie nicht um, und wenn das kein Widerspruch ist - nämlich das, was der Bundesvorsitzende der SPÖ sagt, und das, was die absolut regierende SPÖ tut -, dann weiß ich nicht, was ein Widerspruch wäre. (Abg Mag Sonja Ramskogler: Weil Sie es nicht verstanden haben! - Abg Christian Oxonitsch: Das ist aber nicht so!)
Was die Wiener SPÖ mit dieser Vorlage macht, ist nicht nur, die Möglichkeit nicht wahrzunehmen, eine bedarfsorientierte Grundsicherung in Wien einzuführen - wo sie das könnte, zumal sie, wie gesagt, absolut regiert -, sondern sie verschärft das Gesetz auch. (Abg Godwin Schuster: Euer Modell macht aber die Menschen ärmer!) Wie macht sie das? Indem sie zum Beispiel die Rechtssicherheit aushöhlt (Abg Godwin Schuster: Sie haben weniger als jetzt mit der Sozialhilfe!), indem sie ins Gesetz hineinschreibt: Es ist jetzt nicht mehr notwendig, dass jemand einen schriftlichen Bescheid bekommt, wenn er oder sie bei der Sozialhilfe abgelehnt wird. (Abg Mag Sonja Ramskogler: Das stimmt ja nicht!) Es soll ausreichend sein, dies mündlich mitgeteilt zu bekommen. Und wenn man dann die Kraft hat, wenn man entsprechende Informationen hat, wenn man entsprechende Rechtsunterstützung hat (Abg Godwin Schuster: Ich würde einmal das eigene Modell anschauen...!), dann kommt man auf die Idee, dann nimmt man auch die Gelegenheit und die Möglichkeit wahr, einen schriftlichen Bescheid zu verlangen, gegen den man dann berufen soll. (Abg Godwin Schuster: Nein, das stimmt nicht!) 

Wissen Sie, was das bedeutet? (Abg Mag Sonja Ramskogler: Lesen, verstehen!) Das bedeutet, dass gerade bei jener Gruppe von Menschen, die sich am wenigsten wehren können, weil sie nicht nur soziale, sondern teilweise auch psychische Probleme haben, weil sie nicht die Strukturen vorfinden, die sie unterstützen -, dass gerade bei dieser Gruppe von Menschen versucht wird, mit der Verweigerung eines schriftlichen Bescheids dafür zu sorgen: „Na ja, schauen wir einmal, wer sich durchsetzen kann, schauen wir einmal, ob jemand die Informationen auch einholen kann, schauen wir einmal; und wenn er oder sie es schafft, einen Bescheid wirklich auch durchzusetzen (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist eine Frechheit!) und dagegen eine Berufung zu machen, dann werden wir vielleicht Sozialhilfe erteilen." Aber die Stadt hat sich dann wieder ein paar Wochen oder ein paar Monate die Auszahlung der Sozialhilfe erspart. 

Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen! So kann man Armut sicher nicht bekämpfen, indem man einfach die Rechtssicherheit aushöhlt. Das wird gerade die Leute, die die Sozialhilfe am nötigsten brauchen, weil sie keine sonstigen Unterstützungen haben oder weil sie davon nicht leben können, genau in die Sackgasse führen, dass sie ihre Hoffnung verlieren, dass sie die Unterstützung, die sie brauchen, nicht bekommen.

Ich komme jetzt zum Bereich von ausländischen Staatsangehörigen, die in Wien ihren Hauptwohnsitz haben. Vor fast einem Jahr, noch bevor im Jänner 2006 die EU-Richtlinie zur Gleichstellung von langfristig Aufenthaltsberechtigten in Kraft getreten ist, haben wir Anträge gestellt. Wir haben der Wiener SPÖ gesagt, es wird notwendig sein, das Wiener Sozialhilfegesetz zu novellieren. Wir wurden von der Wiener SPÖ belächelt, und es wurde uns gesagt, dass eine Gesetzesänderung nicht notwendig ist. Ich kann mich genau an die Aussagen der Frau StRin Brauner erinnern, die gesagt hat: Wir machen das schon (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ja!), wir brauchen das Gesetz nicht zu ändern, wir werden einfach die Praxis ändern. 

Wie die Praxis dann teilweise ausgeschaut hat, wissen wir auch, nämlich so, dass Menschen vom Sozialamt teilweise weggeschickt wurden mit dem Argument: Du hast keinen österreichischen Reisepass, du kannst keine Sozialhilfe bekommen - weil manche Personen bei den Sozialämtern offensichtlich noch nicht davon informiert waren, dass es inzwischen diese EU-Richtlinie gibt. (Zwischenruf von Abg Godwin Schuster.)
Es ist gar keine Frechheit, sehr geehrte Frau Stadträtin! Diese Fälle habe ich an Sie auch kommuniziert beziehungsweise sie sind auch in der Zeitung gestanden. Das ist gar keine Frechheit, sondern das sind gut belegte Fälle, dass Menschen vom Sozialamt weggeschickt wurden. Wir brauchen Situationen nicht gut zu reden, wo sie leider nicht so gut ausschauen. (Beifall bei den GRÜNEN. - Zwischenbemerkung von Amtsf StRin Mag Renate Brauner.)
Jetzt, nach fast einem Jahr, hat die SPÖ offensichtlich begriffen, dass es doch eine Gesetzesänderung braucht, um die rechtliche Gleichstellung von Menschen, die von dieser EU-Richtlinie erfasst sind, umzusetzen. Das wundert mich zwar ein bisschen, dass es ungefähr ein Jahr dauert, bis man dazulernt und sagt, okay, die EU-Richtlinie braucht doch eine Novellierung, um umgesetzt zu werden - aber gut. (Abg Marianne Klicka: ...seit Jänner!)
Was Sie dabei machen, ist, dass Sie sich logischerweise selbst loben, indem Sie sagen: Ja, wir setzen jetzt diese EU-Richtlinie endlich um, und es kann niemand etwas dagegen haben. Nur, was Sie nicht dazusagen, ist, dass Sie die Verschärfungen, die auf Bundesebene inzwischen eingetreten sind - mit dem Aufenthaltsgesetz, mit dem Fremdenpolizeigesetz und so weiter -, quasi mit in das Wiener Sozialhilfegesetz übernehmen. 

Was meine ich damit? Sie sagen mit der Novelle, dass nur jene Drittstaatsangehörigen - also aus Nicht-EU-Ländern -, die ein Daueraufenthaltsvisum haben, auch beim Sozialhilfebezug gleichgestellt werden. Dabei sagen Sie nicht dazu, dass es mit dem Fremdenrechtspaket letztes Jahr eine massive Verschärfung gegeben hat, die vorsieht, dass Menschen inzwischen ein viel höheres Einkommen nachweisen müssen, um überhaupt dieses Daueraufenthaltsrecht zu bekommen. 

Ich gebe Ihnen ein ganz konkretes Beispiel. Vor dieser Gesetzesnovelle hat ein Ehepaar von Drittstaatsangehörigen, um ein Visum zu bekommen oder auch zu verlängern, ungefähr 700 EUR Einkommen nachweisen müssen. Nach der Gesetzesverschärfung sind es inzwischen ungefähr 1 000 EUR, die man nachweisen muss. Erst dann bekommt man dieses europäische Daueraufenthaltsvisum. Sie schreiben jetzt im Wiener Sozialhilfegesetz fest, dass nur diejenigen, die so ein Daueraufenthaltsvisum haben, bei der Sozialhilfe gleichgestellt werden. Ich sage dazu, da beißt sich die Katze in den Schwanz. Die Leute müssen ein viel höheres Einkommen nachweisen, um überhaupt dieses Visum zu bekommen, und Sozialhilfe sollen sie nur beziehen dürfen, wenn sie dieses Visum haben. 

Ich frage Sie: Wie stellen Sie sich das vor? Wie sollen das die Leute schaffen, wenn sie ein niedriges Einkommen haben und sozialhilfebedürftig sind und Sie ihnen dann sagen: „Ja, aber Sozialhilfe bekommst du nur, wenn du vorher ein viel höheres Einkommen nachweist?“ Das ist einfach zynisch! Und da zu sagen: „Wir setzen damit die EU-Richtlinie um", das ist der Sozialdemokratie, wie ich sie mir zumindest vorstelle, unwürdig, auch und gerade in Wien mit der langen sozialdemokratischen Tradition, würde ich sagen.

Zweiter Punkt: Sie schreiben in das Gesetz völlig neu hinein, dass folgende Gruppen von Drittstaatsangehörigen beim Bezug der Sozialhilfe gleichgestellt werden, aber nur - ich zitiere: "Wenn die Einreise nicht zum Zweck des Sozialhilfebezugs erfolgt ist." Also wenn das der Willkür von Behörden nicht Tür und Tor öffnet, dann weiß ich nicht, was! Denn bei jeder Person, der man keine Sozialhilfe geben will, wird man in Zukunft einfach behaupten: Na ja, aber wir vermuten, dass die Einreise zum Sozialhilfebezug erfolgt ist, und deshalb werden wir keine Sozialhilfe gewähren. (Abg Godwin Schuster: Was wollen Sie? Wollen Sie, dass wir sämtliche Probleme zugleich lösen? Es kann ja nicht so sein, dass...!) Dann denken Sie bitte dazu, es bekommt diese Person nicht einmal automatisch einen schriftlichen Bescheid ausgestellt - sehr schön! (Abg Godwin Schuster, in Richtung FPÖ deutend: Das ist genau die gegenteilige Position da!) 

Stellen Sie sich einmal vor, Sie sind in der Situation dieser Person. Sie sind EU-rechtlich gleichgestellt, Sie sind sozial bedürftig und stellen einen Antrag, und die Behörde sagt: Nein, wir vermuten, du bist extra nach Österreich eingereist, um Sozialhilfe zu beziehen. Wie würden Sie an der Stelle dieser Person versuchen nachzuweisen, dass das nicht der Fall ist? Ich behaupte einmal, es wird relativ schwierig sein.

Ich werde nicht auf alle Einzelheiten der Gesetzesvorlage, die uns vorliegt, eingehen. Aber selbst die Punkte, die ich genannt habe, und auch die Punkte, die meine Kollegin Heidi Cammerlander weiter nennen und auch im Detail erwähnen wird, zeigen, dass das leider alles andere als ein Gesetz ist, das die Armut in Wien wirklich bekämpfen kann. (Abg Godwin Schuster: Ihr Stimmverhalten würde genau das verhindern, was Sie fordern!)
Das Problem ist: Sie können Ihre Vorlage loben, wie Sie wollen, an der Realität ändert das nicht sehr viel. Die Armut steigt, und solange die absolut regierende SPÖ keine Konzepte findet, die Armut in Wien effizient zu bekämpfen, und auf Bundesebene angeblich für eine Grundsicherung eintritt (Abg Godwin Schuster: Ja, die Betroffenen werden es danken!), in Wien aber plötzlich wieder nicht, wird die Armutsproblematik sich nicht lösen, und wir werden uns weiterhin in den Sitzungen der kommende Monate und, ich fürchte, auch Jahre mit der steigenden Armut in Wien beschäftigen müssen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Aigner.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrat! Meine Damen und Herren!

Ein paar Worte zum vorliegenden Vorschlag für ein Wiener Sozialhilfegesetz; einerseits geht es um die Umsetzung der EU-Richtlinie, zu der man natürlich schon auch inhaltlich ein wenig Stellung nehmen muss. Wenn ich meiner Vorrednerin ein bisschen gefolgt bin, dann wird hier das Bild eines völlig ausgedörrten Sozialstaates gezeichnet, der so unattraktiv ist, dass niemand hierher kommen möchte. Wenn wir uns unser Leistungsniveau und auch den Zuwanderungsdruck, dem wir ausgesetzt sind, anschauen, dann kann es in Österreich so schlimm nicht sein, weil wir sonst eben nicht so ein attraktives Land wären. 

Man muss sich sicherlich auch Folgendes überlegen: Wir haben in Europa, im Rahmen der EU, keine Sozialunion, das ist nationale Kompetenz. Und die Koordinierungsregelungen der EU, was die Richtlinien betrifft, sehen ja nur die Zusammenrechnung, den erleichterten Leistungsbezug vor, ohne jetzt inhaltliche Regelungen zu treffen. Deswegen glaube ich schon, dass ein Land wie Österreich mit sehr hohen Sozialstandards aufpassen muss, dass es nicht zu einem ungehinderten Leistungsexport kommt. 

Ich komme selbst vom Fach und bin Sozialrechtler. Vor ein paar Jahren war es noch so, dass ein österreichischer Pensionist, der länger als zwei Monate ins Ausland ging, sich diesen Auslandsaufenthalt von der Pensionsversicherungsanstalt genehmigen lassen musste, weil man keine Pension nachschicken wollte. Das heißt, unser Standpunkt gegenüber den anderen Mitgliedsstaaten, vor allem jenen, die viel weniger gute Sozialregelungen haben, müsste eigentlich schon ein eher restriktiver sein, weil uns sonst wirklich einmal das Geld ausgehen wird.

Was mir bei meiner Vorrednerin auch noch abgeht - aber das ist bei den GRÜNEN ja kein Wunder, bei der SPÖ leider Gottes auch nicht, und das ist auf Grund der Regierungsverantwortung, die jetzt auf sie zukommt, auch etwas sehr Dramatisches: Wir reden nur vom Umverteilen, vom Geldausgeben, wir reden eigentlich nicht davon, dass eine gute Wirtschaftspolitik, ein guter, attraktiver Wirtschaftsstandort die beste Form der Sozialpolitik ist, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Wirtschaftswachstum, Lohnerhöhungen, Arbeitsplätze, das ist das, was die Menschen wollen. Die Menschen wollen kein arbeitsloses Einkommen, sie wollen Arbeit, und Aufgabe der Politik ist es, sich Gedanken darüber zu machen, wie wir den Wirtschaftsstandort attraktiv gestalten können. Ein Wirtschaftswachstum von 3,2 Prozent ist der beste Weg dazu! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das bekommen wir aber sicher nicht, wenn Sie die Unternehmen vertreiben und wenn Sie hier mit dem arbeitslosen Einkommen winken. So bekommen Sie nur Zuwanderer, aber keine Arbeitsplätze! (Beifall bei der ÖVP.)

Ein paar Worte jetzt zu den Details des Sozialhilfegesetzes: Auch uns stößt es auf, und es ist rechtsstaatlich in der Tat bedenklich, dass die Bescheidpflicht aus dem Gesetz herausgenommen wird. Meine Damen und Herren, wir können auf einem akademischen Niveau sehr gerne über Verwaltungsrecht diskutieren, und es ist schon richtig, dass auch eine mündliche Auskunft Bescheidcharakter hat. Aber den Sozialhilfeempfänger zeigen Sie mir, der, wenn ihm vom Fonds Soziales Wien telefonisch gesagt wird: „Sie bekommen nichts.", dann auf die Idee kommt, dass das ein Bescheid ist, eine Niederschrift stattfinden müsste und es dann einen Rechtsschutz gibt! Meine Damen und Herren, genau dort, wo es um die Ärmsten der Armen geht, ist eine ausgedehnte Manuduktionspflicht, eine Anleitungspflicht, wichtig. Ich halte es für sehr bedenklich, sich hier in die Formen des Privatrechtes zu flüchten. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenbemerkung von Amtsf StRin Mag Renate Brauner.)

Ja, die Hinweispflicht lässt sich schwer belegen, und ein tragbarer Bescheid, der von Amts wegen ausgestellt wird, ist etwas ganz anderes, als wenn jemand von einer Stelle zur anderen herumgeschickt wird. Auch der Fonds Soziales Wien ist zwar eine ausgelagerte Einrichtung, die österreichische Rechtsordnung ist aber voll von Bestimmungen, mit denen ausgelagerte Einrichtungen mit Hoheitsgewalt ausgestattet werden, von der Austro Control bis hin zur ASFINAG. Denken Sie an das ASFINAG-Zuweisungsgesetz, auch da werden Personalhoheiten von einer privaten Gesellschaft wahrgenommen. Warum das gerade im Sozialbereich nicht so sein soll, dafür warte ich noch auf gute Argumente. (Beifall bei der ÖVP.)

Auch zum Inhaltlichen: Die Forderungen können Sie jetzt an sich selber stellen, denn Sie werden die Regierung führen! Ich würde mir wünschen, dass möglichst alle Ministerien in den Händen der SPÖ sein werden, dann können Sie zeigen, wie Sie Ihr Konzept umsetzen wollen. 

800 EUR Grundsicherung - ich frage mich, warum das Wiener Sozialhilfeniveau noch nicht angehoben wurde, warum wir hier bei 400, 500 EUR plus Mietbeihilfe sind (Beifall bei der ÖVP.), in einem Dschungel von Leistungen, wo niemand weiß, was einem wirklich zusteht (Abg Mag Sonja Ramskogler: ...versteht das nicht!), wo man die Frage stellen muss, ob die Menschen auch aufgeklärt werden - denn man kann sich ja doch etwas ersparen -, warum Sie die Menschen in diesen sozial kalten, sozialistischen Bürokratismus hineinschicken (Heiterkeit bei der SPÖ.) und nicht schon längst das verwirklicht haben, was Sie selber hätten verwirklichen können! Warum heben Sie die Sozialhilfe in einem ersten Schritt in Wien nicht auf 800 EUR an? Das wäre eine Antwort auf Ihre Forderung. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Ein bisschen kommt es mir schon so vor, als ob man hier "Wünsch dir was" spielt. Die Grundsicherung ist sicherlich - auch wenn sie so kommt, wie sie von manchen gefordert wird - ein Beitrag für den österreichischen Tourismus, über den wir ja heute schon eine Stunde diskutiert haben. Ob das dann die Form von Tourismus ist, weiß ich nicht, aber dann sollte man schon auch dafür eintreten, dass auch jene Touristen, die in Österreich vier Wochen Urlaub machen, eine Grundsicherung bekommen, weil sie wirklich etwas zu unseren Arbeitsplätzen beitragen. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.)

Wenn uns heute der Herr Landeshauptmann hier gesagt hat: „Sie werden sich umgewöhnen müssen", dann kann ich Ihnen von der SPÖ nur sagen: Sie werden sich noch viel mehr umgewöhnen müssen! Denn Sie müssen jetzt etwas zeigen, Sie müssen jetzt etwas vorlegen. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Sie haben in Wien im Schulbereich dahingewurschtelt; der Schulbereich ist, im Vergleich zum Bundesschulbereich, im Argen. Die faktische Gesamtschule, die Sie in Wien durch die Hintertür eingeführt haben, ist auch nicht unbedingt ein positiver Beitrag zu PISA gewesen. Ihr Sozialhilfegesetz ist alles andere als vorbildlich. Sie werden es jetzt zeigen, und wir werden uns darauf beschränken, das zu tun, was Sie jahrelang fast bis zur Perfektion betrieben haben: Wir werden dasitzen, wir werden Ihnen zuhören, und wir werden Ihnen Vorschläge machen, gerade auch im Sozialbereich. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir werden uns umgewöhnen, aber für Sie wird die Umstellung, sozusagen der Regierungsschock, eine viel ärgere sein als für uns. Wir werden uns regenerieren, und glauben Sie ja nicht, dass es reicht, sich ein paar ÖVP-ler für eine Regierung einzukaufen! Wir wissen, wie Sie hier in Wien mit uns umgehen, und wir werden unsere Erfahrungen aus den Wiener Ausschüssen an unsere Freunde in den Bundesländern, die uns das nie geglaubt haben, sehr wohl weitergeben. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir werden sehr wohl weitergeben, dass Sie prinzipiell keinen Vorschlägen der Opposition – egal, von welcher Partei, ein bisschen von den GRÜNEN - zustimmen, und wenn man fragt, warum, dann heißt es: "Weil es von euch ist"! Das werden wir unseren Freunden in den Bundesländern sagen. Eine große Koalition, die Sie jetzt so herbeisehnen, löst keine großen Probleme, meine Damen und Herren, eine große Koalition ist ein großes Problem! (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Die Zeitungen, die jetzt die große Koalition herbeischreiben und uns hineinschreiben wollen, machen das ja nur vor dem Hintergrund, dass sie dann vier Jahre auf eben den Stillstand hinweisen, den diese Koalition bringen wird. Machen wir uns doch nichts vor, wir sind politisch meilenweit voneinander entfernt! (Abg Mag Alev Korun: Wollen Sie Schwarz-Blau-Orange?) Der Unterschied zwischen ÖVP und SPÖ ist: Wir verstreuen kein Napalm, wir verstreuen keinen Hass, wir verstreuen keine Lügenparolen. Wir machen das ganz anders, wir haben gut gearbeitet. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Inge Zankl: Und warum sind Sie dann abgewählt worden?) 

Wir haben uns leider nicht gut genug gewehrt, und deswegen sind Sie an der Reihe. (Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ.) Meine Damen und Herren, wer Napalm sät, wird verbrannte Erde ernten. Ich kann Ihnen versichern, die Basis der ÖVP sind wir hier und diejenigen, die noch unter uns sind, das sind nicht ein paar Kammerpräsidenten, die sich schon wieder in einer Regierung sehen! Wir sind unsere Basis, und wir wollen Sie genauso wenig, wie Sie uns wollen, nur sind wir viel vornehmer zu Ihnen. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich freue mich ja schon auf einen Sozialminister - ich rate Ihnen, bleiben Sie Ihrer Tradition treu - aus dem Gewerkschaftsbereich. Dann haben wir hier Insolvenzgefahr, dann wird der Sozialbereich in Österreich ein Insolvenzfall werden. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Nehmen Sie einen Gesundheitsminister aus der tiefrote Zahlen schreibenden Wiener Gebietskrankenkasse! Ein roter Finanzminister wird auch noch rote Zahlen liefern. (Abg Karlheinz Hora: ...der Herr Grasser, Herr Kollege? Wie schaut das aus?) Und wir werden in vier Jahren die Österreicher fragen, ob sie einen Konkurs- und Sanierungsfall Österreich haben wollen! (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Wenn Sie glauben, dass das so einfach geht, sich da hinzustellen und zu sagen: „Jetzt gewöhnt euch um!" - Ihr eigener Wahlwerber hat ja seine Zurückhaltung aufgehoben, er hat sich jetzt hingestellt und gesagt, er ist stolz darauf, die Marke ÖVP auf Jahre hinaus beschädigt zu sehen. Ich kann Ihnen versichern, wir lassen diese Erfolgsmarke nicht in einer großen Koalition mit Herrn Gusenbauer weiter beschädigen, sondern wir arbeiten daran, dass wir in vier Jahren den Platz wieder bekommen, der uns eigentlich zusteht. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Ja, wir werden uns um das Wählervertrauen bemühen. (Anhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ.) Jetzt kommt endlich Stimmung rein, das ist ja herrlich! Das ist viel besser als bei Ihrer Aktuellen Stunde. (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn jetzt Herr Vranitzky - böse Zungen könnten sagen, das ist der österreichische Gyurcsány: Pensionistenbrief 1995! - damit anfängt, dass man der ÖVP mit Respekt begegnen muss, und wenn ich mich zurückerinnere, dass es derselbe Herr Vranitzky war, der den ÖVP-Vizekanzler als "Sessel neben mir" bezeichnet hat - und es wird sich gar nichts ändern! -, ist auch das eine Art und Weise, die wir uns nicht gefallen lassen. Sie werden hier in Wien und auf Bundesebene eine selbstbewusste ÖVP finden. (Abg Heinz-Christian Strache: Seien Sie doch nicht so ein schlechter Verlierer! Nehmt doch zur Kenntnis, dass ihr 8 Prozent verloren habt!) Wir haben die Wahl verloren, und es ist an Ihnen, die Regierung zu bilden. 

Das Wiener Sozialhilfegesetz ist bei Gott kein Beitrag für ein soziales Wien und für ein soziales Österreich. Deswegen werden wir dieses Gesetz ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Laschan.

Abg Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es fällt mir sehr schwer, jetzt nicht darauf einzugehen. Im Kindergarten würde man sagen, es handelt sich um eine beleidigte Leberwurst. Aber wir sind hier nicht im Kindergarten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und drum möchte ich Ihnen raten, nehmen Sie das Wahlergebnis zur Kenntnis.

Es geht hier um eine Änderung des Wiener Sozialhilfegesetzes und ich möchte dazu vorerst ein paar allgemeine Bemerkungen machen, weil diese Bemerkungen sehr eng mit den Folgen, den so genannten verheerenden Folgen, wie das der Herr Strache da so skizziert hat, zu tun hat.

Sechs Jahre Schwarz-Blau heißt steigende Arbeitslosenzahlen. Im Jänner gab es in Österreich 380 000 Arbeitssuchende, die Wirtschaft wächst, das wurde auch erwähnt, aber der Slogan "Geht’s der Wirtschaft gut, geht´s uns allen gut" mutet angesichts dieser Zahlen und dieser Realitäten eigentlich etwas einseitig an, oder man könnte es auch zynisch nennen.

In anderen Worten: 14 Arbeitssuchende kommen auf eine offene Stelle. Die Steuerreform 2005 mit einem Gesamtvolumen von 2,5 Milliarden EUR bestand nur zu 1,1 Milliarden in Form einer Lohnsteuersenkung an die Arbeitnehmer, 1,4 Milliarden EUR sind in Form von Gewinnsteuersenkungen an die Unternehmen gegangen. 

Zusammengefasst gesagt, hat eine große Umverteilung von Arbeit zu Kapital stattgefunden, noch einfacher ausgedrückt, die Armen und der Mittelstand sind ärmer geworden und die Reichen reicher. Noch anders ausgedrückt, vielleicht noch plakativer: Ein Prozent der Österreicher haben ein Drittel des Vermögens, 10 Prozent haben zwei Drittel, also müssen sich die restlichen 90 Prozent mit einem Drittel begnügen. Diese Zahlen sind nicht irgendwo in einer Zeitung gestanden, sondern stammen aus dem Sozialbericht des Sozialministeriums. Dieser Sozialbericht ist in einen so genannten Armutsbericht und in einen Reichtumsbericht gegliedert.

Und diese Entwicklung, die ich jetzt kurz zusammengefasst habe, findet natürlich auch bei den Wiener Sozialhilfeausgaben ihren Niederschlag. Von 2000 bis 2005 hat sich das Budget von 89,8 auf 161 Millionen EUR nahezu verdoppelt, anders ausgedrückt, von 46 037 betroffenen Personen im Jahr 2000 auf 79 964 Per-
sonen, also fast 80 000 Personen im Jahr 2005.

Mittels Richtsatzverordnung, die die Höhe der Sozialhilferichtsätze jährlich anpasst, hat Wien die Sozialhilfe wesentlich stärker als die restlichen Bundesländer erhöht, für Ehepaare und Lebensgemeinschaften um 8,7 Prozent, für arbeitsunfähige Dauerleistungsbezieher um 4,1 Prozent. Der Bundesländerdurchschnitt beträgt 1 bis 2,5 Prozent.

Wien kümmert sich besonders um armutsgefährdete Personen wie Alleinerzieherinnen und Mehrkindfamilien. Mit der vorliegenden Wiener Sozialhilfegesetznovelle wird auch eine Gleichstellung zwischen so genannten Haupt- und Mitunterstützten durchgeführt, und damit wird in der Praxis eine Gleichstellung, nämlich eine finanzielle Gleichstellung der Frauen erreicht, weil in der Praxis meistens Frauen die Mitunterstützten sind.

Und nun zu den umstrittenen Drittstaatsangehörigen. Die Strache-FPÖ unterscheidet sich von der Haider-FPÖ weder im Inhalt noch im Geschrei, vielleicht nur insofern, dass Strache nirgends dabei gewesen sein will, nämlich bei der schwarz-blauen menschenfeindlichen Bundesregierung. Tatsache ist, dass eine EU-Richtlinie die Gleichstellung von Drittstaatsangehörigen in der Sozialhilfe verlangt. 

Das ist mittels Verordnung bereits geschehen und wird nun in ein Gesetz gegossen. Damit sind Menschen inkludiert, die einen rechtmäßigen fünfjährigen Aufenthalt nachweisen können. Ich sage das in Richtung FPÖ, weil da sind falsche Behauptungen aufgetaucht, die richtig gestellt werden müssen. Es handelt sich um Menschen, die einen rechtmäßigen fünfjährigen Aufenthalt nachweisen können, die eine ausreichende Unterkunft haben, die krankenversichert sind, ein ausreichendes Einkommen haben beziehungsweise hatten, keine Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit sind und die Integrationsvereinbarung erfüllen. Das sind nämlich die Voraussetzungen für einen so genannten Daueraufenthalt in der EG. 

Diese Menschen können zum Beispiel durch Arbeitslosigkeit zu Sozialhilfeempfängern werden und es ist nicht einzusehen, warum ein Mensch, der in Österreich Steuern, Abgaben, Sozialversicherung zahlt, nicht in einer Notsituation Anspruch auf Sozialhilfe haben soll wie alle anderen Menschen auch.

Ich habe jetzt das Beispiel Arbeitslosigkeit gebracht, weil es mittlerweile so ist - und die Kollegin Korun hat das erwähnt - dass Jobs so schlecht bezahlt sind, dass das Arbeitslosengeld so niedrig ist, dass es unter dem Sozialhilferichtsatz liegt. Auch diese Entwicklung ist neu und hängt mit Schüssels Politik zusammen. Auch das lässt sich in Zahlen belegen. Schade, dass wir hier keine Videowand haben, weil da wäre es eindrucksvoller. Da würde man nämlich sehen, dass die Zahl der Dauerleistungsbezieher von 2000 bis 2005 gleich geblieben sind, auch die Vollunterstützten, und die so genannten Richtsatzergänzungen sich mehr als verdoppelt haben. Das sind nämlich die Menschen, die so wenig verdienen oder so wenig Arbeitslosengeld bekommen, dass sie unter dem Sozialhilferichtsatz liegen. Auch das ist die Leistung der mittlerweile abgewählten Bundesregierung.

Ein weiterer Punkt ist die Verankerung von Fördermaßnahmen und Anreizen im Rahmen der Arbeitsintegration. Sozialdemokratische Position ist, dass eine Integration in den Arbeitsprozess das oberste Ziel ist im Sinne eines Rechts auf Arbeit. Wir wollen es nicht einfach hinnehmen, dass ein bestimmter Prozentsatz der Menschen keine Chance auf einen Arbeitsplatz hat. Wir unternehmen daher alles, alles Menschenmögliche nämlich, um eine Integration in den Arbeitsmarkt zu erreichen, nicht durch Zwang, sondern durch Anreize und Angebote. 

Aus diesem Grund werden als Anreiz befristete Dauerzuverdienstmöglichkeiten zur Sozialhilfeleistung eingeführt. Aber damit ist es nicht getan, es wurden auch bereits Projekte gestartet, die vor allem junge Menschen bei ihrer Arbeitssuche unterstützen sollen.

Das Projekt “Job-Transfer“ zum Beispiel bereitet in seinem Trainingszentrum "Lernwerkstatt Jugendliche“ Jugendliche, die von der Sozialhilfe abhängig sind, auf ihren Einstieg ins Berufsleben vor. Ebenfalls an junge Sozialhilfebezieher richtet sich ein Beschäftigungsprogramm namens "Jetzt". Hier erhalten junge Menschen die Möglichkeit, Praktika zu absolvieren. Bei diesen Praktika stellt sich dann heraus, wo Wissen nachgeholt werden muss, um die Jobchancen zu erhöhen und notwendige Weiterbildungen werden dann über dieses Projekt "Jetzt" finanziert. 

Bei diesen Projekten findet eine enge Zusammenarbeit zwischen AMS, Stadt Wien und WAFF statt, damit die jungen Leute nicht im Kreis herumgeschickt werden.

Strache hat von den verheerenden Folgen für die Sozialhilfe gesprochen. Er kann damit nur die sechs Jahre Schüssel-Regierung unter FPÖ-Mitwirkung gemeint haben. Sechs Jahre, in denen Arme noch ärmer geworden sind; sechs Jahre, in denen Menschen aus dem so genannten Mittelstand in die Sozialhilfe abgerutscht sind, nämlich vor allem kinderreiche Familien. Diese Politik hat jetzt eine Absage erhalten und ich hoffe, Sie nehmen das zur Kenntnis. 

Ich hoffe, Sie nehmen zur Kenntnis, dass es nicht das Gesicht von Schüssel war, sondern dass es Ihre Politik war, die zu dieser Abfuhr, zu dieser massiven Abfuhr geführt hat und gehen in sich und überlegen Ihre Politik und die letzten sechs Jahre. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das wäre eine vernünftige Reaktion auf dieses Wahlergebnis und die Basis, überhaupt in irgendwelche Verhandlungen treten zu wollen. Österreich ist nämlich ein reiches Land und es kommt nur darauf an, diesen Wohlstand gerecht zu verteilen. Und da geht es nicht um das Geld Ausgeben, es geht nur darum, den Wohlstand gerecht zu verteilen. Und wir werden alles daran setzen, das auch zu erreichen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr StR Schock. 

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin auf der Tribüne! Meine Damen und Herren! 

Lassen Sie mich vielleicht zunächst ein paar Worte zur Grünen Fraktion und ihrem Verhalten hier sagen. Ich meine, dass sich das Verhalten der Grünen Fraktion in diesem Haus eigentlich von selbst richtet: Weil man keine besseren Argumente in der Sache hat, einfach den Saal zu verlassen, einfach davon zu laufen (Abg Mag Maria Vassilakou: Ist das jetzt schlecht?) und wenn man dann herauskommt wie Kollegin Korun, sich nur in Propagandafloskeln erschöpft, nur in Beschimpfungen, dann meine ich, meine Damen und Herren von der Grünen Fraktion und Frau Kollegin Korun, Ihr Verhalten hier richtet sich von selbst. (Abg Mag Maria Vassilakou: Nein, eigentlich Ihres, deswegen haben wir auch mehr Stimmen!)
Und zu Frau Kollegin Laschan, zur Vorrednerin: Ich meine, Sie haben heute auch hier die Katze aus dem Sack gelassen. Sie haben ja den Ausverkauf der sozialen Rechte in dieser Stadt, den wir heute beschließen, Sie haben diesen Ausverkauf auch noch verteidigt. Und, meine Damen und Herren von der SPÖ, Sie werfen ja in Wien sogar die Staatsbürgerschaft Ausländern nach, auch dann, eben genau dann, wenn diese kein eigenes Einkommen haben. Und genau das kritisieren wir ja, dass Sie sogar die Staatsbürgerschaft den Menschen nachschmeißen, auch wenn sie kein eigenes Einkommen haben. (Abg Mag Alev Korun: Das ist eine falsche Ansicht!) 

Und, meine Damen und Herren von der SPÖ, Sie haben daher zu Recht so viele Wähler, in Wien vor allem, an die Freiheitliche Partei verloren, und wir werden Ihr Verhalten in diesem Haus natürlich auch weiter erzählen. Wir werden das den Menschen, den Wählern, vor allem in dieser Stadt, erzählen und ich bin mir daher sicher, Sie werden noch viel stärker an uns verlieren, meine Damen und Herren. (Abg Christian Oxonitsch: Das regeln ja wir, das nützt keinem, der sich das anhört!)
Aber, sehr geehrter Herr Präsident, (Abg Mag Alev Korun: Es ist keiner mehr da!) Frau Kollegin Korun, meine Damen und Herren, es war das Verhalten der Sozialdemokratie ja nicht immer so und die Nationalratswahl liegt ja erst ein paar Tage zurück, und da hat die Sozialdemokratie durchaus ganz andere Töne angeschlagen, in der Hoffnung auf Wählerstimmen. Da hat durchaus der Herr Gusenbauer etwa die Zuwanderung kritisiert. Er hat sich gegen eine unkontrollierte Zuwanderung ausgesprochen und fünf Tage nach dieser Wahl nur, heute, schaut die Sache schon wieder ganz anders aus. Nur fünf Tage später gibt es dieses Bekenntnis nicht mehr, wie wir gerade gehört haben, denn heute legen Sie ein Gesetz vor, mit dem genau diese unkontrollierte Zuwanderung in diese Stadt gefördert und bewirkt wird. 

Und ich meine daher, diese heutige Gesetzesnovelle - und auch das werden wir den Menschen sagen -, diese heutige Gesetzesnovelle ist auch der Bruch eines sozialistischen Wahlversprechens. Sie haben bereits fünf Tage nach dieser Wahl, meine Damen und Herren, Ihr erstes Wahlversprechen gebrochen. Und wenn ich mir anschaue, wie der Herr Gusenbauer heute verhandelt, wie er plötzlich nur mit der ÖVP in eine Regierung gehen will, wie er plötzlich sogar bereit ist, über den Eurofighter zu reden, wie plötzlich der Eurofighter kein Tabu mehr ist, wie man nicht mehr glaubwürdig diesen Ausschuss verlangt, nur weil man den Koalitionspartner unbedingt, ja unbedingt, haben will, dann ist für mich klar, meine Damen und Herren, Sie brechen heute Ihr erstes Wahlversprechen nach dieser Wahl, aber es wird ganz sicher nicht das letzte Wahlversprechen sein, das Sie noch brechen werden. 

Und worum es bei diesem Gesetz geht, das ist ja herausgearbeitet worden: Es geht um die Gleichstellung von Drittstaatsangehörigen, es geht auch um die Gleichstellung von Asylanten im Bereich der Sozialhilfe. Und wir kritisieren, meine Damen und Herren, und auch Frau Stadträtin, wir kritisieren, dass Sie sich gegenüber Brüssel immer wie ein Musterschüler verhalten haben. Sie haben sich in den vergangenen Jahren immer, genauso wie heute, wie ein Musterschüler verhalten. Sie waren beim EU-Beitritt der Musterschüler. Sie haben den Beitrittsvertrag ganz schlecht verhandelt. Sie waren dann ein paar Jahre später bei den Sanktionen der Musterschüler die ersten, die aufgezeigt haben und bei den Sanktionen dabei waren. Auch das sollte man nicht vergessen. 

Sie waren bei der Osterweiterung der Musterschüler. Sie waren beim Türkeibeitritt der Musterschüler. Sie haben auch hier der Regierung vor einem Jahr die Mauer gemacht, und Sie waren auch bei der EU-Verfassung, bei dieser zentralistischen EU-Verfassung wieder der Musterschüler. Und, meine Damen und Herren, Sie waren auch zuletzt der Musterschüler, wenn es um diese Frage der Gemeindewohnungen gegangen ist, wo wir ja mit 1. Jänner des heurigen Jahres diese Gleichstellung haben beim Zugang von Ausländern zu unseren Gemeindewohnungen in Wien. Und es war ja auch das eine EU-Richtlinie, so wie bei diesem heutigen Tagesordnungspunkt, und Sie haben auch vor einem Jahr diese Richtlinie als Musterschüler sofort umgesetzt mit 1. Jänner, im Effekt gegen die Warnungen Ihrer eigenen Abgeordneten. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, wir sollten auch das nicht vergessen, dass es damals Ihr eigener EU-Abgeordneter war, der EU-Abgeordnete Swoboda, der vor dieser Umsetzung gewarnt hat, der davor gewarnt hat, die Gemeindewohnungen in Wien für Ausländer zu öffnen, weil diese Öffnung, wie Herr Swoboda ganz richtig erkannt hat, weil diese Öffnung natürlich zu Ghettobildungen führen wird, zu Ghettobildungen in zehn, spätestens in fünfzehn Jahren. 

Und was haben Sie gemacht? Sie haben diese Richtlinie trotzdem umgesetzt, Sie haben sie sofort umgesetzt und ich meine, das ist der falsche Weg. Es ist der falsche Weg, jeden Unsinn sofort in dieser Stadt umzusetzen, nur weil er aus Brüssel kommt, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und lassen Sie mich da auch noch ein paar grundsätzliche Worte zu dieser Europäischen Union sagen, denn die FPÖ war immer eine Europapartei und die Freiheitliche Partei - und auch das sollte man nicht vergessen - war die erste Partei, die im Europäischen Parlament vor Jahrzehnten schon einen Antrag gestellt hat, dieser Europäischen Gemeinschaft beizutreten. Das war im Jahre 1956, als die FPÖ, damals der Abg Gredler, zum ersten Mal in diesem Hohen Haus den Antrag gestellt hat, damals dieser Europäischen Gemeinschaft beizutreten. Aber es hat sich diese Gemeinschaft in eine falsche Richtung entwickelt. Es hat sich seit den Maastricht-Verträgen im Jahr 1992 diese Gemeinschaft in eine falsche Richtung entwickelt und es fährt dieser europäische Zug in eine ganz falsche Richtung, und es ist das europäische Projekt daher insgesamt in Gefahr, weil es von den Menschen abgelehnt wird. 

Und es sind sicherlich nicht jene die besten Europäer, meine Damen und Herren, die jetzt auf diesen rasenden Zug aufspringen, der in diese falsche Richtung rast, und die vielleicht jetzt noch Gas geben wollen auf diesem Zug, sondern es werden ganz sicher, in wenigen Jahren einmal, diejenigen als die besseren Europäer gelten, die jetzt Halt rufen, die rechtzeitig hier vor einer falschen Entwicklung warnen, die die Menschen nicht wollen, und es werden diejenigen einmal die besseren Europäer sein, die diesen rasenden Zug rechtzeitig zum Stehen bringen, meine Damen und Herren. 

Und Frau Stadträtin, ich meine daher, Sie sollten, ja auch Sie sollten diese brüsselhörige Politik aufgeben, Sie tun ja damit auch dem europäischen Gedanken nichts Gutes, Sie sollten endlich wieder unsere österreichischen Interessen in Brüssel vertreten, Frau Stadträtin. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, wir machen Ihnen den Vorwurf, dass Sie auf europäischer Ebene, dort, wo man ansetzen müsste, nichts gegen diese Fehlentwicklungen unternehmen und wir machen Ihnen aber auch den Vorwurf - und auch das hat der Klubobmann dieser Freiheitlichen Fraktion hier herausgearbeitet - wir machen Ihnen auch den Vorwurf, dass Sie nicht einmal hier in Wien die - und ich gebe schon zu, geringen - Möglichkeiten nutzen, den Freiraum nicht nutzen, den wir hätten in der Ausführung dieser Richtlinien, um hier das Schlimmste abzuwehren. 

Und, Frau Stadträtin, es ist ja nicht so, dass wir nichts tun könnten, dass wir nicht den Versuch unternehmen könnten, diesen drohenden Ansturm auf unser Sozialsystem ein bisschen zu beschränken, ein bisschen einzudämmen, und es liegen hier ja juristische Gutachten vor, welche Möglichkeiten es gäbe. 

Der Klubobmann der FPÖ hat diese Möglichkeiten ja bereits vorgeschlagen und ich darf Ihnen diesen Vorschlag noch einmal unterbreiten, hier einen Paragraphen einzufügen, der in diesem Wiener Sozialhilfegesetz das Schlimmste verhindern würde.

Und ein solcher Paragraph könnte etwa lauten: „Voraussetzung für einen Anspruch auf die Gewährung von Sozialleistungen ist der Nachweis, sich in die kulturellen, sprachlichen und wirtschaftlichen Gegebenheiten der Gesellschaft integrieren zu können. Die Zuerkennung wird durch ein Punktesystem bewertet, das objektiv auf die persönliche Lage des Antragsberechtigten bei einem notwendigen Bedarf, aber auch auf dessen Integration in die Gesellschaft, auf die Sprachkenntnisse und auf seine Vorstrafen etwa, abstellt.“ 

Und, Frau Stadträtin, es ist daher nicht so, dass wir nichts machen könnten. Es fehlt nur ganz einfach Ihr politischer Wille, das auch hier in Wien in die Tat umzusetzen, und ich fordere Sie daher auf, ziehen Sie doch diesen Gesetzesentwurf noch einmal zurück und vertreten Sie unsere Wiener, unsere österreichischen Interessen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Und lassen Sie mich vielleicht noch zu einem Punkt kommen, der in der bisherigen Debatte ein bisschen zu kurz gekommen ist: Durch die heutige Novelle sollen ja auch Asylwerber im Bereich der Sozialhilfe gleichgestellt werden. Die Folgen sind klar. Eben weil - und das ist ja auch von Vorrednern aufgezeigt worden - Österreich eben eines der besten Sozialsysteme Europas hat, wird durch diese Novelle, meine Damen und Herren, der Asylantenstrom direkt zu uns nach Österreich und vor allem direkt zu uns nach Wien gelenkt. Und wir wissen ja alle, dass jene, die unter dem Deckmantel der politischen Verfolgung zu uns kommen, die aber eigentlich Wirtschaftsflüchtlinge sind, die Asylmissbrauch betreiben, dass die natürlich sich jenes Sozialsystem aussuchen, das am besten ist und wo sie mit offenen Armen empfangen werden. 

Meine Damen und Herren, wir wissen, dass daher die Schlepperorganisationen in der ganzen Welt Österreich aus diesem Grund als Zielland empfehlen. Wir müssen daher hier ansetzen, mit Novellen zum Asylgesetz. Auf Bundesebene werden wir das nicht regeln, denn das Asylgesetz regelt ja nur, was bereits passiert, wenn die Wirtschaftsflüchtlinge, die den Asylmissbrauch vorhaben, die gar nicht verfolgt sind, bereits bei uns sind. Wir müssen uns die Frage stellen, warum ist das so, meine Damen und Herren, dass tatsächlich etwa zehnmal so viele Asylsuchende zu uns kommen als etwa in die Bundesrepublik Deutschland. (Abg Mag Alev Korun: Das ist falsch!) Die Antwort ist einfach: Weil unser Sozialsystem der Anreiz dazu ist, und durch diese Novelle, meine Damen und Herren, werden die Anreize für diesen Asylmissbrauch gestärkt. 

Meine Damen und Herren, das ist etwa auch der Grund, warum die Schweiz reagiert hat. Das ist der Grund, warum die Schweizer per Volksabstimmung ein strenges Asylpaket verabschiedet haben. Die Schweizer haben dadurch diese finanziellen Anreize für die Wirtschaftsflüchtlinge, zu uns zu kommen, unter falschem Vorwand zu uns zu kommen, unter dem Deckmantel der politischen Verfolgung, die Schweizer haben hier die finanziellen Anreize verringert, indem sie etwa an Asylanten nur mehr Gutscheine ausgeben und keine Barleistungen mehr erbringen. 

Frau Stadträtin, ich meine daher, es müsste auch Ihr Ziel sein, die Anreize für diese Zuwanderung zu reduzieren. Und was machen Sie? Sie machen das Gegenteil. Sie machen mit der heutigen Novelle haargenau das Gegenteil und ich meine hier, die Schweizer sollten uns in dieser Frage sicher ein Vorbild sein, Sie sollten sich das strenge Schweizer Gesetz zum Vorbild nehmen, Frau Stadträtin. (Beifall bei der FPÖ.) 
Meine Damen und Herren, wir sollten uns auch die Frage stellen, in welchem Interesse liegt denn eigentlich diese Massenzuwanderung und wer profitiert eigentlich davon. Es hat sich diese Europäische Union zu einem Europa der großen Konzerne entwickelt, in dem die Konzerninteressen heute den Ton angeben, heute die Politik diktieren. Jene Konzerne, die ja nur ein Interesse haben, nämlich möglichst viele billige Arbeitsplätze für die Wirtschaft zu haben. Es ist daher klar, dass etwa die ÖVP auch hinter dieser Politik steht und es ist aber traurig, dass die SPÖ heute keine andere Politik mehr vertritt. Es ist traurig, dass eine frühere Arbeiterpartei heute die gleiche Politik vertritt und immer mehr zum Steigbügelhalter dieser Interessen wird. 

Meine Damen und Herren, wir haben das ja auch - und sehr erfolgreich - zu einem Wahlkampfthema gemacht, (Abg Mag Alev Korun: Ja, sehr erfolgreich!) indem wir gesagt haben, der Sozialstaat ist nur zu retten, wenn wir jetzt die Zuwanderung stoppen, meine Damen und Herren. Wir haben das unter der Überschrift zusammengefasst: "Sozialstaat statt Zuwanderung", denn ich meine - und das geht vor allem an die Adresse der SPÖ in diesem Haus -, wir haben uns ja den Sozialstaat in Österreich nicht deshalb lange und mühevoll erkämpft, um ihn jetzt zu opfern, um ihn jetzt für eine unkontrollierte Einwanderung zu opfern. Frau Stadträtin, wir fordern Sie daher auf, wenn Sie tatsächlich noch Arbeitnehmerinteressen vertreten wollen, nämlich die Interessen unserer österreichischen Arbeitnehmer, dann nehmen Sie diesen heutigen Gesetzesentwurf zurück, Frau Stadträtin! (Beifall bei der FPÖ.) 
Es kommt daher der Unmut der Menschen über diese Europäische Union ja nicht von ungefähr, sondern, weil Sie ihnen eben beim EU-Beitritt nicht die Wahrheit gesagt haben. Es haben damals alle, es hat damals im Besonderen die Regierung nur von den Vorteilen des EU-Beitritts gesprochen und Sie haben damals die Nachteile bewusst verschwiegen. Und wir kennen heute - und dieser Tagesordnungspunkt ist ein Anlass, es zu sagen -, wir kennen heute die Nachteile dieser Europäischen Union, die Nachteile, die auf uns zukommen, weil der Zweck dieses Europas natürlich ein Wohlstandsausgleich ist, ein Wohlstandsausgleich zwischen Ost und West etwa, auch eines Ausgleichs der Sozialsysteme. Und weil Sie damals vor zehn Jahren bei diesem Beitritt verschwiegen haben, dass wir durch diesen Ausgleich natürlich nur verlieren können, dass wir die Verlierer sein müssen, weil wir ein hoch entwickeltes Sozialsystem haben und weil sich daher dieses, unser Sozialsystem, bei dieser Nivellierung, bei dieser Anpassung, natürlich nach unten anpassen wird. 

Sie haben das alles den Menschen bei diesem EU-Beitritt verschwiegen und Sie leisten der Aushöhlung dieses Sozialsystems mit dieser Novelle auch noch Vorschub. Was auf uns zukommt, ist klar, das ist auch diesem Aktenstück zu entnehmen: Eine starke Steigerung der Anzahl der Anspruchsberechtigten im Sozialhilfesystem und damit langfristig die Unfinanzierbarkeit, nichts weniger als die Unfinanzierbarkeit, meine Damen und Herren, und das bestätigt der heutige Gesetzesentwurf. Und die Erläuterungen geben ja zu, dass eine Einschätzung der Mehrkosten durch die Umsetzung dieser Richtlinie ja gar nicht möglich ist. 

Wir müssten tatsächlich damit rechnen - und diese Zahlen kommen ja von der Grünen Fraktion -, dass etwa 40 Prozent der Drittstaatsangehörigen einen Sozialhilfeanspruch haben, 40 Prozent der hier lebenden Drittstaatsangehörigen, das sind eben 100 000 Menschen in dieser Stadt, wie Sie selbst ausgeführt haben. (Abg Mag Alev Korun: Falsch, falsch!) 100 000, und dazu kommen noch weitere 100 000 in den nächsten Jahren, meine Damen und Herren. Hunderttausende neue Zuwanderer, die natürlich genau dieses Sozialsystems wegen in den nächsten Jahren zu uns kommen werden. 

Meine Damen und Herren, Frau Stadträtin, ich frage Sie, wie wollen Sie denn das finanzieren! Wie wollen Sie denn das finanzieren, wenn Sie ja jetzt schon die Sozialleistungen kürzen müssen? Wenn Sie jetzt schon - und die letzten Jahre waren ja ein Beispiel - wenn Sie jetzt schon auf Kosten der sozial Schwächsten in dieser Stadt kürzen müssen. Und Sie waren ja als Sozialstadträtin etwa dafür verantwortlich, dass in den Pensionistenwohnhäusern für die Senioren, für die Wiener Senioren, die Gebühren erhöht wurden, sodass das Taschengeld im vorigen Jahr, das den Wiener Senioren über bleibt, von Ihnen um 50 EUR pro Monat gekürzt worden ist, und Sie waren auch als Gesundheitsstadträtin dafür verantwortlich, dass die Kranken in Wien - und auch das sollten wir nicht vergessen - dass die Kranken in Wien seit einem Jahr durch Ihren Beschluss hier in diesem Haus 10 EUR pro Tag Spitalsgeld zahlen müssen, meine Damen und Herren. 25 Prozent Erhöhung auf 10 EUR pro Tag, 10 EUR auch für die sozial Schwächsten in dieser Stadt, ohne Staffelung. (Abg Marianne Klicka: Das ist von Ihrer Regierung!) Und ich meine daher, meine Damen und Herren von der SPÖ, ich meine vor allem, Frau Stadträtin, Sie sollten als Wiener Stadträtin endlich die Prioritäten Ihrer Politik ändern. Sie sollten endlich wieder Politik für die eigenen Staatsbürger machen, Sie sollten die Interessen der Wienerinnen und Wiener endlich wieder an die erste Stelle reihen, Frau Stadträtin. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung ist Herr Abg Gerstl gemeldet. 

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Präsident.

Ich möchte den Begriff von Frau Abg Laschan, dass die österreichische Bundesregierung in den vergangenen Jahren menschenfeindlich gehandelt hätte, auf das Schärfste zurückweisen, (Beifall bei der ÖVP.) denn unter Menschenfeindlichkeit versteht man Rassismus, Antisemitismus, (Abg Godwin Schuster: Wer hat die Deportationen gemacht, der Bundeskanzler Schüssel!) Fremdenfeindlichkeit, Heterophobie. Und mit dieser Unterstellung würden Sie sagen, dass die Österreichische Bundesregierung und die Republik Österreich nicht den Gesetzen entsprochen hätte, nicht der Europäischen Menschenrechtskonvention entsprochen hätte, nicht der entsprechenden Konvention der Vereinten Nationen entspräche, und das Gegenteil ist wahr. (Abg Godwin Schuster: Wer hat die Worte verwendet, nicht wir, wer hat von Deportationen gesprochen!) Herr Kollege Schuster und liebe Frau Kollegin von den Grünen, bitte nehmen Sie zur Kenntnis, dass der Wahlkampf vorbei ist, der Wahlkampf ist vorbei und es liegt an Ihnen, nun eine Regierung zu bilden. Kommen Sie wirklich rasch zur Sacharbeit und hören Sie mit dem Feiern auf und beginnen Sie die Arbeit für Österreich. Das wäre im Interesse der Österreicherinnen und Österreicher. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Christian Oxonitsch: Wer hat von Deportationen geredet?) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Cammerlander. 

Abg Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es wäre wirklich wünschenswert, wenn ein bisschen mehr Sachlichkeit da hereinkommen würde, denn ich bin immer wieder wirklich zutiefst erschüttert, wie viele Grauslichkeiten und Grausamkeiten wir uns hier anhören müssen. Ich lese Ihnen einen Satz vor: „Wünschenswert wäre, die Geldleistungen der Sozialhilfe nicht nur unter der so genannten Armutsgefährdungsgrenze anzusetzen. Diese beträgt für einen Einpersonenhaushalt im Jahr 2004 848 EUR im Monat, zwölfmal jährlich. Um Armut und soziale Ausgrenzung zu beseitigen, ist es notwendig, dass die Leistungen der Sozialhilfe armutsfest sind.“ 

Von wem, glauben Sie, ist dieses Zitat? Es stammt von der roten Arbeiterkammer. Aber die Arbeiterkammer stellt auch noch Forderungen, die sich sehr mit unseren decken. Veränderungen im Bereich der Bescheiderlassung: Die AK schlägt vor, sowohl die Zuerkennung als auch die Ablehnung durch Bescheid zu erlassen. Das ist die Kritik der Arbeiterkammer. 

Ein zweiter Kritikpunkt, den auch wir Grüne anbringen, ist der Wegfall der Bescheidpflicht bei Widerruf einer Unterkunftsgewährung in einem Haus für Wohnungslosenhilfe. Aber eigentlich wollte ich Ihnen ja Forderungen der roten AK sagen: „Klar definierte Rechtsansprüche statt Orientierung an Durchführungsbestimmungen, die den Betroffenen nicht zugänglich sind. 

Wesentliche Verringerung der Wartezeiten im Sozialzentrum, Ausbau der personellen Ressourcen in den Sozialzentren, um den Bedürfnissen und dem massiven Anstieg in den Sozialzentren gerecht zu werden. 

Vermehrte Information der Bedürftigen, eine bundesweite Harmonisierung und Heranführung der Geldleistungen an die Armutsgefährdungsschwelle.“ 

Wir haben bereits im Ausschuss für Gesundheit und Soziales darüber gesprochen und ich habe Ihnen wieder einige Fälle erzählt von Menschen, die bis zu neun Wochen auf einen Termin warten und dreieinhalb bis vier Wochen auf einen Notfallstermin. Ein Betriebsrat berichtete mir, dass es sehr, sehr viele Krankheitsfälle unter den Mitarbeitern in den Sozialzentren wegen Überforderung und Überlastung gibt. 

Wenn Sie schon nicht auf uns Grüne hören wollen, hören Sie doch auf Ihre Genossinnen der Arbeiterkammer, hören Sie auf die Appelle der Caritas, der Armutskonferenz. Sie alle kommen mit denselben Forderungen, mit denselben Kritiken. Sie haben sicherlich auch im “Standard“ den Fall einer achtköpfigen Familie gelesen: Seit dreieinhalb Jahren ist Herr Kawasch Disai, ein Tschetschene, der selbst in seinem Land als Beamter tätig war und die Beamtenmühle sehr gut kennt, ein anerkannter Flüchtling in Österreich, und er wartet jetzt. Am 5. September hat er um einen Termin beim Sozialzentrum angesucht und er wartet bis zum 13. November. Was raten Sie diesen Menschen, was raten Sie diesen Menschen, die so lange auf einen Termin warten müssen? Wovon sollen sie leben, wovon sollen sie essen? Und es ist mir im Wahlkampf passiert, dass eine Frau gekommen ist und mir Ihre Werbung gezeigt hat. „Das Glück ist ein Vogerl, wenn niemand hilft, hilft die Stadt Wien.“ Und sie hat mir auch erzählt: „Ich warte seit Wochen auf einen Termin, ich weiß nicht mehr, wovon ich leben soll.“ Glauben Sie nicht, dass Ihre Politik da sehr zynisch ankommt?

Sie haben in dem neuen Sozialhilfegesetz den einen Punkt mit dem Bescheid. Dazu gibt es ja auch, glaube ich, einen Abänderungsantrag der ÖVP, und dem werden wir zustimmen. 

Ein weiterer Punkt: Es werden zum Beispiel Alimentationszahlungen nicht einkommensmindernd angerechnet. Wie sollen Menschen von ihren Schuldenzahlungen herunterkommen. Es soll der Verlust der Wohnung verhindert werden, und Wohnungssicherung sollte doch wirklich auch oberste Priorität bei uns in Wien haben. Also, diesen Punkt kritisieren wir sehr. 

Ein weiterer Punkt: Sie sagen, die Sozialhilfe könne auch eingeschränkt werden, wenn die Personen sich weigern, am Verfahren zur Beseitigung der Notlage mitzuwirken. Was heißt das, bitte, wo wird das präzisiert? Hängt das vom Gutdünken der Mitarbeiter der Sozialzentren ab, die überfordert, überlastet dort sitzen und dann kommt jemand, der ist vielleicht nicht sympathisch oder vielleicht eben selber auch überfordert, und dann heißt es: „Sie wirken nicht wirklich mit an der Beseitigung Ihrer Notlage." Also, wie kann man so etwas in ein Gesetz aufnehmen. Ich verstehe es nicht. Und wenn, dann sollten Sie zumindest präzisieren, was Sie sich darunter vorstellen. 

Ein Punkt, der uns auch sehr bedenklich macht, ist das Verfahren zur Bestimmung der Erwerbsfähigkeit, das das Sozialamt durchführen und die Ergebnisse an das AMS weiterleiten möchte. Wie kann ein Sozialzentrum die Erwerbsfähigkeit feststellen? Auch dazu gibt es keine weiteren Details, keine Präzisierung. Ich weiß nicht, was Sie sich bei diesen Sozialgesetzänderungen überlegt haben, denn letztendlich schaut es wirklich so aus, als seien nur ein paar weitere Hürden und Verwirrungen geschaffen worden, Hürden für die SozialhilfeempfängerInnen und Verwirrung für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen.

Ich werde heute dazu gar nicht mehr viel sagen, weil ich Ihnen ganz ehrlich sagen muss, mich bestürzen diese Wortmeldungen, die wir heute gehabt haben. Und ich möchte die SPÖ wirklich auffordern: Schauen Sie, dass Sie die Missstände, die in den Sozialzentren, im Sozialbereich bestehen, weg bekommen, um einer FPÖ diesen Nährboden zu entziehen. Diskutieren Sie mit uns, diskutieren Sie mit der Arbeiterkammer, mit der Caritas, mit der Armutskonferenz. Versuchen wir gemeinsam, wirklich eine Grundsicherung einzuführen, denn diese Probleme können wir nur mit einer sozialen Gerechtigkeit lösen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Klicka. 

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Werter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Dieses Sozialhilfegesetz ist ein weiterer Schritt zur Sicherung der Sozialleistungen für alle, die in Wien länger leben, hier auch arbeiten und im Übrigen mit ihrer Arbeit auch in das System eingezahlt haben. Es gibt keine Erschleichung einer Leistung. Es gibt Rechtsansprüche auf Leistungen, die wir hier in dem Gesetz auch festhalten und dies für alle jene Menschen, die auch von sich aus ihre Leistung, sei es jetzt durch ihre Arbeit oder auch durch die Mitwirkung in der Gesellschaft, eingebracht haben.

Die Sozialdemokratie steht für diese Gerechtigkeit und es dürfen daher keine anderen Regelungen gelten als für österreichische Staatsbürger. 

Die Ausländer, die bei uns leben, zahlen auch Abgaben und Steuern. Es sind 120 000, die hier arbeiten, die Steuern, Sozialversicherungsbeiträge und kommunale Abgaben zahlen. Sie alle tragen wesentlich zur Finanzierung unseres öffentlichen Dienstleistungssystems, unserer Spitäler, aber auch unserer Pensionen bei. 

Unsere Stadtkasse, unsere Sozialversicherungen, unsere lokale Wirtschaft, unsere öffentlichen Dienstleistungen hätten große Probleme, wenn ihr diese 120 000 Steuerzahler, die aber auch Kunden und Konsumenten sind, abhanden kämen und nicht in dem System eingegliederten wären. 

Zur Frau Kollegin Korun möchte ich noch sagen, dass die durchschnittliche Sozialhilfe in Wien 710 EUR beträgt. Möglicherweise ist irgendein Betrag, der als Dauerleistung da eingerechnet und jeden Monat ausgezahlt wird, in Ihre Rechnung nicht einbezogen. 

Aber, dass die Freiheitliche Partei schon immer nicht rechnen konnte und es heute auch noch immer nicht kann, zeigt, welch unvorstellbar große Zahlen sie in Bezug auf Anspruchsberechtigte hier vorgetragen hat.

Die Stadt Wien ist vorbildlich und hat seit Jänner per Erlass diese EU‑Richtlinie umgesetzt. Übrigens eine Richtlinie, die bereits 2003 in Brüssel beschlossen wurde, und zu diesem Zeitpunkt war die Freiheitliche Partei auch noch in der Regierung und hat im Ministerrat in Brüssel diese EU‑Richtlinie mit beschlossen. Also, Sie können sich dessen nicht so einfach entledigen und Kindesweglegung betreiben.

Wir wissen, dass wir seit Jänner, seit wir diesen Erlass auch umsetzen, bis jetzt 1 300 Fälle hatten, das sind 2,7 Prozent der Gesamtzahl. Das heißt, wir werden diese ominösen Zahlen, die Sie da genannt haben, auf keinen Fall erreichen, weil wir ja mit der Realität umgehen und wir wissen ganz genau, dass jene Ausländerinnen und Ausländer, die bei uns länger leben, bemüht sind, bei uns zu arbeiten und bemüht sind, ihren Beitrag auch für die Gemeinschaft zu leisten.

Eine Steigerung von Anspruchsberechtigten in dem Ausmaß oder eine Unfinanzierbarkeit des Sozialwesens wird es auf Grund der Sicherheiten, die wir in Wien bieten, gar nicht geben können. 

Es ist uns genauso wichtig festzustellen, dass die Zuwanderer, die hier arbeiten - wir haben schon gehört es ist eine große Zahl, und 70 Prozent dieser Zuwanderer üben gerade in unserer Stadt Hilfs- und angelernte Tätigkeiten aus, weil sie, obwohl sie höher qualifiziert sind, die hochqualifizierten Arbeitsplätze nicht bekommen - unser aller Respekt verdienen und wir froh sein können, dass diese Menschen hier bei uns in Wien arbeiten und schwere Arbeiten am Bau, im Gastgewerbe, im Handel, in den Gesundheits- und Sozialberufen oder in den persönlichen Dienstleistungen für uns erbringen. (Beifall bei der SPÖ.)
Obwohl sie diese großartigen Leistungen auch erbringen und zu unserem Gemeinschaftswohl beitragen, ist es so, dass sie trotz alledem, obwohl sie Sozialleistungen einzahlen und Steuern zahlen, weniger Sozialleistungen beziehen können. Familienleistungen für Ausländer gibt es erst nach fünf Jahren, da sind sie dann den Österreichern gleich gestellt. Einen Unterhaltsvorschuss bekommen überhaupt nur österreichische Kinder.

Viele Zuwanderer haben keine oder nur sehr geringe Pensionsansprüche, obwohl sie auch Jahrzehnte hier bei uns gearbeitet haben. Die Armutsgefährdung ist, so wie auch bei sozial schwach gestellten Menschen österreichischer Herkunft, unter den Zuwanderern doppelt so hoch. Sie wohnen auch schlechter, obwohl wir natürlich die Möglichkeit geben wollen, aber wir wissen ganz genau, dass gerade in den Bezirken rund um den Gürtel noch immer 40 Prozent der Zuwanderer in Substandard-Wohnungen leben, für die sie an Private hohe Mieten zahlen müssen. (Abg Kurth-Bodo Blind: Sie bekommen ja Gemeindewohnungen!) Wir sorgen dafür, dass alle Wohnungen bekommen, aber da gibt es natürlich auch Wartezeiten und das ist nicht von heut´ auf morgen umsetzbar. (Abg Kurth-Bodo Blind: Ist ja gar nicht wahr!) Wir sind stolz darauf, dass wir jenen Menschen, die Hilfe brauchen, auch helfen können, unabhängig von ihrer Herkunft.

Zu Herrn Kollegen Aigner möchte ich noch sagen: Er hat so sehr betont, dass die vorbildliche Wirtschaftspolitik der Bundesregierung - die es wahrlich in den letzten Jahren nicht gegeben hat - dafür sorgt, Menschen in Arbeit zu bringen. Ich weiß nicht, wieso dann die Arbeitslosenzahlen immer weiter steigen und nur in Wien den Menschen Unterstützung und Arbeit im ausreichenden Ausmaß geboten wird. Außerdem wundert es mich dabei sehr, dass gestern Herr Kollege Hoch den Antrag zur Förderung des WAFF-Projektes “Frech in the City“ abgelehnt hat. Wenn der ÖVP so viel daran liegt, dass die Menschen wieder eingegliedert werden, dann wäre das gestern der geeignete Zeitpunkt gewesen, diesem vorbildlichen Wiedereinsteiger- und Weiterqualifikations-Projekt für Frauen zuzustimmen.

Wir haben in Wien zum Ziel, diese Arbeitsintegrationsprojekte weiterhin auszubauen. Wir haben ein Projekt “waste at work“ ein Gemeinschaftsprojekt mit der Caritas, der Erzdiözese, der Heilsarmee, der Volkshilfe Beschäftigung, der Volkshilfe Wien in Kooperation mit der Stadt Wien, wo Langzeitarbeitslose und SozialhilfebezieherInnen erfolgreich in die Arbeitswelt integriert werden können.

Uns ist es wichtig, dass die Menschen die Chance auf Arbeit bekommen und wieder ein eigenständiges und selbstbestimmtes Leben führen können. In der Zwischenzeit, so lange sie diese Arbeit auch noch nicht erhalten haben, müssen wir aber dafür sorgen, dass sie sozial abgesichert sind und dafür sind die Maßnahmen im Sozialhilfegesetz vorgesehen.

Es gibt zusätzlich natürlich auch noch weitere Projekte – Kollegin Laschan hat schon einige genannt -, die vor allem auch für die Zielgruppe junger Erwachsener gelten sowie die Projekte “spurwechsel“ und “Generation 19+“. Wir reagieren damit auf die steigende Anzahl von SozialhilfebezieherInnen sowie auf den Trend der Verfestigung von Sozialhilfebedürftigkeit in der Sozialhilfepolitik in der Stadt Wien. 

Wir schaffen unter anderem aber auch moderne Sozialzentren, die sehr wohl bemüht sind, den Klientenansturm zu bewältigen. Ich weiß, dass es da immer noch Probleme gibt, abhängig von der regionalen Unterschiedlichkeit, aber wir schaffen auch die Möglichkeit, inhaltliche Akzente im Bereich der Prävention und Integration zu setzen. In diesen Sozialzentren arbeiten SozialarbeiterInnen und SozialhilfesacharbeiterInnen im Team zusammen und bieten neben den finanziellen Hilfen, die zur Überbrückung der Notlage natürlich notwendig sind, auch maßgeschneiderte Beratung und Betreuung für den Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt an. 

Wir setzen mit dem Wiener Sozialhilfegesetz-Neu einen weiteren wichtigen Schritt im Sinne von Fairness und Gerechtigkeit mit dem obersten Ziel, Armut zu bekämpfen, begleitet von Maßnahmen, die den Menschen die Chance auf Arbeit und somit auf ein eigenständiges, selbstbewusstes Leben geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Lasar.

Abg David Lasar: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Wir beschäftigen uns heute mit der Novellierung des Sozialhilfegesetzes. Und wir müssen uns mit dieser Novellierung beschäftigen, weil - wie im Vorblatt zu unserem Gesetzesentwurf zu lesen ist - Richtlinien der EU umzusetzen sind. Konkret handelt es sich um die Freizügigkeitsrichtlinie und die damit einhergehende Erweiterung des Bezieherkreises von Sozialhilfe.

Es handelt sich dabei um jene Richtlinie, die es ermöglicht, dass auch Drittstaatsangehörige relativ einfach soziale Leistungen in Wien in Anspruch nehmen können. Die Existenzmittel für den Aufenthalt von bis zu 5 Jahren, den der nicht Erwerbstätige selbst festlegen kann, dürfen nicht pauschal festgelegt werden, sondern richten sich nach den Verhältnissen des Einzelnen. Die Richtlinie verbietet es, für die Zuwanderung eines mittellosen Roma zum Beispiel, die gleichen Kriterien festzulegen wie für die Zuwanderung eines vermögenden Roma. Vermögen, meine Damen und Herren, darf nicht als Kriterium herangezogen werden, weil diskriminierend. Und die Folge davon: Im Zweifel wird man sich bei Einkommensschwachen, aber vielleicht vermögenden Zuwanderern auch mit Bürgschaften von Landsleuten oder einem Nachweis von Barmittel, deren Höhe unter jenen der Sozialhilfe liegt, begnügen. 

Es wird leicht sein, einen Nachweis für die Einkommen zu erbringen, zum Beispiel durch Bescheinigung von Verwandten, Freunden und Bekannten, die sich pro forma für den Unterhalt verpflichten werden. Darüber hinaus ist es natürlich schwer zu kontrollieren, ob diese Haftungen dann, wenn sie schlagend werden, wirklich eingelöst werden können oder werden. 

Wer einmal im Land ist, meine Damen und Herren, ist kaum mehr wegzubringen. Das wird dazu führen, dass Bürgschaften durch regen Handel vermittelt oder die benötigten Barmittel unter den Zuwanderern zirkulieren werden, bis sie dann zufällig einmal wegfallen oder in den Bezug einer Sozialleistung kommen. Dem Missbrauch, sage ich Ihnen hier, wäre Tür und Tor geöffnet. 

Hinsichtlich des möglichen Bezugs von Sozialleistungen innerhalb der ersten fünf Jahre sieht die Richtlinie auch vor, dass dies nicht automatisch zur Ausweisung führen darf.

Nach fünf Jahren können dann alle Leistungen des Gastlandes auch ohne Auflage bezogen werden. Erwerbstätige, die zuwandern, sind besonders geschützt, auch wenn sie arbeitslos werden. Sie brauchen von vornhinein keine Existenzmittel mehr nachweisen. Wer länger als ein Jahr gearbeitet hat und anschließend arbeitslos wird, genießt das volle Aufenthaltsrecht und hat entsprechende Ansprüche auf Unterstützung. Nach fünf Jahren, nur nach fünf Jahren, darf er auch dann bleiben, wenn er immer noch, aus welchen Gründen auch immer, arbeitslos ist, und dann kann auch Sozialhilfe verlangt werden. 

Die Gründung von Einmanngesellschaften können diesen Missbrauch verstärken, weil sich Selbstständige und Nichterwerbstätige aus Osteuropa sofort niederlassen können und andere Arbeitnehmer nur nach wenigen Jahren Übergangsfrist. Und die Übergangsfrist für den Arbeitsmarkt, auf die immer verwiesen wird, ist zur Zeit schon so löchrig geworden wie ein Schweizer Käse, wie es auch unser Klubobmann Heinz Strache schon ausgeführt hat. Wer kurz vor dem gesetzlichen Pensionsalter zum Beispiel als Arbeitnehmer oder Selbstständiger einreist, hat das Daueraufenthaltsrecht und damit bereits den Anspruch auf Sozialhilfe, wenn er das Pensionsalter erreicht hat. Im § 7Abs 2 lit c des Wiener Sozialhilfegesetzes sind vom Bezieherkreis auch Asylberechtigte und auch subsidiär Schutzberechtigte umfasst. Was ein Asyl-
werber ist, glaube ich, weiß hier im Saal jeder und es ist auch klar. Aber was versteht man eigentlich unter einem subsidiär Schutzberechtigten? 

Das Asylgesetz erklärt den Begriff, dort steht: 

„Der Status des subsidiär Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen. 

Erstens: Der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser im Bezug auf die Zuerkennung abgewiesen wird. 

Zweitens: Dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist und eine Zurückweisung oder Abschiebung des Fremden nicht erfolgt.“ 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wenn man natürlich weiß, dass zirka 7 Prozent von jährlich 3 000 Ab-
zuschiebenden tatsächlich abgeschoben werden und wenn man bedenkt, wie groß der Bezieherkreis laut Sozialhilfegesetz geworden ist und heute noch erweitert wird, dann ist es lachhaft, wenn Sie von der SPÖ mit jährlich zusätzlichen 300 Personen rechnen. Und da der Kuchen nicht oder nicht viel größer wird, werden mittelfristig die heutigen Sozialhilfebezieher in dieser Sache einmal die Verlierer sein. 

Und genau mit dieser Öffnung sozialer Leistungen ist das Tor des Sozialstaates auch für diejenigen, die nicht arbeiten wollen, weit aufgestoßen worden. Bislang konnte man den umverteilenden Nationalstaat als Versicherungsgemeinschaft interpretieren, die jenen hilft, die unverschuldet in Not kommen. Soziale Maßnahmen wie zum Beispiel Einkommensumverteilung sollten dagegen nur dort erfolgen, wo auch eine ausreichende Solidarität besteht. Diese Solidarität ist in der kleinsten gesellschaftlichen Einheit der Familie gegeben, aber auch noch in der Gemeinde für deren Bürger. Und je inhomogener die Bevölkerung eines Landes ist, desto weniger Solidarität wird insgesamt bestehen. 

Deshalb gibt es in den USA weniger Sozialpolitik als in europäischen Ländern. Daher war zum Beispiel auch im alten Österreich-Ungarn die Fürsorge eine Sache der Gemeinde. Die Begründung für die lokale Ansiedlung der Fürsorge besteht darin, dass in den betreffenden Gemeinden das Vorliegen einer Bedürftigkeit besser beurteilt werden kann, weil natürlich auch dort die Gemeindebürger leben und aufgewachsen sind. Und die USA und Österreich-Ungarn zum Beispiel sind ein vergleichbarer Staatenbund wie die EU. Die Interpretation des umverteilenden Nationalstaats als Versicherungsgemeinschaft passt in Zukunft nicht mehr, denn es werden lauter schlechte Risken in diese Versicherungsgemeinschaft aufgenommen, die ihre Prämien niemals haben zahlen müssen und auch niemals zahlen werden. Die Folgen für die Natur des europäischen Sozialstaates, besonders aber des bislang gut funktionierenden österreichischen Sozialstaates, werden in Zukunft, glaube ich, einmal dramatisch sein. Und die Entscheidung darüber, in welches Land man wandert, wenn man sich bereits entschlossen hat, seiner Heimat einmal den Rücken zuzukehren, wird im erheblichen Umfang durch die ökonomischen Verhältnisse in den potentiellen Zielländern bestimmt. Differenzen in den sozialen Leistungen können deshalb erhebliche Wanderungseffekte hervorrufen. Ich werde Ihnen hier noch ein Beispiel geben. Zum Beispiel könnte man diese Probleme am Beispiel der Amerikaner sehen. Europa wird sich schleichend in die Richtung der USA entwickeln. Dort gibt es keinen Sozialstaat, weil er auf Grund der Mobilität der Amerikaner nicht zu halten ist. 

New York zum Beispiel hat einmal Ende der 70er Jahre oder der 60er Jahre versucht, großzügigere sozialstaatliche Regelungen nach europäischem Muster einzuführen, um die Armen von der Straße wegzubringen. Die Konsequenz davon war: New York war am Rande des Bankrotts. Deshalb war die Politik gezwungen, jene Kehrtwende zu vollziehen, die heute noch die USA prägt. In Washington zum Beispiel spielte sich Ähnliches ab. Wenngleich solche Prozesse langsam ablaufen, so sind sie dann deshalb umso schwerwiegender.

Sozialsysteme werden auf europäischer Ebene harmonisiert, was massive Kürzungen zur Folge haben wird. Schließlich wird es zu einem europäischen Mittelmaß kommen, und derzeit liegen Österreich und Deutschland hier an der Spitze. Außerdem sind die Nettolöhne in Staaten wie den neuen Zuwanderungsstaaten, also in der EU Rumänien und Bulgarien, und anderem unter dem Sozialhilfeniveau von Deutschland und Österreich. Die Sozialhilfe müsste genau hier daher extrem herabgesetzt werden. Das Ende des Sozialstaats wäre damit einmal eingeläutet.

Damit der Erosion des europäischen Sozialstaats noch Einhalt geboten werden kann, muss die freie Wanderung von EU-Bürgern und Angehörigen aus Drittstaaten zumindest in diesem Bereich ausgeschlossen werden. Zuwandernde dürfen nicht mehr oder nicht sofort in den Sozialstaat des Ziellandes integriert werden. 

Wir sind eigentlich sehr stolz darauf, dass die Franzosen und die Niederländer die EU-Verfassung zu Fall gebracht haben, denn genau diese EU-Verfassung hätte diese Situation noch weiter verschärft. Sie hätte nämlich im Wesentlichen drei Ziele verfolgt, die die Erosion des Sozialstaates noch verschärft hätten: die Sozialstaatlichkeit, das Niederlassungsrecht für jedermann und das Prinzip der sozialen Einbindung oder Nichtdiskriminierung zwischen In- und Ausländern. Dies sollte den Weg zu einer Sozialunion ebnen, die schon seit längerem durch den Europäischen Gerichtshof und seine Rechtsprechung verwirklicht wird. Es sind besonders jene Bestimmungen, die sich mit sozialem Zusammenhalt, der Bekämpfung von Armut, der Solidarität und Ähnlichem beschäftigen. 

Die Verbindung dieser Bestimmungen - jene des Diskriminierungsverbotes und des Migrationsrechts gemeinsam mit jenen der sozialen Einbindungsrechte - wird massive negative Folgewirkungen haben, nämlich dann, wenn ein Unionsbürger seinen Wohnsitz nehmen darf, wo er will, und dann im Gastland den vollen Anspruch auf Leistungen der sozialen Sicherung und sozialen Vergünstigungen hat, ohne dabei anders als Einheimische behandelt werden zu dürfen. Erst recht, wenn Drittstaatsangehörige auch schon einbezogen werden! Bisher war das für Arbeitnehmer und Selbstständige und deren Familien weitestgehend möglich.

Nun sollen diese Rechte nicht nur erweitert werden, sondern auch auf Nicht-Erwerbstätige ausgeweitet werden. Das bedeutet, die EU-Verfassung wird jenes Korsett, in welches die Rechte der Freizügigkeitsrichtlinie und die Entscheidungen des EuGH zur Sozialmigration geradezu unabänderbar hineingepresst werden, um der europäischen Sozialunion wieder ein Stück näher zu kommen. Diese kann aber bestenfalls nur funktionieren, wenn es eine weitestgehende Ähnlichkeit der ökonomischen Verhältnisse in Europa gibt. Das mussten auch zum Beispiel Deutschland nach der Vereinigung und Italien durch seinen Mezzogiorno einmal schmerzhaft zur Kenntnis nehmen.

Aber dennoch hoffe ich, dass Sie bald zur Vernunft kommen und zumindest jene Einschränkungen für den Sozialhilfebezug machen, die rechtlich möglich sind und die unser Klubobmann Heinz Strache heute schon genannt hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Jung. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

"Sozialstaat statt Zuwanderung" ist eine Aussage, die von uns im Wahlkampf getroffen und von Ihnen heftig, ziemlich einheitlich heftig kritisiert wurde. Es ist nur noch eine Frage der Zeit - davon bin ich, davon sind wir fest überzeugt -, bis Sie auch erkennen werden, dass wir an dieser Problematik nicht vorübergehen können, denn die Mittel sind immer begrenzt, und wo begrenzte Mittel sind, muss ich Gewichtungen setzen - und im Zweifelsfall heißt die Gewichtung für uns: Österreich und die Österreicher zuerst und keine unqualifizierte und breite Streuung der vorhandenen Mittel.

Sie haben in anderen Bereichen auch geleugnet, dass wir mit unseren Vorhersagen - denn es waren nicht nur Prophezeiungen, es waren fundierte Vorhersagen - Recht behalten haben. Ich erinnere mich noch, wie wir gewarnt haben: Der Schilling kommt weg! – Nein, nie und nimmer, der Schilling wird bleiben!, hat man uns in den diversen Parlamenten der Republik entgegengehalten. – Nun, wo ist der Schilling heute?

Das Nächste war die Parole: Der Euro wird hart bleiben! - Da haben wir Sie auch alle gewarnt. - Einen Tinnef ist er hart geblieben! Fragt einmal eure Leute draußen in den Bezirken, was sie vom harten Euro halten und wie die Preissteigerungen de facto in der letzten Zeit stattgefunden haben, nämlich am laufenden Band und und und.

Und auch in diesem Bereich, nämlich im Bereich des Sozialstaates, geraten wir an die Grenzen der Finanzierung. Und wenn es an die Grenzen geht - das sage ich Ihnen ehrlich -, ist mir das Hemd, nämlich das der österreichischen Bürger, näher als der Rock der Zuwanderer. Das sage ich hier ganz offen und deutlich, und ich kann Ihnen sagen: Wir fahren damit gut und zunehmend gut bei den Wählern. Das zeigt sich allein schon, wenn Sie die Schicht der Jungwähler beobachten, wo wir bei der letzten Wahl die Stimmen von etwa einem Viertel der Jungwähler bekommen haben. Das sind die jungen Leute, die erkennen, in welche Richtung es geht, und bei denen Sie mit Ihren Parolen, weil sie es deutlich sehen und spüren, nicht mehr ankommen.

Sie nennen sich Sozialdemokraten, meine Damen und Herren hier in der Mitte. Die Heizkostenbeihilfe für die Wiener nach einem strengen und harten Winter haben Sie nicht erhöhen können, aber hier werden in einem Ausmaß, das Sie selbst noch gar nicht abschätzen können, die Berechtigungen für Asylwerber, für Drittstaatsangehörige, für Personen mit Flüchtlingsstatus und für den ominösen und sehr eigenartigen Personenkreis der Personen mit subsidiärem Schutzstatus erweitert. Das geht eigentlich weit über die Verpflichtungen aus den Asylkonventionen und sogar aus der Europäischen Menschenrechtskonvention hinaus. Aber den Pensionisten - denjenigen Leuten, die die Grundlagen dafür geschaffen haben, dass wir heute hier in Österreich überhaupt Sozialleistungen zahlen können - kürzen Sie in Wien gleichzeitig das Taschengeld um 50 EUR. Das ist doch wirklich alles andere, aber keine sozialdemokratische Politik im Sinne der Tradition der Sozialdemokraten! (Beifall von StR DDr Schock.) 

Das ist das, was die "Kronen Zeitung" heute schreibt: Sie lassen sich von den GRÜNEN unterwandern, Sie übernehmen die Ideen der GRÜNEN und kommen dann zu solchen Dingen: 800 EUR im Monat, ohne zu arbeiten, und zwar nicht nur für den Personenkreis der Österreicher, sondern - das ist dann nur eine Frage der Zeit - auch für die hier angesprochenen Personen! - Das ist geradezu absurd, in welche Richtung Sie sich hier entwickeln.

Es kommt dann von Ihnen die Ausrede: Die EU zwingt uns dazu! - Haben Sie schon ganz vergessen, mit welcher Begeisterung Sie und die ÖVP - die GRÜNEN waren damals noch anderer Meinung, die haben sich in der Zwischenzeit in die andere Richtung hin gewandelt - damals die EU begrüßt haben? Außenminister Mock hat Gitti Ederer in seiner Begeisterung sogar geküsst, wenn ich mich richtig erinnere, und bei einem ähnlichen Anlass hat Busek die Internationale gesungen! - Und heute ist die EU böse und ist die EU schuld.

Jetzt kommen Sie auf einmal alle drauf, die wilden EU-Befürworter! Sogar Herr Verheugen – wie Sie wissen, wenn Sie heute die Zeitungen aufschlagen beziehungsweise gestern die Meldungen durchgelesen haben - merkt auf einmal, dass sich die EU von einem demokratischen Instrument weit wegentwickelt, dass diese EU ja gar nicht mehr von den Politikern regiert wird - soweit sie überhaupt gewählt waren, denn die demokratische Legitimation auch des Europäischen Parlaments ist eine begrenzte -, sondern von den Beamten. Und das sagt ein EU-Kommissar, der sich schon nicht mehr zu helfen weiß, der merkt, dass er hinten und vorne von einer Lobby der Hochbürokratie in der EU gelegt wird, die die EU hier in eine Richtung peitscht, die die Mitgliedsstaaten und deren Bürger in Wirklichkeit nicht wollen, wie wir auch an den Volksabstimmungen dort gesehen haben, wo Volksabstimmungen wirklich zugelassen wurden. - Sie haben ja in Österreich Angst vor der Bevölkerung. Sie haben sie ja nicht abstimmen lassen. Dieses Recht wurde den Österreichern ja genommen - und Sie wissen, warum das so war und dass das aus gutem Grunde so war.

Sie wissen ja auch gar nicht, was hier wirklich auf uns zukommt. Die Kollegin, die vorhin gesprochen hat, hat gemeint, die FPÖ könne nicht rechnen. Jetzt frage ich mich: Ja, wie wollen denn Sie rechnen, wenn Sie nicht einmal wissen, was auf uns zukommt? Sie schreiben ja selbst in den Erläuterungen: 

„Angesichts des sehr vagen Zahlenmaterials bezüglich der Anzahl…", und so weiter, „…ist eine Einschätzung der Mehrkosten durch die Umsetzung der Richtlinie gar nicht möglich. Einerseits fehlt beinahe jegliches Datenmaterial…" - was mich allerdings wundert; heißt das, dass wir so viele Leute noch zusätzlich im Land haben, von denen wir gar nichts wissen? Das bestätigt unsere schlimmsten Befürchtungen! – „andererseits fehlt auch das Datenmaterial über deren Lebenslagen und Einkommensverhältnisse und es ist die Zuwanderung von Migrationsströmen abhängig, für die keine Prognosen getroffen werden können." 

Lassen Sie sich das einmal auf der Zunge zergehen: Wir haben hier ein Gesetz, das Kosten verursacht, massive Kosten verursacht - und Sie können nicht einmal Prognosen darüber machen, was das kosten wird! Wissen Sie, was? Was hat das noch mit Verantwortung zu tun? – Das frage ich mich wirklich! Wenn man sich das anschaut, dann muss man wirklich ein bisschen Angst haben vor einer zukünftigen sozialdemokratisch geführten Regierung, wenn Sie solche Rechnungen anstellen! – Das steht ausdrücklich drinnen: 

„Der von der Umsetzung der Richtlinie im Wiener Sozialhilfegesetz betroffene Personenkreis kann daher nicht eruiert werden, sodass eine seriöse Kostenschätzung unmöglich ist."

Das heißt, Sie machen eine unseriöse Rechnung auf, und Sie betreiben eine unseriöse Politik, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Und dem sollen wir zustimmen? - Aber wirklich nicht! (Beifall bei der FPÖ.)
Würden Sie einen Vertrag, einen Kaufvertrag unterschreiben, wenn Sie nicht wissen, was das kostet, was Sie nachher kaufen? - Ich kann es mir nicht vorstellen. Es gibt vielleicht den einen oder anderen Hirnrissigen, der so etwas tut, aber ich kann mir nicht vorstellen, dass ein seriöser Politiker auf so eine Idee kommt. (Abg Inge Zankl: Die Abfangjäger!) - Bitte? (Weitere Rufe bei der SPÖ: Die Abfangjäger!) 

Liebe Frau Kollegin, da haben Sie ein interessantes Thema angeschnitten! Diese Geschichte werden wir noch mit großer Begeisterung diskutieren. Aber Sie von den Sozialdemokraten sind ja schon am vollen Rückzug dahin - aber auf dem vollen Rückzug! (Abg Mag Andreas Schieder: Aber Sie haben es mit beschlossen!) Wir werden ja sehen, was da passiert und was aus der ganzen Geschichte wird. Ich habe sogar Zweifel, ob es einen Untersuchungsausschuss geben wird, weil zum einen einige Leute bei Ihnen - um den Herrn Androsch und so weiter - durchaus vielleicht nicht mit großer Begeisterung auf die Ergebnisse des Untersuchungsausschusses schauen würden, und zum Zweiten kommt der Bauchfleck vor dem Koalitionspartner ÖVP so sicher wie das Amen im Gebet. (Ruf bei der SPÖ: Ihr habt es gekauft!)
Den Vertrag hat Minister Platter unterschrieben - wenn Sie einmal ganz genau nachdenken -, aber nicht wir. – So, und jetzt gehen wir weiter. (Abg Inge Zankl: Na, hoffentlich sind Sie auch...!)
Sie echauffieren sich da über die Abfangjäger! Liebe Frau Kollegin, ich werde noch die Gelegenheit haben, Sie daran zu erinnern - in etwa zwei bis drei Monaten -, was aus der Sache geworden ist. Ja, Sie dürfen ruhig so weiterreden! Lustig ist es: In der Öffentlichkeit wird von Ihnen und von der ÖVP da zurzeit ein großes Theater gemacht, und hintenherum - auf allen Ebenen, vom Bezirk bis ganz oben hinauf - klopft die SPÖ bei uns an, klopft die ÖVP bei uns an! Alle versuchen, sich heimlich unser Wohlwollen zu sichern. In Wirklichkeit sind wir - das wissen Sie ganz genau - das Zünglein an der Waage! (Ironische Heiterkeit bei Abg Inge Zankl.) Hier herinnen machen Sie nur Theaterdonner, Theaterdonner und Theaterdonner. (Beifall bei der FPÖ.)

Allerdings: Der Theaterdonner kostet leider die Österreicher und im speziellen Fall die Wiener eine ganze Menge Geld. Denn finanziell geradestehen für diese verantwortungslose Politik müssen ja leider nicht Sie, sondern unsere Wiener Bürger.

Unsere Kollegin von den GRÜNEN eingangs hat - was mich übrigens gewundert hat: in diesem Fall ohne Ordnungsruf - in überaus unqualifizierter Art und Weise einen Vertreter der Freiheitlichen hier im Haus beflegelt. Auf Argumente ist sie aber dabei nicht eingegangen. 

Wir, Frau Kollegin... (Ruf bei den GRÜNEN: ...einmal zuhören!) - "Zuhören"?! - Sie waren ja nicht einmal da! Sie sind ja hinausgegangen! Das ist das, was Sie unter Demokratie verstehen! – Das war ja kein Zuhören! Das war ein Herkommen und ein Ablesen von Beschimpfungen, die dieses Hauses an sich nicht würdig gewesen wären. (Abg Mag Andreas Schieder: Ihr Klubobmann...) Der hat einen Ordnungsruf... (Abg Mag Andreas Schieder: Ihr Klubobmann hört nicht einmal Ihnen zu!) Was ist? – Der hat ja etwas zu tun, weil unter anderem Ihre Leute dauernd anrufen, und nicht nur sie, sondern ganze Mengen! (Abg Christian Oxonitsch: Das ist ja eine Lachnummer!) - Ja, Sie wissen es ohnedies! Ihre Führungsspitze weiß es ganz genau, und auch Sie, Herr Kollege Schieder, wissen es. Sie wissen es auch! 

Ja, jetzt sind Sie mit Recht ruhig. (Abg Christian 
Oxonitsch: Das ist ja wohl eine Lachnummer! Der ist ja überhaupt nicht da!) – Ja, wo sind denn bei Ihnen alle Leute? Jetzt hören Sie doch auf! Heute Mittag war von der SPÖ fast niemand mehr vertreten, weil Sie alle das Mittagessen der Arbeit hier im Hause vorgezogen haben, Herr Klubobmann! (Abg Christian Oxonitsch: Wenn ... einmal redet, hört man wenigstens der Debatte zu! - Das haben Sie gemacht, aber Ihr Klubobmann nicht! Das interessiert ihn ja gar nicht!) Wenn bei Ihnen immer alle da wären, dann könnten Sie das rote Licht leuchten lassen, aber das ist ja auch nicht der Fall! Das stimmt doch nicht, das wissen Sie selber ganz genau! Und Sie wissen auch ganz genau, dass er im Augenblick - nicht zuletzt durch Ihre Interessen und Anrufe (Abg Christian Oxonitsch: Lachnummer! Lachnummer!) - sehr beschäftigt ist. (Ruf bei der SPÖ: Das glauben Sie!) – Punkt um jetzt, was den Klubobmann betrifft, und ich fahre fort mit meinen Ausführungen. 

Meine Damen und Herren - vor allem von den GRÜNEN, aber auch von der SPÖ! Sie wollen helfen ohne Rücksicht auf die Herkunft. Das hört sich wunderschön an, aber es ist nicht realistisch! Und das Schlimme dabei - und das Unanständige dabei! - ist, dass Sie das wissen. Man kann nicht allen, unabhängig von der Herkunft, helfen! Wir können nicht alle Probleme der Welt lösen! Und was wir tun müssen und wofür wir gewählt sind - von den Österreichern gewählt sind -, ist, die österreichischen Probleme zu lösen. Aber mit diesen Ansätzen werden Sie die österreichischen Probleme nicht lösen! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Praniess-Kastner. Ich erteile es ihr.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Lassen Sie uns vielleicht jetzt noch einmal zurückkommen zum ursächlichen Tagesordnungspunkt, nämlich zum Sozialhilfegesetz. Mein Kollege Dr Aigner hat die vorliegende Novelle zum Sozialhilfegesetz schon ausgeführt und diese auch kommentiert, und er hat ausgeführt, dass der Entfall der Bescheidpflicht für uns absolut unakzeptabel ist. Die Tatsache, dass die Pflicht der Bescheiderlassung bei der Zuerkennung von Sozialleistungen gestrichen wurde, führt bei den Betroffenen zu Unsicherheit und Missverständnissen. Es ist unverständlich, warum die massive Kritik von uns als Oppositionspartei, aber auch die der Caritas oder der Arbeiterkammer nicht aufgenommen wurde. (Beifall bei der ÖVP.)
Deshalb stellen wir ÖVP-Abgeordneten - mein Kollege Dr Aigner, Ingrid Korosec und ich - einen Antrag betreffend die Verankerung und positive Satzung der Bescheidausstellungspflicht hinsichtlich der Zuerkennung beziehungsweise Ablehnung von Sozialhilfeleistungen nach dem Wiener Sozialhilfegesetz. 

Wir stellen den Abänderungsantrag, dass der Landtag beschließen möge, im vorliegenden Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Sozialhilfegesetz geändert wird, folgende Änderung vorzunehmen: 

Sowohl die Zuerkennung als auch die Ablehnung hat durch schriftlichen Bescheid zu erfolgen. 

In formeller Hinsicht fordern wir sogleich die Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Lassen Sie mich darüber hinaus noch einige Aspekte zur Sozialhilfe in Wien ausführen:

Die Sozialhilfe-Richtsätze – das wissen Sie, und das haben wir als Opposition schon sehr oft gesagt - sind unter den niedrigsten aller Bundesländer. Sozial Schwache in Niederösterreich, in Tirol, in Vorarlberg, aber auch in Oberösterreich leben deutlich besser als in Wien. Vergleicht man die Sozialhilfe-Richtsätze der österreichischen Bundesländer - und ich werde gleich die Zahlen dazu bringen -, ist erkennbar, dass Alleinunterstützer in Wien 420 EUR erhalten, während in Oberösterreich 532 EUR angemessen erscheinen. Auch zwei Menschen in einer Lebensgemeinschaft mit Kind stehen in Wien 775 EUR zu, während diese in Oberösterreich 937 EUR erhalten. Zudem erhalten die Betroffenen in Oberösterreich bei der zeitlich begrenzten Sozialhilfe Sonderzahlungen. 

Die SPÖ-Wien wird Farbe bekennen müssen, ob ihr die sozial Schwachen in unserer Stadt noch etwas wert sind. Meine Damen und Herren, mehr Wärme braucht die Stadt! (Beifall bei der ÖVP.)
Die ÖVP Wien fordert seit langem eine adäquate Erhöhung um 20 Prozent. 

Und nicht nur, dass in Wien immer noch einer der niedrigsten Sozialhilfesätze ausbezahlt wird, es müssen auch jene, die auf diesen angewiesen sind, monatelang auf das wenige Geld warten. Die Aussage des Leiters des Sozialamts, Peter Stanzl, dass es insbesondere in Ottakring und Meidling zu langen Wartezeiten kommt, sollte für Sie, Frau LRin Brauner, Anlass genug sein, rasch zu handeln. Bei Notfällen ist eine Wartezeit von sechs Wochen einfach untragbar! Wenn in Not geratene Menschen dringend das Geld brauchen, muss das Geld von der Stadt innerhalb von zwei Wochen ausgezahlt werden. 

Die jährlichen Berichte der Volksanwaltschaft sind voll von Berichten von Missständen in der Sozialhilfeverwaltung der Stadt. Der kritische Volksanwalt - das ist auch sehr spannend - ist übrigens niemand Geringerer als der ehemalige SPÖ-Klubobmann Kostelka, der seines Zeichens bis vor einigen Jahren auch Bezirksparteivorsitzender der SPÖ-Neubau war. Es ist dieser Vollzug der Stadt, der letztendlich Sozialhilfeempfänger zu Bittstellern degradiert. Aber auf die Leistungen der Wiener Sozialhilfe gibt es einen Rechtsanspruch! 

Darüber hinaus fordern wir auch einen Rechtsanspruch auf Heizkostenzuschuss und dass dieser bei Anspruch auf Sozialhilfe auch automatisch ausbezahlt wird. 

Zuletzt komme ich noch zu einem wichtigen Thema für die BürgerInnen dieser Stadt: Es geht um das leidige Thema Wartezeiten, das auch von uns Oppositionsparteien immer angesprochen wird, und zwar nicht nur um Wartezeiten auf das Geld der Sozialhilfe, sondern auch um Wartezeiten bei der Schuldnerberatung. Um einen Termin bei der Schuldnerberatung zu bekommen, muss man sich per E-Mail anmelden. Ich möchte jetzt gar nicht die Frage diskutieren, ob jene Menschen, die in Schuld und in Not geraten sind und diese Schuldnerberatung in Anspruch nehmen müssen, auch wirklich einen Zugang zum E-Mail haben, um sich gleich anmelden zu können - das möchte ich hier nicht diskutieren, da stellt sich wirklich die Frage der Sinnhaftigkeit dieser Anmeldemodalität -, aber bei meinen Recherchen auf der Seite des FSW bin ich auch auf eine sehr spannende, unerfreuliche Tatsache für die Betroffenen gestoßen, nämlich auf der Seite der Schuldnerberatung des Fonds Soziales Wien. Dort steht, dass auf Grund der starken Nachfrage eine Terminvereinbarung erst ab 1.12.2006 wieder möglich ist. 

Das heißt, wenn sich heute jemand auf der Seite der Schuldnerberatung des Fonds Soziales Wien anmelden möchte, um einen Termin zu bekommen, findet er die "erfreuliche" Nachricht, dass er sich erst ab 1.12. wieder für einen Termin anmelden kann. Und diese Terminvereinbarung dauert dann wahrscheinlich bis in den Februar 2007.

Es darf nicht sein, dass Menschen, die in dieser Stadt auf Hilfe angewiesen sind, bei jeder noch so kleinen, aber sehr wichtigen Unterstützung zu Bittstellern degradiert werden! 

Ich möchte hiermit noch einen Antrag zur Postnummer 6 einbringen, und zwar betreffend die Einführung eines gebührenbefreiten Kindergartens. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Es liegt mir keine weitere Wortmeldung vor.

Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es war eine sehr grundsätzliche Debatte, die wir hier in vielen Fragen geführt haben. Das ist gut so. Die Sozialpolitik ist eines der wichtigsten Instrumente der Politik überhaupt und einer jener Bereiche, in denen die Stadt auch unter schwierigen Rahmenbedingungen die Möglichkeit hat, steuernd einzugreifen und dafür zu sorgen, dass ihre Bürger und Bürgerinnen unter menschenwürdigen, anständigen und selbstbestimmten Rahmenbedingungen leben können. 

Wir haben in den vergangenen Jahren in Wien erlebt, dass wir sehr große Anstrengungen machen mussten, die auch mit sehr viel an finanziellem Einsatz verbunden waren - denn wenn ein Drittel des Budgets der Stadt Wien in Gesundheit und Soziales gesteckt wird, dann zeigt das schon, welche Schwerpunkte hier gesetzt werden. Wenn also die Stadt Wien in den vergangenen Jahren sehr viel Geld in diesen Bereich gesteckt hat, dann unter anderem auch deswegen, weil wir in vielen Bereichen das ausgleichen mussten, was auf Bundesebene versäumt, vernachlässigt oder sogar Kontraproduktives gemacht wurde. Insofern denke ich, dass in Zukunft, dann, wenn es eine neue Bundesregierung gibt, für die soziale Fragen ein wirkliches Herzensanliegen sind, auch unsere Arbeit - nicht von einem Tag auf den anderen und nicht grenzenlos, aber doch um einiges - einfacher werden wird.

Was ich mir eigentlich auch erhoffe - aber in diesen Hoffnungen werde ich sehr oft enttäuscht -, ist, dass Diskussionen über Sozialfragen, bei denen es wirklich um das ureigenste Leben, um Existenzfragen der Menschen geht, nicht dazu benutzt werden, um Menschen gegeneinander zu hetzen, sondern dazu da sind, um Menschen zusammenzubringen. Diskussionen über sozialpolitische Fragen sollten dazu da sein, allen Menschen das Leben leichter zu machen - und nicht im Besonderen eine Gruppe schlecht zu reden und auf deren Rücken eigene tiefe, niveaulose Politik zu machen. Sozialpolitische Diskussionen sollten eigentlich dazu da sein, die Würde des Menschen zu unterstützen und in den Vordergrund zu stellen - und nicht, die Würde der Menschen generell, und einer Gruppe ganz besonders, in den Schmutz zu ziehen und mit Füßen zu treten. 

Das ist leider heute wieder passiert. Ich bin in vielem, was hier diskutiert wurde, mit manchen meiner Kollegen und Kolleginnen nicht einer Meinung und werde auch versuchen, das jetzt in meiner Stellungnahme aus meiner Sicht zurechtzurücken. Aber das, was die Freiheitliche Partei heute hier leider wieder gemacht hat, ist würdelos, menschenverachtend, niveaulos (StR DDr Eduard Schock: Die Wahrheit sagen!) und schlicht und einfach traurig. (Anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 
Allen voran der sattsam bekannte Herr Strache, der (Ruf bei der SPÖ: Nie da ist!) hier seine Dinge von sich gegeben hat und dann gleich wieder verschwunden ist. - Dies zur Frage der Ernsthaftigkeit, mit der hier soziale Fragen diskutiert werden. (Ruf bei der FPÖ: Da müssen Sie Ihren Herrn Gusenbauer fragen, warum er immer anruft bei uns! Fragen Sie den Herrn Gusenbauer, warum er immer anruft bei uns!) - Er hat ein Sammelsurium von Lügen, von Verletzungen, von Falschmeldungen, von Unkorrektheiten von sich gegeben, die ihresgleichen suchen. Die Behauptungen, die hier aufgestellt worden sind, sind nachweisbar falsch, und deswegen sage ich hier - und ich bin keine Abgeordnete, und ich bin nicht immun -: Das sind Lügen! Und ich kann das jederzeit und überall entsprechend nachweisen! (Lebhafter Beifall bei der SPÖ. – StR DDr Eduard Schock: Ich verlange einen Ordnungsruf für dieses Wort! Dieses Wort ist dieses Hauses unwürdig, und ich verlange einen Ordnungsruf! Ich verlange einen Ordnungsruf!) 

Noch dazu, sehr geehrte Damen und Herren, werden hier Dinge kritisiert - und das ist wohl der Höhepunkt der Perfidie; das ist vielleicht psychologisch erklärbar, aber eigentlich habe ich keine Lust, mich in die Psyche dieses Niveaus hineinzuversetzen -, die unter einer Regierung mit FPÖ-Beteiligung beschlossen wurden. Denn wann sind denn Abfangjäger beschlossen worden? Wann ist die Saisonierregelung beschlossen worden? Wann ist die EU-Richtlinie, die wir hier umsetzen müssen, aber natürlich auch wollen, beschlossen worden? - Die sind beschlossen worden in einer Zeit, in der die Freiheitlichen in der Regierung waren! Und jetzt stellen Sie sich hier her und distanzieren sich davon?! - Sie haben keine Ahnung, wovon Sie sprechen, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Mag Wolfgang Jung: Sie haben keine Ahnung!)
Lassen Sie mich nur eines sagen: Es war ja die letzte Rede - oder vielleicht die vorletzte, jedenfalls eine der letzten Reden -, die Herr Strache in dieser Runde gehalten hat. Und die Tatsache, dass er hier keine Reden mehr halten wird, wird das Niveau dieses Hauses sehr heben - emotional, intellektuell und vor allem moralisch, sehr geehrte Damen und Herren! (Lebhafter Beifall bei der SPÖ.)
Nun zu den sachlichen Argumenten, die in der Diskussion gekommen sind, wo ich zu einigen meine Meinung äußern möchte, weil ich glaube, dass es hier entweder Missverständnisse gibt oder Dinge bewusst durcheinander gebracht werden. 

Zur Frage der Grundsicherung, liebe Frau Kollegin Korun: Ihre Argumentation konnte ich nur ein bisschen schwer nachvollziehen, denn hier wurde vorgeworfen, dass wir immer gesagt haben, es ist eine bundesweite Regelung der Grundsicherung notwendig. - Dazu stehen wir, denn was ist denn das Prinzip der Grundsicherung im Sozialbereich? - Das Prinzip der Grundsicherung ist, dass wir alle Sicherungssysteme, die wir in Österreich haben, gemeinsam dadurch definieren, dass es eine gemeinsame Untergrenze gibt, um zu verhindern, dass irgendjemand in diesem Land, egal, in welchem System er ist, unter diese Grenze rutscht, um damit Armut zu vermeiden. 

Das heißt, das System an sich und das Prinzip dieses Systems ist, dass alle Sicherungssysteme eingebunden sind: Die Sicherungssysteme der Arbeitslosigkeit, die Sicherungssysteme des Notstands, die Sicherungssysteme der Pension - wo es etwas Ähnliches mit der Mindestpension ja schon gibt -, und die Sozialhilfe. Das heißt, das Prinzip der Grundsicherung ist, dass all diese Systeme eingebunden sind. Und deswegen ist es unsere Argumentation immer gewesen, ist es auch logisch und wissen auch die Kollegen und Kolleginnen bei den GRÜNEN, die sich ernsthaft mit dem Thema auseinander setzen, dass selbstverständlich die Grundsicherung ein österreichweites Konzept ist und die Umsetzung nur österreichweit erfolgen kann. Und unser Bundesparteivorsitzender und zukünftiger Bundeskanzler hat in einem der ersten Momente in der Öffentlichkeit auf die Frage: Was ist Ihnen denn wichtig, was wollen Sie umsetzen?, genau das angekündigt, in völlig logischer und stringenter Fortsetzung unserer Argumentation: Das muss bundesweit umgesetzt werden.

Jetzt haben wir die Chance, das bundesweit umzusetzen - es wird nicht leicht sein, einen Koalitionspartner zu finden, der da auch mitgeht, aber wir wollen das, wir stehen dazu! Das ist die logische Fortsetzung unserer Argumentation, und dazu stehen wir auch. Ihre Kritik kann ich da überhaupt nicht nachvollziehen, denn zu sagen: Na ja, wir glauben es nicht!, das ist, bitte, keine wirklich sehr politische, inhaltliche Diskussion. Wir haben immer gesagt: Grundsicherung österreichweit, um Armut zu vermeiden! - Jetzt haben wir die Chance, das im Bund umzusetzen, und das wollen wir auch machen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Zur Frage der Bescheiderstellung in dem vorliegenden Gesetz. Das ist genau einer jener Gründe, warum dieses Gesetz überhaupt gemacht wurde: Um dem Gesetz korrekt zu dienen und dieses Gesetz und die Prinzipien unserer Rechtsstaatlichkeit korrekt zu vollziehen und gleichzeitig eine Lösung zu finden, die unserer Klientel auch entspricht. Denn, sehr geehrte Damen und Herren, wenn es darum geht, hier Menschen zu unterstützen, die Sozialhilfebezieher sind, so sind das keine Juristen, die sich mit Bescheiden besonders leicht tun, sondern das sind Menschen, die oft kein sehr gutes Bildungsniveau haben und in schwierigen Lebenssituationen sind. Genau deswegen haben wir uns mit unseren Freunden vom FSW überlegt: Was können wir tun, um hier eine bürgerInnennahe, einfache, unkomplizierte und für alle ihre Rechte sichernde Lösung zu finden? 

Und genau die haben wir gefunden. Ich bin keine Juristin, sehr verehrte Damen und Herren, aber im ersten Semester meines Ökonomiestudiums habe ich gelernt, dass es ein allgemeiner Rechtsgrundsatz ist, dass Bescheide erstellt werden müssen. Das ist eine völlig klare Sache, ist auch im AVG entsprechend geregelt, und das kann überhaupt nicht durch irgendein Landesgesetz oder eine Verordnung oder einen Erlass oder irgendetwas anderes beseitigt werden. Das ist eine Selbstverständlichkeit, und das sollten vor allem die Damen und Herren Juristen und Juristinnen, die sich in der Diskussion zu Wort gemeldet haben, wissen: Selbstverständlich erfolgt eine Bescheiderstellung! Das geht ja gar nicht anders! - Aber das ist noch nicht das Thema. Das Thema ist: Wie können wir jenen Menschen, die sich nicht gut auskennen, möglichst gut helfen? 

Und deswegen haben wir eine Lösung gefunden, wo selbstverständlich die Menschen informiert und aufgeklärt werden müssen, wo denjenigen, die beim Fonds Soziales Wien ihre Anträge und ihre Wünsche vorbringen, auch nachweislich - genau deswegen haben wir diese Novelle gemacht, da steht das nämlich drinnen: "nachweislich"!; da wird es ein eigenes Merkblatt geben, das wird mehrsprachig sein - die Information gegeben werden muss – nachweislich! Und wenn die dann dort sagen: Nein, das wollen wir nicht, wir sind nicht einverstanden mit der Entscheidung!, dann gilt das als ein Einspruch, den der FSW jetzt auch entgegennehmen kann und direkt an die Magistratsabteilung weiterleiten kann. Genau deswegen haben wir diese Gesetzesnovelle auch gemacht: Um das möglichst einfach und klar zu machen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin schon ein bisschen betroffen gewesen, dass hier von Seiten unserer Kollegen und Kolleginnen von den GRÜNEN Behauptungen aufgestellt wurden, die ich einfach so nicht unwidersprochen lassen kann - tut mir Leid. Aber zu unterstellen, dass die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des FSW bewusst – vielleicht oder hoffentlich habe ich es missverstanden, aber ich befürchte, es ist so gesagt worden - den Leuten Informationen vorenthalten, das ist eine Unterstellung, die ich auf den engagierten und tollen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des FSW ganz sicher nicht sitzen lasse! Das ist ganz sicher nicht der Fall! Es können immer, wenn Menschen arbeiten, Fehler passieren - und Sie wissen, ich bin noch nie hier heraußen gestanden und habe gesagt, in meinem Ressort, in dem im Übrigen 40 000 MitarbeiterInnen tätig sind, garantiere ich, dass kein Fehler passiert. Jeder, der Ihnen das erzählt, erzählt Ihnen einen Schmäh, und ich mache das sicher nicht. Es können Fehler passieren, das ist überhaupt keine Frage. Aber ich lasse meinen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen nicht unterstellen, dass sie bewusst Menschen Informationen vorenthalten. Ganz im Gegenteil: Sie arbeiten unter sehr schwierigen Bedingungen, weil es immer mehr und mehr soziale Notfälle gibt, um die Menschen bestmöglich zu betreuen. Und das ist auch so, und ich bitte Sie wirklich, das auch so zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Das vorliegende Sozialhilfegesetz ist weder eine Regelung, auf Grund der jeder zu uns reinkommen und in Zukunft nur von der Sozialhilfe leben kann, noch eine Verschlechterung. Beide Vorwürfe sind absolut an den Haaren herbeigezogen. Das ist keinesfalls richtig. - Jawohl, es stimmt, es hat niemand die Möglichkeit, nach Österreich zu kommen, sich an uns zu wenden und zu sagen: Bitte, ich möchte hier zuwandern, ich würde gerne von der Sozialhilfe leben! - Das geht nicht - das ist richtig (Ruf bei der FPÖ: So blöd wird er ja nicht sein!) -, aber dazu bekenne ich mich auch. Und ich denke, zu dem kann man sich als anständiger, integrationsfreundlicher und demokratischer Mensch auch bekennen. Diese Möglichkeit gibt es nicht. 

Worum es geht, ist, dass Menschen, die hier langjährig aufenthaltsberechtigt sind, die brav gearbeitet haben, die ihre Steuern gezahlt haben, die hier anständig gelebt haben, nach einer gewissen Zeit - und zu dem bekennen wir uns - auch dieselben Rechte haben wie Menschen, die in diesem Land geboren sind. 

Und wenn hier von der FPÖ gesagt wurde, die Ausländer haben in unserem Sozial- und Gesundheitswesen keinen Platz, dann kann ich Ihnen sagen, meine Herren: Dann kann ich morgen meine Spitäler zusperren (Abg Mag Wolfgang Jung: Das hat auch so keiner gesagt, Frau Kollegin!) - weil sie nämlich dieses Sozialwesen ganz intensiv mittragen, zum Beispiel die Betreuung in unseren Spitälern, wo viele, viele Menschen, die zugewandert sind, sehr anständig, sehr fleißig, aufopfernd gerade im Pflegeberuf, über den wir so viel diskutieren, arbeiten und ein unverzichtbarer Bestandteil sind. Menschen, die hier langjährig leben und arbeiten, anständig ihre Steuern zahlen, werden dann, wenn sie in Not geraten, von uns auch unterstützt werden. Das ist richtig so, das ist wirtschaftlich sinnvoll und menschlich sinnvoll! (Beifall bei der SPÖ. – Abg Mag Wolfgang Jung: Von denen spricht ja keiner!) 

Zur Frage der Sozialhilfe generell: Da sind leider wieder einige Dinge durcheinander gebracht worden. Denn wenn man sagt, in Wien gibt es 420 EUR Sozialhilfe und das ist weniger als in anderen Bundesländern, und sagt, es sollte einen regelmäßigen Heizkostenzuschuss geben, dann vergisst man halt leider, dass es in Wien den regelmäßigen Heizkostenzuschuss gibt, und zwar als automatischen Teil der Sozialhilfe, und zwar außerhalb der 420 EUR, und dass das, was wir hier in dieser Runde zusätzlich beschließen, immer noch dazu draufkommt. Das ist halt der Unterschied zu den anderen Bundesländern! 

Und man vergisst weiters, dass wir in Wien bis zu 250 EUR für die Miete zahlen. Das heißt, zu diesen 420 EUR muss man noch einmal 40 EUR und noch einmal 250 EUR dazuzählen, und dann kommt man erst auf die richtige Zahl - und dann schaut die Situation schon ein bisschen anders aus!

Und, Frau Kollegin von der ÖVP, wenn Sie sich hier herstellen und sagen, man sollte in Wirklichkeit sehr viel mehr machen und es gibt so viele Menschen, die Sozialhilfe beziehen, und es gibt die Schwierigkeit, dass wir gar nicht nachkommen mit der Neuaufnahme von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, auch von mehrsprachigen - was wir unter anderem auch getan haben -, dann sollte man aber auch fragen: Warum? - Nämlich deswegen, weil wir in den vergangenen Jahren, seit Antritt dieser Bundesregierung, die ja jetzt glücklicherweise abgewählt wurde, eine Verdoppelung der Sozialhilfebezieher und -bezieherinnen hatten! Und damit haben wir zu kämpfen, und das ist die Schwierigkeit, und – jawohl! - in Zukunft wird das besser gemacht werden. Danke, dass Sie das selbst schon erkannt haben! (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren von der ÖVP! Ich verstehe, dass es nicht einfach ist, wenn man so auf dem hohen Ross gesessen ist, wenn man auf einmal kopfüber abstürzt. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) Aber Sie werden zur Kenntnis nehmen müssen, dass es eine demokratische Wahl gegeben hat. Und ich habe wirklich viel Verständnis dafür, dass das nicht einfach ist. Wir wissen das - es hat auch Situationen gegeben, wo sich die Sozialdemokratie auf einmal mit einer Wahlniederlage abfinden musste, und auch für uns war das nicht einfach. Aber eines, sehr geehrte Damen und Herren, darf ich Ihnen schon sagen: Es war für die Sozialdemokratie, egal, in welcher Situation wir waren, auch wenn wir in der Geschichte manchmal schmerzliche Wahlniederlagen hinnehmen mussten, nie eine Frage, dass wir uns aus der Verantwortung für dieses Land stehlen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Was war mit der Österreich-Vernaderung?) Das haben wir nie getan! (Beifall bei der SPÖ. – Abg Mag Wolfgang Jung: Was war mit der Österreich-Vernaderung? Die Sanktionen-Geschichte, haben Sie die schon vergessen?) 

Ich ersuche Sie - es ist hier nicht das Gremium dafür, und wir sind alle miteinander nicht in den Verhandlungen, aber ich ersuche alle Parteien -, dass wir das tun, wofür wir gewählt sind, nämlich zu versuchen, die Wünsche der Bürger und Bürgerinnen zu erfüllen. Und die Wünsche der Bürger und Bürgerinnen sind eine stabile Regierung, die möglichst bald zustande kommt, die die sozialen Wünsche und die Sorgen der Menschen ernst nimmt. Ich hoffe sehr und lade alle dazu ein - da wird jeder Kompromisse machen müssen, das gilt für meine Fraktion ganz genauso (Abg Mag Wolfgang Jung: Eurofighter, gell?), aber ich lade alle herzlich dazu ein, sich im Interesse der Österreicher und Österreicherinnen daran zu beteiligen, sich einzubringen, zu versuchen, gemeinsam das zu tun, wofür wir gewählt sind, nämlich gemeinsam für die Menschen zu arbeiten, eine Regierung zu bilden und dafür zu sorgen, dass Österreich diese tolle Geschichte, die wir haben - und das ist eine Geschichte des Miteinander und des gemeinsamen Arbeitens (Ruf bei der ÖVP: "Napalm-Wahlkampf"!) -, auch fortsetzen kann. (Abg Mag Wolfgang Jung: Und das sagen Sie von der SPÖ?)

In diesem Sinne vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Ich ersuche Sie, dem Gesetz, so wie es vorgeschlagen ist, zuzustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Mir liegt eine Wortmeldung zur Geschäftsordnung vor, die ich nach der Abstimmung dann zu tätigen bitte. - Eine Berichtigung ist nicht möglich, weil das Schlusswort schon stattgefunden hat. Eine Wortmeldung zur Geschäftsordnung ist möglich, aber nach den Abstimmungen. Bleibt das aufrecht für Sie? – Okay.

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den Abänderungsantrag der ÖVP betreffend die Bescheidausstellungspflicht. 

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Das ist die Minderheit. Der Antrag wird nicht mit einbezogen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend gebührenbefreiten Kindergarten.

Wer mit diesem Antrag einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist die Minderheit. Der Antrag ist somit abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Ich bitte jetzt um die Wortmeldung zur Geschäftsordnung. - Herr StR DDr Schock, bitte.

StR DDr Eduard Schock: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Es ist gute demokratische Tradition in diesem Hause, die Sitzung, wenn die Wogen hoch gehen, immer dann zu unterbrechen, wenn einem Redner oder einer Rednerin die Nerven durchgehen, wenn ein Redner die Kontrolle über sich verliert und wenn dadurch dem Niveau und dem Ansehen dieses Hauses ein schwerer Schaden zugefügt wird. (Abg Godwin Schuster: Da hätten wir aber heute viel unterbrechen müssen!)

Meine Vorrednerin, StRin Brauner, hat eine ganze Fraktion, nämlich die freiheitliche Fraktion, der Lüge bezichtigt. (Widerspruch von Abg Godwin Schuster.) Es ist guter Brauch und Tradition, immer beim Vorwurf der Lüge auch einen Ordnungsruf zu erteilen. 

Frau Kollegin Brauner hat sogar als Berichterstatterin diesen Vorwurf erhoben. Es wiegt daher dieser Vorwurf der Lüge, wenn er von einer Berichterstatterin in diesem Haus offiziell erhoben wird, auch ganz besonders schwer.

Unsere Fraktion ist durch diesen Vorfall tief betroffen, meine Damen und Herren. (Ironische Oh!-Rufe bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Ich möchte daher klar feststellen: Es ist Kollegin Brauner, die als Berichterstatterin ihre Rechte gröblich missbraucht hat, und es ist Kollegin Brauner, die durch ihre Äußerung dem Niveau - und sie hat selbst von diesem gesprochen – und dem Ansehen und der Würde dieses Hauses einen ganz schweren Schaden zugefügt hat.

Ich beantrage daher eine Unterbrechung dieser Landtagssitzung, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Hoher Landtag! Ich werde diesem Antrag auf Unterbrechung der Sitzung nicht stattgeben. Ich werde aber der Kollegin Brauner einen Ordnungsruf erteilen. (Demonstrativer Beifall bei der FPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.)
Herr Abg Oxonitsch hat sich zur Geschäftsordnung zum Wort gemeldet. - Bitte sehr.

Abg Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir nehmen den Ordnungsruf zur Kenntnis. Ich möchte mir aber nicht die Feststellung ersparen, dass ich sehr froh gewesen wäre, wenn Sie, Kollege Schock, diese Wortmeldung, die sich darauf bezogen hat, dass diesem Hause durch eine Aussage Schaden zugefügt wurde, schon heute in der Früh nach der Rede Ihres Klubobmanns abgegeben hätten. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.) 

Denn ich glaube, da hat sich gezeigt, wer hier tatsächlich diesem Hause und auch dem Ruf Wiens als tolerante, weltoffene Stadt schweren Schaden zugefügt hat.

Melden Sie sich das nächste Mal dann zu Wort, wenn Ihr Klubobmann spricht!

Und: Ich würde mir auch erwarten, dass man, wenn man sich in einer Debatte gerade so aufführt, wie es Ihr Klubobmann am Beginn des heutigen Tages getan hat, dieser Debatte gefälligst auch beiwohnt und nicht nach der Wortmeldung sofort wieder verschwindet. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zur Geschäftsordnung hat sich weiters Herr Abg Mag Jung zum Wort gemeldet. – Bitte.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Vorredner!

Da hätte man auch an den GRÜNEN schon einiges aussetzen können, heute früh schon! 

„Der Vorsitzende", so steht in der Geschäftsordnung ausdrücklich, „ist zur Unterbrechung der Sitzung ohne vorangegangene Debatte verpflichtet, wenn dies von mindestens einem Drittel der Gemeinderatsmitglieder verlangt wird." - So weit, so gut.

Weiters steht: „Ist das Verlangen nicht genügend unterstützt, so hat der Vorsitzende die Unterstützungsfrage zu stellen. Im Falle der Unterbrechung der Sitzung... darf die Unterbrechung nicht länger... dauern." (Abg Rudolf Hundstorfer: Wir sind im Landtag!) Bitte? (Abg Rudolf Hundstorfer: Wir sind im Landtag, Herr Brigadier!) – Das ist die "Geschäftsordnung des Landtages und des Gemeinderates"! (Abg Godwin Schuster: Das ist unterteilt!) 

Sie wollen es sich basteln, wie Sie es brauchen! Genauso, wie man bei Ihnen keine Richtigstellung mehr bringen darf, wenn die... (Abg Harry Kopietz: Auf Wiedersehen! Auf Wiedersehen!)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldung zur Geschäftsordnung: Herr Abg Dr Tschirf, bitte.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Als Parlament, als Wiener Stadtparlament haben wir eine hohe Verantwortung dafür, dass hier ein bestimmter Stil gelten soll. Ich verhehle nicht, dass mir die Ausführungen der FPÖ inhaltlich überhaupt nicht gefallen haben, aber gerade auch ein Mitglied des Stadtsenats sollte - auch wenn innerlich vielleicht manches an Emotion drübergeht - aufpassen, welche Worte hier gewählt werden. (Ruf bei der SPÖ: Da ist ja ein Ordnungsruf erteilt worden! – Abg Godwin Schuster: Das ist ja schon passiert!)

Daher bin ich froh, dass dieser Ordnungsruf erteilt wurde. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen zur Geschäftsordnung vor.

Wir können daher zur Postnummer 3 der Tagesordnung kommen. Sie betrifft den Bericht der Wiener Patientenanwaltschaft über ihre Tätigkeit im Jahr 2005.

Ich bitte die Frau Stadträtin, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte Sie, diesen Bericht zu diskutieren und zur Kenntnis zu nehmen. - Danke schön.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich darf auch Herrn Patientenanwalt Dr Walter Dohr recht herzlich in unserer Mitte begrüßen, und ich freue mich, dass er hier anwesend ist. Ich darf ihn bitten, Platz zu nehmen. (Beifall bei Abgeordneten der SPÖ.)
Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Abg Mag Ebinger zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Herr Patientenanwalt! Meine Damen und Herren!

Es ist einigermaßen schwer nach diesen emotionsgeladenen Diskussionen, in denen wir gerade erlebt haben, dass Frau StRin Brauner sich als die Sozialministerin linker Ideologie hervorzustreichen versucht und… (Zwischenruf bei den GRÜNEN.) – Nun, ich sage es ja nur. Es war ein gutes Thema, okay.

Ich versuche trotzdem, wieder ein bisschen sachpolitisch zu sein, das alles hinunterzuschlucken und tatsächlich zu den Dingen zu reden, um die es hier jetzt geht. 
Erstens einmal zur Tätigkeit der Wiener Patientenanwaltschaft: Wir haben, abgesehen vom Lainz-Skandal, die Wiener Patientenanwaltschaft immer unterstützt. Lassen Sie mich ein paar Punkte aus dem Bericht herausgreifen, mit denen ich nicht gar so glücklich bin. Es ist, aufs Erste betrachtet, ein recht umfangreicher Bericht. Wenn man dann ins Detail geht, sind es doch ein paar Punkte, die mir zu wenig umfangreich sind. 

Gehen wir auf Seite 41: „Gliederung der Fachgebiete nach den prozentmäßigen Anteilen der Anliegen". Da haben wir dann immer ausgeführt, zum Beispiel auf Seite 42: Chirurgie, Unfallchirurgie, Orthopädie – „ähnlich wie im Vorjahr, hohe 37 Prozent der Beschwerden. Fairerweise muss man wiederum erwähnen, dass in den Fächern Unfallmedizin und Orthopädie natürlich nicht nur chirurgisch behandelt wird" und so weiter. Aber es steht nichts Konkretes drinnen. Mich würde schon auch interessieren, wenn es heißt, es sind dies 37 Prozent der Beschwerden: Was sind das - in Schlagworten - für Beschwerden, die die Menschen da vorbringen? 

Ähnliches haben wir dann ein Stück weiter hinten, wo - und zwar ist das auf den Seiten 49 und 50 unter "Behauptete Schäden" - auch das erwähnt wird, was gestern für die ÖVP Anlass gewesen ist, einen Resolutionsantrag hinsichtlich der Überprüfung der Operationswartezeiten einzubringen, und wo schlicht drinnen steht: „hauptsächlich Beschwerden wegen zu langer Wartezeiten auf Operationstermine". - Wenn das ein bisschen aufgeschlüsselt wäre, könnte man auch mehr damit anfangen. Auch bei "Verhaltensbeschwerden (unfreundliches Verhalten...)" würde mich interessieren, was in jedem Fall hier konkret, oder sagen wir, ein bisschen konkreter - anonymisiert, aber konkreter - vorgehalten wird, ebenso bei "Verrechnungsproblematik", damit man sich ein bisschen ein Bild machen kann über die Art der Beschwerden. 

Die Statistiken sind alle wunderbar, eine Statistik aber hätte ich persönlich weggelassen. Wenn man nämlich dann bei, glaube ich, rund 1 700 Arbeitsfällen 19 Mal ein Lob hat - also eine Lobstatistik; 2 Prozent, oder was das da sein soll -, dann ist das so wenig, dass es wahrscheinlich gescheiter wäre, es nicht in dieser Form mit einer großen Statistik zu erwähnen. - Wobei ich nicht der Meinung bin, dass man das nicht auch loben kann. 

Schlussendlich habe ich gestern über die angstfreie Fehlerkultur in den Krankenanstalten gesprochen, und auf Seite 76 finde ich folgenden Absatz:

„In diesem Zusammenhang wird nochmals an die Entscheidungsträger in Krankenanstalten appelliert, eine angstfreie Fehlerkultur zuzulassen und Transparenz über Komplikationsraten und Beinahe-Fehler herzustellen." 

Ich habe gestern ein Beispiel gebracht, wo mehr oder weniger Hebammen wegen Dienstrechtsverfehlungen sanktioniert wurden, wo einerseits ein Systemfehler vorliegt, den man im Regelfall gar nicht sanktionieren kann, weil man es gar nicht wissen kann, wenn es elektronisch eingegeben wird. Und wenn dann ein Fehler eines Arztes vorliegt? - Aber das ist unserer Meinung nach keine angstfreie Fehlerkultur. So gesehen stimme ich Ihnen zu, dass das noch nicht verwirklicht ist und dass die Stadt Wien an diesen Dingen arbeiten muss. 

Grosso modo: Wir nehmen diesen Bericht zur Kenntnis. Ich möchte feststellen, für mich könnte er ein bisschen ausführlicher sein. Ich weiß sehr wohl, dass zum Beispiel jener von Niederösterreich nur halb so dick ist und noch viel weniger ausführlich als der Wiener Patientenanwaltschaftsbericht. 

Ich habe gehört, dass wir im Zusammenhang mit Postnummer 3 jetzt auch den nächsten Tagesordnungspunkt diskutieren, nämlich die Zusammenlegung von Patientenanwaltschaft und Pflege. 

Unser Standpunkt - auch wenn es jetzt nach den Äußerungen der Frau Stadträtin ein bisschen schwer fällt - ist eben unabhängig von diesen Dingen immer klar gewesen: Für uns gab es nie einen Unterschied zwischen Patienten und Pflegebedürftigen. Für uns sind Pflegebedürftige - wie Sie richtigerweise in Ihrem Bericht erwähnen - Patienten im Pflegebereich. Es ist für mich auch nicht wirklich nachvollziehbar, wo die Grenze ist: Wie lange etwa ein Schlaganfallpatient ein Patient ist und wann er ein Pflegefall wird und für seine Pflege selbst aufkommen muss. - All das sind Dinge, die wir nicht wollen. Wir sehen das als Einheit. Wenn etwas nicht selbst verschuldet ist, durch Auf-sich-Nahme eines besonderen Risikos, ist der Umstand, ein Pflegefall zu sein, ja nichts, was sich die Menschen wünschen und absichtlich herbeiführen, und deswegen hat die Gesellschaft auch eine soziale Verantwortung für diese Menschen. 

Eine Unterscheidung lehnen wir ab, und wir haben auch immer gesagt, dass die gesetzliche Grundlage des Patientenanwaltschaftsgesetzes für uns das inkludiert, weil wir eben Pflegebedürftige auch immer als Patienten gesehen haben. Das wird jetzt noch klarer ausformuliert, indem das Gesetz dann ausdrücklich auch immer Pflege erwähnt. Und es ist geplant, die Mitarbeiter des Pflegeombudsmanns und die Mitarbeiter der Patientenanwaltschaft zusammenzuführen, das heißt, diese Institution entsprechend zu stärken. Dafür sind wir - unabhängig von allen politischen Querelen. Und ich möchte schon auch darauf hinweisen, dass vor, glaube ich, fünf oder sechs Wochen Herr Dr Vogt selbst im Fernsehen gesagt hat - ich glaube, in einer "ZiB 2" -, dass eine Unterscheidung zwischen Kranken und Pflegebedürftigen auf Dauer nicht tragbar ist und dass es angezeigt ist, diese Trennung aufzuheben und das in ein System zusammenzuführen.

Meine Damen und Herren! Ich sehe das heute zu beschließende Gesetz als einen Schritt in diese Richtung, und deswegen werden wir ihm zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Pilz. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Herr Patientenanwalt! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen! 

Wir werden in diesem Jahr den Bericht, den Sie uns gelegt haben, annehmen. Wir nehmen ihn an, weil wir uns freuen, dass er jetzt mit einer Regelmäßigkeit erscheint, die wir uns von Anfang an gewünscht haben, und wir nehmen ihn an, weil wir anerkennen, dass die Arbeit, die hier geleistet wird, überwiegend und bis auf Dinge, die ich im Folgenden noch ausführen möchte, so geleistet wird, wie wir uns das vorstellen - und ich möchte Ihnen dafür auch sehr herzlich danken. Und wir nehmen ihn an, weil inhaltlich einiges dargestellt wurde, was von uns gefordert wurde, was uns gefehlt hat, wo wir froh sind, dass Sie diese Ergänzungen jetzt auch in Ihren Bericht aufnehmen.

Wir glauben, dass die Vertretung der Patienten- und Patientinneninteressen zunehmend wichtiger wird und daher der Patientenanwaltschaft eine zentrale Rolle zukommt. Der Patient, die Patientin ist auf Augenhöhe mit dem ärztlichen und dem übrigen medizinischen Personal, Gesundheitspersonal zu sehen, und wenn Dinge nicht klappen, dann müssen sie sozusagen auch nicht im Sinne der Bittstellerei, sondern in einer guten, einer qualifizierten Vertretung thematisiert werden.

Die Tatsache, dass Ihre Anfragefrequenz gestiegen ist, zeigt auch, dass die Menschen diese Einrichtung in Anspruch nehmen und auch zunehmend sensibilisiert sind für die Rechte, die ihnen im Gesundheitsbetrieb zukommen. 

Ich komme aber nun doch zu den Dingen, die mir fehlen, und fange einfach dort an, wo Sie sich präsentieren.

Es ist schon so, dass die meisten Menschen anrufen oder vielleicht im Spital versuchen, Kontakt zur Patientenanwaltschaft aufzunehmen. Aber wenn man es dann sozusagen mit den modernen Medien probiert, mit dem Internet, dann muss man feststellen, dass der Auftritt der Patientenanwaltschaft verbesserungswürdig ist - ich würde es einmal so sagen. Es ist eine behördliche Maske, nämlich die Homepage der Gemeinde Wien, und es gibt sozusagen keine Seite, wo sich die Patientenanwaltschaft mit Bildern oder Personen oder sonst wie einladend darstellt, sondern man kann sich sozusagen in trockenen schriftlichen Dokumenten von A nach B durchhangeln. 

Wenn man, Herr Patientenanwalt Dr Dohr, allein Sie als Person wahrnehmen möchte - es ist eine ganz leichte Übung, im Internet ein Bild zu positionieren und dann auch zu sehen, mit wem man eigentlich spricht -, so muss man, glaube ich, bis in Ihren Bericht, ins PDF-Dokument hinein, damit man – außer Ihrem Namen - überhaupt weiß, wer Sie sind und wer Ihr Team ist. - Da gibt es also viel zu verbessern.

Ich habe es fünfmal probiert: Man kommt immer nur auf die Website der Stadt Wien, und wenn man dann Wünsche und Beschwerden eingeben will, dann kommt dieses Blatt. (Die Rednerin hält den Ausdruck einer Seite aus dem Internet in die Höhe.)

Wenn sich jetzt jemand überlegen muss, ob er sich traut, sich an die Patientenanwaltschaft zu wenden, oder wenn er ohnedies Angst hat, dass er vielleicht Nachteile im Gesundheitssystem hat – und all diese Ängste gibt es ja –, dann muss er sich schon einen Ruck geben. Da muss man nämlich persönliche Daten ausfüllen und Kreuzerl an der dafür bestimmten Stelle machen, sonst geht das gar nicht weiter. Man muss sich also sozusagen überwinden, um einmal all seine Daten einzufüllen und dann Anregungen, Wünsche und Beschwerden zu positionieren.

Ich würde Sie bitten, das niedrigschwelliger und einladender zu gestalten, so dass die Menschen das Gefühl haben, dass das eine Willkommensstruktur und keine behördliche Struktur ist! Wobei ich selber die Erfahrung gemacht habe – und ich weiß das auch von Patienten und Patientinnen –: Wenn man anruft, sind Sie und Ihre Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen äußerst zuvorkommend und offen gegenüber allen Anregungen, Wünschen und Beschwerden.

Sie haben einen Wunsch erfüllt, den wir tatsächlich sehr umfassend formuliert haben, nämlich die Darstellung der Beschwerdehäufigkeit, aufgeteilt auf die einzelnen Spitäler. Ich kann mich erinnern, dass das am Anfang nur ganz allgemein war, sozusagen schmeck’s, wer da gut und wer schlecht wegkommt. Sie erklären auch für jene, welche die Statistik nicht so gut lesen können, dass ein hoher Balken gut und ein niedriger Balken schlecht ist. Ich glaube, das durchschaut man relativ schnell. 

Und wie sieht es nun aus? – Nur rund jeder 1 900-te. beschwert sich im Sophienspital, im AKH allerdings schon jeder 354-te! Und diesbezüglich erwarte ich mir jetzt, Herr Dr Dohr, dass Sie mir erklären, warum das so ist! Die Erklärungen, die Sie angeben... (Zwischenruf von Abg Sonja Kato.) Ich habe es mit Aufmerksamkeit gelesen! Die Erklärungen, die Sie angeben, sind sicherlich alle richtig. Im AKH ist man meist nicht wegen banaler Dinge, da kommen die kritischen Fälle, oder man wird operiert, und da ist meistens viel los. Im Sophienspital geht es wiederum mehr um Pflege. All das sind jedoch sozusagen entschuldigende Erklärungen, die zwar vermutlich alle zutreffen, es muss aber auch Erklärungen geben, die in der Struktur, in Systemfehlern und Schwächen eines Hauses liegen könnten, und darüber machen Sie keine Aussagen! Ich meine, das wäre auch in der Rückspiegelung etwa fürs AKH wichtig, damit man nicht glaubt, dass es viele gute Gründe zur Entlastung gibt, sondern zur Kenntnis nimmt, dass jeder 354-te so sauer, verletzt, gekränkt, betroffen beziehungsweise auch in seinen Rechten oder vielleicht sogar in seiner Gesundheit so eingeschränkt ist, dass er sich beschwert. Da müsste eine Antwort mehr als eine Viertelseite füllen!

Herr Dr Dohr! Wenn ich jetzt Ihre Terminologie anschaue, dann stelle ich fest, dass Sie von “behaupteten Behandlungsfehlern“ sprechen. – Das ist sprachlich schon richtig, aber es suggeriert etwas anderes. In der Tat ist es so, dass es sich, wenn jemand sagt, dass etwas passiert ist und er nicht richtig behandelt wurde, zunächst einmal um eine Behauptung handelt. Und das Personal hat natürlich alles Recht darauf, dass überprüft wird, ob das überhaupt stimmt. Das ist absolut richtig. Der Ausdruck “behaupteter Behandlungsfehler“ suggeriert jedoch semantisch, dass das ohnedies nicht wahr ist. Daher würde ich Sie bitten, sich eventuell eine andere Formulierung zu überlegen! Ich habe selbst nachgedacht, welches Wort man wählen könnte, und ich meine, der Ausdruck "reklamierter Behandlungsfehler" ist eine Formulierung, von der man nicht vermuten könnte, dass es sich nur um eine Behauptung und ohnedies nicht um die Wahrheit handelt. Das hat etwas mit der deutschen Sprache zu tun.

Ich erwähne das jetzt deshalb, weil die Statistik der Erledigung dieser behaupteten Behandlungsfehler einfach niederschmetternd ist. Woran das liegt, das müssen Sie besser wissen, als ich das beurteilen kann! Gibt es wirklich so viele, die sagen, dass jedes Zwickerl oder Zwackerl ein Behandlungsfehler ist, und sich gleich beschweren? Sie sagen – ich habe es dreimal gelesen –, dass Ihnen im letzten Jahr 688 behauptete Schäden vorgetragen wurden und dass es in 37 Fällen Entschädigungen gab. Nur in 37 Fällen gab es Entschädigungen! Das ist unfassbar! Ich habe das unter “Behauptete Schäden 2005“ auf Seite 49 gefunden. – Ich zitiere: „Von den 1 792 dokumentierten Anliegen wurden in 688 Fällen, das entspricht 38,4 Prozent aller Prüffälle, Schäden… behauptet." Davon konnten „in 37 Fällen finanzielle Entschädigungen ausgehandelt“ werden.

Diese Statistik würde ich gerne mit Ihnen hinterfragen: Ist es so aussichtslos nachzufragen oder sind finanzielle Entschädigungen so selten, dass die Menschen das Gefühl haben, dass sie sich zwar beschweren, dass das aber eigentlich nicht wirklich zu einer befriedigenden Lösung führt?

Sie haben hier auch Anmerkungen über “sonstige Beschwerden“ gemacht und unter anderem auch die Wartezeiten angeführt. Wir haben gestern schon in einem anderen Zusammenhang darüber gesprochen. Dieses Anliegen haben Frau Kollegin Korosec für die ÖVP und ich für die GRÜNEN bereits thematisiert, dass man nämlich der Frage sehr wohl nachgehen muss, derer sich ein Journalist in der "Wiener Zeitung" sehr couragiert angenommen hat, ob die Wartezeiten eventuell etwas mit dem so genannten “Chefeinschub“ zu tun haben, also quasi mit den Vorrangregeln für Privatpatienten und -patientinnen, die hier behauptet werden.

Sie schreiben relativ lapidar – und haben es auch medial bestätigt –, dass Wartezeiten und Beschwerden darauf zurückzuführen sein könnten, dass Privatpatienten und -patientinnen auch in den öffentlichen Spitälern Vorfahrt zum Beispiel bei Hüft‑ oder Herzoperationen bekommen. – Wenn das so wäre und sich diese Behauptungen erhärten lassen, dann wären wir in der schlimmsten Klassen-Medizin, die man sich überhaupt denken kann! Daher bitte ich Sie, nachdem Sie sozusagen auch gesetzliche Grundlagen haben, dieser Frage in Ihrem Kompetenzbereich nachzugehen und uns im nächsten Jahr dazu einen ausführlichen Bericht zu liefern! Wartezeiten können nämlich aus verschiedenen Gründen sowohl gerechtfertigt also auch – und vor allem – ungerechtfertigt zustande kommen, und wir sollten wissen, ob das jeweils akzeptabel ist oder nicht.

Herr Dr Dohr! Sie argumentieren im Weiteren mit einigen Problemen, die im Spitalswesen vorzufinden sind, und wir teilen Ihre Einschätzung insbesondere hinsichtlich der Jugendpsychiatrie. Ich bin sehr froh, dass Sie erwähnen, dass die Jugendpsychiatrie tatsächlich ein Stiefkind der Versorgung in der Stadt ist. Es ist sehr schwierig, adäquate Unterbringung und stationäre und ambulante Betreuung zu bekommen. Und die Versorgung im niedergelassenen Bereich ist ebenfalls sehr schlecht. Ich weiß aus meinem eigenen Bekanntenkreis, wie es Eltern geht, wenn sie... (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Herr Jung! Seien Sie so freundlich und argumentieren Sie draußen! Klären Sie Ihre Geschäftsordnungsfragen nachher! Bitte schön! Ich würde mich gerne auf die Gesundheitspolitik konzentrieren, wenn Sie mir das erlauben!

Die Tatsache, dass die Jugendpsychiatrie so unterversorgt ist, soll uns allen zu denken geben, und ich würde mir wünschen, Frau Stadträtin, dass Sie entsprechende Konsequenzen beim weiteren Ausbau der Ressourcen ziehen. Ich weiß, wie gesagt, aus meinem eigenen Bekanntenkreis, wie es Eltern geht, deren Kinder in einer akuten Krisensituation sind und dann eigentlich nur Tristesse oder überwiegend Tristesse vorfinden, was die Unterbringung und vor allem, was die ambulante Betreuung betrifft.

Sie sprechen über die Sterbebegleitung und auch über das Manko, wenn keine ausreichende medikamentöse Versorgung erfolgt. Ich möchte in diesem Zusammenhang noch einmal darauf hinweisen, dass wir, was die palliative Versorgung betrifft, absolut im Hintertreffen gegenüber den Vorgaben des Krankenanstaltenplanes sind. Die Palliativbetten, zu deren Einrichtung wir uns verpflichtet haben, wurden nicht eingerichtet. Frau StRin Brauner sagt zu Recht, dass man auf mobile palliative Pflege setzen soll, aber das eine schließt das andere nicht aus!

Ich möchte Ihnen in Ergänzung Ihres Berichtes noch sagen: In der Umsetzung des Krankenanstaltenplanes ist der Krankenanstaltenverbund säumig. Es gibt den notwendigen Ausbau von Palliativ-Betten nicht. Wir haben vorgeschlagen, die leer stehenden Kapazitäten des Sanatoriums Hera auch dafür zu verwenden, denn dann wären finanzielle Ressourcen nicht vergeudet und dann würde das Geld der öffentlich Bediensteten der Gemeinde Wien nicht in leer stehende Strukturen investiert werden, sondern man würde das Haus nützen.

Herr Dr Dohr! Noch etwas Letztes zur Ergebnisqualität. Sie machen einen ausgesprochen wichtigen und richtigen Hinweis hinsichtlich der unterschiedlichen Dokumentation beziehungsweise der fehlenden Struktur der Besprechung der Vorkommnisse in den einzelnen Abteilungen der Wiener Spitäler. Sie sagen – und das finde ich unfassbar! –, dass es in manchen Abteilungen die strukturierte Morgenbesprechung gar nicht gibt. Das wird bei Ihnen so nebenbei angeführt. Das weist aber auf ein ganz großes Problem hin und bestärkt mich in meiner Sorge, dass es hinsichtlich der Fehlerkultur, der Dokumentation, der Komplikationsratenbewertung und der Statistik große Mängel gibt.

Die Ergebnisqualität kann man nämlich nur dann beurteilen, wenn man auch weiß, was der Fall ist. Da macht aber offensichtlich jeder gerade, was er will, und es gibt kein einheitliches System. Diese Beliebigkeit führt in der politischen Debatte immer dazu, dass die Frau Stadträtin sagt: Es ist alles wunderbar! Wenn wir dann sagen, dass wir wissen, dass es auch Fälle gibt, in denen nicht alles wunderbar ist, dann heißt es: Legen Sie Beweise vor, dann werden wir dem nachgehen! Die Strukturprobleme, die dahinter stecken, werden jedoch nicht aufgearbeitet.

Wir verlangen – und da würden Sie uns sehr entgegenkommen und dem Gesundheitssystem einen großen Dienst erweisen –, dass die Spitäler regelmäßig und ohne Aufforderung hinsichtlich ihrer Abteilungen und Stationen klar nachvollziehbare Dokumentationen hinsichtlich Komplikationsrate, Fehlerhäufigkeit, Sterberaten und so weiter vorlegen. Denn es ist für die Patienten und Patientinnen von Relevanz, dass man sagen kann, dass man in einem Haus überwiegend gut oder vielleicht etwas weniger gut untergebracht ist, so dass die Menschen ihre Entscheidungen treffen können. In einer solchen Debatte über Gesundheitspolitik könnten die Patientinnen und Patienten auf Augenhöhe diskutieren. Nur Vermutungen darüber anzustellen, dass alle ohnehin gut sind, wird nicht ausreichen, und das werden die Menschen auch nicht mehr zur Kenntnis nehmen.

Herr Dr Dohr! Sie können daran ohnedies nichts ändern, ich würde Sie aber bitten, sozusagen mit den GRÜNEN mit einzustimmen, was die Umsetzungsforderungen hinsichtlich der Entschädigung betrifft. Ich finde es wirklich unerträglich, dass um die 50 Prozent an Entschädigungen, nämlich 1,4 Millionen EUR, durch die Patienten selbst aufgebracht werden. – Für jene, die im Gesundheitsbereich vielleicht nicht so eingearbeitet sind: Die Patienten und Patientinnen zahlen mit ihren Beiträgen selbst in den Entschädigungsfonds ein, aus welchem Beschwerden und entsprechende Rückzahlungen finanziert werden, sofern ihnen nicht strafrechtlich ein Schadenersatz zukommt. In vielen Fällen medizinischer Folgeschäden ist es sehr schwer zu ermitteln, ob schuldhaftes Handeln vorliegt. Dann wird halt aus dem Patientenentschädigungsfonds bezahlt, den sich die Patienten und Patientinnen selber finanzieren. Das wäre so, wie wenn die Klienten bei einem Rechtsanwalt schon vorher Geld zusammenlegen für den Fall, dass etwas nicht gut geht! So kann es doch nicht sein! Wir meinen, dass sich das jedenfalls ändern muss. 

Sie haben dankenswerterweise in Ihrem Anhang eine Aufstellung gemacht, wer im Beirat des Patientenentschädigungsfonds und im Härtefonds sitzt, und ich habe festgestellt, dass ich beim Härtefonds niemanden sehe, den man direkt als Patientenvertreter erkennen könnte, das scheinen nur Professoren, Anwälte, ein Rechtsbüro und so weiter auf. Auch beim Patientenentschädigungsfonds gibt es zwar den Patientenanwalt, einen Vertrauensarzt und Rechtsanwälte und sind der Pflegedienst und die Geschäftsgruppe Gesundheit und Spitalswesen vertreten, es scheint aber niemand aus den Reihen der Patienten und Patientinnen auf. Das schlägt dem Fass schon den Boden aus! Da geht es um das Geld der Patienten und Patientinnen, diese haben aber nichts dazu zu sagen, wie verteilt wird! Das ist sozusagen eine blanke Enteignung der Mittel, welche die Leute selber beitragen! Daher bitte ich Sie, dass Sie uns in der Forderung unterstützen, dass sich diese Dinge ändern, dass der Beitrag aus dem Medizinbetrieb gespeist wird und nicht nur von den Patienten und Patientinnen aufgebracht werden muss und dass diese selbstverständlich in diesem Beirat vertreten sind. 

Wir reden in diesem Zusammenhang auch über die Zusammenlegung von Pflegeombudsstelle und Patientenanwaltschaft, und es wird niemanden hier überraschen, dass sich die GRÜNEN mit der von der Frau Stadträtin und Ihnen vorgeschlagenen Zusammenlegung der beiden Bereiche nicht zufrieden zeigen. Im Gegensatz zur FPÖ, die da sehr leicht zufrieden zu stellen ist, sehen wir hier sehr wohl sehr unterschiedliche Aufgaben. Wir glauben, dass die Pflegeombudsstelle einen anderen Zugang zu ihrer Tätigkeit hat als der Patientenanwalt. Herr Dr Vogt und sein Team gehen aktiv, aufsuchend und lösungsorientiert in die Häuser, und sie wollten auch wesentlich mehr im ambulanten Bereich tätig sein. Und diese Art der intervenierenden, unterstützenden Beratung und Betreuung hat mit dieser Zusammenlegung schon rein strukturell ein Ende.

Wir halten das für eine ganz schlechte Entwicklung, und wir sehen dahinter auch den Willen, einen Unbequemen abzuservieren, und das kränkt uns eigentlich. Herr Dr Vogt hat sein Kündigungsschreiben bekommen, seine Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen werden in den Institutionen aufgeteilt. Herr Dr Vogt hat seine Schuldigkeit getan, Herr Dr Vogt kann gehen. – Wir halten das für eine absolute Niederlage der Pflegepolitik der SPÖ in dieser Stadt! Wir verstehen das nicht, denn unserer Meinung nach müsste es dieser Stadt doch etwas wert sein, dass es jemanden gibt, der auch Dinge sagt, die nicht genehm sind. Ich meine, es ist gescheiter, jemandem zuzuhören, der etwas rechtzeitig und laut sagt, als dann wieder Skandale beziehungsweise vielleicht auch Katastrophen im Pflegebereich in Kauf nehmen zu müssen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Sie erlauben dieser Stimme nicht mehr, sich in adäquate Weise zu äußern. Frau StRin Brauner! Dr Vogt wurde von Ihrer Vorgängerin eingesetzt und mit einem klaren Auftrag versehen. Dieser wird ihm jetzt weggenommen. Und ich sage das jetzt durchaus in dem negativen Sinn, den ich zuerst schon erwähnt habe: Die behauptete rechtliche Verbesserung ist in keinem Fall gegeben, denn eine rechtliche Grundlage hätte bedeutet, dass die Pflegeombudsstelle rechtlich verankert und nicht in der Patientenanwaltschaft aufgeschnupft wird!

Wir sind auch aus einem weiteren Grund nicht zufrieden mit dem Gesetz, das Sie hier vorlegen, denn die Pflegemängel, die jetzt möglicherweise durch die Arbeit der Patienten- und Pflegeanwaltschaft zu Tage treten, werden nicht vom Härtefonds oder Entschädigungsfonds abgedeckt. Wenn, dann müsste man auch hier konsequent sein und die Finanzierung sicherstellen.

Frau Stadträtin! Wenn Sie Herrn Dr Vogt mit dieser Entscheidung die Möglichkeit nehmen, sich weiter zur Pflegethematik zu äußern, dann werden Sie die Debatte der Qualität der Pflege in Wien sicherlich nicht abwürgen! Sie haben gestern aus Anlass der Debatte über Liesing gehört, dass es viele grundsätzliche Fragen gibt, welche die Opposition oder zumindest die ÖVP und die GRÜNEN anders sehen als Sie. Sie errichten jetzt wieder eine neue Großinstitution in Liesing. Herr Dr Vogt hat sich dagegen ausgesprochen, aber Sie wollen das nicht hören! Ebenso wenig wollen Sie hören, dass die Opposition Sie in diesem Punkt kritisiert, und so gesehen ist heute ein schlechter Tag für die Pflege in Wien! Wir werden daher diesem Gesetz natürlich nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Praniess-Kastner zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Dr Dohr! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Vielen Dank, Herr Dr Dohr, für den ausführlichen Bericht! Bitte geben Sie auch Ihrem gesamten Team den Dank meiner Fraktion weiter! Herzlichen Dank! Ich denke, die Vielfalt der Beschwerden, die im Bericht angeführt sind, zeigt die Wichtigkeit dieser Patientenanwaltschaft, die eine unabhängige Anlaufstelle für die Patienten und Patientinnen in dieser Stadt ist. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte den Bericht zum Anlass nehmen, wieder einmal darauf hinzuweisen, dass die Mühlen im Wiener Gesundheitssystem leider oft sehr langsam mahlen. Ich möchte das anhand zweier Themenbereiche, die im Bericht angeführt sind, darlegen: Einerseits geht es um die viel zitierten und oft angesprochenen Wartezeiten auf Operationstermine und andererseits um die Befund-Urgenzen wegen zu langer Wartezeit auf Befundungen.

Ich möchte zunächst ein Beispiel aus dem Bericht anführen, welches die Dramatik um die Wartezeiten im Operationsbereich aufzeigt: Ein Patient brauchte einen Operationstermin für einen neurochirurgischen Eingriff. Auf Grund von Akutfällen konnte diese Operation nicht sofort durchgeführt werden, und der Patient wurde gebeten, in den folgenden Wochen jeden Tag anzurufen und nach einem möglichen Operationstermin zu fragen. Seitens des Spitals wurde die Vorgehensweise gegenüber der Patientenanwaltschaft damit begründet, dass die vorhandenen Operationskapazitäten zu gering seien und zu wenig Intensivbetten für eine mögliche nachoperative Betreuung zur Verfügung stehen. – Die Wiener Patientenanwaltschaft hat schon mehrfach auf die zu geringe Kapazität im Bereich der Neurochirurgie hingewiesen und festgestellt, dass es dadurch für viele Patienten zu einer sehr belastenden Situation kommt. An dieser belastenden Situation für die Patienten hat sich aber leider nichts geändert. Wörtlich heißt es im Bericht: „Dieser Fall beweist einmal mehr, dass Operationen mehrfach aus Kapazitätsgründen verschoben werden müssen.“

Meine Damen und Herren! Bereits seit 2002 wurde auf den Engpass bei Herzoperationen hingewiesen und dringend empfohlen, diese langen Wartezeiten auf Herzoperationen zu verkürzen. Die Patientenanwaltschaft stellt auch für diesen Bereich fest, dass dieser Empfehlung noch nicht ausreichend entsprochen wurde und diese daher aufrecht bleibt.

Erstaunlich in diesem Zusammenhang ist, dass diese unzumutbaren Wartezeiten auf Operationen in Wiener Spitälern sowohl der zuständigen StRin Brauner als auch dem Herrn Bürgermeister völlig neu zu sein scheinen und großes Erstaunen ausgelöst haben. PatientInnen, die eine Zusatzversicherung haben, können am selben Tag ein Spitalsbett bekommen, und auch ein allfälliger Operationstermin wird sofort in Aussicht gestellt. All das hat die Wiener Stadtregierung angeblich noch nicht gehört! Dazu meine ich: Entweder werden die Berichte der Patientenanwaltschaft nicht sorgfältig und zur Gänze gelesen, wie wir Oppositionsparteien das tun, oder die Berichte werden nicht ernst genommen. Anders kann man dieses Erstaunen leider nicht deuten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Weiters sind im vorliegenden Bericht Grundsatzprobleme angesprochen, die bereits im letzten Bericht 2004 festgestellt wurden und leider noch immer bestehen. Im Bericht 2004 hieß es zum Thema Jugendpsychiatrie: „Die Behandlung jugendlicher psychiatrischer Patienten in Wien ist nach wie vor ein großes Problem. Die räumlichen Bedingungen der Jugendpsychiatrie, insbesondere im AKH, entsprechen weiterhin weder den tatsächlichen Bedürfnissen der Patientinnen und Patienten noch den Vorgaben des Unterbringungsgesetzes."

Meine Damen und Herren! Ich denke, die Zunahme der psychiatrischen Erkrankungen bei Jugendlichen erfordert den sofortigen Ausbau der stationären und ambulanten jugendpsychiatrischen Einrichtungen in Wien. Ich bitte Sie, dieses Thema entsprechend ernst zu nehmen und rasch Abhilfe im Sinne der Betroffenen zu schaffen! (Beifall bei der ÖVP.) 

An dieser Stelle möchte ich noch auf einen tragischen Fall, der im Patientenbericht angeführt ist, und auf die damit im Zusammenhang stehende unzureichende Personalausstattung der Wiener Spitäler hinweisen. Es geht um die Sterbebegleitung und im vorliegenden Fall um nicht ausreichende Schmerzmedikamentation für einen sterbenden Patienten. – Ein Krebspatient lag in einer chirurgischen Abteilung eines städtischen Spitals am Wochenende im Sterben. Die Angehörigen waren bei ihm. Trotz mehrmaligen Ersuchens der Angehörigen und Interventionen des Pflegepersonals kam stundenlang kein Arzt zum sterbenden Patienten, der an starken Schmerzen litt. Telefonisch konnte nach langem Warten die ärztliche Anordnung zur Erhöhung der Opiatdosis erreicht werden. Als endlich ein Arzt zum Patienten kam, konnte dieser nur mehr den Tod feststellen.

Das Krankenhaus wies in der Stellungnahme darauf hin, dass eine Turnusärztin zum Dienst eingeteilt war, aber in einer Nachbarstation mit der Aufnahme eines anderen Patienten beschäftigt war und somit nicht rechtzeitig erreicht werden konnte. Das Krankenhaus gab das als Entschuldigungsgrund an, dass kein Arzt beim sterbenden Patienten sein konnte. Die Wiener Patientenanwaltschaft konnte sich dieser Sichtweise aber nicht anschließen. Eine Turnusärztin in Ausbildung zum Arzt der Allgemeinmedizin ist nach Ansicht der Wiener Patientenanwaltschaft mit der Entscheidung über eine hohe Schmerzmedikamentation in der Sterbephase überfordert. Ein Facharzt der Abteilung hätte den Patienten und den Angehörigen rasch zur Verfügung stehen müssen. Die Wiener Patientenanwaltschaft hat daher angeregt, die ärztliche Personalausstattung aus operativen Fächern insbesondere am Wochenende zu überdenken. Denn das Recht des Patienten auf möglichst schmerzarme Behandlung, würdevolles Sterben und Sterbebegleitung wiegt mehr als die Bedachtnahme auf die Kosten für Personal.

Angeregt wird auch, in jenen Krankenhäusern, die keine Palliativstation aufweisen, ein Palliativkernteam zu bilden, das zumindest aus einem entsprechend ausgebildeten Arzt und einer Pflegeperson besteht und den ärztlichen Fachabteilungen zusätzlich zur Verfügung steht. Auch hier, meine Damen und Herren von der Wiener Stadtregierung, ist rasches Handeln gefragt!

Zum Abschluss möchte ich noch auf drei Empfehlungen der Patientenanwaltschaft eingehen, denen wir als Oppositionspartei uns anschließen.

Einen Punkt habe ich schon erwähnt, nämlich den Ausbau der jugendpsychiatrischen Versorgung in Wien sowie eine flächendeckende Versorgung mit Fachärzten für die Psychiatrie in den Wiener Spitälern.

Weiters fordern wir ein flächendeckendes Angebot einer Sterbebegleitung in allen Wiener Spitälern und an allen Abteilungen fachlich geeignetes Personal, um eine möglichst schmerzarme letzte Phase sowie ein Sterben in Würde zu ermöglichen. 

Das dritte Thema, zu dem es von der Patientenanwaltschaft auch wiederholt Kritik gab, liegt uns besonders am Herzen: Es geht um die Strahlentherapie im Donauspital. Seit Jahren wird seitens der Patientenanwaltschaft die Anschaffung eines zusätzlichen Strahlengerätes gefordert. In jüngster Zeit wurde die Patientenanwaltschaft verstärkt mit dieser Problematik befasst. Patienten, aber auch Ärzte beklagen, dass die Patientensicherheit gefährdet ist und in manchen Fällen sogar verletzt wird. Der Hintergrund ist bekannt: Es handelt sich um die extreme Auslastung beziehungsweise Überlastung dieses einen Geräts; Wartungs- und Reparaturarbeiten blockieren manchmal tagelang die Strahlentherapie. Es wird daher eine Kapazitätsausweitung, am besten durch die Beschaffung eines weiteren Gerätes, gefordert.

Meine Damen und Herren! Das sind nur einige wenige Fälle, zitiert aus diesem spannend zu lesenden Bericht, die für uns einmal mehr beweisen, dass die Stadtregierung systemimmanente Fälle negiert oder einfach nicht zur Kenntnis nimmt. Zum Wohle der PatientInnen in dieser Stadt fordere ich Sie auf, dringend diese Engpässe zu beseitigen! Ich hoffe, dass wir als Opposition nicht nächstes Jahr hier am Rednerpult stehen und über Empfehlungen der Patientenanwaltschaft vom Jahre 2002, 2003, 2004 oder 2005 sprechen müssen, die dann noch immer auf eine Kenntnisnahme Ihrerseits warten! (Beifall bei der ÖVP.)  

Herr Patientenanwalt! Noch einmal vielen Dank für den interessanten Bericht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Herr Abg Dr Aigner musste die Sitzung um 14 Uhr verlassen und ist daher seit diesem Zeitpunkt als entschuldigt zu führen.

Wir setzen die Debatte fort.

Als Nächste gemeldet ist Frau Abg Mag Ramskogler. Ich erteile es ihr. 

Abg Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrter Herr Patientenanwalt Dr Dohr! Liebe Kollegen und Kolleginnen!

Ich möchte hier einmal ganz deutlich in den Vordergrund stellen, dass die Patientenanwaltschaft wertvolle und nachhaltige Arbeit leistet, die auch in diesem Bericht über das Jahr 2005, der uns hier heute vorliegt, belegt wird. Dafür möchte ich Ihnen, Herr Dr Dohr, aber auch Ihrem Team – Sie haben ja fachspezifische und juristische Fachkräfte – im Namen meiner Fraktion herzlich danken! (Beifall bei der SPÖ.)
Sehr geehrte Damen und Herren! Seit 1992 arbeitet die Patientenanwaltschaft für die Rechte und Interessen der Wiener und Wienerinnen. Die Prüfungszuständigkeit der Patientenanwaltschaft umfasst alle Angelegenheiten im Gesundheitswesen in Wien. Die Patientenanwaltschaft ist weisungsfrei sowie zur Verschwiegenheit verpflichtet. Ich betone das deshalb so, weil das heute in meiner Rede noch besondere Bedeutung haben wird.

Die wirkungsvolle Vertretung der Patienteninteressen funktioniert deshalb, weil viele Berufsgruppen – das muss man auch insbesondere erwähnen – mit der Patientenanwaltschaft in einem Team zusammenarbeiten. Es gibt hier einen Austausch, das heißt, alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Spitäler und im Gesundheitswesen der Stadt Wien arbeiten in Kooperation, und es ist auch ihr berufliches Interesse, dass Patienten, wenn ihnen Unrecht geschehen ist, zu ihrem Recht kommen.

In diesem Zusammenhang möchte ich, damit das auch von dieser Stelle einmal gesagt wird, ganz besonders darauf hinweisen, dass Menschen in helfenden Berufen im Gesundheitssystem als erstes Ziel haben – das steht auch in ihrem Berufskodex –, Menschen zu helfen, sie zu unterstützen und ihnen auf keinen Fall bewussten Schaden zuzufügen. Letzteres wäre außerhalb des Berufskodex.

Ich möchte von dieser Stelle ein herzliches Dankeschön sagen, denn dieses funktionierende Gesundheitssystem, das wir in Wien haben und das europaweit vergleichbar ist, haben wir diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt Wien zu verdanken! (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Natürlich passieren aber auch in diesem Bereich Fehler. Jedem von uns unterlaufen fraglos Fehler, das heißt, es ist wohl auch eine politische Kategorie, dass Fehler passieren, es ist aber natürlich auch eine ganz menschliche Kategorie. Und für Fälle, dass im Gesundheitsbereich Fehler gemacht werden und es zu Problemen kommt, gibt es eben die Patientenanwaltschaft, die natürlich auch darauf achtet, nicht nur Einzelfälle zu berücksichtigen, sondern daraus auch allgemeine Lehren zu ziehen und systematisch etwas zu verändern. Es wäre nicht sinnvoll, wenn Fehler passieren, darüber hinwegzuschauen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir kennen das Darüberhinwegschauen von anderer Seite. Dazu möchte ich sagen, dass von der Stadt Wien und von Frau StRin Brauner immer darauf geachtet wurde, dass man Kritik beachtet, dementsprechend analysiert, auch vom juristischen Standpunkt überprüft, inwieweit tatsächlich ein Fehler vorliegt und dementsprechend handelt. Dazu ist die Patientenanwaltschaft da. Und es gibt hier – im Gegensatz zu anderen Stellen – in der Folge auch Verbesserungen im System. An dieser Stelle muss ich leider die Noch‑, aber voraussichtlich Nicht-wieder-Gesundheits-
ministerin Rauch-Kallat erwähnen, die über viele Fehler und Kritiken, die in ihrem System auf Bundesebene klar auf den Tisch gelegt wurden, einfach hinweggeschaut und ignoriert hat, was andere Leute sagen. Wir machen es anders! Die sozialdemokratische Auffassung einer Gesundheitspolitik ist, dass man für die Menschen da ist und dass man, wenn es Fehler gibt, Verbesserungen vornimmt. (Beifall bei der SPÖ.) 

An dieser Stelle nenne ich auch das Beispiel, dass 2004 die Pflegeanwaltschaft eingerichtet wurde. Das dient jetzt als Beweis dessen, was ich gerade gesagt habe: Damals hat es Fehler und Probleme in der Geriatrie gegeben, und die Herangehensweise der sozialdemokratischen Gesundheitspolitik war, dementsprechend zu handeln. Wir haben gehandelt: Es wurde zur Patientenanwaltschaft als Instrument auch eine Pflegeanwaltschaft im Besonderen eingerichtet. Außerdem wurde 2004 auch eine Heimkommission eingerichtet, die ich auch erwähnen möchte, in welcher Herr Dr Vogt als Pflegeombudsmann gemeinsam mit Herrn Dr Dohr tätig war.

Eingehend auf den Bericht möchte ich zu einigen Zahlen kommen und gleich anmerken, dass es hier darum geht, wenn es Probleme gibt, Lösungen zu finden und auch dementsprechend zu handeln und nicht nur davon zu sprechen oder irgendwelche Vorschläge zu machen, ohne etwas Dementsprechendes zu tun. Ich beziehe mich nun auf die Zahlen im Patientenanwaltschaftsbericht und möchte zunächst vor Augen halten, dass die Patientenanwaltschaft und ihre Mitarbeiter über 8 600 Kontakte gepflegt haben, wovon knapp 1 800 aktenkundig geworden sind; davon betreffen 1 068 Fälle Spitäler und 268 Fälle niedergelassene Ärzte.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich nenne diese Zahlen deshalb, um zu zeigen, dass die Arbeit, die von Herrn Dr Dohr und seinen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen geleistet wird, etwas ganz Besonderes ist. Der Bericht zeigt Transparenz, und er zeigt, dass die Spitäler in einem Konkurrenzverhältnis, aber auf höchstem medizinischen Qualitätsmaß stehen. Stellen Sie sich einmal vor, dass jährlich im Durchschnitt über 30 000 Patienten stationär behandelt werden! Diese Zahl berücksichtigt die ambulanten Patienten nicht. Das heißt: Die Leistungen, die von unseren Spitälern, aber auch von den niedergelassenen Ärzten erbracht werden, sind – wie ich vorher schon erwähnt habe – einfach großartig. Das muss man zur Kenntnis nehmen! 

Bei den größten Spitälern liegt die Beschwerdefrequenz bei 919, das heißt, dass sich jeder 919-te Patient beschwert. Sehr wichtig ist aber auch – und das kommt im Bericht gut hervor –, dass man auch gewisse Unterschiede sieht. Ich möchte keine Klassifizierung von Beschwerden vornehmen, sondern möchte nur kurz darstellen, dass es eben einerseits Patienten gibt, die sich darüber beschweren, dass der Portier unfreundlich ist, und dass es andererseits Beschwerden gibt, in denen es wirklich um das Leben von Menschen, um medizinische Fehldiagnosen und Fehlgriffe geht. Es ist sehr wichtig, dass darauf differenziert hingewiesen wird. 

Nun möchte ich noch zu den auch im Bericht der Patientenanwaltschaft erwähnten Entschädigungen kommen. Das muss man auch einmal erwähnen: Die finanziellen Entschädigungen betragen 2,7 Millionen EUR. Das ist eine sehr große Summe! Ich möchte aber auch betonen, dass es nicht nur finanzielle Entschädigungen gibt, sondern dass es für uns Sozialdemokraten in Wien ganz wichtig ist, nicht nur darüber zu reden, was alles noch getan werden muss, sondern wirklich zu handeln. Wir handeln, damit Betroffene zu einer Verbesserung kommen. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte auch darauf eingehen, weil diese Geschäftsstücke zusammen gezogen sind: Es gibt und gab Verbesserungen, und das sieht man in der Stadt, und das findet Anerkennung auch bei den Betroffenen, und wir nähern uns mit diesem Gesetz über die Patienten‑ und Pflegeanwaltschaft wiederum einer Verbesserung für Patienten und für Pflegende. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, die wir schon vor dem Sommer im Zusammenhang mit dem Entwurf diskutiert haben: Wollen wir eine verstärkte Kontrolle der Patientenrechte? – Sehr geehrte Damen und Herren! Ja, ich denke, das ist der Fall, und das wird der/die zukünftige PatientenanwältIn - ich sage das bewusst mit großem I - auch tun.

Ein weiterer Punkt: Wollen wir eine aktive und offensive Arbeit, die sich juristischen Problemen und menschlich‑emotionalen Probleme gleichwertig widmet? – Auch das plant dieses Gesetz, und auch das wird der/die zukünftige PatientenanwältIn tun.

Wollen wir Synergieeffekte? Wollen wir Effizienz in einer organisatorischen Struktur schaffen, wo das auch möglich ist? – Auch das wird der/die zukünftige PatientenanwältIn tun.

Wollen wir eine weisungsfreie und eine unabhängige Institution? – Das ist per Gesetz so vorgesehen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Auf Vorschlag einer Experten- und Expertinnenkommission wurde eine juristische Arbeitsgruppe ins Leben gerufen und eingesetzt und wurde dieser Gesetzesvorschlag, der nun vor uns liegt, ausgearbeitet. Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch erwähnen, dass Herr Dr Dohr, aber auch Herr Pflegeombudsmann Dr Vogt bei dieser Arbeitsgruppe dabei waren, als dieser Vorschlag, der jetzt vor uns liegt, ausgearbeitet wurde. Daher ist er auch von so großer Bedeutung und so gut!

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann nur sagen: Stimmen Sie diesem Gesetz für eine Patienten- und Pflegeanwaltschaft zu! Wenn Sie für die Bevölkerung Wiens eine Verbesserung im Beschwerdemanagement oder in der Kontrolle haben wollen, dann haben Sie gar keine Alternative, als hier heute Ja zu sagen!

Ganz besonders wichtig ist mir auch der Appell: 
Überlegen Sie bitte, für wen Sie heute Ihre Zustimmung geben und für wen Sie Ja sagen! – Sie sagen für die Menschen Ja! Und welche Auswirkungen wird dieses Gesetz haben? – Es gibt jetzt die Möglichkeit, dass sich alle Menschen niederschwellig an den Patientenanwalt oder an die Pflegeanwaltschaft wenden können, um sich zu beschweren oder aber auch, um Lob anzubringen. Da es jetzt zu einer Umkehr kommen soll und wir auch betreffend Fehler eine positive Kultur schaffen wollen, meine ich, dass es wichtig ist, den Leuten auch Gelegenheit zu geben, zu sagen, dass alles gut funktioniert hat.

Abschließend möchte ich nur noch festhalten: Dieses Gesetz verbessert die Rechte der PatientInnen absolut. Die Stadtregierung beziehungsweise die Frau Stadträtin schlagen dieses Gesetz vor, um für Menschen etwas besser zu machen. Genau das wünschen wir uns in der Gesundheitspolitik, und ich denke, dass es daher eine breite Zustimmung geben wird. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Danke sehr. - Zu Wort gemeldet ist Frau Abg Korosec. Ich erteile es ihr. 

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Dr Dohr! Herr Präsident! Frau Landesrätin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Kollegin Ramskogler! Es tut mir leid, dass ich Sie enttäuschen muss, aber wir werden diesem Gesetz sicherlich nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich werde das auch begründen: Sie, die sozialdemokratische Mehrheitsfraktion dieses Hauses, werden heute natürlich dieses Wiener Patienten- und Pflegeanwaltschaftsgesetz beschließen. Es ist dies der letzte Akt einer langen Diskussion. (Zwischenruf von Abg Kurt Wagner.) Sie auf alle Fälle, davon bin ich überzeugt, Herr Wagner!

Auf jeden Fall ist das der letzte Akt einer sehr langen Diskussion, in der alle Argumente der Fachwelt, der Betroffenen und auch der Opposition von Ihnen, Frau Landesrätin, ignoriert wurden. (Zwischenruf von Abg Mag Sonja Ramskogler.)
Frau Kollegin Ramskogler! Es ist wirklich unglaublich: Sie stellen sich hier her, kritisieren Frau Ministerin Rauch-Kallat und sagen, dass sie auf Vorschläge nicht eingeht. Darauf erwidere ich: Sie ignorieren hier alles! Die Frau Landesrätin ignoriert die Fachwelt, die Opposition und die Betroffenen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Ich behaupte, Sie beschließen heute ein Vogt‑Vertreibungsgesetz, weil Sie – und das wissen wir ja! – Kritik einfach nicht vertragen. Zugegeben: Herr Dr Vogt zeichnet sich tatsächlich durch eine weit über dem Durchschnitt liegende Halsstarrigkeit aus, und er hat auch einen Hang zur Konfrontation. Dies geschieht aber – und darauf kommt es an – immer im Interesse der Menschen, für die er kämpft, und das ist wichtig! Rechnet man seine Unfähigkeit dazu, sich erwiesener Wohltaten zu erinnern, dann ergibt sich für Sie offensichtlich ein logischer Schluss: Dr Vogt ist ungeeignet als Vasall. – Vasallentreue gilt bei dem problematischen Demokratieverständnis, das Sie haben, als Kardinalstugend. Und da Dr Vogt diese Vasallentreue nicht zeigt und ein unbequemer Kritiker ist, muss er gehen. 

Was wird am Gesetz geändert? Eigentlich wird nichts außer der Überschrift geändert. Gemäß § 3 des Patientenanwaltsgesetzes war der Patientenanwalt teilweise auch derzeit für Pflege zuständig. Aber damit die Menschen das jetzt merken, ändert man die Überschrift, und das war es dann. Das ist es im Großen und Ganzen.

Frau Kollegin Ramskogler! Daher verstehe ich Ihre Lobhudelei nicht, denn all das war bisher auch im Gesetz! Sie haben nur die Überschrift geändert. Das heißt, es wird nichts erweitert, es wird erläutert. 

Meine Damen und Herren! Es gibt seit Jahrzehnten Probleme in den Pflegeheimen. Trotzdem wurde der Patientenanwalt kaum damit befasst. Es gibt auch den Umkehrschluss, dass er sich kaum damit befasst hat. Da ist nämlich der Unterschied zu sehen. Frau Kollegin Pilz hat heute schon darauf hingewiesen: Der Pflegeombudsmann Dr Vogt geht aktiv auf die Probleme zu. Das heißt, er beschäftigt sich mit den Pflegebedürftigen, er beschäftigt sich mit den Angehörigen und auch mit dem Pflegepersonal, was ganz wichtig ist, und zwar rasch und unbürokratisch, 

Dr Vogt hat auch viele Vorschläge gemacht, ohne sich zu darum zu kümmern, ob er dafür zuständig ist oder nicht. – Ich nenne Ihnen ein Beispiel. Die Sachwalterschaft wird in einem Bundesgesetz geregelt, und Dr Vogt ist dafür nicht zuständig. Trotzdem hat er sich eingemischt und gesagt, dass die Bestimmung dieses Gesetzes unerträglich ist, dass Rechtsanwaltsbüros bis zu 1 000 Besachwaltete sozusagen verwalten können. Dass da von menschlicher Begleitung und Zuwendung keine Rede sein kann, ist offensichtlich! – Ich bin Sachwalterin einer einzigen Pflegeperson, ich kenne daher den Zeitaufwand, und wenn menschliche Begleitung nicht nur ein Schlagwort sein soll, dann ist das sehr zeitaufwändig!

Laut neuem Gesetz darf ein Anwalt nur 25 Be-
sachwaltete bearbeiten, und an dieser Bestimmung hat Dr Vogt großen Anteil. Ich möchte das nur als ein Beispiel aufzeigen, dass es eben in manchen Situationen wichtig ist, dahinter zu stehen und sich einzumischen. Man könnte jetzt sagen: Das geht den Vogt überhaupt nichts an! Dass er damit aber vielen Menschen in diesem Land hilft, steht außer Frage! (Beifall bei der ÖVP.)

Unser Verein hat schon im Juni eine Stellungnahme abgegeben, in welcher die größten Bedenken gegen die Zusammenlegung artikuliert und auch die Rechtslücken aufgezeigt wurden, die heute auch schon erwähnt wurden. Man hat schlicht und einfach nicht daran gedacht, die Pflegemängel in den freiwilligen Wiener Härtefonds für medizinische Schäden mit einzubeziehen, oder man will das eben nicht. Und das bedeutet, dass das Vertretung zweiter Klasse ist, die man nicht als gute Vertretung bezeichnen kann.

Aber apropos Dringliche Anfrage: In seiner Beantwortung Ende Juni meinte Bgm Häupl, dass er „persönlich ein außerordentlich positives Verhältnis zu Dr Vogt“ habe. Am Schluss der Beantwortung sagt Bgm Häupl – und nun zitiere ich ihn wörtlich: „Ich bitte Sie, wirklich zur Kenntnis zu nehmen, dass wir in diesem Bereich effiziente Strukturen schaffen und nicht einen Ungeliebten abschießen wollen! Dr Vogt ist ein Geliebter.“ – So Bgm Häupl wörtlich.

Am 5. September erhielt dieser so genannte Geliebte, nämlich Dr Vogt, jedoch das Kündigungsschreiben per 31. Dezember. Und Sie werden staunen, oder vielleicht staunen Sie auch nicht, aber ich habe gestaunt: Er hat dieses Schreiben nicht von Bgm Häupl und auch nicht von Frau LRin Brauner bekommen, sondern von Peter Hacker! Meine Damen und Herren! So geht man in der sozialdemokratischen Fraktion mit Geliebten um! Auch das ist eine Stilfrage. (Beifall bei der ÖVP.)

Bei der Dringlichen Anfrage im Juni hat Kollegin Antonov von der Grünen Fraktion einige sehr wichtige Beispiele angeführt, die ich wiederholen möchte, weil ich nach wie vor versuche, Sie zu überzeugen, dass das, was wir hier diskutieren, wie man es nämlich besser machen kann, keine politische Frage, sondern eine rein menschliche Frage ist, und ich zutiefst überzeugt bin, dass der Weg, den Sie heute einschlagen wollen, ein falscher Weg ist! 

Frau Antonov hat gesagt: „Für Pflegebedürftige kann schlichte Langeweile schon zu einem großen Problem werden. Stellen Sie sich vor, Sie liegen im Bett, und die einzige Abwechslung ist der Wechsel der Betreuungspersonen! In Anbetracht dessen erhebt sich aber die Frage: Kann sich die Patientenanwaltschaft auch mit dem Problem der Langeweile auseinander setzen? Auch bettlägerige Menschen haben ein Recht darauf, an die frische Luft zu kommen. Wie kommen sie dort hin? Wer bringt sie dort hin? Kann sich der Patientenanwalt auch damit auseinander setzen, dass bettlägerige Menschen gerne frische Luft schnappen würden?“ – Da geht es um ein bisschen Lebensqualität, meine Damen und Herren!

Wir alle wissen: Die Menschen wollen so lange wie nur irgendwie möglich zu Hause bleiben. Die Wiener ÖVP hat dieses Anliegen seit Jahrzehnten vertreten, die Mehrheitsfraktion war da sehr lange anderer Meinung, und ich bin sehr froh, dass Frau LRin Brauner heute auch diesen Standpunkt vertritt und sagt: So lange wie möglich zu Hause und dann erst in ein Heim!

Aber auch diesfalls haben natürlich sowohl Angehörige als auch Pflegebedürftige Probleme. Werden der Patientenanwalt oder die Patientenanwältin auch dafür zuständig sein, oder bedeutet das eine Überforderung? Frau Kollegin Ramskogler! Dr Vogt hat angekündigt, dass er seine Tätigkeit auch auf die Betreuung zu Hause ausdehnen will. – Ich habe mich in den letzten Monaten etwas damit beschäftigt und habe festgestellt, dass da unglaubliche Mängel vorliegen! Da gibt es sehr großen Handlungsbedarf, und ich frage mich, ob sich der Patientenanwalt dessen annehmen wird.

Meine Damen und Herren! Ich fasse zusammen: Der Patientenanwalt ist sehr wichtig, das haben wir heute im Zusammenhang mit dem Bericht gehört. Ich danke Ihnen noch einmal dafür, und ich darf Sie bitten, auch all Ihren Mitarbeitern meinen Dank weiterzugeben!

Im Zusammenhang mit der Patientenanwaltschaft geht es in erster Linie um juristische Probleme, um ärztliche Kunstfehler, um vergessene Tupfer und Ähnliches. Bei den Pflegebedürftigen hingegen geht es um die Frage des täglichen Lebens. Patienten sind für eine gewisse Zeit im Krankenhaus, für Pflegebedürftige sind Pflegeheime hingegen Wohn‑ und Lebensraum. Das ist ein gewaltiger Unterschied! 

Ein Patientenanwalt bearbeitet Rechtsprobleme, ein Pflegeanwalt Befindlichkeiten. Daher bin ich zutiefst überzeugt, dass es zwei weisungsfreie Persönlichkeiten, einen Patientenanwalt und einen Pflegeanwalt, als Kollegialorgan unter einem Dach geben soll, um Synergieeffekte zu nutzen. Das wäre eine zukunftsweisende, aber auch pragmatische Lösung! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Landesrätin! Ich sehe an Ihren Gesichtern, dass Ihnen quasi langweilig ist. Sie haben entschieden, und Sie werden beschließen. Sie wollen nicht mitdenken und verstehen! Daher ist Ihnen langweilig. Ich bedauere sehr, dass Sie, völlig unbeeindruckt von Vorschlägen der Fachwelt, der Betroffenen und der Opposition, ein Gesetz beschließen werden, das sich durch nichts von dem Gesetzesentwurf unterscheidet, der so stark kritisiert wurde! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Das zeigt drei Dinge: Erstens sind Sie nicht lernfähig oder lernwillig, zweitens demonstrieren Sie damit die Arroganz der Macht, und drittens bringen Sie damit Ihre soziale Kälte zum Ausdruck! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von Abg Rosemarie Polkorab.) Das finden Sie zum Lachen?

Meine Damen und Herren! Wir von der Wiener ÖVP werden diesem Gesetz, das vor allem die Pflegebedürftigen nicht – wie Sie sagen – bevorzugt, sondern benachteiligt, nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Heinz Hufnagl: Herr Patientenanwalt Dr Dohr hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Patientenanwalt Dr Walter Dohr: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten!

Ich bedanke mich bei Ihnen, weil ich eine überwiegend sehr freundliche Aufnahme meines Berichtes hören durfte und Sie diesem Bericht grosso modo doch eine gewisse Substanz, Qualität und Aussagekraft zuerkannt haben.

Es ist dies auch der umfangreichste Bericht einer Patientenanwaltschaft. Keine Patientenanwaltschaft in Österreich liefert dem jeweiligen kontrollierenden Landtagsgremium 120 Seiten. Warum ist der Bericht in Wien so umfangreich? – Wien hat eine besonders große, umfangreiche, teilweise in der Spitzenmedizin angesiedelte Gesundheitsversorgung, die auch sehr viele Patientinnen und Patienten aus anderen Bundesländern anzieht.

Damit komme ich gleich zu einem konkreten Punkt, nämlich zum Strahlengerät im Donauspital, das heute von Frau Abg Dr Pilz angesprochen wurde. Natürlich gibt es ein Kapazitätsproblem, aber 48 Prozent der Patientinnen und Patienten, die mit diesem Strahlengerät behandelt werden, kommen aus Niederösterreich. Das sollte man wissen, wenn man entsprechende Überlegungen anstellt. Aus meiner Sicht brauchen wir dort ein zweites Gerät zur Erhöhung der Patientensicherheit. 

Betroffen sind Krebspatienten, vor allem wiederum mit Prostatakarzinomen. Da braucht man eine Ausweitung der Kapazität. Aber dieser Kapazitätsengpass kommt auch deswegen zu Stande, weil es im ganzen Ostraum nicht dieses spezifische Gerät gibt, wo man diese hochqualitative Behandlung durchführen kann.

Ähnliches haben wir auch in der Neurochirurgie. Ein sehr berühmter neurochirurgischer Primar in der Rudolfstiftung ist vor kurzem in Pension gegangen. Die Abteilung hat noch immer einen guten Ruf und noch immer kommen viele, vor allem Bandscheibenpatienten, die nicht mehr konservativ behandelt werden können, sondern die operiert werden müssen, von außerhalb von Wien in die Wiener Spitäler. Diese Kapazitäten muss Wien mittragen. Das ist, Gott sei Dank, sage ich, nicht mein Problem, wie man das im Finanzausgleich ausverhandelt, aber man sollte wissen, dass die Kapazitätsprobleme teilweise auch auf den hohen Anteil der Gastpatientinnen und Gastpatienten zurückgehen.

Nun zum hohen Anteil der Prüffälle und Beschwerdefälle. Die sind gegenüber 2004 wieder um 10 Prozent gestiegen. Ich wurde gefragt: „Warum? Ist unser Gesundheitssystem in Wien so schlecht, dass sich so viele Leute beschweren?" - Teilweise wurden schon Antworten gegeben. Nein, das ist es nicht. Ich sage Ihnen, es gibt mehrere Faktoren. Natürlich haben wir immer mündiger werdende Patientinnen und Patienten, aber ein anderer Faktor ist auch, dass Primarärzte, Oberärzte und ärztliche Direktoren Patientinnen und Patienten verstärkt an mich verweisen. Ein Patient, der mit irgendeiner Behandlung oder dem Ergebnis nicht zufrieden ist, will mit dem Arzt reden: „Was haben Sie da eigentlich gemacht? Warum funktioniert mein Knie noch nicht so, wie ich es gern hätte?" Wenn der Arzt oder die Ärztin dann sagt: „So genau kann ich das mit dem Patienten jetzt nicht klären und er glaubt mir ohnedies nicht, weil ich ihn operiert habe.", dann schickt dieser Arzt diesen Patienten zum Dr Dohr mit der Begründung, der soll sich das anschauen, der wird das objektiv prüfen.

Ich verstehe das eigentlich als eine ganz gute Sache, weil ich als Patientenanwalt mit meinem Team einen gewissen Ruf bei der Ärzteschaft als objektive Prüfungsinstanz errungen habe. Deswegen kommt es auch nicht zu 37 Fällen - Frau Dr Pilz hat sich entschuldigt, sie musste gehen, aber sie sprach nur von 37 Fällen, die entschädigt wurden -, sondern es sind 310 Fälle, die entschädigt wurden. Das kann man auf Seite 52 nachlesen. Die 2,7 Millionen EUR an Entschädigung, die meine MitarbeiterInnen und ich von Haftpflichtversicherungen und anderen unterschiedlichen Einrichtungen ausverhandelt haben, teilen sich auf diese 310 Fälle auf.

Damit möchte ich auf einen Punkt kommen, den unter anderem Frau Abg Korosec und, ich glaube, auch Frau Dr Pilz angesprochen haben. Es gibt die zwei Entschädigungsfonds, den freiwilligen Wiener Härtefonds und den Patientenentschädigungsfonds, in den die Patienten selbst 73 Cent pro stationärem Tag einzahlen. Pro Jahr liegen ungefähr 1,3 Millionen EUR im Patientenentschädigungsfonds. Warum bekommt man denn, wenn man in einem Pflegeheim ist oder in einer Kuranstalt, keine Entschädigung? Ich habe diese Anregung, dass man entsprechende Entschädigungsfonds auch auf Pflegeheime ausweitet, in meinem Bericht drinnen. Sie können es nachlesen, Frau Abg Korosec, das ist auch Ihre Idee. Umso bedauerlicher finde ich es, obwohl Sie meine Linie unterstützen, dass Sie anscheinend doch nicht zustimmen können, oder habe ich das falsch verstanden? Sie haben aber auch gesagt, dass es im Prinzip schon ein positiver Bericht ist, worüber ich mich sehr freue.

Von den einzelnen Fällen sind natürlich viele Fälle und nicht nur einige wenige im Detail beschrieben. Ich möchte es Ihnen ersparen, Einzelfälle, die hier beschrieben sind, noch einmal zu zitieren. Die Fälle gehen unter die Haut, wenn zum Beispiel ein Säugling einen Hodenabszess hat, der nicht erkannt wird und dann zu einer Sepsis führt und das Gehirn geschädigt ist. Sie finden diese und andere Fallbeschreibungen, weil ich kritisiert wurde, im Bericht stehe nichts Konkretes drinnen, auf den Seiten 64 bis 72 und auf den Seiten 83 ff und 93 ff, ohne dass ich jetzt diese einzelnen, zum Teil leider drastischen Fälle, näher beschreibe.

Aber mir geht es nicht nur darum, dass ich in Einzelfällen dem einzelnen Menschen oder seinen Angehörigen helfe, sondern ein weiteres Ziel meiner Arbeit - es ist jetzt das fünfte Jahr meiner Tätigkeit - ist die Hebung der Ergebnisqualität, der Patientensicherheit. Wir können lang diskutieren, wie die Strukturqualität in einem Krankenhaus aussehen soll, welche Rahmenbedingungen gegeben sein müssen, wie das Verhältnis Bettenanzahl, Patientenanzahl zu Pflegepersonal und Fachärzten und so weiter sein muss, aber entscheidend ist natürlich, wenn wir gute Strukturqualität haben, wie es dann dem behandelten Patienten geht. Ist die Komplikationsrate hoch? Ist die Wiedereinweisungsrate nach einer Operation hoch oder nieder? Wie können wir das messen? Die österreichische Ärztekammer hat das kommende Jahr 2007 zum Jahr der Patientensicherheit ausgerufen. Der Ärztekammerpräsident Dr Brettenthaler hat mich dann gebeten, wir müssen da etwas tun und machen, mit anderen Patientenanwälten die Ärztekammer bei der Patientensicherheit unterstützen, nicht weil wir Patientenanwälte die großen Freunde der Ärztekammern sind, sondern weil wir auf der Seite der Patientinnen und Patienten stehen und für die da sind.

Gestatten Sie mir noch zu der im Tätigkeitsbericht unter "Ausblick" bereits zitierten, geplanten, vom Landtag heute beschlossenen Zusammenlegung von Pflegeombudsstelle und Patientenanwalt zwei Worte zu verlieren. Jene Damen und Herren, die sagten, der Patientenanwalt arbeite juristisch und der Pflegeombudsmann arbeite ganz anders, haben einerseits Recht, weil es natürlich bei einem Schadensfall um eine konkrete juristische Aufarbeitung geht. Ist die Kausalität da et cetera? Aber wenn zusammengelegt wird, dann ist aus meiner Sicht, wer immer diese zusammengelegte neue Einheit dann leiten wird, selbstverständlich, dass im Pflegebereich proaktiv gearbeitet wird. Ich möchte das an einem Beispiel erklären:

Es kommt jemand, beschwert sich, dass ein Behandlungsfehler vorliege. Die Knieprothese, die gesetzt wurde, funktioniert nicht, das Knie lässt sich noch immer nicht gescheit abbiegen. Wir prüfen das, indem wir uns die Krankengeschichte und den Operationsbericht anschauen. Wir werden eine Stellungnahme des Operateurs einholen, ein Vertrauensarzt von uns zerpflückt oder zerpflückt auch nicht, also begutachtet diese Stellungnahme. Das dauert natürlich seine Zeit und dann haben wir ein Ergebnis. Ich erwähnte schon, diese Ergebnisse führen zu 2,7 Millionen EUR an Entschädigungen.

Wenn nun wegen eines Pflegeheimes jemand anruft, sind es meistens die Angehörigen, weil sich die BewohnerInnen leider nur noch selten so gut artikulieren können und so aktiv sind. Wenn ein Angehöriger anruft und sagt: „Meine Oma verdurstet! Die stellen ihr zwar einen Tee mit einem Schnabelbecher hin, aber sie kann ihn nicht trinken und niemand hat Zeit, ihr den zum Mund zu führen! Sie kriegt zu wenig zu trinken!", dann brauchen Sie nicht die Pflegedokumentation dieses Heims anzufordern, um das zu klären, sondern da fährt man hin oder ruft an. 

Es wird also, aus meiner Sicht, wenn es zu einer Zusammenlegung kommt, zwei verschiedene Arbeitsmethoden geben, je nachdem, welcher Fall vorliegt und was das Anliegen ist. Die zweite Methode, dass man schnell, aktiv vor Ort das Problem zu lösen sucht, ist mir nicht unbekannt. Als Vorsitzender der Wiener Heimkommission habe ich in vielen Sprechtagen konkrete Anliegen geprüft und auch bereinigt. Ich bin zuversichtlich, dass mit der personellen Ausstattung, die dann allerdings natürlich notwendig ist, wenn man vor Ort hinfahren muss, diese rasche Vorortlösung über die neue Wiener Patienten- und Pflegeanwaltschaft möglich sein wird.

Damit komme ich zum Schluss und habe einen Wunsch. Im "Ausblick" meines Berichts steht nicht nur, dass es zu einer Zusammenlegung kommen wird und dass man daher bei dieser Zusammenlegung die Erfahrungen der Heimkommission berücksichtigen kann, sondern darin steht auch etwas von der Patientenverfügung. Ich möchte Ihnen aktuell berichten, dass die Patientenverfügung - Sie kennen dieses Gesetz, das am 1.7.2006 in Kraft getreten ist - bei der Patientenanwaltschaft einen Boom ausgelöst hat. Wir haben auf unsere altmodische Homepage - oder so ähnlich hat Frau Dr Pilz gesagt -, es ist die Homepage des PID, sämtliche Arbeitsunterlagen für eine Patientenverfügung hineingestellt, damit man sich diese herunterladen kann. Das ist ein Formular, das ist ein Ratgeber, das ist ein Arbeitsbehelf mit Formulierungshilfen für diese Patientenverfügung und eine Hinweiskarte im Scheckkartenformat. Man kann sich das natürlich auch zuschicken lassen.

Aber was ist der Punkt? 300 Menschen pro Monat kommen zu mir und zu meinen MitarbeiterInnen und wollen Beratung in der Patientenverfügung. 45 solche Patientenverfügungen haben wir bereits statt dem honorarpflichtigen Rechtsanwalt oder honorarpflichtigen Notar bestätigt. Es ist nicht abzusehen, dass das weniger wird, sondern eher mehr, denn jeder, der in Pflegeheimen oder in Pensionistenklubs oder in Seniorenklubs darüber vorträgt - und das tue ich mit meinen MitarbeiterInnen wöchentlich -, weiß, welches Interesse daran besteht. Wir werden diese Arbeit ohne Aufstockung des juristischen Personals leider nicht erledigen können. 

Ich freue mich, wenn gewisse Anregungen in meinem Bericht als konstruktiv angesehen wurden. Ich glaube nicht, dass wir unbedingt die Palliativ-Betten so weit ausweiten müssen, auch wenn es im Krankenanstaltenplan drinnen ist, denn ich gebe zu bedenken, die Verlegung von einer internen Abteilung in eine Palliativstation wird von vielen empfunden, als kommen sie in die Sterbeabteilung. Das ist psychologisch nicht so einfach. Viel gescheiter ist es aus meiner Sicht, ein Palliativ-Care-Team einzusetzen, wo man nicht unglaublich viele neue Leute einstellen muss. Man muss nur die bestehenden Fachärzte und das Pflegepersonal auf Palliativ-Care schulen und es muss dieses Palliativ-Care-Team dann in verschiedenen Abteilungen jene Patienten, die sich leider dem Sterben nähern, betreuen. Die Primarärztinnen und -ärzte dieser Abteilungen, wo dann dieses Palliativ-Care-Team aufkreuzt, müssen Verständnis für die Notwendigkeit eines solchen Palliativ-Care-Teams haben und dürfen nicht glauben, dass sie selbst eh alles am besten wissen. Spezialisten leisten mehr. 

Ich danke Ihnen. Ich habe versucht, mich in fünf Jahren in der Patientenanwaltschaft sowohl auf Medizinrecht als auch auf die Anliegen der Menschen mit Empathie zu spezialisieren. Ich danke jenen, die meinen Bericht positiv empfinden, für ihre Zustimmung. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Dr Dohr. Ich darf den Applaus aus allen Fraktionen dieses Hauses als einhellige Billigung und Akzeptanz und Dank für Ihre hervorragende Tätigkeit interpretieren. 

Wir kommen damit zum Schlusswort, nachdem die Debatte geschlossen ist und keine Wortmeldung mehr vorliegt. 

Ich bitte Frau StRin Mag Brauner, das Wort zu nehmen.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Ich kann mich in sehr vielem, vor allem fachlich hat Herr Dr Dohr zu den Diskussionen Stellung genommen, ihm anschließen, vor allem was er zum Schluss über die Palliativbetreuung gesagt hat. Das ist auch mir ein Herzensanliegen. Ich nehme diese Anregung, erstens weil es im Bericht steht, aber auch, weil es mir wirklich ein Anliegen ist und objektiv notwendig ist, dass wir noch rascher mit unseren Aktivitäten voranschreiten, sicher als einen der wichtigsten Punkte mit, die hier angesprochen wurden, weil es dabei um Menschen in der wirklich letzten Lebenssituation geht. Da geht es darum, wirklich alles daranzusetzen, diese möglichst menschenwürdig und entsprechend mit qualifizierter Begleitung zu machen. 

Ich erlaube mir also nur mehr einige wenige Bemerkungen zu der Diskussion. 

Ich glaube, einen sehr wichtigen Punkt hat der Herr Kollege Ebinger in seinem Beitrag eingebracht. Wenn wir versuchen, strukturell aus diesem Anwaltsbericht Verbesserungen für unser Ressort, im Besonderen für die Krankenanstalten, herauszuholen, dann geht es in Wirklichkeit primär auch um die Frage der Fehlerkultur, wobei ich glaube, man darf das Ignorieren von Fehlern nicht verwechseln. Das können wir natürlich nicht. Aber die Frage ist, wie man damit umgeht und eine Atmosphäre schafft, dass Fehler eingestanden werden können. Denn wenn man so starken Druck macht, dass jeder versucht, einen Fehler, den er gemacht hat, zu vertuschen und ja nicht aufkommen zu lassen, dann ist das genau der falsche Weg. Deswegen habe ich mich auch seit Beginn meines Amtsantritts, gerade im Pflegebereich, sehr darum bemüht, eine Kultur des Vertrauens zu schaffen, um Fehler eben auch eingestehen zu lassen. 

Ich darf Ihnen berichten, dass Herr Generaldirektor Marhold das genauso sieht und ein eigenes Projekt eingerichtet hat, das sich mit dieser Frage der Fehlerkultur befasst und das auch strukturell verankert, indem die Möglichkeit besteht - es gibt ein eigenes Netzwerk, das im Krankenanstaltenverbund errichtet wird -, anonym entsprechende Fehler bekannt zu geben. Es klingt ein wenig komisch, aber wenn man es sich genauer anschaut, ist es sehr klug und vor allem für mich als Flugpanikerin äußerst interessant. Wir haben uns hier ein bisschen am Umgang mit Fehlern bei Flugzeugen und im Flugverkehr orientiert, wo die Möglichkeit besteht, anonym Fehler, Fastfehler oder Fastkollisionen bekannt zu geben, um daraus zu lernen. Ähnliches machen wir. Ich denke, das ist ein wichtiger Punkt, an dem wir noch weiterarbeiten. 

Zur Frage der Wartezeiten in aller Kürze: Wir haben das gestern in anderem Zusammenhang schon diskutiert. Eben zur Frage der angeblichen Bevorzugung von Privatpatienten: Ich sage es hier noch einmal ganz deutlich, da gibt es eine glasklare Regelung, an die sich gefälligst alle zu halten haben. Privatpatient heißt, er darf sich den Arzt aussuchen, denn die freie Arztwahl ist Teil der Privatversicherung, er soll seine Zeitungen bekommen, er soll sein Einzelzimmer bekommen, seinen Farbfernseher, was weiß ich noch alles, obwohl das mittlerweile in vielen anderen Zimmern in unseren Spitälern schon üblich ist, aber die medizinische Betreuung ist für alle gleich und hat für alle gleich zu sein. Da gibt es eine glasklare Regelung. Wer immer dagegen verstößt, bitte ich nicht nur, sondern fordere ich auf, mir das sofort zukommen zu lassen. Da werden wir beinhart durchgreifen! Da gibt es kein Pardon! Die Regelung ist klar. Jeder hat denselben Anspruch auf medizinisch höchstqualitative Versorgung! (Beifall bei der SPÖ.)
Zum Vorwurf der Frau Korosec, wir, im Besonderen ich, würden Vorschläge der Opposition automatisch vom Tisch wischen. Ich sehe das nicht so. Ich denke, dass wir gerade in vielen Bereichen sehr konstruktive Gespräche haben. Ich tue mir nur dann schwer, wenn die Opposition Vorschläge macht, die einander widersprechen. Dann tue ich mir schwer, die umzusetzen, weil wenn auf der einen Seite zu Recht verlangt wird, und ich dem auch zustimme, dass wir im Geriatriebereich Neuerrichtungen statt Renovierungen machen sollen und überall dort, wo wir Neuerrichtungen machen - ob das jetzt im 14. Bezirk, im Pflegeheim Baumgarten, oder in Liesing ist -, dann die Opposition dagegen ist oder Teile der Opposition dagegen sind, tue ich mir halt ein bisschen schwer. Denn entweder bekennen wir uns zu Neuerrichtungen oder wir bekennen uns nicht dazu. Wenn wir uns dazu bekennen, muss man sie auch umsetzen. 

Wenn man, ich glaube, es war die Frau Kollegin Praniess-Kastner, hier herausgeht und sagt, wir brauchen gerade für Menschen in der letzten Lebensphase Ärzte, sie hat sogar gesagt, Fachärzte rund um die Uhr, und dann haben wir die Diskussion, gerade am Beispiel des Pflegeheims Liesing, wo mit Ihrer Unterstützung gesagt wird, wir brauchen überhaupt keine Ärzte, widerspricht sich das. Wo sind denn bitte die Menschen in der letzten Lebensphase? Genau, in den Pflegeeinrichtungen. Diejenigen, die besonders pflegebedürftig sind, sind in den Pflegeeinrichtungen der Stadt Wien. Ich kann nicht auf der einen Seite verlangen, dass Fachärzte rund um die Uhr da sind, aber gleichzeitig sagen, in den Pflegeeinrichtungen, wo genau diese Menschen in der letzten Lebensphase betreut werden, brauchen wir keine Ärzte. Das sind Dinge, die einander widersprechen. Mit diesen Vorschlägen tue ich mir ein bisschen schwer.

Aber selbstverständlich bin ich sehr daran interessiert. Mein Ressort ist so riesig, dass ich mir sicher nicht einbilde, dass wir für alle Dinge die hundertprozentigen Lösungen wissen. Ich bin sehr daran interessiert, dass wir in einen konstruktiven Diskussionsprozess nicht kommen, sondern ich finde, wir sind schon drinnen und dass da auch entsprechende Vorschläge aufgegriffen werden. Ich darf nicht zuletzt in Erinnerung rufen, dass bei diesem Gesetz, das wir heute beschließen, nämlich die Zusammenlegung der Pflegeanwaltschaft und der Patientenanwaltschaft, es, glaube ich, sogar der Herr Kollege Ebinger war, der das hier als Allererster vorgeschlagen hat. Wir haben damals gesagt, reden wir darüber, haben dann die schon erwähnte Expertenkommission eingesetzt und haben eine Lösung gefunden, von der ich glaube, dass sie sehr vernünftig ist. Ich bin froh, wenn es Vorschläge gibt, an denen wir weiterarbeiten können, aber das müssen schon auch Vorschläge sein, die einen Praxisbezug haben und sich nicht selbst widersprechen. 

Zum letzten Punkt: Ich denke, zum Bericht ist schon sehr viel gesagt und auch schon Stellung genommen worden. Er ist ein sehr ausführlicher, er ist ein sehr guter Bericht. 

In die Zukunft geschaut, zur Frage der Zusammenlegung der Pflegeombudsstelle und der Patientenanwaltschaft: Ich denke, auch dazu hat Herr Dr Dohr schon Stellung genommen, dass dieser Vorwurf, es würde die Patientenanwaltschaft nicht aufsuchende Arbeit machen und sich nur mit rechtlichen Dingen befassen, nicht ganz fair ist. 

Wenn ich mich nur an ein Beispiel erinnere, dass da drinnen sehr wohl jemand ernst genommen wird, der sich beschwert, dass er ins Spital kommt, der Portier unfreundlich ist und die Leute dann im ganzen Spital von einem Pavillon zum anderen schickt - das war offensichtlich eines der Spitäler mit Pavillonsystem -, so ist das, würde ich meinen, keine hochkomplexe Rechtsfrage, aber eine menschlich sehr berechtigte Beschwerde. Es hat sich die Patientenanwaltschaft dem angenommen und von daher denke ich, dass es überhaupt keine Frage ist, dass genau dieser aufsuchende, auf die Menschen zugehende Zugang, so wie in der Patientenanwaltschaft alt, auch in der Patientenanwaltschaft neu weiterhin vertreten sein wird. 

Es ist richtig, dass das Patientenanwaltsgesetz schon jetzt klargelegt hat, dass der Patientenanwalt für alle Bereiche des Gesundheitswesens zuständig ist. Das war immer unsere Argumentation, dass wir nicht zum selben Thema noch eine zweite gesetzliche Grundlage schaffen können. Das war genau der Grund, warum dann die Experten und Expertinnen des eingesetzten Arbeitskreises diese Zusammenlegung, die Ihnen heute zur Beschlussfassung vorliegt, vorgeschlagen haben. Es wird also diese zukünftige Patienten- und Pflegeanwaltschaft kein Ende der aufsuchenden Arbeit sein, nein, ganz im Gegenteil, und sie wird ganz sicher kein Ende einer sehr kritischen Arbeit sein. 

Was kann einer Stadträtin mit so einem riesigen Ressort wie dem meinen, wo es tagtäglich um das Leben, die Existenz und die Gesundheit der Menschen geht, denn Besseres passieren, als eine kritische, laute und offensive Stimme zu haben, der sich die Menschen anvertrauen, wenn sie Sorgen haben. Weil die Kritikpunkte würden ja nicht verschwinden, wenn es keinen kritischen Pflege- und Patientenanwalt gäbe. Die würden deswegen genauso da sein. Also kann mir gar nichts Besseres passieren, als so jemanden zu haben. Was glauben Sie, wie oft ich Beschwerden kriege. Ich bin sehr froh, dass ich eine unabhängige, weisungsfreie Stelle habe, die auch die Kompetenz hat, das nachzuvollziehen. Ich leite also selbst Beschwerden, die an mich kommen, manchmal an die Patientenanwaltschaft weiter, weil ich sie dort in guten Händen weiß. Es ist für mich sehr befriedigend, wenn ich den Leuten zurückschreiben und sagen kann, wir haben eine tolle, eine kritische, eine unabhängige Stelle, die sich ihrer annehmen wird. 

Genauso toll, unabhängig und kritisch wird sie auch in Zukunft unter Einbeziehung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bleiben. Es sind überwiegend Frauen, die bisher in der Pflegeombudsstelle tätig waren. Die Kollegin Paschinger zum Beispiel - die meisten kennen sie -, die sozusagen das Herz dieser Stelle ist und dort mit unglaublich riesigem Engagement gearbeitet hat, und ihr Team werden in die Kommune übersiedeln. Ihre Qualifikation, ihre Qualität wird nicht verloren gehen, ganz im Gegenteil, wir werden sie in die neuen Kontrolleinrichtungen einbinden. Ich möchte mich von dieser Seite her bei dem Team der Pflegeombudsstelle, das mit ganz großem Engagement oft im Hintergrund sehr viel Arbeit gehabt hat, denn das waren nicht die, die im Vordergrund gestanden sind, sehr herzlich bedanken und freue mich, dass sie alle auch in der neuen Struktur dabei sein werden! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich denke, die neue Stelle ist eine, die in guter Tradition der Patientenanwaltschaft und mit viel neuem zusätzlichen Schwung arbeiten wird. Ich denke, dass der Bericht, der uns heute vorliegt, ein wirklich gutes Zeichen für die Arbeit der Patientenanwaltschaft in der Vergangenheit ist, aber auch in der Zukunft sein wird. Deswegen erlauben Sie mir zum Schluss, dass ich mich sehr herzlich, vor allem sehr persönlich, bei Herrn Dr Dohr und seinem Team, aber natürlich vor allem ihm an der Spitze, bedanke, denn die Tätigkeit ist keine leichte, sie ist eben nicht nur eine juristische. Man muss ein exzellenter Jurist sein, das ist eine gute Voraussetzung, aber das ist es nicht allein. Man ist auch fast Mediziner geworden, das weiß ich aus den vielen persönlichen Gesprächen, aber auch das allein ist es nicht. Diese beruflichen Qualifikationen sind alle wichtig. Da kann es unterschiedliche Quellberufe für die Funktion geben, das Wichtige ist, dass man einfach ein Herz für die Menschen hat. Das haben Sie und das merkt man, wie Sie mit den Leuten umgehen. Das liest man auch zwischen den Zeilen dieses Berichts. Deswegen zum Abschluss ein ganz großes Dankeschön an Sie, Herr Kollege Dr Dohr! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Frau Mag Brauner, herzlichen Dank für das Schlusswort.

Wir kommen sohin zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Wiener Landtags, die den vorliegenden Bericht der Wiener Patientenanwaltschaft über die Tätigkeit im Kalenderjahr 2005 zur Kenntnis nehmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist sohin einstimmig zur Kenntnis genommen. 

Herzlichen Dank noch einmal für die Debatte und auch für die hervorragend berichtete Arbeit!

Wir kommen zur Postnummer 8. Diese betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft erlassen wird und das Wiener Krankenanstaltengesetz, das Wiener Archivgesetz, das Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz und das Wiener Gesundheitsfonds-Gesetz geändert werden. 

Berichterstatterin dazu ist wiederum die Frau amtsführende Stadträtin oder, wie man im Landtag korrekterweise sagen müsste, Frau Landesrätin Mag Brauner. Ich bitte, die Einleitung vorzunehmen.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte, die schon besprochenen Regelungen zu diskutieren und zu unterstützen.

Präsident Heinz Hufnagl: Die Debatte ist schon im vorigen Punkt abgeführt worden. Da hier keine Wortmeldung mehr vorliegt, kommen wir sogleich zur Abstimmung.

Artikel I in § 5 Abs 1 und § 9 Abs 2 sind Verfassungsbestimmungen. Hierfür ist gemäß § 124 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung die Anwesenheit von zumindest der Hälfte der Landtagsabgeordneten erforderlich, die ich nun mit einem kritischen Blick ins Auditorium eindeutig feststellen kann.

Gemäß § 124a der Wiener Stadtverfassung ist für diese Verfassungsbestimmungen wiederum ein gültiger Beschluss erst mit einer Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen Stimmen möglich, und zwar gelten die Bestimmungen für beide Lesungen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die ich getrennt vornehme. 

Zuerst lasse ich alle Bestimmungen, ausgenommen des schon zitierten Artikel I in § 5 Abs 1 und § 9 Abs 2, abstimmen. Dafür genügt die einfache Mehrheit. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang, ausgenommen Artikel I in § 5 Abs 1 und § 9 Abs 2, zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist von der sozialdemokratischen Fraktion und von der Freiheitlichen Fraktion mit Mehrheit angenommen.

Wir kommen nun zu den Verfassungsbestimmungen. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die dem schon zuvor zitierten Artikel I in § 5 Abs 1 und § 9 Abs 2 zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dafür kann ich die gleiche Mehrheit feststellen. Das ist eindeutig die Zweidrittelmehrheit, sohin mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit, mit den Stimmen der Sozialdemokratie und der Freiheitlichen Fraktion, beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen. - Ich erblicke zwar Debatte zwischen den Bänken, aber keinen Widerspruch. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem zuvor beschlossenen Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist neuerlich mit der Zweidrittelmehrheit der Abgeordneten der Sozialdemokratie und der Freiheitlichen Fraktion beschlossen. 

Die Postnummer 7, meine Damen und Herren, betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Pflegegeldgesetz - WPGG geändert wird. 

Berichterstatterin dazu ist wiederum Frau Amtsf StRin und LRin Mag Brauner. Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte, das Wiener Pflegegeldgesetz zu diskutieren und dem zuzustimmen.

Präsident Heinz Hufnagl: Auch hier ist keine Debatte vorgesehen. Da keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir sogleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, ein Zeichen mit der Hand zu setzen. - Dieses Gesetz ist sohin in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ich erblicke keinen Widerspruch. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Auch diese zweite Lesung ist einstimmig erfolgt. Besten Dank dafür. 

Die Postnummer 9 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Behindertengesetz - WBHG geändert wird.

Berichterstatterin hiezu ist neuerlich die Frau Amtsf StRin Mag Brauner. Ich bitte um die Einleitung.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche, den Entwurf des Gesetzes, mit dem das Wiener Behindertengesetz geändert wird, ebenfalls zu diskutieren und diesem zuzustimmen.

Präsident Heinz Hufnagl: Hier ist die Debatte sehr wohl verlangt. 

Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen diese zeitökonomische Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Ich erblicke keinen Einwand. Ich werde daher so vorgehen. 

Ich eröffne die Debatte und erteile Abg Mag Ebinger das Wort. (Abg Mag Gerald Ebinger: Ich habe mich streichen lassen!) - Ihre Streichung ist bis zum Vorsitzenden dieses Saales nicht vorgedrungen. Ich nehme aber die Streichung zur Kenntnis und komme daher zur nächstgereihten Abgeordneten. 

Frau Abg Smolik, bitte.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich werde es kurz machen. Wir werden der Novellierung des Wiener Behindertengesetzes zustimmen. 

Ich möchte ganz kurz nur sagen, wir haben bei der Beschlussfassung des Gesetzes schon kritisiert, dass nach wie vor sprachliche Begriffe verwendet werden, auch hier wieder, wie "Behinderte", "geeignete Anstalten" und hätten uns gewünscht, wenn jetzt novelliert wird, dass solche sprachlichen Dinge, die nach wie vor drinnen sind, bereinigt werden. Dem ist nicht so. Es gibt einen Antrag der ÖVP, dem wir gerne zustimmen. Aber ich glaube, dass gerade bei so einem Gesetz man doch etwas sensibler beziehungsweise bewusster mit der Sprache umgehen hätte können. 

Wir sehen ein paar Verbesserungen in dem Gesetz, vor allem, wenn es um den Anspruch der Leistungen aus der Behindertenhilfe geht. So ist es nun leichter, dass das Geld gleich bewilligt werden kann und man nicht vielleicht jahrelang auf Schadenersatzansprüche warten muss, dass das eben schneller geht. 

Natürlich sind wir auch damit einverstanden, dass das Taschengeld jetzt in der Form, wie es geregelt ist, geregelt wird. 

Dass der Haushaltsvorstand - unter Anführungszeichen - nicht mehr vorkommt und es zu einer Gleichberechtigung kommt, ist natürlich auch von uns zu begrüßen. 

Dass wir die Kritik an der Ausgliederung aus dem Fonds Soziales Wien nach wie vor aufrechterhalten, wird Sie nicht wundern. Trotzdem ist jetzt klarer geregelt, dass es keinen Bescheid gibt und dann einen geben kann. Das war vorher doch etwas unklar formuliert. Das ist sicherlich auch eine Verbesserung. Deswegen werden wir dem zustimmen.

Ich möchte einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, weil wir glauben, dass wir gerade für Menschen mit Behinderungen in Sachen Mobilität in Wien noch sehr viel zu tun haben.

Ich möchte folgenden Beschlussantrag einbringen:

„Der Landtag wolle beschließen: Der Landtag spricht sich dafür aus, dass das zuständige Mitglied der Wiener Landesregierung einen Stadtführer, einen Stadtplan für Menschen mit Behinderungen, vor allem geh- und sehbehinderte Menschen, in Auftrag gibt und dieser dann der Bevölkerung kostenlos zur Verfügung gestellt wird. Die darin enthaltenen Informationen sollen in Zusammenarbeit mit den Interessensvertretungen für Menschen mit Behinderungen erarbeitet werden. 

Ich beantrage die Zuweisung dieses Antrags.“ 

Ich glaube, Mobilität sollte gerade für Menschen mit Behinderungen in einer Stadt wie Wien keine Frage mehr sein, zum Beispiel wenn es um Gehsteigabsenkungen geht. Wir haben gestern kurz darüber diskutiert, dass es Unterschiede gibt, dass man irgendwo hinkommt. Es muss klar sein, dass Menschen mit Behinderungen, aber auch ältere Menschen, überall in diese Stadt hinkommen, denn nur dann können sie am sozialen Leben teilhaben. Das ist uns sehr wichtig und wir glauben, dass wir hier noch einiges zu tun haben. Ich freue mich auf die Unterstützung und dass wir dann im Ausschuss darüber diskutieren können. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Frau Abg Praniess-Kastner. - Bitte.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ein Großteil unserer Gesellschaft sieht leider Menschen mit Behinderung noch immer primär als eine Belastung. Sie sehen die Mühen des Alltags, sie konzentrieren sich auf all das, was nicht geht, und sehr oft wird leider nicht gesehen, welche Bereicherung behinderte Menschen in unsere Gesellschaft bringen. Behinderung liegt nicht am Menschen selbst, sondern an den Rahmenbedingungen, die er oder sie vorfindet. Wir als PolitikerInnen sind dafür verantwortlich, gesetzliche Rahmenbedingungen zu schaffen, die jedem einzelnen Menschen die Führung eines selbstbestimmten Lebens ermöglichen. Es ist also höchste Zeit, dass wir in unserer Politik für behinderte Menschen einen Paradigmenwechsel vollziehen, weg vom behinderten Menschen als Objekt der Fürsorge hin zu einem selbstbestimmten Leben für behinderte Menschen, weg von der Entmündigung hin zu einem gleichberechtigten Miteinander und weg von der Aussonderung hin zur selbstverständlichen Teilnahme am gesellschaftlichen Leben. Das heißt, Kindergarten, Schule, Beruf, Freizeit müssen für behinderte Menschen die gleichen Chancen wie für uns alle bieten. Um dies zu erreichen, sind wir als PolitikerInnen gefordert, die Rahmenbedingungen zu schaffen.

Es liegt uns der Entwurf für die Änderung des Wiener Behindertengesetzes vor, dem wir natürlich zustimmen. Aber darüber hinaus stellen meine Kollegin Ingrid Korosec und ich einen Antrag für eine zeitgemäßere Formulierung im Wiener Behindertengesetz. Meine Vorrednerin Claudia Smolik hat schon gesagt, leider wurde es verabsäumt, alle diskriminierenden Passagen im Behindertengesetz zu eliminieren. Es wurde leider die Gelegenheit nicht genutzt, die betreffenden Passagen zu novellieren. 

Das bedeutet, wir stellen den Antrag betreffend zeitgemäßere Formulierungen im Wiener Behindertengesetz:

„Der Landtag möge beschließen, dass die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales in Zusammenarbeit und unter Beiziehung der ARGE Rechtsbereinigung einen Entwurf einer Novelle des Wiener Behindertengesetzes erarbeitet und zur Beratung vorlegt, der sich bei der Definition der Behinderung von Menschen an der einschlägigen Definition des Bundesbehindertengleichstellungsgesetzes orientiert. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Gesundheit und Soziales verlangt.“ 

Es geht um die nicht zeitgemäße Definition im ersten Absatz von "Menschen mit Behinderung". Frau Stubenvoll, Sie nicken mir zu, wir wissen es gemeinsam. Ich bitte Sie noch einmal, unserem Antrag stattzugeben und die Arbeitsgruppe einzusetzen. (Abg Erika Stubenvoll: Im November!) - Im November ist es soweit, okay! Wir haben den Antrag bereits eingebracht. Sie haben in der Behindertenkommission zugestimmt. Ich freue mich darauf und hoffe, dass Sie unserem Antrag heute zustimmen, dass die Frau Stadträtin mit uns gemeinsam diesen Vorschlag für eine Novellierung dieser diskriminierenden Passage, was die Definition von "Menschen mit Behinderung" betrifft, aufgreift. - Danke.

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Hora. - Bitte.

Abg Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!

Ich werde mich auch an die Kürze meiner Vorrednerinnen halten. 

Das Gesetz selbst ist sicher insofern eine gewisse Sicherheit, als hier erstmals ganz definitiv verankert ist, wie die Bescheidausstellung funktioniert. Das heißt, die Information vom FSW ist einmal als erste Information zu sehen. Ganz wichtig ist, in dieser Information wird dann auch die Rechtsmöglichkeit, das heißt, das Recht auf die Ausstellung eines Bescheids, dementsprechend kommuniziert werden. Damit meine ich auch, dass diese Kommunikation so ist, dass sie barrierefrei stattfindet, das heißt, die Information auf direktem Weg, die Information im Inhalt so, dass derjenige, der diesen Antrag gestellt hat, dann auch dementsprechende Rechtsmittel ohne einen hohen Aufwand ergreifen kann, ohne eine dementsprechende Barriere vorzufinden. 

Was auch vorkommt, ist die Tatsache, dass wir jetzt ein Taschengeld mit einem Mindestsockel von 20 Prozent festgehalten haben. Ich glaube, das ist etwas ganz Wichtiges, denn sonst wäre es zum Beispiel wie in Niederösterreich passiert, dass das monatliche Taschengeld auf 42 EUR hinuntersinkt. Das wäre eine Katastrophe. Stellen Sie sich vor, 42 EUR für einen ganzen Monat. Wir haben mit 123,50 EUR eine Regelung gefunden, die zumindest eine bisher von uns geübte Praxis weiterbringt.

Zu den zwei Anträgen, die von den GRÜNEN und von der ÖVP eingebracht wurden, kann ich vorweg schon sagen, wir schließen uns an. Wir werden diesen Zuweisungsanträgen beitreten.

Zur Frau Kollegin Smolik möchte ich noch ein paar Bemerkungen machen: Ich nehme an, Frau Kollegin Smolik, Sie kennen das, was gemeinsam durch den FSW gefördert wurde. Aber es gibt auch viele andere Dinge, die in dieser Stadt bereits passieren, wenn Sie zum Beispiel an die Homepage denken, dass dort Barrieren eingetragen werden können und viele Barrieren, die dort eingetragen sind, auf Grund dieser Tatsache dann weggeräumt werden, mit dem Wermutstropfen, dass wir leider einige Institutionen in diesem Land haben, die nicht darauf reagieren. Ich nehme an, Sie wissen auch, dass die Österreichischen Bundesbahnen bis dato auf kein einziges vorgebrachtes Problem nicht einmal reagiert haben. Das ist sicherlich ein Problem, dem wir uns noch stellen müssen, dass es dort besser wird. 

Was die städtischen Dienststellen betrifft, ist es wesentlich besser. Sie haben zuerst von Mobilität gesprochen und Sie wissen auch, Mobilität wird in dieser Stadt sehr groß geschrieben. Wien braucht Bewegung und das gibt es da, dass also gerade die Wiener Linien auf all diese Probleme reagieren, bereits im Vorfeld darauf reagiert haben. Wir haben heute schon die Situation, dass wir nur mehr, ich sage das wirklich so, 20 Busse der ganzen Flotte haben, die nicht Niederflurfahrzeuge sind und bis Jahresende die ganze Flotte umgestellt wird, dass wir heute zum Beispiel die Situation haben, dass es nur mehr eine einzige U-Bahn-Station gibt, die keinen Aufzug hat, das ist der Schottenring, der im Umbau ist. (Abg Claudia Smolik: In die U-Bahn kommt man nicht hinein!) - Wieso kommt man in die U-Bahn nicht hinein? (Abg Claudia Smolik: Die ist zu hoch!) Das können wir uns beide gern einmal schauen. Ich weiß es ja vom Fahren und Sie sehen auch, gerade die neuen Garnituren sind so weit, und bei der U6 wissen Sie genauso gut wie ich, dass wir da in einer Umstellung hinsichtlich der Anschaffung neuer Fahrzeuggarnituren sind. Es ist derzeit schon in jedem Zug zumindest ein Niederflurfahrzeug dabei und sie wird komplett auf Niederflurfahrzeuge umgestellt. Es geht weiter. Man hat dort auch dementsprechende Vorkehrungen mit diesen gelben Kanten, wie Sie sie kennen, getroffen. Es geht auf dem Weg weiter. Man kann sicher nicht alles von heute auf morgen erledigen. Aber ich glaube, den Weg, den Wien mit dieser Homepage und der Sache, dass wir überall derartige Probleme entgegennehmen, ob das Gehsteigabsenkungen oder andere Barrieren sind, beschritten hat, gehen wir weiter.

Wo ich gerne einen Wunsch deponiert hätte, und das habe ich die letzten sechs Jahre in diesem Hause immer wieder in der Gemeinderätlichen Behindertenkommission vertreten, ist die Hilfe beim Bund. Ich hoffe, dass wir jetzt endlich einen anderen Weg finden, denn die österreichische Gewerbeordnung bringt uns da immer wieder Probleme, dass zum Beispiel ein Gebäude barrierefrei errichtet wird, aber der Zugang zum Geschäft nach der Gewerbeordnung ist und dort die Barriere gegeben ist. Da sollten wir vielleicht einen gemeinsamen Weg finden, beim Bund eine dementsprechende Änderung der Gewerbeordnung zu erreichen.

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass wir in dieser Stadt mit verschiedensten Einrichtungen wie zum Beispiel der Interessensgemeinschaft, aber auch der Querschnittsmaterie, die wir in der Gemeinderätlichen Behindertenkommission immer wieder behandeln, mit diesem Fach, das es gibt, und mit unserer Frau Stadträtin und mit unserer Frau Präsidentin Stubenvoll, die beide engagiert sind, immer begleitend einen guten Weg und wieder einen Schritt weiter gehen. 

Ich danke für die Zustimmung zu dieser Gesetzesvorlage. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Lasar kommt zum Wort. - Bitte.

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Fonds Soziales Wien, von der Stadt Wien nach dem Wiener Landes-Stiftungs- und Fondsgesetz durch den Gemeinderatsbeschluss gegründet, wurde durch die zuständige Fondsbehörde, das Amt der Wiener Landesregierung, mit Bescheid vom 15.12.2000 für zulässig erklärt. Die Satzung wurde mit Bescheid der Wiener Landesregierung vom 19.12.2001 genehmigt. Die derzeit geltende Fassung der Satzung wurde vom Kuratorium des Fonds Soziales Wien mit Beschluss vom 13. November 2003 angenommen. (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Sind Sie sich sicher, dass Sie gerade beim richtigen Thema sind?) - Ja, aber Sie werden es genau hören! (Abg Erika Stubenvoll: Wir sind eigentlich beim Wiener Behindertengesetz!) Hören Sie bitte genau zu! Es ist nämlich sehr wichtig, was Sie jetzt hören werden! - Mit Gesetz vom 13. Oktober 2004 wurde der Fonds Soziales Wien als dem Magistrat der Stadt Wien vorgelagerter Träger der Behindertenhilfe eingesetzt. (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Das ist die Rede der SPÖ!)

Dass der Bereich der sozialen Dienstleistungen für die Ausgliederung am wenigsten geeignet ist, haben wir schon seit Jahren aufgezeigt. Ich zeige anhand der Novellierung des Behindertengesetzes abermals auf, dass das der falsche Weg ist und war. Denn nur dort, wo eine wirtschaftliche Tätigkeit ein hohes Maß an Eigenwirtschaftlichkeit ermöglicht, kommen viele Vorteile einer Ausgliederung wirklich zum Tragen. 

Am 1.7.2004 wurden bestimmte nichthoheitliche Angelegenheiten der MA 15A dem Fonds Soziales Wien zugewiesen, die hoheitlichen Angelegenheiten der MA 15 übertragen und die MA 15A wurde aufgelöst. Diese Neueinteilung wurde mit der Novelle der Geschäftseinteilung des Magistrats der Stadt Wien dokumentiert. In der Beilage 177/2003 werden diese Aufgaben gegliedert. (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Das ist nicht zum Behindertengesetz, Herr Kollege!) - Es ist sehr wichtig, dass Sie es auch verstehen, warum heute dieses Gesetz leider kommt. - In diesem Dokument wird auch festgestellt, dass. soweit hoheitliche Entscheidungen des Magistrats der Stadt Wien vorliegen, der Fonds Soziales Wien diese zu vollziehen hat. Der Magistrat soll auch weiterhin die Abwicklung der individuellen Sozialhilfe konzentriert wahrnehmen. Bei ihm sollen primär rechtliche, strategische und planerische Angelegenheiten wahrgenommen werden. 

Der Fonds Soziales Wien ist ein privatrechtlicher Fonds und selbstständiger Rechtsträger. Ein Privatrechtsträger muss aber, um hoheitlich handeln zu können, zusätzlich durch einen Hoheitsakt zur Ausübung zuständig gemacht werden. Bisher fehlte eine Ermächtigung des Fonds Soziales Wien zu einer hoheitlichen Maßnahme. Eine verfassungskonforme Beleihung eines Privaten zur Durchführung hoheitlicher Aufgaben kann, wie gesagt, nur erfolgen, wenn dazu eine gesetzliche Ermächtigung besteht. Ebenso verhält es sich mit der Schaffung von Verwaltungshelfern. Dazu muss durch Gesetz oder Verordnung beziehungsweise durch Vertrag jemand ermächtigt sein. Fehlt eine solche Ermächtigung, ist die Tätigkeit verfassungswidrig.

Im Vorblatt zum Entwurf steht, dass die Erbringung der Maßnahmen nach § 3 des Wiener Behindertengesetzes, Eingliederungshilfe, Hilfe zur geschützten Arbeit, Beschäftigungstherapie, Hilfe zur Unterbringung und persönliche Hilfe, nun sowohl beim Fonds Soziales Wien als auch beim Magistrat der Stadt Wien beantragt werden kann. „Der Hilfesuchende kann die Erlassung eines Bescheides durch den Magistrat der Stadt Wien beantragen, wenn er mit der Erledigung seines Antrages durch den Träger der Behindertenhilfe nicht einverstanden ist."

Da stelle ich mir einiges bildlich vor: Da gibt es einen Behinderten, der dringend Hilfe zur Unterbringung oder notwendige Verpflegung braucht. Der Fonds Soziales Wien verweigert dies, er beschwert sich beim Fonds, aber der Fonds bleibt untätig. Der Betroffene tritt dann an den Magistrat heran, weil er einen Bescheid braucht, um ihn nun zu beantragen und ein Rechtsmittel ergreifen zu können. Nach sechs Monaten entscheidet die Behörde und erlässt einen Bescheid, mit welchem dem Fonds Recht gegeben wird. Das ist möglich, das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz ermöglicht so lange Entscheidungsfristen. Dann ficht der Betroffene diesen Bescheid an und bekommt abermals viele Monate später Recht. Was ist dann passiert? Wenn man schaut, braucht er diese Leistung vielleicht gar nicht mehr, denn er ist schon lange verstorben. Er muss über ein Jahr warten, um in Wahrheit Recht zu bekommen!

Sagen Sie nicht, der Fonds macht keine Fehler. Schon heute kann ich ganze Container mit Beschwerden über den Fonds Soziales Wien füllen. Entweder wurde nicht gehandelt oder zu spät gehandelt, die Leistung verweigert oder es wurden falsche Kosten vorgeschrieben.

Wenn jetzt jemand mehr als ein Jahr braucht, um Recht zu bekommen, dann ist das für mich Anachronismus. Das Gesetz verlangt eine gesetzliche Ermächtigung für den Fonds Soziales Wien, damit er hoheitlich handeln kann. Das wurde im Bereich der Behindertenhilfe, aber auch bei anderen Leistungen wieder einmal versäumt! Der einfachste Weg wäre gewesen, dem Fonds hoheitliche Gewalt zu übertragen, um damit einen schnellen verfassungskonformen Verwaltungsweg zu eröffnen, aber dieser Weg wurde in dieser Sache wieder nicht beschritten. (Abg Mag Wolfgang Gerstl: Dort sind ja die Rechtsmittelfristen nicht anders!) Stattdessen wird eine umständliche Konstruktion, mit der niemandem geholfen ist, gewählt. Dem Pflegefall, dem Behinderten und vielen mehr wird daher weiterhin ein wirksames Mittel genommen, zu ihrem Recht zu kommen.

Da sage ich Ihnen wieder einmal, Frau Stadträtin, Ihren Leitspruch: "Mehr Fairness braucht das Land!" - vor allem Behinderte! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wortmeldung. Daher ist die Verhandlung zu diesem Geschäftsstück geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. - Bitte.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

In aller Kürze. Mehrheitlich ist diese Veränderung positiv aufgefasst worden. Das freut mich. 

Den beiden vorgelegten Anträgen kann ich, nachdem in der Begründung in dem einen Bereich gesagt wurde, dass daran schon gearbeitet wird und im anderen Bereich, dem - unter Anführungszeichen - Stadtplan ich Ihnen sagen kann, dass auch daran schon gearbeitet wird, insofern gern zustimmen, dass wir sie im Ausschuss weiterdiskutieren. - Danke schön. 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das sind SPÖ, ÖVP und GRÜNE. Damit ist das Gesetz in erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Ich komme zur Abstimmung über die zwei vorliegenden Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Der erste ist eingebracht von den GRÜNEN, betreffend den Stadtplan, Stadtführer für Menschen mit Behinderungen. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung beantragt. 

Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit einstimmig beschlossen.

Ich komme zum zweiten Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP, betreffend zeitgemäße Formulierungen im Wiener Behindertengesetz. Auch hier ist die Zuweisung beantragt. 

Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls einstimmig. Somit ist auch dieser Antrag beschlossen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich somit die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Die ÖVP hat in erster Lesung mitgestimmt, in zweiter nicht, wenn ich das so sehe. (Abg Mag Wolfgang Gerstl: O ja, na klar!) Doch! Dann hat der Zuruf geholfen. (Allgemeine Heiterkeit. - Abg Mag Wolfgang Gerstl: Wir bedanken uns beim Präsidenten!) Dann darf ich festhalten, dass, so wie bei der ersten Lesung, in zweiter Lesung SPÖ, ÖVP und GRÜNE diesem Gesetz nunmehr zugestimmt haben. Es ist daher beschlossen.

Wir kommen zum nächsten Poststück. Wir haben damit von der Anzahl der Tagesordnungspunkte her bereits ein Drittel der heutigen Sitzung abgearbeitet.

Die Postnummer 4 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Wohnbauförderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Amtsf StR Faymann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Werner Faymann: Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren! 

Nachdem das so ausführlich diskutiert wurde, ersuche ich um Zustimmung. 

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung. Es gibt hier Wortmeldungen.

Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. - Es gibt keinen Einwand gegen diese Zusammenlegung. Ich gehe daher so vor.

Die Debatte ist eröffnet. Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Niedermühlbichler. - Bitte.

Abg Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Gemäß der Vereinbarung aller Fraktionen darf ich zu diesem Gesetz einen Abänderungsantrag einbringen. Da Ihnen der Antrag vorliegt, erspare ich mir das Vorlesen und bitte um Zustimmung. - Danke. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Wortmeldung. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Debatte ist geschlossen. 

Ich vermute, der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. - So ist es auch. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage, wobei Sie gerade gehört haben, dass es einen Abänderungsantrag gibt, der von allen vier Fraktionen gestellt wurde. 

Wer für den Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig. 

Somit komme ich zum Gesamtgesetz unter Beinhaltung des nunmehr beschlossenen Abänderungsantrags in erster Lesung. 

Wer somit in erster Lesung für das Gesetz ist, den bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist auch einstimmig. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ich höre und sehe keinen Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, auch in zweiter Lesung ist dieses Gesetz somit einstimmig beschlossen. 

Die Postnummer 5 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Erzeugung, Lagerung, Verteilung und Verwendung brennbarer Gase in Wien, das Wiener Gasgesetz 2006. 

Es hat auch hier Herr Amtsf StR Faymann als Berichterstatter die Einleitung zu bringen. 

Berichterstatter Amtsf StR Werner Faymann: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Die Mitglieder meines Hauses sind über dieses und die nachfolgenden Gesetze gut informiert, weil viele Gespräche, die Herr Dr Forst aus meinem Büro koordiniert hat, stattgefunden haben. Ich bin überzeugt, die anderen Mitglieder des Gemeinderats sind ähnlich interessiert. Falls irgendeine Frage ist, steht mein Büro zur Verfügung. 

Ich bitte um Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Danke. Ich hoffe, dass auch die Mitglieder des Landtags, die das nunmehr zu beschließen haben, informiert sind und nicht nur die Gemeinderatsmitglieder. (Allgemeine Heiterkeit.)
Es gibt zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung. Daher unterstelle ich, dass das stimmt, was vorher der Berichterstatter angenommen hat. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig. Das Gesetz ist somit in erster Lesung angenommen. 

Wir haben, wenn kein Widerspruch ist, auch die zweite Lesung durchzuführen. - Widerspruch ist keiner. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Auch hier, bei der zweiten Lesung, ist das Gesetz mit Einstimmigkeit beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 11. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Ölfeuerungsgesetz 2006 erlassen wird. 

StR Faymann ist hier Berichterstatter. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Werner Faymann: Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren! 

Da ein Fehler in der ursprünglichen Vorlage war, ist eine Änderung notwendig, welche die Frau Kollegin einbringen wird.

Ich ersuche schon jetzt um Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Hier gibt es daher eine Wortmeldung.

Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. - Einen Einspruch höre und sehe ich nicht. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Frau Abg Reischl ist am Wort.

Abg Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! 

Auch das Ölfeuerungsgesetz 2006 ist im zuständigen Ausschuss einstimmig beschlossen worden. 

Inhaltlich soll eben eine kleine Korrektur vorgenommen werden. Im § 19 Abs 1 soll der Verweis auf die Bestimmung des § 4a und b korrekterweise durch den Verweis auf § 3 Abs 5a und b ersetzt werden. 

Ich stelle daher gemeinsam mit meinen Kollegen aus allen anderen Fraktionen einen diesbezüglichen Abänderungsantrag. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.)

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Wortmeldung. Es gibt keine weiteren Wortmeldungen. Daher ist die Verhandlung geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hätte das Schlusswort. Er wird wieder verzichten, nehme ich an. 

Damit kommen wir bereits zur Abstimmung. 

Sie haben den Abänderungsantrag gehört. Wer für den Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, dieser Abänderungsantrag ist einstimmig angenommen worden. 

Wir kommen daher in erster Lesung zur Abstimmung über das vorliegende Gesetz in der Form des abgeänderten Antrags. Wer hier die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, somit ist diesem Gesetz in erster Lesung einstimmig die Zustimmung erteilt worden. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, auch in zweiter Lesung ist damit einstimmig ein Beschluss erfolgt. 

Wir kommen zur Postnummer 12. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem Bestimmungen über den Bau und Betrieb von Aufzügen erlassen werden, es ist das Wiener Aufzugsgesetz 2006. 

Amtsf StR Faymann ist auch hier der Berichterstatter. 

Berichterstatter Amtsf StR Werner Faymann: Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren!

Ich verspreche, da nicht zu lange zu sein, aber bei diesem Gesetz möchte ich doch sagen, dass ich erstens froh darüber bin, dass wir es heute vorlegen können und zweitens, dass eigentlich alle Mitglieder dieses Hauses auf unnötige Polemik verzichtet haben. 

Die Sicherheit der Aufzüge kommt natürlich immer dann in Diskussion, wenn es Unfälle gibt. Auch wenn es von der Anzahl her, vergleichbar mit der Anzahl der Aufzüge, natürlich wenig Unfälle sind, ist jeder Unfall ein Unfall zu viel. Es ist schon einige Jahre zurückliegend zu einigen schweren Unfällen gekommen. Wir haben das für eine sachliche Diskussion über das Wiener Aufzugsgesetz genutzt. Mein Dank an alle Mitglieder dieses Hauses ist deshalb, weil eigentlich jeder darauf verzichtet hat, das in unnötige polemische Debatten abgleiten zu lassen und einen Weg zwischen klaren Vorschriften, die Hauseigentümern und Mietern Geld kosten, zu suchen.

Die Verbesserung von Sicherheit ist natürlich mit finanziellen Mitteln verbunden. Aber die Übergangsbestimmungen bringen das doch in einen sinnvollen Kontext. Damit ist vertretbar, dass erhöhte Sicherheit und erhöhte Ausgaben im Einklang mit beabsichtigten Sanierungen, der Möglichkeit, Geld in den Häusern anzusparen, stehen. 

Ich glaube, es ist hier auf breiter Ebene ein sehr sinnvoller Weg gefunden worden und ich möchte mich bei allen, die daran mitgewirkt haben, bedanken! 

Präsident Johann Hatzl: Ich bedanke mich für die Berichterstattung. Es gibt keine Wortmeldung. 

Daher kommen wir zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, dieses Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig angenommen und beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 13. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien und das Wiener Kleingartengesetz 1996 geändert werden. 

Ich darf Ihnen mit Freude nochmals und heute zum letzten Mal Herrn Amtsf StR Faymann als Berichterstatter melden.

Berichterstatter Amtsf StR Werner Faymann: Danke auch hier für die breite Zustimmung. Ich hoffe, dies ist nicht nur durch die Uhrzeit bedingt, und Sie hätten auch in der Früh so breit zugestimmt. Ich danke jedenfalls. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Berichterstattung. - Wortmeldung liegt keine vor. Auch hier können wir gleich zur Abstimmung kommen.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Auch hier ist die Einstimmigkeit in erster Lesung gegeben.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Es erfolgt kein Widerspruch.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, somit ist das Gesetz in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen zum nächsten Poststück, der Postnummer 1 der Tagesordnung. Sie betrifft den Tätigkeitsbericht 2005 des Unabhängigen Verwaltungssenates Wien an den Wiener Landtag. 

Berichterstatterin ist Frau Amtsf StRin Wehsely. Ich bitte, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Frau Präsidentin!

Ich danke dafür, dass bei diesem Tätigkeitsbericht offenbar große Einhelligkeit besteht. Wir haben ja in diesem Haus schon viele Diskussionen über den UVS gehabt, und ich bitte Sie, Frau Präsidentin, auch den Mitgliedern auszurichten, dass wir uns sehr bedanken für den großen Einsatz und die hervorragende Tätigkeit des UVS Wien. 

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Auch ich möchte mich diesem Dank anschließen. 

Ich halte fest, dass Wortmeldungen nicht vorliegen. Das bedeutet aber nicht, dass das Thema uninteressant wäre, sondern dass man das sehr genau studiert hat und nur heute auf Wortmeldungen verzichtet. 

Daher gibt es auch kein Schlusswort der Berichterstatterin. Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2005 des Unabhängigen Verwaltungssenates Wien zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig beschlossen und daher zur Kenntnis genommen.

Wir kommen zur Postnummer 2. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Wiener Vergaberechtsschutzgesetzes 2007. 

Frau StRin Wehsely ist die Berichterstatterin. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Vergaberechtsschutzgesetz, das wir aufgrund der Veränderungen im Bundesvergabegesetz beschließen müssen.

Präsident Johann Hatzl: Wir haben hier Wortmeldungen, daher schlage ich gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Somit ist die Debatte eröffnet.

Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich kann es kurz machen. Es geht darum, dass wir einen Beschluss- und Resolutionsantrag zum Vergaberechtsschutzgesetz einbringen. Ich kann doch auch einen Konnex zum UVS herstellen, und der UVS bleibt am heutigen Nachmittag in dieser Debatte nicht ganz ungenannt: Wir sind nämlich der Meinung, dass in diesem Vergaberechtsschutzgesetz der UVS als Kontrollinstanz vorgesehen werden sollte. 

In diesem Vergaberechtsschutzgesetz, das heute beschlossen werden soll, ist der Vergabekontrollsenat als Rechtsschutzinstanz vorgesehen. Wir haben das seit vielen Jahren kritisiert und tun es auch heute noch, und das ist die Erklärung, warum wir gegen das Gesetz stimmen werden. Wir glauben, dass diese Kollegialbehörde mit richterlichem Einschlag nur die zweitbeste Lösung für den Rechtsschutz im Vergabeverfahren ist, und sind der Meinung, dass wir mit dem UVS hier besser bedient wären. 

Aus diesem Grund bringe ich auch diesen Beschlussantrag ein, der vorsieht, dass die Frau Stadträtin eine entsprechende Novelle vorlegen möge, die den Unabhängigen Verwaltungssenat Wien als Kontrollinstanz in Vergabesachen vorsieht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. Daher ist die Verhandlung für geschlossen erklärt. 

Die Frau Berichterstatterin hat, wenn sie wünscht, das Schlusswort. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wir haben diese Debatte ja auch schon sehr sachlich und ausführlich bei uns im Ausschuss geführt. Ich bin der Meinung, dass die derzeit vorliegende Form mit dem Vergabekontrollsenat eine sehr gute ist, dass ja auch in Salzburg diese Lösung gewählt wurde und, weil nicht der UVS zuständig ist, auf Bundesebene es auch eine Behörde gibt, die so zusammengesetzt ist, dass - und alle im Haus wissen, ich bin selbst Juristin - nicht nur Juristinnen und Juristen drinsitzen, sondern vor allem Architektinnen und Architekten, Technikerinnen und Techniker, was einfach dazu führt, dass die Verfahren schneller abgewickelt werden können und auch die gesamte Breite und Notwendigkeit der Kompetenz im Vergabekontrollsenat besteht. 

Wir haben auch im Zuge des Verfassungskonvents als Land Wien immer eingebracht - auch wenn es zu einem Landes-Verwaltungsgerichtshof kommen sollte, den wir ja grundsätzlich begrüßen -, dass jedenfalls der Vergabekontrollsenat so bleiben muss, wie er ist, weil das insbesondere auch für die Wirtschaft notwendig ist, weil damit garantiert ist, dass in sehr schneller und sehr kompetenter Art und Weise Entscheidungen getroffen werden.

Daher ersuche ich Sie um Zustimmung zu diesem vorliegenden Gesetz. 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das sind SPÖ, GRÜNE und FPÖ, das Gesetz ist in erster Lesung mehrheitlich angenommen.

Es gibt einen Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP, den Sie zuvor gehört haben, betreffend Einrichtung des UVS als Vergabekontrollinstanz. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP, GRÜNE und drei Freiheitliche, somit ist dieser Beschlussantrag nicht mit Mehrheit versehen und daher abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung des Gesetzes vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind, wie bei der ersten Lesung, SPÖ, GRÜNE und FPÖ, das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrheitlich beschlossen.

Die Postnummer 15 der Tagesordnung betrifft den Wiener Umweltbericht 2004/2005. 

Frau Amtsf StRin Sima ist Berichterstatterin. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ich darf um Zustimmung zum vorliegenden Umweltbericht ersuchen.

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung. - Es gibt hier Wortmeldungen.

Als Erste hat sich Frau Abg Matiasek gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Dieser Wiener Umweltbericht 2004/2005, den wir seit einiger Zeit in Händen halten, ist wirklich ein sehr schöner, sehr netter und sehr nett zu lesender Bericht. Alles, worüber berichtet wird, ist natürlich in eine sehr positive Form gebracht, wie eine nette, hübsche Wahl- und Werbebroschüre, könnte man fast sagen. 

Was weniger schön ist - und das gibt es leider auch -, das ist in dem Bericht nicht zu finden. Das sind meistens die Dinge, die wir sehen oder negativ erleben im Sehen, aber auch im Riechen, wenn es unsere Atemwege betrifft. Es wird ja im Vorwort der Frau Stadträtin gleich vorsorglich darauf hingewiesen, dass etwa der Feinstaub oder die Feinstaubbelastung ein überregionales Problem ist. Das stimmt schon, das ist ja keine Frage, aber natürlich wäre es vielleicht zu erwarten gewesen, dass diesem Kapitel des Feinstaubs und seiner negativen Auswirkungen für viele Stadtbewohner doch größerer Raum gegeben würde, als dies etwa in diesem Bericht stattfindet. 

Vom Staub nicht weit weg liegt der Bereich der Sauberkeit. Hier muss man schon hinweisen auf den Bereich der Reinigung mancher Stadtteile oder rund um viele Altstoffsammelzentren, die wir in unserer Stadt haben und die grundsätzlich etwas Begrüßenswertes sind. Über das Altstoffsammeln wird natürlich schon geschrieben, hier geht es um Mengen und um die positiven Akzente, denen wir natürlich gerne das Wort reden. Aber wir dürfen nicht ganz übersehen - und das gehört eben auch zu diesem Bereich dazu -, wie Wien in manchen Stadtteilen im Bereich der Sauberkeit schon ein mächtiges Defizit hat. 

Das liegt einerseits daran, dass die Bezirke zum Teil ihre Mittel dafür nicht einsetzen können - weil sie zu wenig haben -, dass es eine verstärkte Reinigung gibt. Andererseits hat es natürlich auch mit den Verursachern zu tun. Hier sehe ich zum Beispiel den wirklich schlechten Gebrauch mancher Altstoffsammelzentren, die dann auch als Sperrmüllablagerung und so weiter gebraucht werden. Da ist sicher einiges zu tun, um zu vermeiden, dass diese zu öffentlichen Mistplätzen, zu nicht eingezäunten Mistplätzen werden, auf denen neben den Containern viel Müll deponiert wird - sehr zum Ärgernis der Anrainer und Passanten!

Ich glaube, der Hinweis, den wir auf diesen Sammelstellen finden - so ein Mistmonster in zwei bis zweieinhalb Meter Höhe -, ist ja nett, und dieser spielerische Umgang mit der Materie ist vielleicht, oder sogar sicher, für Kinder geeignet - das wird ja vielfach gemacht, um sie an einen positiven Umweltgedanken heranzuführen, das finden wir auch sehr gut -, aber ich glaube, dort, wo Erwachsene die Verursacher von Schäden sind - das sind ja Schäden letztlich für alle -, dort würden sich doch wesentlich drastischere Anordnungen empfehlen, wie etwa die Hinweise, wo der nächste Mistplatz ist und dass das Ablagern diverser Gegenstände oder anderer Müllsachen an diesen Altstoffsammelzentren eben nicht stattzufinden hat. Und dort, wo es öfter passiert, wäre es vielleicht doch einmal an der Zeit, die Verursacher festzumachen. 

Es wird im Bereich Naturschutz auch sehr deutlich auf den Wert unserer Wienerwaldwiesen hingewiesen. Das unterstreiche ich voll und ganz, keine Frage. Aber wenn wir unsere Wiesen im Wienerwald schon so schätzen, dann dürfte auch eines nicht stattfinden, und ich kritisiere das jetzt schon durch viele Jahre: Das sind die Grillplätze, die zum Teil an Stellen sind, die einen wirklich äußerst negativen Einfluss auf die Wiese selbst und auf die Umgebung haben. Ein drastisches Beispiel ist etwa die Steinbodenwiese in Ottakring. Es war heuer mit dem Wetter so, dass es entweder zu heiß oder dann zu nass war, sodass es nicht zu einer großzügigen Grilltätigkeit gekommen ist, bei der Hunderte von Autos anfahren und dann Lärm, Müll, Gestank und die Verwüstung der Wiesenflächen selbst die Ausflügler und die anderen Benützer des Wienerwaldes ärgern. 

Das finden wir im Bericht natürlich nicht. Anscheinend ist es auch nicht etwas Hübsches und Schönes, denn sonst hätten wir dort auch die entsprechende Dokumentation etwa über das schöne Grillen im Wienerwald vorgefunden. Das ist nicht der Fall, und daher ist es, glaube ich, auch etwas, was in Zukunft wirklich wesentlich kritischer betrachtet werden sollte. 

Im Bereich des Verkehrs ist noch anzumerken, dass es unter anderem als große umweltverbessernde Tätigkeit angesehen wird, wenn wir gezielte Verengungen der Verkehrspassagen anstreben, etwa durch überbreite Gehsteige und gezielte Verengungen und Einengungen des Individualverkehrs. Bislang hat aber nur eine Verdrängung in andere Regionen stattgefunden. Ich glaube, das kann nicht der Weg sein. Wenn ich Umwege und eigentlich ein Mehr an Kilometern produziere, erreiche ich damit in Wirklichkeit das Gegenteil. 

Summa summarum muss man aber doch sagen, dass die Umweltarbeit in Wien durchaus als positiv anzuerkennen ist. Besonders anzuerkennen ist, glaube ich, dass die Kinder schon im frühen Kindesalter mit der Materie vertraut gemacht werden. Die "Waldschulen" zum Beispiel sind ein sehr, sehr positives Beispiel zur Umwelterziehung. Wir werden diesen Bericht auch so positiv zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Bei der Rede der Kollegin, die vor mir gesprochen hat, ist mir eines abgegangen. Ich meine, die Wette mit den Grillplätzen habe ich ja gewonnen, aber die Ausländer haben dieses Mal gefehlt. Vielleicht werden Sie es das nächste Mal, bitte, berücksichtigen, dass ich zumindest meine Wette mit den anderen Leuten gewinne. (Abg Mag Harald STEFAN: Danke, dass Sie es gesagt haben!)
Aber jetzt zum Thema: Wir werden dem Umweltbericht zum ersten Mal nicht zustimmen, und es hat natürlich auch gute Gründe, warum wir das nicht machen. Ich glaube, dass der Umweltbericht einerseits sehr umfangreich ausgefallen ist und diesmal sehr viele Dinge mit berücksichtigt. "Energie in Wien", "Klimaschutz", "Stadtverwaltung auf Umweltkurs", "Mobil in Wien", "Abfallwirtschaft" - alles, was gut und manchmal auch teuer ist, steht da drin. Das ist sozusagen der positive Teil. 

Der zweite positive Teil ist, dass da die Magistratsdienststellen einerseits wirklich gute Arbeit in der Produktion von Texten geleistet haben. "Mobil in Wien" und alles, was jemals an Masterplänen in Wien geschrieben wurde, findet seinen Niederschlag im Umweltbericht. Das ist eine sehr, sehr schöne Sache, keine Frage. Aber das Büchlein, wenn man so will, mit den über hundert Seiten heißt "Wiener Umweltbericht 2004/2005" und leider nicht "Wiener Umwelt-Magistratsabteilungenbericht". So heißt es nicht. (Abg Kurth-Bodo Blind: Stellt einen Antrag!)
Ich erwarte mir eigentlich von einem Wiener Umweltbericht eine kritische Auseinandersetzung mit der Umweltsituation in Wien. Und zwar durchaus alles, was Magistratsdienststellen machen, aber auch alles, was in Wien noch zu machen wäre oder einfach nicht in Ordnung ist. Wenn ich mir dann die erste Seite anschaue, dann habe ich eigentlich den Eindruck, dass der Wahlkampf noch nicht vorbei ist. Es ist ein bisschen wie eine Jubelbroschüre, die aus dem Wahlkampf übrig geblieben ist, zwar eine ausführliche und sehr, sehr genaue, aber noch immer eine Jubelbroschüre. 

Da ist zum Beispiel auf der ersten Seite einiges fett gedruckt - im Editorial, wenn man so will -, da kommen gleich die wichtigsten Dinge heraus. Erstens einmal: Wien hat die "modernste Kläranlage Europas". (Abg Rosemarie Polkorab: Stimmt!) - Ja, keine Frage, wird so sein. 

"Feinstaub ist kein lokales Phänomen." - Was nicht immer so ist... (Abg Erich VALENTIN: Richtig!) Nein, richtig ist das nicht. Erich, das glaubst du; dein Glaube möge dir bewahrt sein. (Abg Erich VALENTIN: Weil es wahr ist!)
Am Schluss steht: „Wien ist eine Stadt mit höchster Lebensqualität!" - Auch schön, das kommt in jeder Jubelbroschüre der Stadt vor, und an jeder Stadteinfahrt steht das. Zudem macht die Umweltschutzpolitik in Wien auch noch Spaß. 

Aber wenn man dann weiterblättert, gibt es auf Seite 3 eine wunderschöne Karikatur von Ivan Klein, eigentlich einen Cartoon. Das ist ganz schön, aber wenn man sich anschaut, was die ÖKK hauptsächlich macht: Fleece-Pullover. Auch nicht schlecht, ein Fleece-Pullover ist immerhin etwas Feines. Umweltschutz möge sich auch lohnen. 

Wenn man noch ein bisschen weiterschaut und sich einmal anschaut, was da fehlt oder was eigentlich drinnen ist, dann möchte ich hier durchaus ein paar Highlights erwähnen. Mit großem Pomp und Trara wurde zum Beispiel die GüterBim eingeführt. Eigentlich eine tolle Geschichte, aber wenn man sich das überlegt: Wo fährt denn die GüterBim? In der Remise von vorne nach hinten, das ist der Weg der GüterBim! (Abg Kurth-Bodo Blind: Haben wir damals gesagt!) Ein wunderschönes Bild ist da drinnen, die GüterBim... (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Na, freilich fährt die GüterBim nur in der Remise spazieren! Die GüterBim fährt schon sehr lange nicht mehr durch Wien, weil es einfach aus irgendwelchen Gründen wenig Interesse an der GüterBim gibt. Sie ist grundsätzlich eine gute Sache, fährt aber in der Remise spazieren. 

Die nächste Geschichte habe ich im Umweltausschuss schon angesprochen: Der Lieblingssatz ist der über die BürgerInnenbeteiligung. Das ist etwas Tolles, Agenda 21, da bin ich sehr dafür. Auch wenn Herr Mahdalik gestern - darauf möchte ich nur ganz kurz eingehen - irgendwie ziemlich interessante Dinge gesagt hat: Die Agenda 21 wäre eine Vorfeldorganisation der GRÜNEN, dort gäbe es grüne Veranstaltungen. 

Er hat da irgendwie grüne Veranstaltungen, wo GRÜNE auftreten, mit Bürgerbeteiligungsveranstaltungen verwechselt. Dass die FPÖ auf einer grünen Veranstaltung nicht eingeladen ist, das, denke ich mir, kann er uns nicht übel nehmen. Ich gehe auch zu keinen Kommersen von schlagenden Verbindungen. (StR David Ellensohn: Gratis einen Säbel!) Das interessiert mich nicht. Wenn sie sich die Birne mit irgendeinem Säbel oder Plastikstecken anhauen, interessiert mich das nicht, und so kommt er auch nicht zu grünen Veranstaltungen.

Aber jetzt noch einmal zurück zu dieser Bürgerbeteiligung. Da steht unter anderem drin: „BürgerInnen reden bei Parkgestaltung mit". Das finde ich ganz toll. Dann steht auf Seite 17 weiter unten: „Im Bereich des Klieberparks und des Bacherplatzes sollen, jeweils den Leitintentionen des Wiener Garagenkonzepts entsprechend, Volksgaragen entstehen. Die Garage Klieberpark ist derzeit in Bau."

Also die Garage Klieberpark ist schon sehr lange nicht mehr in Bau, und es gibt darüber einen Park, in dem die Bäume im Sommer vertrocknet sind. Das hätte man sich anschauen müssen. 

Das Nächste ist: Bürgerbeteiligung hat im Bacherpark sehr wohl stattgefunden, aber ganz anders, als die Sozialdemokratie es sich erwartet hat. Ich glaube, eine Zweidrittelmehrheit der BürgerInnen war dort gegen den Bau der Garage. Die Sozialdemokratie hat richtig reagiert, und die Garage wird nicht gebaut. Ich hoffe aber doch, dass die Bürger dann gemeinsam mit der Stadt dort die Oberfläche gestalten. Das ist eine wichtige Sache. 

So viel einmal zu der einen Sache; Bürgerbeteiligung ist etwas Wichtiges, Agenda 21 ganz, ganz wichtig! Ich konnte gestern, weil ich mit meinen Schülern ein Projekt mache, leider nicht im Gemeinderat sein. 

Interessant ist zum Beispiel auch das Umgebungslärmschutzgesetz. Das haben wir auch hier schon einmal diskutiert, ich möchte nicht lange darauf eingehen. Interessant ist da, dass die linke Hand im Parlament nicht weiß, was die linke Hand oder der linke Fuß hier im Gemeinderat treibt. Das Umgebungslärmschutzgesetz des Bundes wurde im Parlament von der Sozialdemokratie abgelehnt - in Wien macht sie es, und zwar eigentlich fast wortidentisch. Gut, warum nicht!

Dann hat es ankündigungsweise ein Bodenschutzgesetz gegeben. Der frühere Vorsitzende des Umweltausschusses hat uns immer gesagt, es kommt gleich - "gleich" war nächste Woche, in einem Monat. Jetzt gibt es das nicht mehr, auch im Umweltbericht steht es nicht. 

Eine weitere interessante Sache zu dem Thema wäre auch einmal eine Bestandsaufnahme. Man weiß, dass in Wien das Grundwasser, der Grundwasserkörper schwer beeinträchtigt ist aufgrund von Düngemittelresten und Atrazin, aber auch aufgrund von zum Teil jetzt schon sanierten beziehungsweise gesicherten Altlasten. Es wäre interessant gewesen, wenn dazu etwas dringestanden wäre - man hätte sich ja damit irgendwie abfeiern können -, aber es steht nichts drin, außer dass es beobachtet wird. Jetzt gibt es aber die Grundwassersanierung, daran gibt es durchaus Interesse in der EU, aber auch in der Republik. Die sagen, diesen Grundwasserkörper müsste man sanieren - aber dann müsste man zugeben, dass da eigentlich nicht alles sensationell gut ist. Also alles, was nicht sensationell ist oder nicht super ist, steht eben nicht drin.

Zur Solarförderung steht drin, es gibt die beste Solarförderung Österreichs. Das stimmt, es gibt die beste Solarförderung Österreichs, das Problem ist nur: Bei den Kollektorflächen ist Wien noch immer Schlusslicht, weil es so lange keine gegeben hat. Vorarlberg, viel kleiner, hat viel mehr Flächen als Wien. Aber trotzdem, Wien hat die beste Förderung, das stimmt. Das nennt man Spitzfindigkeit, lieber Erich; aber du wirst sicher noch deinen Senf dazugeben. (Heiterkeit bei Abg Erich VALENTIN.) 

(In Richtung Abg Erich VALENTIN:) Jetzt sage ich noch etwas zum Flughafen - das ist jetzt auch ganz wichtig -, da kommt dann ein langer Abschnitt über Mediation; das ist deine Chance, dass du uns zum 22. Mal erzählen kannst, dass die Flughafenmediation eine tolle Sache war und dass viele, viele Parteien unterschrieben haben. Meines Wissens hat die Wiener Opposition nicht unterschrieben. Die Wiener GRÜNEN haben weder den ersten Korb noch den zweiten Korb unterschrieben, und das war auch gut so. 

Drittens hätte ich gern, dass du uns endlich einmal erklärst, wie die Stadt Wien mit sich selber verhandelt, und zwar als Mitbesitzerin des Flughafens und in der Schutzfunktion für die Fluglärm-Betroffenen. Da bin ich wirklich ganz gespannt. Aber du wirst sicher wieder sagen, ich habe irgendwas nicht gelesen, was du gelesen hast in meiner Presseaussendung oder sonst wo. 

Eine interessante Sache ist in Wirklichkeit - das habe ich bis jetzt nicht gewusst -, dass das Salzamt eine Telefonnummer hat. Das habe ich wirklich nicht gewusst. Die Telefonnummer des Salzamtes lautet: 0810 22 33 44. Dazu steht drin: „Seit Anfang 2004 steht für Beschwerden über den Flugverkehr das Info-Telefon 'Umwelt und Luftfahrt' zur Verfügung." Wenn man dort anruft, verschwinden die Flieger sofort! Ich denke mir, es sollte in Zukunft bitte nicht "Umwelt und Luftfahrt" genannt werden, sondern "Salzamt" - mit einer eigenen Telefonnummer im Umweltbericht der Stadt Wien vertreten! Sensationell, wirklich eine unglaubliche Errungenschaft: Das Salzamt hat eine Nummer bekommen. 

Wie üblich, darf natürlich auch der Ring um Wien nicht fehlen. Der Ring um Wien wird auch hier erwähnt; Autobahnbau, klar, das war zu erwarten. Aber was nicht zu erwarten war, ist, dass die Stadt Wien bereits im Umweltbericht weiß, dass man Filteranlagen bauen kann so wie in Italien. Nicht einmal in Österreich, sondern bei Cesena versucht man das - übrigens gibt es das auch in Japan und in Norwegen -, Filteranlagen, mit denen man versucht, den Feinstaub aus den Tunnels bei Autobahnen und Straßen herauszubringen. 

Ich hatte das Vergnügen, diese Studie zu lesen, und die Studie enthält einen Teil, der da natürlich nicht drinsteht, und zwar, dass man das Stickoxid damit nicht beseitigen kann. Stickoxid - und das weiß auch die Stadträtin - ist in Wien ein Problem, dazu gibt es auch eine Statuserhebung, wonach es 364-mal im Jahr die Überschreitung am Hietzinger Kai gibt; am 365. Tag ist der Marathon, da gibt es keine, weil da keine Autos fahren. Das ist ohnehin eine alte Sache.

Der Ring um Wien ist notwendig, hat aber meines Wissens eigentlich schon etwas im Umweltbericht verloren, und zwar in der Weise, wie er sich auf die Bürgerinnen und Bürger auswirken wird. Da ist die alte Geschichte noch immer die: Das wird den Verkehr anscheinend irgendwie wegbeamen. Jetzt ist Kollege Mahdalik nicht hier, der mir die ganze Zeit einreden will, dass die Autobahn in der Donaustadt Kinderleben retten wird. Die 200 t Feinstaub, die sie pro Jahr bringen wird, sind an ihm vorbeigegangen - wurscht. 

Abschließen möchte ich mit meinem Lieblingssatz in dem Bericht. Die Wiener UmweltanwältInnenschaft ist wirklich sehr, sehr verdienstvoll, aber wenn man da als verdienstvollste Geschichte hineinschreibt, sie haben einen Termin beim Bundespräsidenten und einen bei Minister Pröll gehabt - das Verdienstvollste an der Wiener UmweltanwältInnenschaft ist also, dass sie beim Bundespräsidenten und dann bei Bundesminister Pröll angerufen haben und jeweils einen Termin bekommen haben -, dann sage ich, wenn ich die Wiener Umweltanwältin wäre, würde ich sagen: Bitte, lasst mich nächstes Mal aus dem Bericht draußen! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Stiftner. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin oder Landesrätin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der vorliegende Umweltbericht zeigt einmal mehr, wie weit Fremd- und Eigenbild auseinander liegen können. Wir kennen ja dieses Phänomen aus der Wirtschaftspsychologie, wo die Eigen- und die Fremdwahrnehmung oft auseinander liegen, und da wird meistens eine Therapie oder auch einfach nur ein aktives Zuhören empfohlen. Vielleicht klappt es ja heute von der Opposition in Richtung Regierungsbank, dass wir hier einige Vorschläge heute einbringen können. 

Eines können wir gleich vorwegnehmen: Das viel und oft benutzte Attribut, Wien sei eine Umweltmusterstadt, ist mit diesem Bericht einmal eindeutig widerlegt worden. Was da gemacht wird, Frau Stadträtin, das ist einmal mehr: Alte Hüte nehmen, sie schön analysieren, und zwar nicht nach Umweltgesichtspunkten, nein, sondern man schaut nach, ob man sich mit diesen Themen medial - also hier in einer Zeitung - gut ablichten lassen kann, ob man das gut verkaufen kann, und dann wird ein solcher Punkt eben immer wieder in einer auflagenstarken Zeitung adressiert. 

Die wirklichen Umweltprobleme - Verkehrsüberlastung, zusätzliche Lärmbelastung, damit Verlust an Lebensqualität, oder die Grünraumverluste durch Zersiedelung - scheinen offensichtlich nicht wirklich ein Thema zu sein. Damit haben wir auch das Problem, mit dem wir uns tagtäglich in Wien als Wienerin und Wiener auseinander zu setzen haben. Jetzt weiß ich schon, dass Sie sicherlich kräftig ihre Statistiken bemühen werden und dies vorbereiten, oder Kollege Valentin tut das an Ihrer statt und wird sagen: Na ja, die Lärmsituation hat sich seit 1983 da und dort wahrscheinlich um ein paar Prozent verbessert. Oder - und das ist ja das Verwunderliche -: Feinstaub ist ein Thema, das eigentlich ein slowakisches Thema ist und das nur importiert wird. Oder dass das Müllproblem in Bombay, Kalkutta oder Bukarest noch größer als in Wien ist. Das mag schon alles sein. Nur ändert das nichts daran, dass wir hier in Wien immer mehr und mehr mit der Verkehrsbelastung zu kämpfen haben, mit dem mangelnden Grünraum und entsprechendem grünen Konsum und mit der immer schlechteren Lebensqualität, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Das führt natürlich dazu, dass viele Bürgerinnen und Bürger Wiens den Wunsch haben, einfach die Stadt zu verlassen. Es ist ja nicht verwunderlich, dass mehr und mehr der Grüngürtel um Wien herum zunimmt - also der "Speckgürtel", wie man so schön sagt -, weil dort einfach die Lebensqualität noch eine bessere ist. (Abg Jürgen Wutzlhofer: ...mit dem Speckgürtel!) Was daraus resultiert, ist - in einer Analogie dazu, dass in Wien eine Zwei-Klassen-Medizin existiert -, dass man so etwas wie eine Art Elitewohnung in Wien hat. Da gibt es sozusagen ein paar Gruppen. Die eine Gruppe kann es sich wirklich leisten, die exklusiven Lagen in Wien zu besiedeln. Die einen gehen eben in die Restgebiete, wo es noch grün ist, die anderen ziehen in ihre Penthäuser in Wien ein. Und die anderen, die weniger die Möglichkeit dazu haben, sollen schlicht und einfach aus Wien abwandern, hinaus in die Umlandgebiete. 

Das Dramatische ist nur, dass dann all jene, die sich das nicht leisten können, in Wien bleiben müssen, in jenen Gebieten, in denen sie mit Lärm, Schadstoffen und Umweltbelastungen zu rechnen haben, und dass das natürlich für die sozialdemokratische Fraktion vielleicht auch aus wahltaktischen Überlegungen gar nicht ungelegen kommt, dass sozusagen der Wiener Mittelstand, das Wiener Bürgertum dort, wo finanziell noch eine Absiedlung ins Umland möglich ist, dann natürlich als wahlberechtigte Wienerinnen und Wiener nicht mehr zur Verfügung steht. Dass das keine großen Sorgen auslöst, kann ich mir vorstellen. 

Nur, sehr geehrte Damen und Herren, Sie werden sich sicherlich nicht darüber wundern, dass wir uns als Österreichische Volkspartei einer solchen sozialen und auch stadtökologischen Entwicklung entgegenstellen müssen und werden. Wir wollen eine sozial durchmischte Stadt, wir wollen nicht dort die reichen Umlandbewohner und da die armen Stadtbewohner, die sich nichts anderes leisten können. Denn wir wollen keine soziale Asymmetrie in Wien. (Beifall bei der ÖVP.)
Was Sie mit dem Thema provozieren, ist der tägliche Verkehrsinfarkt, den wir hier jeden Tag empfinden und erfahren müssen. Denn es entsteht folgende Situation: Dadurch, dass die Leute im Umland wohnen, werden sie nach Wien einpendeln müssen, um ihre Arbeitsplätze wahrzunehmen. Damit haben wir das Verkehrsproblem selbst verursacht, selbst induziert, und auch die Anbindung der öffentlichen Verkehrsmittel lässt hier zu wünschen übrigen. Das ist natürlich ein Thema, das auch auf die Umweltqualität in Wien Auswirkungen hat.

Um aber nicht den Eindruck zu erwecken, wir seien gegen alles - denn alle, die mit uns intensiver und detaillierter zusammenarbeiten, wissen, dass wir als Österreichische Volkspartei immer bemüht sind, jedes Thema sehr genau zu analysieren und da und dort, wo es sinnvoll ist, auch mit Ihnen mitzugehen -, wollen wir unsere Konstruktivität auch heute unter Beweis stellen - wir haben sie ja, im Gegensatz zu Ihnen, auch im Wahlkampf nicht verloren -, dass nämlich einige Punkte in diesem Bericht durchaus auch richtige Akzente setzen. (Abg Jürgen Wutzlhofer: ...die ÖAAB-Variante!) 

Die Kapitelaufteilung ist grundsätzlich in Ordnung, und auch die Prioritätensetzung. Dort sollte eine Umweltsanierung Wiens ansetzen - so wie Sie schreiben: in der Stadtplanung, in der Verkehrspolitik und in der Energiepolitik. Das war, auch schon von den Vorrednern ausgeführt, grundsätzlich richtig in der Theorie. Aber dieser theoretischen Erkenntnis folgt keine praktische Umsetzung, und damit ist leider auch in der Praxis kein Erfolg beschert. Im Gegenteil, wir haben hier einen Mangel nach dem anderen zu berichten. 

Bleiben wir beim Umweltbericht. Erinnern wir uns an die Tempo 50-Geschichte, an das Desaster dieser Stadtregierung, als hauptsächlich argumentiert wurde, dass die Feinstaubbelastung in Wien ein Problem ist und dass deshalb diese Tempo 50-Reduktion unbedingt notwendig sei, an der die Wienerinnen und Wiener heute noch leiden, weil viele grüne Wellen, die früher funktionierten, heute nicht mehr vorhanden sind, mit dem Resultat, dass natürlich durch den Stop-and-Go-Verkehr mehr Schadstoff als zuvor ausgestoßen wird. 

Aber die Crux kommt jetzt. Sie können im Wiener Umweltbericht selbst nachlesen - ich habe mir das ausgehoben, auf Seite 6 können Sie es nachlesen -, dass 113 t Feinstaub pro Jahr eingespart worden sind. Lesen Sie es nach, Sie haben ja das alles bekommen. Was sind 113 t? Das ist ja auch eine Frage der Informationspolitik, wie man damit umgeht. 113 t, das klingt einmal nach viel, es klingt nach ungeheuer viel. 

Ich bin es aber, aus der Wirtschaft kommend, nicht mehr gewohnt, dass man Zahlen einfach dahersagt, weil man nicht annehmen kann, dass jeder ein Experte ist und genau weiß, was das in einer Relation wirklich bedeutet. Denn normalerweise gibt man Prozentreduktionen an oder bietet, wie auch immer, in irgendeiner Weise eine Vergleichsmöglichkeit. Dass das nicht der Fall ist, verstehe ich, nämlich indem man weiß, dass die jährliche Belastung des Feinstaubeintrages nach Wien weit über 10 000 t beträgt. 

Das ist natürlich kein Problem, das allein aus der Slowakei oder aus dem Umland kommt, sondern eines, das leider auch in Wien entsteht und dem hier nichts entgegengesetzt worden ist. Und wenn Sie diese 10 000 t hernehmen und die etwas mickrig klingenden 113 t dagegenstellen, dann erspare ich Ihnen hier die Promilleberechnung der Reduktion, die sich daraus ableiten lässt, sehr geehrte Damen und Herren! Diese Stadtregierung hat nämlich in diesem Sinne in der Feinstaubbekämpfung total versagt.

Natürlich kann man neben den Mängeln, die hier bestanden haben und bestehen, auch die Unterlassungen anprangern. Man kann natürlich der Tatenlosigkeit widersprechen, die hier passiert. Ich verstehe nicht - ich muss das wirklich sagen -, warum seitens der Umwelt-Landes- oder -Stadträtin in den Bereichen Grünraumschutz - da zum Beispiel beim Thema Baumgartner Höhe - oder in anderen Flächenwidmungsplänen keine Stellungnahme erfolgt. Ist das eigentlich schon die Bankrotterklärung der SPÖ-Umweltpolitik? 

Sehr geehrte Damen und Herren! Was Sie hier sehen, ist also nichts anderes als ein schönes Bilderbuch, nett zu lesen, auf tollem Papier layoutiert, sehr teuer gemacht; Steuergeld kostet bekanntlich nichts, das kann man ja verwenden. Es sind nette Fotos drinnen, süße Hunderl, die einem entgegenlachen, schöne Pflanzen, und auch eine sehr charmante Stadträtin, die einem in diesem Bericht oft entgegenlächelt. Aber, sehr geehrte Damen und Herren, Marketing ersetzt aktive Umweltpolitik nicht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Valentin.

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich weiß nicht, wer von Ihnen der letzten Rede genau zugehört hat. (Abg Dr Matthias Tschirf: Alle!) Falls Sie es nicht getan haben, möchte ich es Ihnen nicht ersparen, eine ganz, ganz neue, gefinkelte Theorie, wonach die Wahlsiege der Sozialdemokratie in Wien auf die nächsten Jahrhunderte hinaus gefestigt sind, noch einmal Revue passieren zu lassen. (Abg Johann Herzog: Die mit 2 Prozent Verlust?) Ich war ja schon, als Kollege Aigner sich als Wahlanalytiker profiliert hatte, bei dieser Sitzungsfolge auf einiges gefasst. (Abg Johann Herzog: Wenn Sie immer so verlieren...!) Aber das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen.

Kollege Stiftner hat anscheinend die ökologische Politstrategie bei den Sozialdemokraten geortet, und der Kernpunkt bist offensichtlich du, liebe Frau Stadträtin. Du schaffst es, durch ökologische Maßnahmen in Wien den Mittelstand hinauszudrängen, bis alle Mittelständler aus Wien draußen sind, und wenn das geschehen ist, dann gibt es keine Anhänger der ÖVP, keine ÖVP-Wähler mehr (Abg Heinz Hufnagl: Vertrieben!), und die Sozialdemokratie gewinnt immer. 

Dass Kollege Stiftner Recht hat, das hat sich offensichtlich bei der Analyse seines letzten Wahlergebnisses gezeigt. Denn 10 Prozent hast du offensichtlich schon für die Sozialdemokratie gewonnen - herzlichen Glückwunsch! Ich glaube, wenn du so weiterarbeitest (Abg Dipl Ing Roman Stiftner: 2 Prozent verloren!), können wir uns bald einem wirklich ganz, ganz tollen Ergebnis nähern, und wir werden satte Mehrheiten in dieser Stadt haben. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Johann Herzog: 2 Prozent Verlust! - Abg Dr Matthias Tschirf: ...bald aus dem Parlament draußen! - Weitere Zwischenrufe.) 

Aber an den Zahlen hapert es ein bisschen, Herr Kollege Stiftner, ein klein wenig. Wir haben 10 Prozent eingespart aufgrund der Maßnahmenpakete 1 und 2; es gab also zu Feinstaub nicht keine Maßnahmen, sondern zwei Pakete, eine größere Ansammlung von Einzelmaßnahmen. (Abg Dipl Ing Roman Stiftner: Die alle nicht gefruchtet haben!) Und die zu 10 Prozent Reduktion geführt haben! 

Denn wenn man rechnen könnte, wollte oder was auch immer, dann sind die 113 t genau 10 Prozent der 1 311 t, die gesamt als 100 Prozent veranschlagt sind und von denen das abzurechnen ist. Das heißt, wenn 100 Prozent 1 311 t sind, und wir haben etwas über 113 t eingespart - die Sie freundlicherweise referiert haben -, dann sind das 10 Prozent und nicht "gar nichts"!

Allerdings wird mir wiederum klar, wenn Sie so rechnen, dass Sie auch bei der Beurteilung Ihrer Wahlmisserfolge wahrscheinlich auf keinen grünen Zweig kommen werden. Vielleicht kann man beides wieder am Punkt null beginnen, und wir treffen uns einmal bei einem Gläschen... (Abg Dipl Ing Roman Stiftner: Wir sind eh am Nullpunkt! Wir haben keine Einsparung erzielt!) Sie sind tatsächlich auf dem Nullpunkt. Das unterstreiche ich, ja, das kann ich als politische Diagnose Ihrer Partei durchaus so sehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ganz spaßig war der Anfang. Da haben Sie ausgeführt, es gäbe so ein Phänomen, dass die Eigenbetrachtung - also wenn ich selber in den Spiegel schaue, mich sehe und nicht erschrecke - ganz anders ausschaut als das, was die anderen von mir denken. Darin müssen Sie jetzt geübter Lebenskünstler sein! Denn wenn man ein derartiges Wahlergebnis produziert hat und vorher solche Töne gespuckt hat, dann weiß man, was der Unterschied zwischen Eigenbetrachtung und Fremdbetrachtung ist. Da glaube ich durchaus, dass Sie da Fachmann sind, das unterstreiche ich auch. (Beifall bei der SPÖ.)
Generell kann ich es verstehen, wenn bekrittelt wird, dass in diesem Bericht zu wenig Grauslichkeiten drinnen sind; als Opposition muss ich, wenn ich so einen Bericht sehe, sagen: Es sind zu wenig Grauslichkeiten drinnen. Dann gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder ist der Bericht getürkt - zu diesem Ergebnis sind offensichtlich Sie gekommen -, oder aber die Umweltpolitik in dieser Stadt ist offensichtlich in der Tat mustergültig. Darauf sind wir stolz, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Mag Rüdiger Maresch: Jetzt müsst ihr klatschen!)

Jetzt kann man sagen, es ist ein Unterschied, ob das Beamte sagen... (Abg Dr Matthias Tschirf: Verhaltener Applaus!) - Schauen Sie, Kollege, lieber verhaltener Applaus und dafür ehrlich als gar keiner! Da entscheide ich mich lieber für den verhaltenen Applaus. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Dipl Ing Roman Stiftner: Die Ansprüche werden schon sehr gering!) Also, wer jetzt vom niedrigeren Anspruchsniveau ausgeht, das möchte ich heute nicht diskutieren (Abg Dr Matthias Tschirf: Wir nicht!), aber wenn Sie wollen, habe ich genug Zeit dafür. Ich bin mir sicher, dass die Verhältnisse am heutigen Tag - und am letzten Sonntag - für die Sozialdemokratie nicht gerade schlecht ausschauen. Wir können darüber diskutieren, wenn Sie wollen, aber es ist besser, wenn Sie es nicht tun, denke ich mir.

Wenn ich mir ansehe, warum in diesem Bericht offensichtlich positive Entwicklungen stärker beleuchtet sind als negative, dann liegt das vielleicht auch daran, dass internationale Studien, dass internationale Fachleute, dass internationale Vergleichswerte zeigen, dass es in der Tat sehr gut aussieht in einer Stadt, meine Damen und Herren, von der in der Mercer-Studie mit Recht gesagt wird, dass sie Nummer 3 im Ranking ist, das heißt, nach Vancouver und nach den beiden Städten Zürich und Genf an Nummer 3 steht und damit die beste europäische Metropole ist, was Lebensqualität betrifft. Wenn Lebensqualität sehr wohl auch in hohem Maß ein Qualitätsmerkmal der Umweltpolitik ist, dann ist klar, warum dieser Bericht so aussieht wie kein anderer.

In diesem Zusammenhang möchte ich danke schön sagen. Ich möchte danke schön sagen der MA 22, die diesen Bericht verfasst hat. Sie hat es nämlich nicht nur geschafft, dass die 14 Kapitel strategisch klar und gescheit gewählt wurden. Die Kapitel sind in diesem Bericht auch so ausgeführt und dargestellt, dass klar wird, was Kollege Maresch auch kritisiert hat, und da möchte ich sagen, dass das, was du kritisiert hast, unserer Ansicht nach nicht etwas ist, was man kritisieren sollte, sondern ein Zeichen dafür, dass es funktioniert. (Abg Mag Rüdiger Maresch: ...fehlt einfach!) 

Umweltpolitik ist nicht ein kleines Kästchen irgendwo im Magistrat, das fallweise geöffnet wird. Umweltpolitik in einer Umweltmusterstadt bedeutet, dass in allen Geschäftsbereichen ökologische Erwägungen eine breite Basis finden. Daher findest du die Verkehrspolitik, daher findest du Wohnen, daher findest du Energiepolitik drinnen, daher findest du die Maßnahmen des Magistrats drinnen, und daher findest du auch die Maßnahmen der Betriebe der Stadt Wien drinnen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das finde ich ja dort drinnen! Aber was drinsteht...!)
Du kannst erkennen, dass Umweltpolitik sich wie ein roter Faden - nicht wie ein grüner, aber wie ein roter Faden - durch die Arbeit des Magistrats zieht, und wir sind stolz darauf. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Du weißt schon, wo der rote Faden herkommt? ... die Menschen gefressen haben! Vorsicht, die Geschichte ist nicht...!) Wir sind stolz darauf, dass man sehr wohl auch in Bereichen wie Verkehr und Ähnlichem mehr die Umweltpolitik tagtäglich wiederfindet. Die Wienerinnen und Wiener sind auch stolz darauf, weil sie die Nutznießer dieser Situation sind.

Wenn wir uns dieser Tage gefreut haben - ein Beispiel von vielen -, dass es uns gelungen ist, das Radfahren in der Stadt fast zu verdoppeln, durch gemeinsame Projekte, die sinnhaft sind, die es leicht machen, zu einem Fahrrad zu kommen, dann ist das Umweltpolitik. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ja, streite ich nicht ab!) Dann ist es Umweltpolitik, und wir sind stolz darauf, dass wir immer mehr Menschen auf den Umweltverbund bringen und nicht im Auto sitzen haben. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wenn ich sage, 1 000 km Radwege...!)
Dann sollten wir uns auch ansehen, was die Unterschiedlichkeiten sind. Deshalb freuen wir uns auch so, dass es am 1. Oktober so ausgegangen ist, wie es ausgegangen ist. Denn wenn wir uns ansehen, was die Stadt Wien unternimmt, gerade um Umweltpolitik in Verkehrsfragen zu ermöglichen, dann diagnostizieren wir, dass zwei Drittel der Mobilitätserfordernisse in dieser Stadt mit dem Umweltverbund geleistet werden, also zu Fuß, mit dem Rad oder mit den öffentlichen Verkehrsmitteln.

Wenn wir uns anschauen, wie es im Umland aussieht und welche Pendlersituation besteht, ist es genau umgekehrt. Während wir dafür sorgen, dass ein zeitgemäßer Fuhrpark in den Wiener Linien einzieht, während wir dafür sorgen, dass Intervalle verdichtet werden, während wir dafür sorgen, dass Betriebszeiten bei Bussen verlängert werden, schafft die ÖBB derzeit im Umland von Wien Garnituren, in denen 50 Prozent der WCs außer Betrieb sind. Die ÖBB schafft es mit irrsinnigen Verspätungen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Genau! Aber das haben sie eh...!) Der Postbus kauft beispielsweise Busse in der Türkei ein, bei denen vergessen worden ist, die Vorheizstufe einzubauen, sodass diese Busse derzeit im Winter eineinhalb Stunden warmlaufen müssen, bevor man einen Gast damit transportieren kann, der in diesen Bussen nicht maßloser Kälte ausgesetzt ist. 

Meine Damen und Herren! Das alles sind Dinge, wo der Unterschied klar ist. Ich bin glücklich - und ich denke, auch die Wienerinnen und Wiener sind glücklich -, dass es diesen Unterschied gibt und dass dieser Unterschied auch tagtäglich erkennbar ist. (Abg Mag Wolfgang Jung: ...aber eine bedenkliche Geschichte! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Das ist auch ein Zeichen dafür, warum wir und auch externe Fachleute mit Fug und Recht sagen, dass diese Stadt anders ist und dass diese Stadt ökologisch ist. Welche Stadt, welche Metropole kann von sich sagen, dass ein Nationalpark und ein Biosphärenpark in den Stadtgrenzen sind? Noch dazu in einer Situation, dass die UNESCO diesen Biosphärenpark Wienerwald in der kürzesten Zeit - im Vergleich zu anderen Projekten - als richtig, gut und anerkennenswert erkannt hat. Das muss eine Stadt mit einem hohen ökologischen Standard sein, meine Damen und Herren!

Wenn jemand heute gesagt hat, die Menschen leiden darunter, dass es zu wenig Grün gibt, so denke ich mir, bei einer Stadt, in der jeder zweite Quadratmeter Grünraum ist - ein Faktum, das Sie in Europa auch sehr lange suchen werden -, kann man doch wohl nicht sagen, dass die Ökologie zu kurz kommt. Ganz im Gegenteil, der Grünbereich wird ausgebaut, die Stadt Wien kauft alljährlich Grünbereiche dazu, um den Wald- und Wiesengürtel zu stärken und zu ergänzen.

Ich muss noch einmal zum Kollegen Stiftner kommen. Es ist, denke ich, doch eine befreiende Art, wenn man eine Rede zusammenstellt und sich nicht an Fakten halten muss. Da tut man sich leichter, nicht wahr, wenn man sagt: Da ist eine Behauptung, jetzt sage ich es einfach, und wenn niemand draufkommt, mein Gott, dann ist es doch hineingegangen!

Ich weiß nicht, woher Sie Ihre Zahlen oder Ihr Material haben, dass immer mehr Menschen in den Speckgürtel rund um Wien abwandern. Ganz das Gegenteil ist rund um Wien der Fall. Wir haben die Werte und die Umfragen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Denn wenn Sie die Studie "Leben in Wien" richtig gelesen hätten, dann wüssten Sie, dass der Trend, ins Umland von Wien zu ziehen, sich in den letzten zehn Jahren halbiert hat, dass immer mehr Leute in der Stadt leben wollen (Abg Dipl Ing Roman Stiftner: Wollen schon!), dass immer mehr Leute auch in der Stadt bleiben und dass immer mehr Leute die Vorzüge dieser Stadt schätzen, einer Stadt, die Ökologie, Freizeitgestaltung, gutes Arbeiten - nirgendwo anders in Österreich verdient man mehr Geld als in Wien - und einen hohen Anspruch an Lebensqualität unter einen Hut bringt. (Abg Dipl Ing Roman Stiftner: Ist weit höher im Umland!) 

Meine Damen und Herren! Das sind die Geheimnisse, und das ist auch das Geheimnis, warum 2005 die Mehrheit dieses Hauses eine absolute Mehrheit verteidigen konnte und warum Sie mit Ihrem Krankjammern Wiens auf dem falschen Dampfer waren. Wir sind stolz darauf, den richtigen Weg zu gehen, und wir sind stolz darauf, dass die Wienerinnen und Wiener mit uns gemeinsam diesen Weg gehen. (Beifall bei der SPÖ.)
Wie man von einer verfehlten Solarpolitik reden kann bei einer Steigerung von 8,56 Prozent, Kollege Maresch… (Abg Mag Rüdiger Maresch: Haben wir nicht gesagt! Ich habe gesagt, jetzt ist es am besten! Früher ist nichts gemacht worden!) Okay, du lobst jetzt unseren Weg, da bin ich durchaus bei dir, danke schön, dann diskutieren wir nicht weiter. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ich habe nicht gesagt...!) Also lobe ich doch nicht, bin ich doch nicht einverstanden, wie auch immer. Aber 8,56 Prozent Zuwachs ist nicht so schlecht, oder? (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ich kann da nur sagen, wenn man vorher nichts getan hat, ist doppelt so viel auch nicht gerade sensationell! - Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Das war das Naheste zu einem Lob...!) Okay, die Frau Stadträtin hat mir zugeflüstert, das war das Naheste eines Lobes, was man von dir bekommen kann. Ich gebe mich damit zufrieden, das ist schon in Ordnung so. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Mein Lob ist, dass ihr die Nummer für das Salzamt eingerichtet habt! Das finde ich super!)
Dass man an 19 Luftmessstellen die Qualität der Luft misst, ist offensichtlich auch nicht genug. Irgendjemand hat gesagt, dass man in diesem Bericht zu wenig über die Luftqualität geschrieben hat. Ich habe nachgezählt, es sind acht Seiten, auf denen man über Luft und Luftqualität spricht. Ich denke mir, das ist auch nichts, was wir versteckt haben. 

Schlussendlich ist meiner Ansicht nach festzuhalten, dass dieser Bericht, für den ich mich namens meiner Fraktion noch einmal bei der MA 22 bedanken möchte, eines klar und deutlich zeigt. Es hat gute Gründe, warum Mercer und andere Studien uns in der Lebensqualität so weit vorne sehen; es hat gute Gründe, und unter anderem ist es die Umweltpolitik dieser Stadt. Es ist das Eintreten für Ökologie in allen Entscheidungsbereichen. 

Diese Umweltpolitik hat ein Gesicht, das ist die StRin Sima, das ist das Programm der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten der Stadt. Ich kann Ihnen versprechen - nicht nur, weil wir diesen Bericht in Händen halten, sondern weil dieser Bericht auch Anlass gibt, diesen Weg weiterzugehen -, wenn ein Bürger, wenn eine Bürgerin einen guten Partner, einen verlässlichen Partner in Ökologie sucht, wenn eine Bürgerin, ein Bürger Gewähr dafür haben möchte, dass Ökologie einen Stellenwert in dieser Stadt hat, dann sind er und sie bei der Sozialdemokratie gut aufgehoben. Dafür sei danke schön gesagt all diesen Bürgerinnen und Bürgern, die uns helfen, dass wir unsere Programme durchführen können. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Abg Blind. Ich erteile es ihm.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Für uns Freiheitliche hat schon die Erstrednerin gesagt, dass wir diesem Bericht zustimmen werden. Ich habe aber zu meiner Kollegin gesagt, wenn Kollege Valentin weiterhin so in seiner Rede fortgefahren wäre, dann hätten wir uns das wirklich überlegen müssen. (Beifall von Abg Mag Wolfgang Jung.) Denn das war schon sehr schlimm, diese Pfarrerrede hier. Der Herr Kollege... (Abg Erich VALENTIN: Welche Rede?) Na, wie ein Pfarrer haben Sie heute geklungen, es war schlimm! (Abg Erich VALENTIN: Ah, "Pfarrer"! - Abg Heinz Hufnagl: Die roten Pfarrer werden jetzt immer häufiger! - Abg Johann Herzog: ...Pfarrergewerkschaft!)
Kollege Maresch hat diesen Bericht durchaus zu Recht kritisiert. Das ist kein Bericht, das ist die Zusammenfassung aller wohlgefälligen Presseaussendungen, um Wien schön darzustellen. Wien ist schön, und zu einem Bericht gehört das Positive, aber selbstverständlich gehört auch das berichtet, was vielleicht noch in Ordnung gebracht werden sollte. 

Wenn wir uns die Seite 34 anschauen - da steht "Wiental Kanal" -, hätte ich eine Frage an die Frau Stadträtin. Da steht: „Da die Wienfluss-Sammelkanäle bei Regenwetter an die Grenzen ihrer Belastbarkeit stoßen, gelangt in solchen Fällen 'Mischwasser' in den Wienfluss." Ja, da kritisiert die Stadt durchaus etwas, und sie stellt fest, da gelangen die Fäkalien mit dem Regenwasser in den Wienfluss. Das ist nicht sehr erfreulich. 

Und jetzt kommt die sozialistische Wahrheit: „Mit Fertigstellung des ... Kanals wird dieses Szenario der Vergangenheit angehören." Das ist nicht schlecht, das kann man unterschreiben. Ist der Wiental Kanal fertig und sind alle "Mischwässer" endlich in dem Kanal eingefangen, dann ist der Wienfluss sauber. 

Seite 35: „Nach 2 600 Tunnelmetern ist die Erddruckschildmaschine punktgenau im Zielschacht im Ernst-Arnold-Park angekommen. Der Wiental Kanal wird noch 2006 in Betrieb gehen." Jetzt bitte ich um Erklärung, man will ja nicht pingelig sein: Wenn der Wiental Kanal im 5. Bezirk endet - er ist jetzt bis dorthin gebaut und in Betrieb genommen worden -, wie schafft er das, dass er zum Beispiel in Unter St Veit die "Mischwässer" auffängt? 

Das ist ein Geheimnis. Unter St Veit ist durchaus ein bisschen entfernt vom Ernst-Arnold-Park, bitte schön - schade, dass Herr Kollege Valentin das nicht noch erklären kann. Aber er kann sich vielleicht ein zweites Mal zum Wort melden, oder die Frau Stadtrat erklärt das: Wie machen wir das, dass die "Mischwässer" zum Beispiel von Penzing - das ist auch ein ganz netter Bezirk, Hietzing, Penzing -, wie kommen diese "Mischwässer" in den Wiental-Sammelkanal, wenn dieser große, elegante Kanal beim Ernst-Arnold-Park anfängt? Alles andere hat doch noch diesen alten, kleinen Querschnitt. 

Ich habe das im Umweltausschuss schon einmal angeboten: Ich habe mit dem Handy aufgenommen - ein Foto habe ich geschossen -, was da alles in Unter St Veit durch die Überfluter herauskommt. Es ist unappetitlich genug, ich werde es hier nicht im Detail schildern. Aber ich bitte schon, dass in einem Bericht die ganze Sache würdiger dargestellt werden sollte. 

Kommen wir zur Seite 55, da geht es um das Biomassekraftwerk Simmering. Da stehen wirklich Wahrheiten drin: dass 72 000 t Steinkohle eingespart werden durch dieses Biomassekraftwerk Simmering, dass 47 000 t Heizöl eingespart werden, und es kommt zu einer CO2-Reduktion. Alles wahr - aber was da nicht drinsteht, ist, dass man doppelt so viel einsparen könnte, wenn man eine vernünftige Technologie gewählt hätte. 

Was gefällt uns nicht an diesem Biomassekraftwerk Simmering? Die Holzaufbringung gefällt uns nicht. Die Holzaufbringung - und das steht da leider nicht drin - wird in einem Umkreis von 200 km erfolgen. 200 km, das ist nicht schlimm, wenn man von dort mit Bahn und Schiff den Holztransport bewerkstelligt. Aber man hat sich entschlossen, ausschließlich auf LKWs zu setzen. Uns redet man immer ein, der kleine Mann soll Bahn fahren, das ist umweltschonend. Aber das Holz hat es so eilig und, ich weiß nicht, muss bequem fahren? 

Das Holz muss auf jeden Fall mit dem LKW herangeschafft werden, und die Frau Umweltstadträtin hat gesagt: Na ja, das ist deswegen notwendig, weil es sich bei bis zu 200 km im Umkreis dieses Biomassekraftwerks nicht auszahlt, auf Bahn und auf Schiff umzuladen. Ich kann Ihnen eines sagen: Bei diesen 6 000 LKW-Fahrten ist die umweltrelevante Situation schon ein bisschen eingeengt, denn diese 6 000 LKW-Fahrten pro Jahr machen eine Umweltverschmutzung, da ist diese erneuerbare Energie auch nur noch die Hälfte wert. 

Zur Wirtschaftlichkeit werde ich dann im Detail kommen. Wir verbrennen in diesem Musterwerk in Simmering Holz, das 50 Prozent Feuchteanteil hat. Das heißt, wir versuchen, Wasser zu verbrennen. Ob das wirklich die Bomben-Idee war? Ich kann Ihnen sagen: nein!

Zur grünen Energiewende - ja, Sie können lachen, ich sage es ihnen dann, Herr Kollege Oxonitsch. Ich weiß, man kann nicht alles verstehen. Als Klubobmann ist man Klubobmann... (Abg Harry Kopietz: Das wissen Sie, ja! Das glaube ich!) Ja, ich verstehe das schon. Man kann nicht alles verstehen, und dann lässt man eben Fachleute zu Wort kommen. Aber Sie können eines machen, nämlich sagen, dass die Fachleute, die ich zitiere, sich irren. Kein Problem, mit so einem werde ich dann konferieren und ihm sagen: Mein lieber Freund, du hast mich in den Landtag geschickt und hast mich falsch informiert, das geht so nicht! Das machen wir dann ganz genau und gerne.

Jetzt kommen wir noch zu einem allgemeinen Statement zur grünen Energiewende. In mancher Diskussion mit Frau Petrovic habe ich bemerkt, dass die GRÜNEN angeblich die Energiewende wollen. Das hängt mit diesem Biomassekraftwerk schon zusammen, darum erlaube ich es mir, so eine allgemeine Aussage zu machen. Und zwar wollen die GRÜNEN die nachwachsende 
Energie aus dem Inland haben. Das ist eine gute Idee: Sie wollen die Auslandsabhängigkeit Österreichs von den Energiequellen verringern. Das ist ja wunderbar, jetzt kommen die GRÜNEN auf eine nationale Lösung! Sie kommen auf eine Lösung, die wir Freiheitliche immer schon angestrebt haben. Wir haben ja immer schon gesagt: Mehr für das Inland tun und nicht immer alles aus dem Ausland hereinholen! (Heiterkeit und Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Was heißt "bitte"? Sind Sie dafür, dass man das Holz aus dem Ausland holt? Oder sind Sie dafür, dass das Holz aus dem Inland kommt? (StR David Ellensohn: Wir haben nichts gegen ausländisches Holz!)

Ach, das haben Sie nicht? Bitte, da war Frau Kollegin Petrovic, bei einer Diskussion mit Binder-Kriegelstein, durchaus anderer Meinung. Also mir können Sie jetzt nicht erzählen, was Frau Petrovic gesagt hat, ich war dort. (Abg Mag Maria Vassilakou: Ausländisches Holz...!) Jedenfalls sind wir bei Energie, bei Nahrungsmitteln, durchaus auch bei Wasser dafür, dass wir das alles einer nationalen Lösung zuführen. (Abg Mag Alev Korun: Aber auch nicht...!)
Kommen wir jetzt zum Biomassekraftwerk Simmering. Was bemängeln wir da? Hier haben wir den Bericht des Rechnungshofes, der feststellt, dass von zwei Parteien hier im Landtag oder im Gemeinderat in einem Arbeitsübereinkommen beschlossen wurde, so ein Biomassekraftwerk zu betreiben.

Da hat man im Juni 2001 unter dem Vorsitz eines 
Universitätsprofessors einen Arbeitskreis eingerichtet, in welchem neben politischen Vertretern sowohl Experten des Magistrats der Stadt Wien und Wien Energie als auch Vertreter von verschiedenen Institutionen und Kraftwerksunternehmen sitzen. Ich muss Ihnen eines sagen, es waren natürlich alle eingeladen – die Roten, die Grünen, selbstverständlich die Schwarzen auch, aber die FPÖ war natürlich nicht dabei. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ja, das hätte Ihnen gepasst! – Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das war natürlich keine gute Idee, aber, wie gesagt, ich werde Ihnen auch noch sagen, wo der Schaden daraus entstanden ist. 

Da es in Österreich keine Erfahrung mit der großtechnischen Biomassefeuerung gab, fanden im Herbst 2001 – kritisiert der Rechnungshof – drei Besichtigungsreisen zu größeren Biomassekraftwerken in Europa, nämlich in Skandinavien, Niederlande und Italien, statt. Dadurch sollten sowohl Informationen über den aktuellen Stand der Technik als auch über die für die Anlagenerrichtung maßgeblichen örtlichen Rahmenbedingungen gewonnen werden.

Ich habe es Ihnen schon einmal gesagt, es war von Ihnen ein Fehler, die Freiheitlichen bei diesen Reisen nicht mitzunehmen. (Zahlreiche Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ja, ich weiß, Sie können dumm, primitiv, dumm und primitiv immer nur hinhauen auf die FPÖ. Wir sind hier eine kontrollierende demokratische Kraft. Wenn Sie glauben, die darf in diesem Haus nicht sein, ist es Ihre demokratische Ansicht, aber die richtet sich von selbst. (Beifall bei der FPÖ.)

Aber Sie mit Ihrem Rassismus und mit Ihrem deutschen Schäferhund und allen primitiven Aussagen! Bitte melden Sie sich zum Wort, dieses Dreinreden hat ja gar keinen Sinn. 

Der Rechnungshof erachtet die Durchführung von Anlagenbesichtigungen grundsätzlich als zweckmäßig. (Abg Mag Maria Vassilakou: Na also!) Und jetzt kommt die Kritik, die kommt ja nicht nur von uns allein, sondern die kommt ja bestätigt durch den Rechnungshof. Er wies jedoch in diesem Zusammenhang – und er kann ja nur Empfehlungen geben – bei den von Kraftwerksanlagenunternehmern finanzierten Besichtigungsreisen auf mögliche künftige Interessenskonflikte hin. Auf Deutsch heißt das, dass sich Rot, Schwarz und Grün von jenen Kraftwerksbetreibern auf diese Reisen einladen haben lassen, die erwarten, dass sie, nachdem die Kraftwerke besichtigt wurden, möglichst auch zum Zug kommen, die Anlage zu bauen. 

Das war nicht viel besser, bitte schön, als wenn der Herr Grasser sich irgendwo auf ein Schiffanakel einladen lässt. Sie lassen sich auf Reisen einladen, wo auf Kosten der Kraftwerksbetreiber und auch derer – das stellt der Rechnungshof fest, da können Sie den Schädel beuteln, wie Sie wollen, das ist völlig wurscht – wo auf Grund... (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ich habe mich nie einladen lassen!) Sie haben sich einladen lassen, das ist ja fast schon Bestechung, bitte schön! Sie haben sich einladen lassen, Sie haben sich einladen lassen von den Kraftwerksbetreibern, die erwartet haben, dass sie auch nachher den Auftrag bekommen. Das können Sie auf Seite 21 des Rechnungshofberichtes nachlesen.

Kommen wir jetzt zu den Projektstudien, die der Rechnungshof hier erwähnt. Die Wienstrom stellt unter anderem eine Studie eines internationalen Energieberaters über die Abschätzung des Energieholzaufkommens bereit. Haben Sie damals – ich hätte die Studie ganz gerne gesehen und hinterfragt – haben Sie damals schon gewusst, dass die Bundesforste sich in Osteuropa einkaufen und dass die Bundesforste durchaus – Sie sind ja an der Gesellschaft beteiligt – aus Osteuropa das Holz nach Wien bringen und unsere Holzbauern halt davon nicht allzu viel haben. 

Das ist Ihre nationale Energiewende, die besagt, wir müssen unabhängig werden vom Ausland und dann holen die Bundesforste, weil es dort günstiger ist für sie und wirtschaftlicher ist für sie und mehr Gewinn bringt, das Holz nach Wien. Das noch mit dem LKW, und das ist die große, grüne Energiewende, wo die Wertschöpfung im Inland stattfinden soll. Also, ich hätte mir diese Energieholzaufkommensstudie gerne angeschaut.

Eine weitere Studie betraf die Rahmenbedingungen und die technischen Daten für die Errichtung eines Biomassekraftwerks in Simmering. Sie bildet die Grundlage für die Anlagendimensionierung und die Brennstofflogistik. Und ich werde dann Herrn Kollegen Oxonitsch, falls er dann das noch hören will, gerne Fachleute zitieren, die sagen, die Brennstofflogistik funktioniere nicht. Ich bin gerne bereit, Ihre Kritik entgegenzunehmen, wenn Sie da sagen, das, was dieser Fachmann sagt, ist einfach schlicht und ergreifend falsch, okay, dann werde ich mit diesem Fachmann sprechen, denn man kann ja nicht erwarten, dass jeder Gemeinderat oder Landtagsabgeordnete ein Fachmann in den Details ist, ich verlasse mich auch auf Fachleute, aber ich hätte ganz gerne Ihre Studien über diese Brennstofflogistik gesehen, und zwar damals schon, 2001. Die haben Sie uns ja nicht gezeigt. Dann hätte ich mit Fachleuten sprechen können und hätte 2001 meine Einwendungen gemacht, und wenn Sie Argumente haben, hätte ich durchaus akzeptiert, dass Ihre Einwendungen vielleicht richtig sind. 

Dadurch, dass Sie uns nicht eingeladen haben und zu den Fahrten nicht mitgenommen haben und die Brennstofflogistik nicht gezeigt haben, können Sie natürlich nicht erwarten, dass, wenn der Rechnungshof dieses alles bemängelt, wir noch sagen, ja, ja, das ist alles in Ordnung.

Jetzt kommen wir zur Auftragsvergabe, die wir ebenfalls bemängeln: Die von WIENSTROM für den Arbeitskreis Biomassekraftwerk beauftragten Studien wurden jeweils direkt an einen Unternehmer ohne Einholung zusätzlicher Vergleichsangebote vergeben. Also, wenn das um sich greift! Also, so kann es doch wirklich nicht sein. Das heißt, man vergibt also relativ freihändig. So, bitte nicht!

Jetzt kommen wir zu den Generalunternehmerleistungen. Die Ausschreibung der Generalunternehmerleistungen durch die WIENSTROM im Februar 2004 beinhaltet die schlüsselfertige Errichtung eines Biomassekraftwerkes am Standort Simmering mit der Brennstoffwärmeleistung und so weiter. Weder zum Zeitpunkt der Ausschreibung noch bei der Auftragsvergabe im September 2004 lagen alle für die Errichtung notwendigen behördlichen Bewilligungen beziehungsweise rechtskräftigen Genehmigungen vor. 

Also, da zu sagen, wir haben es eilig gehabt, sonst hätten wir die und die Förderung vielleicht nicht erwischt, nun ja, bitte schön, da müssen Sie eben entweder früher zum Denken anfangen oder den Planungsprozess beschleunigen. Aber das hätte wohl jeder gerne in Wien, dass er sagen könnte, ja, lieber Freund, ich musste bauen, ich habe leider diese ganzen behördlichen Sachen nicht abwarten können, der Winter ist vor der Türe gestanden, es hätte beim Dach hereingeregnet und weil wir es eilig gehabt haben, haben wir halt diese ganzen Sachen schnell erledigt und haben auf diese Bescheide halt nicht warten können. Also, vielleicht erklärt man mir das, dass alle Verordnungen in Wien durch die Dringlichkeit des Projektes einfach außer Kraft gesetzt werden. Ich bin neugierig, was der Herr Kollege Oxonitsch und vielleicht auch die Frau Stadtrat mir dazu erklären werden.

Und nun zur Wirtschaftlichkeit: Da sagt der Rechnungshof, wenn man es so auf gut Deutsch übersetzt, Traumzahlen! Und zwar wurden nach Auffassung des Rechnungshofes bei der Wirtschaftlichkeitsberechnung unrealistische Förderungsbeträge in Ansatz gebracht und weiters, „demzufolge wird die Eigenkapitalrendite mit hoher Wahrscheinlichkeit unter 4 Prozent absinken“. Darüber freue ich mich nicht, bitte schön, das ist nichts, dass ich mich freue, aber wenn der Rechnungshof sagt, diese ganzen Ansätze sind falsch, muss ich das Ihnen schon zur Kenntnis bringen. Und weiter heißt es: „Vom Ergebnis der ersten Wirtschaftlichkeitsrechnung von 6 Prozent wird das abweichen.“

Weiters wies der Rechnungshof darauf hin, dass vom Generalunternehmen nur eine Garantie für 7 500 Betriebsstunden vorliegt und das zu einer weiteren Renditenverschlechterung führen wird. Aber das ist ja nicht das Schlimme, es kommt ja noch dicker, dass diese Wirtschaftlichkeit einfach nicht funktionieren wird.

Ich habe mich jetzt bei Fachleuten schlau gemacht und habe ein Schreiben, datiert vom 11.9.2006, in Händen. Sie wollten von mir wissen, wo es in Wien Biomasseheizwerke gibt, die nicht trocknen. Ich weiß nur vom größten Biomassefernheizwerk in Simmering, das 625 000 Schüttraummeter Hackschnitzel verbrennen wird und in den kommenden Tagen – 20.9.2006 war vorgesehen - eröffnet werden soll. 

Dort wird nicht getrocknet. Da denkt man sich, nun ja, ob dort getrocknet wird oder nicht, das macht vielleicht gar nicht so viel aus. 24 t Feuchtware sollen pro Stunde verbrannt werden. Das sind cirka 30 Festmeter oder 80 Schüttraummeter. 30 Festmeter ist ein LKW-Zug pro Stunde oder bei einem 12 Stunden-Arbeitstag 2 LKW-Züge pro Stunde. 

Wenn ein Heizwerk trocknet, dann ist das die große Ausnahme. Da kann man natürlich sagen, wir sind auch bei der großen Ausnahme, wir sind in der Versammlung derer, die halt nicht gescheit sind und da sind wir zwar die mehreren, aber trotzdem nicht gescheit.

Ich kenne nur das Heizwerk Söll. Also, es gibt ja doch was Gescheites, wenn man uns rechtzeitig eingebunden hätte. Ich kenne nur das Heizwerk Söll, das trocknet und auch für Trockenhackgut wirbt, wie Sie am angehängten Artikel sehen können. Ohne Trocknen würden sie die doppelte Hackschnittmenge benötigen. Dazu kommen noch der doppelte Verkehr, doppelte Abgasmengen, doppelter Maschinenverschleiß, doppelter Straßenverschleiß, doppelt, doppelt, doppelt. 

Alle negativen Einflüsse können durch die Trocknung auf 90 Prozent Trockensubstanz halbiert werden, was ökologisch und ökonomisch von höchstem Vorteil ist. Daher sollte die Trocknung der Biomasse thematisiert und mit vollem Nachdruck in die öffentliche Diskussion gedrängt werden. Das habe ich hiermit getan. Sie können das fachlich entkräften, ich bin gespannt darauf und nehme das auch gerne zur Kenntnis. Aber nur einfach ein Kraftwerk in Simmering zu betreiben, das unserer Einschätzung nach versucht, ein zu nasses Material zu verbrennen und daher nur die Hälfte an Leistung erbringen kann, ist leider traurig. Ich freue mich nicht darüber, den Schaden haben die Stadt und die Steuerzahler, aber wie gesagt, dieses Mal werden wir dem Umweltbericht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Jerusalem. Ich erteile es ihr. 

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich stehe nicht auf der eigentlichen Rednerliste, werde es daher auch kurz machen und brauche nicht länger als fünf Minuten. Ich muss mich leider zum Wort melden, ich mache das nicht aus Jux und Tollerei, muss mich aber leider zum Wort melden, nachdem Herr Abg Valentin es ja nicht einmal der Mühe wert gefunden hat, das Wort Fluglärm auch nur in den Mund zu nehmen. Deshalb mache ich aufmerksam darauf, dass diese Stadt es zulässt, dass seit 1998 systematisch die Lebensqualität Tausender Menschen in dieser Stadt verschlechtert wird, von Jahr zu Jahr verschlechtert wird. Und was es heißt, betroffen zu sein, möchte ich Ihnen in wenigen Sätzen sagen: 

Wenn die Flugschneise über diesen Leuten eröffnet wird - und sie wandert, sie ist einmal da, einmal dort, die Menschen sind nicht immer in gleicher Weise und im gleichen Ausmaß betroffen -, aber wenn die Flugschneise über unseren Köpfen eröffnet wird, dann ist an ein normales Gespräch in einer Wohnung überhaupt nicht mehr zu denken. Der Hof ist nicht mehr benutzbar, der Garten ist nicht benutzbar, der Balkon ist nicht benutzbar, kleine Kinder kann man nicht ins Freie stellen, weil sie sofort aufwachen. 

Sie riskieren damit erstens einmal die Gesundheit dieser Menschen, was Bluthochdruck und andere Krankheiten angeht, bei Kindern geht das noch sehr viel weiter. Das wird einfach hingenommen, und wenn der Umweltbericht auf dem Tisch liegt, wird es darin nicht einmal erwähnt. Das ist eine sehr scharfe Kritik, die ich dieses Mal an Sie richte, weil Sie das vollkommen kritiklos einfach hinnehmen und nichts dagegen unternehmen. Und das ist auch eine scharfe Kritik an der Umweltanwaltschaft, die es in ihrem Bericht nicht fertig gebracht hat, das auch nur kritisch zu betrachten und die Probleme dieser Menschen zu benennen und ernst zu nehmen. Das ist eine Kritik an der SPÖ, das ist eine Kritik an der Umweltstadträtin, die ebenfalls bislang dieses Problem gänzlich ignoriert. 

Nehmen Sie zur Kenntnis, dass sich die betroffenen Menschen das nicht gefallen lassen wollen und zwar weder die Attacke auf ihre Gesundheit noch die Attacke auf ihr soziales Zusammenleben noch die Attacke einer Minderung der Lebensqualität oder noch die Attacke auf die Minderung der Wertfaktoren ihrer Wohnungen und Häuser in diesem Gebiet. Sie zwingen Menschen auszuziehen und wegzuziehen. Ich persönlich halte das für eine politische Unverfrorenheit der obersten Spitzenklasse und verstehe nicht, wieso das in einem Umweltbericht und in Ihrer Rede nicht einmal einen Platz findet. Also, Sie können ganz sicher sein, dass ich die Menschen darüber informieren werde. Mich ärgert das wirklich wahnsinnig. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Valentin. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Frau Jerusalem!

Wissen Sie, was ich wirklich ungeheuerlich finde, da Sie von Ungeheuerlichkeit gesprochen haben? Ich finde es ungeheuerlich, wie Sie versuchen, Dinge zu verdrehen. 

Zum einen, ich verwahre mich auf das Schärfste, 
aber wirklich auf das Schärfste, dass wir eine Situation in Wien haben, was die Lärmsituation betrifft, was Fluglärm betrifft, die gesundheitsschädlich wäre. Es gibt keine Werte. Die Frau Jerusalem versucht schon seit fünf Jahren verzweifelt, gleichermaßen ebenso vergeblich, dieses nachzuweisen. Die WHO, die die schärfsten Grenzwerte festsetzt, die übrigens wesentlich schärfer sind als die der EU, sagt, ein dBA-Wert von 55 am Tag und 45 in der Nacht wäre der Grenzwert, wo Maßnahmen zu setzen sind. Tatsache ist, dass es keinen Wert in Wien gibt, der an die 45 beziehungsweise 55 dBA heranreicht. Wir haben lediglich 52 dBA im Bereich des Zentralfriedhofs, aber die Lärmteppiche gehen sogar zurück. 

Ich sage Ihnen noch etwas: Die Betriebsanlage Flughafen Wien-Schwechat hat die Auflage, seit dem Jahre 1988 die 66 dBA-Zone zu dokumentieren. Das tut sie, nachweislich mit gerichtlich beeideten Sachverständigen. Und wenn ich mir diese Teppiche ansehen, dann stelle ich fest, dass von 1988 bis 2004 dieser Teppich um 70 Prozent zurückgegangen ist. Eine Verschlechterung von Situationen, die Sie dauernd diagnostizieren wollen, ist einfach nicht gegeben. Nichtsdestoweniger sagen wir, dass Fluglärm eine Belästigung darstellt. Es ist eine Belästigung, die viele Wienerinnen und Wiener durchaus bekritteln. 

Das akzeptieren wir, das sehen wir genauso wie die Wienerinnen und Wiener. Also, da streben wir, obgleich es keine Wiener Kompetenz, eine Formalkompetenz, gibt, Verbesserungen an. Da ist es relativ wenig hilfreich, wenn Leute herumrennen und sagen, das wäre gesundheitsschädigend, weil derartige Verhärtungen in der Diskussion, auch mit der Austro Control, einfach nur das bringen, dass wir kein Diskussionsklima zu Stande bringen. Es ist nicht hilfreich, wenn ich jemandem, der zu Recht sagt, das stört mich, sage, und in Wirklichkeit wird deine Gesundheit gefährdet, auch wenn ich selber weiß, das stimmt einfach nicht. Und Sie haben keine Werte international, wo Sie das ablesen können. 

Was tun wir? Ich sage noch einmal, damit es klar ist: Es gibt keine Formalkompetenz, weder was das internationale Flugrecht betrifft noch was das nationale für Wien betrifft, und auch die Betriebsanlagengenehmigung ist ein niederösterreichisches Verfahren. Das heißt, Wien kann maximal bei manchen Verfahren auf Parteienstellung hoffen. Bei der UVP beispielsweise sind wir nicht einmal Standortgemeinde, weil die Betriebsanlage nicht in Wien liegt. Das heißt, wir versuchen, in Verhandlungen Verbesserungen zu erzielen. Und wenn ich mir die Verbesserungen ansehe, dann sage ich und muss es durchaus feststellen, dass die Wienerinnen und Wiener die Verbesserungen auch spüren. 

Zeigen Sie mir die Metropole in Europa, wo wir ein Flugverbot in den Nachtstunden von 21 bis 7 Uhr haben. Zeigen Sie sie mir, kommen Sie her und sagen Sie, da, in einer europäischen Hauptstadt, hat man eine bessere Lösung. Zeigen Sie es mir. Wir haben aus gutem Grund diese internationale Konferenz in Wien gemacht, um zu valorisieren, wie gut oder wie schlecht wir sind. Und selbst die Grünen, die aus Spanien angereist sind, haben sich gewünscht, dass sie in Barcelona eine Regelung bekommen, wie wir sie haben. Zeigen Sie es mir, kommen Sie her und sagen Sie, die machen es besser. Dann werden wir uns bemühen, das auch zu erreichen. Nur dauernd zu sagen, es wird immer schlechter, und das nicht nachweisen können, das halte ich für den falschen Weg und das verurteilen wir. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und weil dauernd gesagt wird, es wird so fürchterlich schlecht in der Hauptanflugsroute über Wien: Auch das ist unrichtig. Wir lagen bereits bei über 15 Prozent aller Landungen, die über die westlichen Zentralbezirke und südlichen Bezirke geflogen sind, wir sind nun bei 11,5 Prozent und das bedeutet, wenn ich die letzten Jahre ansehe, ein Stagnieren der Absolutzahlen. Ich weiß schon, jetzt kommen schon wieder die Relativzahlen, die absurd sind. Sie können es aber nachlesen, und das kann jeder von Ihnen, wenn er ins Internet geht, wie jeder andere Bürger auch, da wird nichts verheimlicht, da wird nichts versteckt. Das heißt, wir stagnieren erfreulicherweise in den letzten Jahren, was die Anflüge über West-Wien betrifft, und da wird nichts gebündelt. 

Es gibt zwar Wanderdünen, Frau Kollegin Jerusalem, die gibt es, aber es gibt keine Wanderflugrouten, denn das ist ein lineares Anflugsystem. Da gibt es einen Leitstrahl, der wandert nicht, das ist physikalisch gegeben, dass der immer auf der gleichen Stelle ist, und das seit Jahr und Tag. 

Lassen Sie mich zusammenfassen: Obgleich Wien - und ich sage es noch einmal - keine Formalkompetenz hat, haben wir, Bezirksvorsteherinnen, Bezirksvorsteher, KollegInnen dieses Gemeinderates, viele Bezirksrätinnen und Bezirksräte, in den letzten fünf Jahren sowohl in der Stadtkonferenz hier in Wien als auch in vielen, vielen anderen Meetings mit den anderen verhandelt. Es waren einige wenige, die die Verträge nicht unterschrieben haben, aber 55 Mediationsparteien haben das unterschrieben, 55 haben das Ziel der Verhandlungen erreicht. 

Wir haben in diesen Verhandlungen Verbesserungen erzielen können, Verbesserungen, die Folgendes zum Ziel haben: Den Wirtschaftsstandort Wien nicht zu gefährden, was den Flugbetrieb betrifft, und wenn ich mir die Zeitungen ansehe, meine Damen und Herren - und die Diskussion wird ja auch von Airlines geführt - dann ist das die andere Seite der Medaille, darauf möchte ich auch hinweisen. Da gibt es halt auch zirka 8 000 Wiener Beschäftigte am Flughafen und rund 100 000 Arbeitsplätze, die auf Grund der Situation am Flughafen bedingt indiziert sind. Das heißt, wir versuchen sowohl diesen Wirtschaftsmotor weitmöglichst zu unterstützen und dennoch akzeptable, verbesserte ökologische Rahmenverhältnisse in Verhandlungen zu erreichen. 

Dieser Weg hat sich bewährt und wir haben deshalb nichts darüber gesagt, Kollegin Jerusalem - um Ihr Erzürnen vielleicht zu mildern, und wenn es nicht geht, kann ich es auch nicht ändern -, weil wir grundsätzlich gemeint haben, es wird mit den Betroffenen jede Menge kommuniziert, schon morgen wieder, also am Montag, sind Betroffene bei mir, die sich orientieren wollen, wie die Verhandlungen weitergehen. 

Wir tun sehr viel, obwohl wir dazu als Behörde formal nicht in der Lage sind und ich denke mir, wenn Sie ein bisschen über den Tellerrand Wiens, über die Landesgrenze, schauen, vielleicht in Europa ein bisschen herumschauen, oder international, dann werden Sie sehen, dass die Wiener Regelung eine vorbildliche ist. Darauf sind wir nicht stolz, sondern wir sagen, wir haben etwas erreicht für die Wiener, aber es ist ein erster Schritt, und wir werden diesen Weg weitergehen. Danke. (Beifall bei der SPÖ) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Maresch. Es ist dies die zweite Wortmeldung. 

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Also, eigentlich habe ich mir gedacht, ich werde das möglichst kurz halten rund um den Flughafen, damit Sie nicht sagen, dass wieder die ewig lange Geschichte zur Flughafenmediation kommt, jetzt ist sie leider Gottes da, und ich habe mir eigentlich ein bisschen noch was vorbereitet. 

Wenn man sich den Umweltbericht anschaut und durchliest, dann hat es für mich schon eine Überraschung gegeben. Die erste Überraschung war, dass unter dem Kapitel Lärmschutz steht, und zwar für alle, die es mitlesen wollen, auf Seite 92: „...mit Beiträgen von Flughafen Wien AG, MA 22, MA 28, MA 36, MA 46“. Da denke ich mir, aha interessant, die Flughafen AG schreibt am Umweltbericht mit. Gut, kann passieren, kein Problem. Dann sind zwei Internetseiten angegeben, “www.viemediation.at“ beziehungsweise “vie-umwelt.at“ und es heißt, weitere Informationen stehen dort zur Verfügung. Das ist nicht die Stadtverwaltung, sondern das ist der Flughafen Wien. Da habe ich mir gedacht, interessant. Diskutieren wir es aber nicht, obwohl ich das irgendwie ganz eigenartig finde, aber dann gibt es das: Im Umweltbericht gibt es nichts anderes als eine Reklame von der Flughafen Wien AG. Da steht drinnen, offen für neue Horizonte, Vienna Airport. Das heißt, der Vienna Airport hat mitbezahlt an dem Umweltbericht. Da denke ich mir, das kann man sehen, wie man will, es gibt auch andere, die mitbezahlt haben. Vor kurzem war eine ÖVP-Reklame drinnen, da hat, glaube ich, Raiffeisen mitgezahlt. Aber da hat mitgezahlt der Flughafen Wien, und deswegen ist es, finde ich es so eine eigenartige Geschichte und ich glaube schon, dass man sich überlegen muss, wenn man die ganze Zeit von Objektivität redet und von Genauigkeit, ob man dann ein Flughafen Wien-Inserat in den Umweltbericht der Stadt Wien hineinnimmt. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Abg Jerusalem, bitte!

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Für diejenigen unter Ihnen, die nicht unter einer Flugschneise wohnen, möchte ich eine Sache präzisieren, weil das aus der Diskussion jetzt nicht hervorgegangen ist: Wenn man dort wohnt und es herrscht eine bestimmte Windrichtung, das heißt also, keineswegs immer, sondern dann, wenn diese Windrichtung herrscht, dann kommt jede Minute, oder jede eineinhalb Minuten mit wirklich sehr, sehr lautem Geräusch, (Abg Mag Maria Vassilakou: Und sehr viel!) und oft sehr viel, wurscht, ob das der Böhmische Prater ist oder der 14. Bezirk oder der 23. Bezirk, so laut ein Flugzeug daher, dass man ein Gespräch, das man gerade führt, nicht weiterführen kann. 

Ich wohne dort, ich weiß es, ich erzähle Ihnen da nicht irgendwas. Man kann das Gespräch nicht weiterführen und die Kinder, die man in den Hof stellt, wachen davon einfach auf. So ist es, das muss man zur Kenntnis nehmen und ich fordere die SPÖ auf, die Leute, die davon betroffen werden, nicht immer als diejenigen darzustellen, die den Wirtschaftsfaktor Flughafen attackieren, das tun wir nicht, oder als diejenigen, die irgendwie als Querulanten durch die Gegend gehen und völlig unsinnige Forderungen stellen. (Abg Harry Kopietz: Wer hat das hier gesagt?) Das ist eine Ungeheuerlichkeit. 
Wenn es sogar in Bescheiden, wenn sogar in Bescheiden... (Abg Harry Kopietz: Was unterstellen Sie, niemand hat das gesagt!) Die Leute kriegen von mir heute das stenographische Protokoll, die werden sich selbst ein Bild machen, ich werde es nicht interpretieren, sondern sie kriegen das Protokoll und ich denke doch, dass das in Ordnung ist. Und wenn in einem Bescheid für einen kleinen Schanigarten am selben Ort die Amtsärztin hineinschreibt, dass der untersagt wird, weil das gesundheitsschädigend ist, dann kann ich nur lachen. Da wird das Sprechen von Leuten untersagt, weil es gesundheitsschädigend ist, und die minütlich kommenden Flugzeuge, die da hereindröhnen, sind nicht gesundheitsschädlich. Nun, erklären Sie mir doch das einmal, das ist doch die verkehrte Welt, ein vollkommener Humbug. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin!

Zunächst einmal möchte ich hier die Gelegenheit nutzen und mich wirklich bei allen bedanken, die diesen Umweltbericht erstellt haben, die daran mitgearbeitet haben. Es ist immer sehr schwierig und eine sehr umfangreiche Aufgabe, so viele Abteilungen zu koordinieren. Herzlichen Dank an alle, die da mitgetan haben, und herzlichen Dank auch an alle, die so engagiert für Wiens Umwelt arbeiten. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ja, in einem muss ich Kollegen Maresch Recht geben, der Wahlkampf ist vorbei, aber viele haben das, glaube ich, noch nicht mitbekommen, das richtet sich von mir aus vor allem in Richtung der Kollegen der ÖVP. Herr Kollege Stiftner, Ihre Kritik würde viel ernster genommen werden, wenn Sie diese etwas differenzierter vortragen. (Abg Dipl Ing Roman Stiftner: Das habe ich ja getan!) Sie kommen immer her und sagen, es ist alles ganz furchtbar, alles ganz schlecht in Wien. Nun ja, ehrlich gesagt, das wird ziemlich schnell als politische Taktik durchschaut. Und, wie gesagt, das ist ein kleiner Tipp von mir. Ich war ja auch schon einmal länger in Opposition, und man wird ernster genommen, wenn man es ein bisschen differenzierter angeht, weil die Menschen leben ja in dieser Stadt und sie leben gerne in dieser Stadt, weil diese Stadt sehr schön ist. (Beifall bei der SPÖ.) 
Aber wenn ich schon bei Ihnen bin, Herr Kollege, möchte ich doch ein bisschen was da noch fortführen. Sie haben eine sehr originelle Erklärung gefunden, Sie haben gesagt, Ihre These war, mit unserer Umweltpolitik vertreiben wir den Mittelstand und das Bürgertum aus Wien heraus, nach Niederösterreich, damit sie quasi nicht mehr bei uns wählen können, und damit sichern wir uns die Mehrheit der SPÖ. Das war, glaube ich, grob Ihre These. Jetzt finde ich, hat das einen kleinen Haken, weil Sie haben ja auch in Niederösterreich 8 Prozent verloren, das heißt, wohin hat der Herr Lhptm Pröll den Mittelstand nun vertrieben! Das wäre jetzt meine Frage, die ich an Sie stellen möchte, denn wenn man das logisch weiterdenkt, muss es ja in Niederösterreich genauso gewesen sein. Aber okay, vielleicht können Sie mich nachher noch aufklären. (Beifall bei der SPÖ) 

Ja, zum Punkt Feinstaub möchte ich noch was sagen: Ich finde es ja wirklich kühn von Ihnen, dass Sie als Vertreter der ÖVP sich das Wort Feinstaub überhaupt noch in den Mund nehmen zu trauen. Jede einzelne Maßnahme, die wir hier durchgeführt haben, ist von Ihnen abgelehnt worden, ist von Ihnen kritisiert worden, und dann kommen Sie hier her und stellen sich da hin und sagen, ein Wahnsinn, die Feinstaubbelastung ist noch so hoch. Sagen Sie mir eine Maßnahme, die Sie befürworten, einen einzigen konstruktiven Vorschlag zu diesem Thema. Es gibt keinen. 

Sie finden eigentlich Feinstaub wunderbar und der soll weiter rausgeblasen werden, weil Sie ja bisher jede Maßnahme zur Reduktion konsequent abgelehnt haben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Damit wären wir beim letzten Punkt: Wie Sie zu der Zahl 10 000 t kommen, ist mir ein völliges Rätsel. Ein Blick in alle einschlägigen Quellen besagt ganz eindeutig, 1 131 t werden laut Emissionskataster inklusive Bauwirtschaft in Wien emittiert. (Abg Dipl Ing Roman Stiftner: 10 000 sagt der Bericht!) Sie müssen es mir nicht glauben, Sie können es gerne nachschauen. Davon sparen wir 10 Prozent ein, das ist kein lächerlicher Faktor, sondern durchaus eine große Anstrengung und das ist nur... (Abg Dipl Ing Roman Stiftner: Falscher Faktor!) Das ist kein falscher Faktor, auch wenn es Ihnen nicht in den Kram passt, Herr Kollege. Sich hin und wieder ein bisschen die Fakten anschauen, bevor man sich da rausstellt, das, glaube ich, ist wirklich nicht zu viel verlangt. (Abg Dipl Ing Roman Stiftner: Da wurde die Statistik geschönt!) Nein, ich habe gar keine Statistik hier geschönt, das haben wir glücklicherweise nicht notwendig. Und noch dazu betreffen die 113 t nur unser zweites Maßnahmenpaket. Das heißt, alle anderen Dinge, die wir außerhalb dessen gemacht haben, sind da noch nicht einmal eingerechnet. Und wie gesagt, das sind lauter Maßnahmen, die Sie ohnehin abgelehnt haben. Das heißt, wie Sie jemals in dieser Stadt Feinstaub reduziert hätten, ist mir ohnehin ein Rätsel.

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben uns bemüht, in diesem Umweltbericht nicht nur die positiven Seiten, sondern natürlich auch die Umweltprobleme darzustellen, die wir in Wien noch haben. Kollege Maresch schaut ein bisschen skeptisch. Ich glaube, er hätte von uns lieber die ausnahmslose Selbstgeißelung, aber dafür sind wir nicht katholisch genug, muss ich anmerken. Deswegen haben wir uns bemüht, das ein bisschen ausgewogen darzustellen. Wir haben auch Umweltprobleme angesprochen, den Feinstaub, den Lärm, den Fluglärm, den Verkehr, die Altlasten. Also, ich glaube, es gibt doch einen großen Themenbereich, der hier abgehandelt wird, wo wir natürlich Handlungsbedarf auch für die Zukunft sehen und wo wir auch ganz klar sagen, es ist nicht so, wie wir es uns wünschen, und da haben wir ein ganz klares Ziel vor Augen.

Herr Kollege Blind hat zum Wienfluss-Sammelkanal eine Frage an mich gestellt, die - obwohl nicht Fragestunde – ich natürlich gerne beantworten werde. Mit dem Wientalsammler werden jetzt 85 Prozent der Schmutzfracht in diesem Bereich entfernt. Das ist, glaube ich, eine sehr gute Quote, die wir schon haben. Und die MA 30 ist von mir beauftragt worden, sich jetzt anzuschauen, wie wir die restlichen 15 Prozent sozusagen am effizientesten dort herausholen können. Das kann sein, dass wir den Kanal weiterbauen, das wird sicherlich die teuerste Methode sein, möglicherweise gibt es auch kostengünstigere. Wir wissen alle in der Umweltpolitik, die letzten 5 Prozent sind immer die teuersten. Jetzt schauen wir uns an, wie wir das in einer Kosten-Nutzen-Relation möglichst sinnvoll über die Bühne bringen können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glaube, dass wir mit dem Umweltbericht einen sehr guten Bericht vorgelegt haben. Wir haben uns auch bewusst dazu entschlossen, ihn ein bisschen mit Fotos aufzulockern. Ich kenne im Vergleich dazu den Bericht des Umweltbundesamtes, der auch sehr, sehr interessant und ein sehr lesenswerter Bericht ist, aber wo ich sagen muss, dass das Lesen durch gewisse sozusagen einheitliche Textierung über sehr viele Hundert Seite doch schwerer fällt. 

Mit dem Umweltbericht wollen wir auch etwas in der Hand haben, das man auch Außenstehenden geben kann und dass die es möglicherweise auch gerne lesen können. Und ich glaube, dass es gut gelungen ist und darf noch einmal hier meinen Dank an die Verantwortlichen anbringen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Umweltbericht 2004/2005 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit angenommen gegen die Stimmen der ÖVP und der Grünen. 

Wir kommen zur Postnummer 10. Sie betrifft eine Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG zwischen den Ländern Niederösterreich und Wien zur Errichtung und zum Betrieb eines Biosphärenparks Wienerwald. Es liegt keine Wortmeldung vor. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung. (Zur Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima): Ach so, möchtest du? (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Soll ich nicht einleiten?) Bitte, ja. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden 15a-Vertrag zum Biosphärenpark. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Es liegt, wie gesagt, keine Wortmeldung vor. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die der Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 14. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Regelung des Veranstaltungswesens (Wiener Veranstaltungsgesetz) geändert wird. Berichterstatter hiezu ist Herr Abg Woller. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter Abg Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung zu dieser Novellierung des Wiener Veranstaltungsgesetzes.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Herzog. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Präsidentin!

Zur vorliegenden Novelle des Wiener Veranstaltungsgesetzes werden wir unsere Zustimmung geben, keine Frage, und die vorgesehenen Verschärfungen des § 32 finden, wie gesagt, unsere Zustimmung. 

Zur Situation selbst glaube ich, muss man schon einiges sagen. Das Unwesen des Hütchenspiels bordet noch immer in Wien über, auch wenn von der Polizei bereits einzelne Maßnahmen gesetzt wurden. Die Geschäftsstraßen sind also Gegenstand dieser Aktivitäten, keine Frage. Am Brunnenmarkt hat sich durch diverse Polizeieinsätze die Situation gebessert, aber vor allem in der Mariahilfer Straße kann man wirklich noch an vielen Ecken - an jeder, wäre zuviel gesagt - diese Aktivitäten von Banden beobachten. Die Mariahilfer Straße ist ja die größte Einkaufsstraße Wiens und mit Problemen durchaus beladen, beginnend mit einer aggressiven Bettelei sondergleichen, mit aggressiven Werbemethoden von diesen Werbeständen aus, die auch überhand nehmen, und natürlich auch mit dem Punkerunwesen, das sich natürlich immer wieder darstellt, verbunden außerdem mit einer Welle von Dauerdemonstrationen in der schönen Jahreszeit, die für die Geschäftsleute hier eine echte Belastung darstellen. 

Und dazu kommt eben dieses Hütchenspiel als wirklich bedeutende Gefahrenquelle für die vorbeigehende Bevölkerung und für einzelne Personen. In einem solchen Team, meist aus Osteuropa kommend, befinden sich zumeist bis zu 12 Personen, bestehend aus einem Spielleiter, aus Animatoren - es wird mit getarnten Spielern gearbeitet - und Sperrpersonen, die einen Riegel um diese ganze Szene bilden und Aufpassern, die schauen, dass die Polizei sie nicht überrascht. 

Der Einsatz mit 50 EUR, finde ich, ist ungemein hoch und ich finde es immer überraschend, wenn man da vorbeigeht und sieht, wie groß das Interesse ist, das Geld dort abzuliefern. 50 EUR Einsatz, der sofort weg ist, und die Verluste der geschädigten Bürger gehen ja bei Gott in kürzester Zeit, in Minutenschnelle teilweise, in die Hunderte Euro. 

Daher ist das Verbot der Hütchenspiele, mit der Novelle 2005 eingeleitet, ein wesentlicher Faktor gewesen, man hat aber natürlich damals die Sache selbst nicht in den Griff bekommen, das muss man auch dazu sagen. Auch die Höchststrafe von 7 000 EUR ist offensichtlich angesichts der Einnahmensituation dieser Banden etwas, was offensichtlich nicht wirklich abschreckt. Seit diesem Jahr 2005, seit der Novelle, sind 1 060 Anzeigen erstattet worden, zumindest laut einem Bericht des Magazins “Öffentliche Sicherheit“, das vom Bundesministerium für Inneres herausgegeben wird. Hier differenziert die Zahl, sie ist etwas höher als die in der Aktenlage angegebene. 

Und der Personenkreis, der betreten wird, ist aber fast immer der gleiche. Es geht um zirka 140 Personen, die also immer irgendwo aufgegriffen werden und die also hier hoffentlich in Bälde aus dem Spiel genommen werden können. Das ist also durchaus erfolgreich gewesen, aber nur ein erster Schritt. Der zweite Schritt - in der Novelle 2006 ist er ebenfalls ein wichtiger Punkt -, der also vor allem, was den § 32 Abs 2 1c betrifft, ganz wichtig ist, wo nach einer zweimaligen rechtskräftigen Verurteilung auch bereits ein Primärarrest verhängt werden kann, eben eine Freiheitsstrafe bis zu 6 Monaten oder Geldstrafen bis zu 360 Tagessätzen. 

Es werden daher die Zukunft und die Rechtsprechungsgestaltung zeigen, welcher Weg dabei begangen wird, ob die Geldstrafe oder eben der Primärarrest im Mittelpunkt stehen wird. Grundsätzlich ist das positiv. 

Ich glaube aber doch, dass man sagen wird müssen, es wird mit Sicherheit das Problem mildern, aber noch lange nicht lösen. Die EUR 7 000, das erzählen Polizeibeamte, sind, wie gesagt, offensichtlich - obwohl das viel Geld ist - kein Betrag, der die Banden wirklich abschreckt. Die Strafen werden interessanterweise teilweise so mit der Linken bezahlt, so dass man den Eindruck hat, für diese Banden ist das vielleicht weniger eine Strafe, zumindest also kein Übel, sondern eine schlichte Platzgebühr, die, was weiß ich, am Christkindlmarkt von Marktstandeln auch zu entrichten ist, was aber natürlich in ganz anderem Zusammenhang steht. 

Das heißt also, sie haben keinen abschreckenden Charakter. Die Möglichkeit der Verurteilung wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung nach dem StGB ist ja leider durch ein Wiener Gerichtsurteil ziemlich verbaut worden, wonach hier der Richter von Geschicklichkeit sprach, sich das angeschaut und daraufhin attestiert hat, dass das Opfer nicht vorsätzlich hinters Licht geführt wurde. Die Angeklagten wurden freigesprochen, ein für mich reichlich unverständliches Urteil. Ein ertappter Trickbetrüger zum Beispiel, der mit seinem Geld, seinem Geschäft oder seiner Bank agiert, wird also, glaube ich zumindest, mit Sicherheit nicht mit solchem richterlichen Wohlwollen zu rechnen haben. 

Daher ist die Frage zu stellen - und es wäre interessant -, welche Möglichkeiten über das Verwaltungsstrafrecht hinaus gegeben sind, auch wenn die Strafverhängung von sechs Monaten in diesem von mir zitierten § 1 c vom Strafbezirksgericht bereits verhängt wird.

Es gibt da einige Dinge, die interessant sind: Das Bundesministerium für Justiz in der Person von Roland Miklau, ich glaube, Sektionschef ist er, hat den § 168 StGB, das ist organisiertes verbotenes Glücksspiel, in Erwägung gezogen und sieht darin die Chance einer Verurteilung dieser Form der organisierten Kriminalität im Rahmen des Strafgesetzbuches, was wichtig wäre. Und etwas ganz Interessantes: Ein rechtskräftiges Urteil wurde durch das Amtsgericht Tiergarten in Berlin verhängt. Es ist rechtskräftig, und die Richterin hat die Begründung übernommen, die der Auffassung der Polizei entspricht. Sie formuliert, und ich darf das zitieren: „Ausreichend für die Erfüllung des Tatbestandes des Betruges ist es bereits, dass der Hütchenspieler dem Opfer eine Gewinnchance vorspiegelt, die er aber nicht haben wird, weil es der einzige Zweck dieses Spieles ist, das Opfer um sein Geld zu erleichtern.“ Es gilt also nicht die Frage Überprüfung der Geschicklichkeit oder sonstiger Umstände, sondern ein genereller Tatbestand oder ein Tatbestandsmerkmal wird hier angeführt, und das muss ausreichen, um eine generelle Verurteilung nach dem Strafgesetz wegen Betruges zu erreichen, was eine hoch interessante Möglichkeit wäre, deutlich und eindeutig diese Banden von Wien weg zu halten. 

Vielleicht ist so etwas im Wiener Prozesswesen auch möglich. Das hängt natürlich nicht mit dem Landtag zusammen, ich weiß es schon, aber es wäre ein interessanter Hinweis.

Wie gesagt, ich glaube, mit Verwaltungsstrafverfahren wird dieses Problem nicht voll in den Griff zu bekommen sein. Der Banden werden wir bis auf lange nicht Herr werden und eine strafrechtliche Verurteilung nach StGB wäre etwas, was wirklich abschreckende Wirkung hätte.

Ich darf nun abschließend sagen, dass das natürlich nicht das einzige Problem ist. Wir sehen, dass die Stadt Wien und die Wiener Bevölkerung sich konfrontiert sieht. Wir haben ja im Übrigen eine ganze Reihe von Vorstößen als FPÖ zur Verschärfung des Landes-Sicher-
heitsgesetzes eingebracht: Zur Eindämmung der illegalen Prostitution, der um sich greifenden aggressiven Bettelei, der Kinderbettelei, wie sie durch Banden der organisierten Kriminalität hier in Wien vor sich geht. 

Dazu hat die Frau Stadtrat auch Stellung genommen, wo man aber sagen muss, das betrifft sicherlich eine Möglichkeit, hier Absprachen mit den Ländern zu treffen. Wenn sich nunmehr irgendwelche Ostöffnungen, wo man die Zuwanderung und den Zuzug nicht mehr verhindern kann, zahlenmäßig massiv verschärfen, wird das Problem in alter Schärfe zurückkommen. 

Und leider haben alle diese Vorschläge nicht die Zustimmung der SP‑Mehrheit gefunden, ich glaube aber, dass hier dringender Handlungsbedarf gegeben ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile ihm das Wort. 

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist, glaube ich, heute keine Sternstunde für die Wiener Gesetzgebung, und ich bin fast dankbar, dass wir diesmal in der Reihenfolge die FPÖ zuerst hatten und gleich darauf die GRÜNEN sprechen können, weil sich die Sozialdemokratie nun quasi aussuchen kann, welchen Weg sie in dieser Frage gehen möchte.

Jetzt haben wir in kurzen und schnellen Worten gehört, Bettelei, Punk, Dauerdemonstrationen, Osteuropa, Banden, Kinder, Prostitution und so weiter und so fort, und für alles hat die FPÖ eine ganze Menge Vorschläge zur Verschärfung der Landesgesetzgebung. In diesem Falle macht die SPÖ leider auch das, was sich die Freiheitlichen wünschen, nämlich eine Verschärfung des Strafrechts, das ja eigentlich und im Wesentlichen Bundessache ist, und wenn es ausnahmsweise nicht Bundessache ist, dann geht es in den gerichtlichen Strafbestimmungen im Landesrecht im Wesentlichen um den Steuerbereich, um Steuerhinterziehung, was eine gewisse Logik hat, denn wenn es sich um Steuern handelt, die vom Land eingenommen werden, ist es logisch, dass dann auch das Landesrecht greift. 

Der Bund und die Bundesgesetzgebung hat im Bezug auf das Hütchenspiel bis heute keinen Handlungsbedarf gesehen und deswegen ist es auch in Österreich nicht verboten, (Abg Kurth-Bodo Blind: Da haben Sie Unrecht!) zumindest nicht verboten im Sinne des Strafrechts, und ist nicht vom Strafrecht bedroht. 

Das heißt, Schwarz-Blau beziehungsweise Schwarz-Orange haben hier keinen Handlungsbedarf gesehen über die letzten Jahre. Die Wiener Stadtregierung mit einer absoluten Sozialdemokratie ist in diesem Fall schärfer eingestellt als das Kabinett Schüssel-Westenthaler, das in dem Bereich in keiner Art und Weise vorgegangen ist.

Jetzt muss man einmal schauen: Um was geht es eigentlich? Das Hütchenspiel, ein Missstand, okay, passt mir auch nicht. Ich wohne in der Nähe vom Brunnenmarkt, ich sehe das auch tatsächlich mindestens einmal in der Woche, wenn ich durchgehe, und ich nehme an, dass es öfter stattfindet, weil ich lebe ja nicht den ganzen Tag am Brunnenmarkt, sondern ich gehe ein paar Minuten durch. Jetzt passt mir das auch nicht. Was könnte man tun, welche Strafen sind vorgesehen, und was hat man in der Vergangenheit gemacht?

Letztes Jahr, 2005, 7 000 EUR Strafe, nicht zufrieden. 2006 bis zu 6 Monate Strafe. Was machen wir dann 2007? Das ist relativ schnell gegangen, innerhalb eines Jahres von einer Geldstrafe auf 6 Monate Haftstrafe. Was ist das Nächste, was kommt, wofür bekommt man überhaupt 6 Monate Haft? Das ist ja nicht so wenig. Ein halbes Jahr Haft bekommt man zum Beispiel bei fahrlässiger Körperverletzung unter besonders gefährlichen Bedingungen. 

Was heißt das jetzt genau? Zum Beispiel, wenn jemand mit stark überhöhter Geschwindigkeit durch die Innenstadt fährt und ein Kind mit dem Auto niederfährt, dann kann er als Höchststrafe 6 Monate bekommen. Man kann dasselbe auch alkoholisiert machen, das läuft auf die gleiche Strafe hinaus. Ist das verhältnismäßig, wenn Leute abgezockt werden beim Hütchenspiel, wo manche Leute in Österreich fürs Lottospielen schon das nicht sehr feine Wort Deppensteuer eingeführt haben? Das ist immerhin gang und gäbe, das darf man, glaube ich, verwenden. Ist es verhältnismäßig, wenn Leute, die Hütchenspiele betreiben, mit der gleichen Strafe bedroht sind wie jemand, der eine fahrlässige Körperverletzung begeht? Ich glaube nicht. 

Jetzt ist die Frage natürlich, was glauben denn die GRÜNEN, was man tun könnte, wenn man schon das Hütchenspiel nicht haben möchte, denn verteidigen tue ich das natürlich mit keinem Wort. Was machen andere Städte? Schaut man da nach, weil das passiert ja nicht nur in Wien, sondern es ist ja so, dass das nicht nur in Wien passiert, sondern leider in nahezu jeder europäischen Großstadt ist das Hütchenspiel anzutreffen, es wird vornehmlich von sehr vielen Touristen und Touristinnen gespielt und die verlieren da halt einen Teil ihrer Urlaubskasse. 

Was macht Berlin? Berlin hat genau dasselbe Problem wie Wien. Die setzen auf Prävention. Wenn man dort anruft, bekommt man die Auskunft: Wir haben lange auf Repression gesetzt, das hat aber nicht funktioniert, wir machen es jetzt genau umgekehrt. (Abg Christian Oxonitsch: Wir haben ein Bundesgesetz!) Die haben sich dann entschieden zu sagen, verstärkte Prävention. Dort gibt es mobile Polizeistreifen, die durchfahren und stehen bleiben, wo gespielt wird, da gibt es Lautsprecherdurchsagen, da gibt es Kinospots, die in der U-Bahn statt eines Werbespots oder sonst einer Unterhaltung gespielt werden und zum Beispiel den Gefahrenhinweis enthalten, “So werden Sie abgezockt.“ Es werden am Bahnhof, am Flughafen und an anderen Stellen Folder in 7 Spra-
chen für alle Touristen und Touristinnen verteilt, bis ins Japanische übersetzt, damit genau das greift. Und das greift in Berlin angeblich besser zum heutigen Zeitpunkt, als die Repression vorher gegriffen hat.

Jetzt überlege ich mir halt – witzig, dass das ein so emotionales Thema ist über ein bisschen Hütchenspiel, wahrscheinlich haben ein paar Leute hier herinnen auch geglaubt, dass man gewinnen kann bei dem Spiel, so emotional, wie es hier zugeht -, die Chance war sowieso nie größer als ein Drittel, falls überhaupt eine Kugel drunter liegt, was wahrscheinlich nicht der Fall ist. 

Jetzt frage ich mich, wenn das Glücksspiel, dieses Hütchenspiel, folgendermaßen organisiert wäre: Die Menschen hätten alle einen Anzug an, die das machen und würden nicht auf der Straße einen kleinen Teppich hinlegen und Nussschalen verwenden, sondern wären in einem dunklen großen Raum, wo man teure Miete zahlt oder wo man das Haus teuer gekauft hat, wo man beim Eintritt vielleicht nicht kontrolliert wird, aber ein Bodyguard da steht und dann haben wir, sagen wir mal, eine casinoähnliche Stimmung, eine spielcasinoähnliche Stimmung und dann sitzt einer dort und macht das am Tisch und statt Karten hat er halt drei Becher – das ist der älteste Zaubertrick der Welt -, dann würden wir sagen, das ist ein normales Spiel. Und wenn wir dazu noch sagen, da ist wirklich eine Kugel drunter und man kann tatsächlich gewinnen, dann ist es ein Glücksspiel, wie es in der Gesellschaft völlig normal anerkannt wird. 

Und wir sind gar nicht so weit weg, wir sind gar nicht so weit weg von dem Glücksspiel, wie es ja in Österreich auch gehandhabt wird. Und ich möchte dieses Hütchenspiel nützen, die Gelegenheit nützen, um auf das Kleine Glücksspiel in Wien hinzuweisen. 

Wien nimmt jährlich über 30 Millionen EUR allein beim Kleinen Glücksspiel ein. Nicht diejenigen, die es veranstalten, sondern die Gemeinde Wien an Steuergeldern, an Einnahmen, wobei noch davon ausgegangen wird, dass die bei weitem nicht für alles Steuern bezahlen und die Finanz eher davon ausgeht, dass hier eine höhere Steuerlast zu bezahlen wäre, wenn man dem Betreiber alles nachweisen könnte. 

Aber wurscht, jetzt haben wir eben dieses Kleine Glücksspiel in Wien, gegen das in Niederösterreich die FPÖ wettert, in Kärnten die SPÖ war und im Nationalrat die Sozialdemokratie aufgetreten ist. Es wird interessant werden, falls es zu einer Kanzlerführung der SPÖ kommt, wie es nachher aussieht. Der Abg Maier hat im Nationalrat eine ganze Serie von Anfragen an die Bundesregierung gerichtet, in der ja darauf hingewiesen wurde, wie viele Spielsüchtige es gibt, wie gefährlich das für die Familien ist und so weiter.

In Niederösterreich hat Frau Kranzl, die Landesrätin, das ist bekannt, dafür gekämpft, dass die Spielautomaten nicht aufgestellt werden können. Das können sie aber jetzt, weil während eines kurzen Urlaubs hat ein Bezirksrat der Volkspartei, der dort beruflich beschäftigt ist, mitgemischt und seither ist es auch in Niederösterreich erlaubt, dieses Kleine Glücksspiel zu betreiben.

Was ist jetzt das Kleine Glücksspiel: Der Einsatz ist natürlich viel weniger als beim Hütchenspiel, nämlich angeblich 50 Cent, gewinnen kann man immerhin 20 EUR. Das stimmt aber alles nicht. Diese Geräte, wenn man hinkommt und spielt und wahrscheinlich kennen es die meisten auch, zumindest nicht nur vom Hörensagen, wahrscheinlich haben sie es zumindest einmal gesehen. Ich habe mir eines angesehen, bin mit einem Spieler hingegangen, der mir das erklärt hat. Das ist alles Humbug mit den 50 Cent, es ist alles ein Humbug und stimmt hinten und vorne nicht. 

Und rechtlich sind die Geräte halt so gemacht, dass die Novomatic und andere Hersteller behaupten, sie liegen innerhalb des Rahmens des Gesetzes. Sie werden ja überprüft. Von wie vielen Leuten in Wien werden diese Geräte überprüft, ob sie passen? Von 100 oder von 20? Nein, von nicht einmal einer Handvoll beeideter Sachverständiger, die dafür zuständig sind! Und was müssen die vorher geleistet haben, damit sie überhaupt diesen Beruf ausüben dürfen? Nun, wenn man es ganz kurz sagt, die müssen eigentlich vorher bei der Novomatic gearbeitet haben, sonst hätten sie diese Qualifikationen für diesen Beruf nicht. 

Das ist ein bisschen überzeichnet, aber nicht wirklich, weil man muss eine mehrjährige Erfahrung in dieser Branche haben. Das hat man in Österreich beinahe ausschließlich, wenn man bei demjenigen beschäftigt war, der damit die Leute abzockt. Das ist nämlich genauso ein Abzocken, im Rahmen der Gesetze zwar, aber genauso ein Abzocken, weil da gewinnen die Leute genauso nicht und natürlich der Durchschnitt, der sich an einen Automaten hinstellt, der durchschnittliche Mensch, nicht mit mehr Geld heimgeht, sondern mit weniger Geld, so wie diejenigen von uns, die hin und wieder in ein Casino gehen am Abend – das mache ich auch alle zwei Jahre einmal - im Regelfall nicht mit mehr Geld nach Hause gehen. Da kann man nur sagen, wenn man 100 EUR mitnimmt und sie verspielt, dann ist es halt demjenigen wert gewesen. Ich gehe, wenn ich ins Kino gehe, auch mit 10 EUR weniger nach Hause und rechne nicht damit, dass ich mehr Geld bekomme. Und wenn ich 100 EUR verspiele im Casino, dann hat es der Großteil der Bevölkerung noch im Griff, außerdem haben wir eine Kontrolle und eine Passkontrolle und so weiter, man kann sich sperren lassen, man wird gesperrt, und so weiter. 

Nicht aber, wenn es um dieses so genannte Kleine Glücksspiel geht. Interessant ist, dass auch in der Volkspartei natürlich keine einheitliche Meinung dazu besteht, weil der Herr Pühringer in Oberösterreich ist dagegen. In Vorarlberg ist der Landeshauptmann dagegen. Der Herr Van Staa in Tirol ist dagegen. In Wien ist die Volkspartei dafür. Nun, wahnsinnig lange nachdenken muss ich nicht, warum. Wahnsinnig lange muss man nicht nachdenken, um zu sagen, irgendwo funktioniert die große Koalition schon, nämlich bei der Novomatic. Herr Hanisch ist ausgeschieden und der Herr Schlögl ist nachgefolgt im Vorstand. Dort hat sie funktioniert. 

Und die zwei sind ja auch der Meinung, dass dieses Kleine Glücksspiel immerhin dafür verantwortlich ist, dass Zehntausende Menschen spielsüchtig werden, spielkrank werden, viele Familienexistenzen zerstört werden. Das wissen wir alle, weil die Elternvereine genau das ständig bemängeln. Die Elternvereine, die im Wesentlichen sogar der Couleur der ÖVP zugeordnet werden, sind der Meinung, dass man das Kleine Glücksspiel, wie in der Mehrheit der österreichischen Bundesländer, - ich habe da nicht irgendeinen grünen Spleen – ja, wie in der Mehrheit der österreichischen Bundesländer, auch in Wien verbieten sollte, also abschaffen. Das würde ich mir auch wünschen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Wir haben in Wien Vereine, die kümmern sich um diese anonymen Spieler und anonymen Spielerinnen, von denen es nach Schätzungen 28 000 gibt, die spielsüchtig sind und noch einmal doppelt so viele, die akut spielsüchtig gefährdet sind, das sind irgendwas bei über 75 000 Personen, bei denen davon ausgegangen wird, dass sie Schulden machen, um ihrer Spielsucht nachkommen zu können. 2004 sind in der einzigen Spezialklinik, die wir in Österreich haben - die steht in Kärnten -, die de LaTour-Spezialklinik für Spielsüchtige. 80 Prozent der Patienten und Patientinnen dieser Klinik kommen aus den damals noch drei Bundesländern, die das Kleine Glücksspiel anbieten, und das waren nicht die drei bevölkerungsreichsten, da war Niederösterreich noch nicht dabei. Das war in den Bundesländern, in denen es dieses Kleine Glücksspiel gibt, da werden die Leute signifikant höher spielsüchtig und verursachen - es gibt auch Untersuchungen dazu – Schulden, und sind im Durchschnitt mit 55 000 EUR verschuldet. Das sind aber nicht Leute wie wir da herinnen, die 3 000, 4 000 oder mehr netto verdienen, sondern das sind Leute, die verdienen mitunter 1 500 und weniger. Das ist dann ein mehrjähriges Gehalt, die Leute kommen nie wieder raus aus dem, die kommen nicht raus. Und jetzt könnten wir sagen, okay, immerhin gibt es ein paar Institutionen wie die Anonymen Spieler und Spielerinnen, die sich um die Leute kümmern. 

Wie sind denn die ausgestattet, und wie viele Personen arbeiten bei diesen Institutionen? Wie viel Geld, zum Beispiel von den 34 Millionen Steuereinnahmen der Gemeinde Wien fließen, nicht in die Prävention, denn wir sind ja schon in der Behandlung der Spielsüchtigen? 1 Million oder 10 Prozent, also 3 Millionen? 

Null! Kein Euro, kein Cent, kein gar nichts, nichts geht dort hin! Wer zahlt denn nun, dass ein paar Leute - das ist ja nicht einmal eine Handvoll Fulltime-Arbeitender in dem Verein - dort arbeiten können. 

Und jetzt kommt der Treppenwitz: Casino, Novomatic, Lotterie, die bezahlen die komplette Arbeit der anonymen Spieler und Spielerinnen. Und wie ich das das erste Mal gehört habe, habe ich es nicht geglaubt. Wie ich es das erste Mal gehört habe, habe ich es nicht geglaubt, aber es ist so. Es gibt keine Institution in Wien, die ein öffentliches Geld von diesen 34 Millionen EUR, die wir hier einnehmen, hergibt und an die anonymen Spieler zahlt, ich weiß nicht, damit sie dann wieder halbgesund sind und mit dem übrigen Geld wieder spielen kommen und dann sind sie wieder krank und dann werden sie wieder... Also, eine ganz komische Einstellung. 

Wir fordern in Wien nicht nur beim Hütchenspiel – ja, da traut man sich -, nicht nur beim Hütchenspiel zu sagen, nun, machen wir was dagegen. Wir sind nicht beim sechs Monate Wegsperren, aber wohl bei der Prävention dabei. Ich möchte auch kein Hütchenspiel auf der Straße haben und glaube nicht, dass es notwendig ist und weiß auch nicht, wem das was nützen sollte, außer denjenigen, die dort ein Geld verdienen. 

Natürlich muss da mehr unternommen werden. Es genügt mir aber völlig, wenn man das macht, was in Berlin auch geschieht, wo nämlich nicht gleich das Strafrecht siegt - das erste Mal übrigens, wo eine Haftstrafe in Wien verhängt wird für ein Vergehen, das nicht mit dem Landessteuergesetz zusammenhängt. Das ist quasi das größte und schlimmste Verbrechen, das in Wien passiert, beziehungsweise das erste Mal, dass es notwendig ist, dass die Sozialdemokratie zu diesem extrem harten Element greift, 6 Monate zu verhängen. 

Klar vorgehen gegen die Hütchenspieler, aber nicht aufhören, wo die kleinen Hütchenspieler am Werk sind, sondern überlegen Sie sich, ob Sie mit der Bundes- SPÖ auf einer Linie sind oder mit der niederösterreichischen SPÖ auf einer Linie oder mit der Kärntner SPÖ auf einer Linie sind oder mit der oberösterreichischen ÖVP, mit der Tiroler ÖVP und mit allen Elternvereinen, mit den Grünen quer durch das Bundesgebiet, oder ob man in Wien das macht, was die Novomatic sagt in dem Bereich. 

So schaut es nämlich momentan aus, und in Niederösterreich hat sich leider die Spielautomatenindustrie auch durchgesetzt. Ich finde es erstens schade, dass die Sozialdemokratie offensichtlich gewillt ist, das zu tun, was die FPÖ und die Novomatic verlangen, die werden sich irrsinnig freuen. Der Herr Herzog ist da gestanden und hat gesagt, das ist super. Endlich, und wir sind voll dabei, und die FPÖ findet das ganz klasse. Das muss einem doch zu denken geben, das muss einem doch zu denken geben, wenn es um Strafen geht, und deshalb Leute sechs Monate einsperren, und so weiter. 

Da muss man scharf nachdenken, ob man da vielleicht nicht einen Schnitzer gemacht hat, ob man nicht einen Fehler gemacht hat, wie ich glaube, und ob man es nicht vielleicht anders anlegt. Er wird nächste Woche, nächsten Monat kommen und sagen, machen wir dasselbe bei Bettelei, machen wir dasselbe bei – was sagt der Akt – bei den Punks für die schlecht sitzende Frisur, da fliegen ja auch Zähne hinaus, wenn man das nimmt als Grund, das geht ja nicht. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich inkludiere mich meinetwegen, ist kein Problem, aber das kann es ja nicht gewesen sein. Man kann doch nicht das Strafrecht so verschärfen, und das haben Sie auch noch nie gemacht die letzten 10, 15 Jahre. Das hat es ja noch nie gegeben, das ist ein First, das ist das erste Mal und dann wird gleich so hinein gefahren bei den Hütchenspielern. Nicht böse sein, nicht böse sein!

Sehr viel bedrohlicher für die Existenz der Wiener und Wienerinnen ist das Kleine Glücksspiel. Das ist so, das sind Zehntausende Leute, ja, Zehntausende sind das, (Beifall bei den GRÜNEN.) und keiner traut sich was machen. Warum nicht?

Wir werden in der Folge - heute nicht mehr, weil schauen wir einmal, ob irgendjemand etwas davon bemerkt hat - Anträge stellen, dass man zumindest die Anonymen Spieler und Spielerinnen von diesen 34 Millionen EUR anständig unterstützt, damit wenigstens die ihre Arbeit leisten können. Wir haben in der Stadt viel zu wenige Institutionen, die sich darum kümmern können, was mit Spielsüchtigen passiert und wir sollten sehr viel mehr Geld in die Prävention stecken. Und wenn wir schon glauben, dass das Spiel zum einem Teil zur Gesellschaft dazugehört, das glaube ich auch, und in welcher Art und Weise man das immer kontrolliert, sollte man sich doch auch überlegen, wie man zumindest die Exzesse davon hintan hält. 

Einer dieser Exzesse ist das Kleine Glücksspiel, und nur weil der Karl Schlögl im Vorstand der Novomatic sitzt und nur weil der Herr Hahn mit dem Herrn Schlögl gut auskommt und auch in der Novomatic gesessen ist, müssen die nicht in Wien eine Position vertreten, die die Bundes-SPÖ, zumindest solange sie in Opposition war, nicht vertreten hat. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dr Ulm zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Zunächst einmal möchte ich die Unterstellungen, die Herr Kollege Ellensohn da in den Raum gestellt hat, zurückweisen. Er versucht da, Stimmung zu machen und das ist schlicht und einfach unseriös. Und wenn Sie sagen, Ihnen sind die Spielsüchtigen ein großes Anliegen und wir sollten überlegen, wie wir sie fördern können, dann kann ich Ihnen in dem Punkt Recht geben. Wie wir ihnen helfen können, das ist ja keine Frage, darüber kann man reden. Einem solchen Gespräch werden wir uns selbstverständlich nie verschließen, aber es ist Ihnen heute eines nicht gelungen: Zu argumentieren, warum Sie dann, wenn Sie das Hütchenspiel auch als Missstand ansehen, diesem Gesetz nicht zustimmen wollen. Ich weiß schon, Sie sind skeptisch gegenüber Haftstrafen und haben als Vorschlag die Prävention und die Aufklärung gebracht. 

Und da darf ich Sie ein bisschen aufklären. Es gibt diese Präventionsarbeit. Die Polizei hat das sehr intensiv gemacht, es gibt diese Folder und es gibt diese Plakate, und es hat vor allem auch Geldstrafen gegeben und gibt sie nach wie vor in einer nicht unerheblichen Höhe von 7 000 EUR. Und es ist uns nicht gelungen, trotz dieser Maßnahmen, der hohen Geldstrafen und der Aufklärungskampagne durch die Wiener Polizei, dieses Problem in den Griff zu bekommen. 

Es ist daher heute, wo wir Haftstrafen für Hütchenspieler vorsehen, um diesen Missstand beseitigen zu können, eine sehr gute Stunde des Landtages, es ist eine besondere, und es ist eine außergewöhnliche Stunde, denn so oft passiert es nicht, dass mittels Initiativantrages ein Gesetz beschlossen wird, so oft passiert es auch nicht, dass das auf Initiative einer Oppositionspartei erfolgt. 

Jetzt will ich nicht sagen, es ist einer der ganz seltenen Fälle, wo es grundsätzlich eine Zusammenarbeit zwischen ÖVP und SPÖ geben kann, soweit möchte ich also nicht gehen und ich will da jetzt gar nicht allzu sehr in einen Vaterschaftsstreit eintreten, aber ich freue mich jedenfalls darüber, dass es zur gemeinsamen Initiative gekommen ist. Ich freue mich, dass ich im Sommer und auch schon davor dieses Problem thematisieren konnte und ich freue mich, dass es zu diesem Initiativantrag gekommen ist. Es ist tatsächlich so, wie StR Ellensohn gesagt hat, eine Primärarreststrafe ist etwas Außergewöhnliches im österreichischen Verwaltungsrecht, im österreichischen Verwaltungsstrafrecht.

Ich freue mich aber, dass es gelungen ist, jetzt so einen Straftatbestand festzuschreiben. Ich kenne eine solche Primärarreststrafe beim Entzug der Lenkerberechtigung noch, habe aber auch nicht viele Beispiele in Landesgesetzen, es ist also sicherlich eine Besonderheit und es ist sicherlich auch eine Besonderheit, wenn jetzt der Wiener Landesgesetzgeber eine strafbare Handlung festschreibt und die Zuständigkeit zur Strafgerichtsbarkeit in einem Landesgesetz vorsieht. 

Durch ein Landesgesetz machen wir eine Bundesbehörde zuständig, nämlich das Strafbezirksgericht, das im zweiten Wiederholungsfall Haftstrafen bis zu sechs Monaten verhängen kann und im ersten Wiederholungsfall drohen den Hütchenspielern Primärarreststrafen von bis zu sechs Wochen.

Ich gehe also davon aus, dass mit dieser Novelle eine erhebliche Verbesserung erzielt werden kann, ich freue mich über die Initiative und glaube, dass es eine sehr gute Stunde des Wiener Landtages ist und lade alle hier anwesenden Abgeordneten ein, dieser Novelle zuzustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. Als nächster und vorläufig letzter Abgeordneter ist Kollege Schuster zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde versuchen, mich relativ kurz zu halten. Kollege Herzog hat die Information aus der österreichischen Sicherheit großteils so wiedergegeben, wie sie auch hier dokumentiert ist, nämlich dokumentiert von der Wiener Polizei über die realen Zustände, die auf der Straße herrschen. Das war aber nicht der Anlassfall, sondern unser Anlassfall war, dass wir fast vor genau einem Jahr eine Initiative über das Veranstaltungsgesetz gestartet haben, nämlich dass wir versucht haben, dieses Unwesen der Hütchenspieler, die sich da zu dieser Zeit ausgebreitet haben, doch halbwegs in den Griff zu bekommen. Nicht wegen vielleicht des einen oder anderen Hütchenspielers, sondern wegen der doch sehr vielen Betroffenen.

Und wenn die Polizei von 1 060 Anzeigen in einem Jahr spricht, von einem Volumen an Strafen, das ich hier gar nicht erwähnen möchte, die ausgesprochen, aber nicht kassiert wurden, weil die Betroffenen ja nicht immer in Wien aufhältig sind, das heißt, sie verschwinden dann irgendwo wieder, aber dass der Personenkreis eingrenzbar ist auf knapp um die 100 herum, da muss ich sagen, ich sehe es aus der Sicht der Betroffenen, nämlich der anderen. Ich bin in der Mariahilfer Straße x-mal gegangen, habe mir x-mal dieses Szenario angeschaut, das hier passiert, dass hier eine Gruppe von Menschen in sich sehr koordiniert agiert, dass hier ja animiert wird zu spielen und dass diese, die sich dann animieren lassen zum Spielen, sicher nicht jene Personen sind, die mit Krawatte und Anzug spazieren gehen, sondern das sind relativ arme Menschen, die glauben, mit diesen 50 EUR Einsatz hier auch kurzfristig etwas gewinnen zu können.

In der Mariahilfer Straße, das weiß ich aus den Berichten der Polizei, sind so zwischen drei bis fünf Gruppen an schönen Tagen unterwegs und machen hier ihr Spiel. Ich glaube, dass man insbesondere an die betroffenen Personen und nicht an die Hütchenspieler denken darf und soll, sondern hier auf jene Personen Rücksicht nimmt.

Der Primärarrest, der hier angesprochen wird, ist ein Arrest, der ja nicht mit Willkür verhängt wird, sondern man will ganz einfach, dass ein Gesetz durchgesetzt werden kann und dass es nicht ständig unterlaufen wird. Und ich möchte nur wenige Worte dazu sagen, weil alles andere ist ja schon gesprochen worden. Mir geht es nicht darum, wer der Initiator war. 

Kollege Ulm, das wissen Sie genauso wie ich, Sie wissen auch genauso wie ich, weil Sie den Kontakt zur Polizei haben, wie schwierig es die Polizei hat, hier die nötigen Aktivitäten zu setzen. Die Polizei kann dort nur dann effektiv aktiv sein, wenn sie in Zivil dort hinkommt, weil das ganz einfach im Großen und Ganzen abgeschirmt ist. Und ich habe mit den PolizistInnen – mit großem I – aus dem 7. Bezirk sehr intensiven Kontakt und auch mit ihnen versucht, hier etwas zu tun und es ist praktisch nicht leicht möglich. Und die Anzeigen, die in diesem einen Jahr erfolgt sind, haben Maßnahmen zur Folge gehabt, von denen nur ein Bruchteil tatsächlich gewirkt hat.

Ich möchte doch – jetzt sage ich es einmal so, weil dies meine Art ist, ich sage das bewusst so und obwohl das jetzt nicht zu diesem Thema gehört - auf zwei Sachen eingehen, die Kollege Ellensohn gesagt hat: Das Kleine Glücksspiel ist eine Thematik, mit der ich mich sehr intensiv auseinander gesetzt habe. Wir haben bei dem Kleinen Glücksspiel versucht, uns sehr, sehr intensiv damit auseinander zu setzen und ich sage hier: Wider besseren Wissens wird hier von Kollegen Ellensohn der Kollege Hahn ins Spiel gebracht. 

Ich habe während der gesamten Auseinandersetzung mit diesem Inhalt nie eine Intervention durch den Kollegen Hahn erlebt, ganz im Gegenteil, er hat sich da sehr zurückgehalten. Ich sage das, weil es unfair wäre, wenn ich hier etwas anderes sagen würde und deswegen möchte ich diese Behauptung des Kollegen Ellensohn so nicht im Raum stehen lassen. (Beifall bei der SPÖ und der ÖVP.) 
Beim Kleinen Glücksspiel haben wir versucht, die soziale Verantwortung durch diejenigen, die dieses Kleine Glücksspiel betreiben, wirksam werden zu lassen. Das ist kontrolliert, wir haben es auch technisch kontrolliert und es ist im Gesetz so vorgesehen, der Einsatz, der möglich ist, ist im Gesetz begrenzt, wird er überschritten, wird laut Gesetz Gesetzesbruch begangen. Die Automaten, die eingesetzt werden, müssen über eine Kommission laufen und es findet eine technische Kontrolle statt. 

Und zusätzlich ist hier der Jugendschutz ein ganz wichtiges Anliegen von uns gewesen. Daher sage ich dazu, ich würde beides nicht vergleichen, ich würde es auch nicht in einen Topf werfen. Hier ist eine Lösung, die wir initiiert haben und daher auch natürlich sehr unterstützen, die dieses Hütchenspiel aus den Geschäftsstraßen, aus den Märkten verbannen soll, damit die betroffenen Personen, nämlich die Armen der Ärmsten, dadurch nicht weiter zu Schaden kommen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster ist Abg Jung zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Mein Vorredner hat mich doch dazu gereizt. Ich bin sonst kein Freund des Kollegen Ellensohn, aber da muss ich ihm zustimmen, und mehr als zustimmen. Und auch insofern, weil der Vorredner gesagt hat, man kann die beiden Spiele nicht vergleichen. Das ist wahrlich wahr, denn im Kleinen Glücksspiel werden die Leute, im wahrsten Sinne des Wortes, am laufenden Band ruiniert. 

Ich habe mich nämlich sehr intensiv mit der Geschichte befasst und bezeichnend allein ist die Sache, wie das Gesetz in Niederösterreich eingeführt worden ist, wo ja sehr maßgeblich auch ein Bezirksrat aus meinem Bezirk beim Zustandekommen dieses eigenartigen Bescheides, der ja auch vom niederösterreichischen Kontrollamt untersucht wurde und in welchem nicht bloß massive Fehler, sondern Unordentlichkeiten festgestellt wurden, mitgewirkt hat. Das hat ja auch zu Folgen im Amt geführt. Hier wurde mit allen Mitteln das Kleine Glücksspiel in Niederösterreich durchgesetzt. Auch über den – das muss man durchaus dazu sagen - Kopf der damals abwesenden Landesrätin der Sozialdemokraten hinweg, die das nicht wollte. Das muss man fairerweise sagen. 

In Wien schaut es anders aus. Da habe ich die Frau Stadträtin im Zusammenhang mit dem Praterkonzept angesprochen und sie hat gesagt, das sei halt ein Teil des Lebens. Ja, so kann man es auch nehmen. Auch Raub ist ein Teil des Lebens, aber wir werden uns damit nicht abfinden, und Diebstahl ist ein Teil des Lebens, und wir werden uns damit nicht abfinden. Und irgendeine Form des Diebstahls ist in der Praxis das Kleine Glücksspiel auch, denn wenn Sie uns weis machen wollen, Sie haben sich damit intensiv auseinander gesetzt und man kann nicht mehr als diese 50 Cent verspielen, dann waren Sie nie drinnen. Ich habe mir das, unter Aufsicht, unter Anwesenheit von Fachleuten... (Abg Godwin Schuster: Es gibt eine Obergrenze!) Nein, das lässt sich ja so schnell vervielfältigen, da haben Sie ja innerhalb kürzester Zeit irre Summen, das ist doch Mogelei, das ist glatte Mogelei! Ich habe es gesehen, ich habe mir das im Prater und an verschiedenen anderen Stellen von Wien vorführen lassen, wie das funktioniert. 

Hier werden die Leute wirklich abgezockt. Da können Sie den Kopf schütteln so viel Sie wollen und die rot-schwarze Koalition in dem Bereich unseligen Angedenkens auferstehen lassen. 

Und gegen dieses Kleine Glücksspiel gehört massiv etwas gemacht und ich verspreche es Ihnen, wir werden uns in der nächsten Zeit dieser Sache annehmen. 

Und an die Grünen würde ich appellieren, wenn es Ihnen wirklich ein Anliegen ist, einmal zu vergessen, dass man dauernd sinnlose Schläge in eine Richtung austeilt, denn dann ist eine Kooperation in vielen Bereichen schwierig. Aber es wäre wert, in diesem Bereich wirklich gegen diese Gruppierung, die da dahinter steckt, vorzugehen. Und ich verspreche es, ich werde mich darum bemühen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Abg Stiftner gemeldet. Ich mache ihn darauf aufmerksam, dass die Redezeit mit maximal drei Minuten begrenzt ist. 

Abg Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich mache es auch ganz kurz, Herr Präsident! 

Ich muss nur hier in Anbetracht des Vorredners Jung eine Tatsache richtig stellen, die offensichtlich nach dem längeren Landtag heute ein paar Sorgen Ihrerseits hier provoziert haben. Der von Ihnen angesprochene Bezirksrat aus dem Bezirk, nämlich aus Liesing, - und deswegen bin ich jetzt ans Rednerpult gegangen - hat in gar keiner Weise eine Verfehlung begangen, ja, es ist in überhaupt keiner Weise eine Verfehlung gemacht worden. Es ist nur der tatsächlichen Berichtigung wegen festzuhalten, damit es nicht im Protokoll fälschlich drinnen steht und ich möchte Sie bitten, diskutieren wir das Gesetz in jeder Weise, aber ziehen Sie bitte hier nicht Personen hinein, die ihre Amtspflichten erfüllen, die als Beamte korrekt handeln, nur weil Sie offensichtlich persönlich da und dort Probleme haben. Und ich bitte Sie, das zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Mag Wolfgang Jung: Was wollten Sie berichtigen?) 
Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Zum Wort gemeldet hat sich nun Herr Stadtrat Ellensohn, bitte sehr. 

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Präsident! Meine Damen und Herren!

Zu dem Bezirksrat. Nur, damit wir da keine Geschichtsfälschung betreiben: Da sind die Anträge gestellt worden, damit man Tausende Spielautomaten aufstellen kann, und der Antrag bleibt liegen, eine Woche, noch eine Woche, weil man natürlich weiß, was passieren würde, wenn ihn die falschen, nämlich die zuständigen Leute, nämlich die Landesrätin der Sozialdemokratie, in die Hand bekommt. (Abg Mag Wolfgang Jung: Richtig!) Dann wird er natürlich abgelehnt. Also liegt der Antrag Woche für Woche, für Woche, für Woche, ja monatelang liegt der Antrag, bis der günstige Moment kommt, dann ist einer der zuständigen Vorgesetzten krank, die zuständige Landesrätin auf Urlaub und die Abteilungsleiterin nicht da. 

Und jetzt machen die Beamten – ich will mich jetzt nicht an einer Beamtenschelte beteiligen - in eigener Regie ruck zuck und jetzt ist Ihr Kollege, also Ihr Parteikollege, der Bezirksrat aus dem 23. Bezirk, dabei, und jetzt geht es ruck zuck. Es wird gemacht in dem Moment, wo jemand krank ist und jemand auf Urlaub. Innerhalb kürzester Zeit ist das alles über die Bühne gegangen. Natürlich ist es trotzdem rechtens, aber Sie tun, wie wenn das der pure Zufall gewesen wäre, der pure Zufall. Der Antrag liegt, monatelang ist der Antrag gelegen. Die Novomatic hat hinten gewartet und gesagt, nicht jetzt, nicht jetzt, weil da wird er abgelehnt, schön warten, weil es kommt noch zufällig der richtige Moment. Das unterstelle ich dem gar nicht, dass er das im Auftrag der ÖVP gemacht hat, vielleicht ist er nur zufällig gleichzeitig ÖVP-Bezirksrat, eher hat er im Auftrag der Novomatic gehandelt als im Auftrag der ÖVP, meinetwegen. 

Das spielt mir aber keine Rolle, es spielt mir deshalb keine Rolle, weil es ohnedies ein enges Gefilze ist, das werden Sie ja wohl gelten lassen müssen. Sie sind ja nicht nur mit einer Person da drinnen gesessen. Also so zu tun, die Novomatic... Ich weiß nicht, von wo überall die Parteispenden herkommen, aber wenn die Industrie Geld spendet, zu uns kommt keines, zu Ihnen kommt schon eines. Also jetzt anzunehmen, dass womöglich sogar eine große Firma, die im Spielcasino-Bereich oder mit einarmigen Banditen ihr Geld verdient, Ihnen Geld gibt, das ist ja nicht so weit hergeholt, das wird man sich wohl noch denken dürfen als Staatsbürger in dem Land oder nicht? Und ich bin ja sicher nicht der Einzige, der sich das denkt. 

In Niederösterreich hat unser Kollege Fasan, Landtagsabgeordneter der Grünen in Niederösterreich, den Lhptm Pröll um Aufklärung gebeten in dem Fall. Nur, die haben wir natürlich nicht bekommen, die haben wir natürlich nicht bekommen, weil auch der Herr Pröll das Bundesland Niederösterreich führt als wäre es sein Privateigentum und da ist es ein bisschen schwierig, an die Informationen heranzukommen. Aber stellen Sie sich einfach besser nicht raus, um so zu tun, als ob dieser Bezirksrat das alles völlig korrekt gemacht hat. Der hätte ruhig noch eine Woche warten können, da wäre die Frau Kranzl wieder da gewesen, dann hätte sie ihm gesagt, Entschuldigung, lieber Freund, aber den Gefallen können wir deinen Geschäftsfreunden nicht machen, und das läuft für uns nicht. 

Das war genau anders, und selbstverständlich hat er sich zwar nicht rechtlich, ja, rechtlich hat er sich nicht schuldig gemacht, aber politisch-moralisch ist das doch einfach zu bewerten. Eine Freunderlwirtschaft, und fertig aus. Und irgendjemand verdient jetzt nicht 1 000 EUR sondern es sind 2 000 Automaten aufgestellt worden auf das hinauf. Tausende stellen sie auf von denen, und Tausende Leute verspielen dort ihre Existenz. 

Aber das ist Ihnen völlig blunz’n, das ist Ihnen völlig blunz’n! Die Familienpartei steht da herinnen und sagt, das Wichtige ist das Geschäft. Wichtig ist das Geschäft. Das ist Ideologie, und das ist genau die Ideologie, die ich nicht brauchen kann. (Beifall bei den GRÜNEN.) Deswegen hätte ich Ihnen empfohlen, einfach den Mantel des Schweigens darüber zu breiten, dann hätte ich nicht rausgehen und Ihnen sagen müssen, wie das in Wirklichkeit gelaufen ist. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abg Tschirf, ich erteile es ihm. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Kollege Ellensohn! 

Sie haben zwar irgendwann einmal eine Homepage gehabt, wo man was vermerken hätte können, (StR David Ellensohn: Das können Sie immer noch!) ich weiß nicht, ob es die noch gibt, aber das, was Sie jetzt hier behaupten, ist letztklassig. Sie stellen hier Zusammenhänge her mit Parteifinanzierung, die Sie einfach aus den Fingern saugen. Ich kann nur sagen, (StR David Ellensohn: Wir haben das schon recherchiert!) dass das hinsichtlich der Partei völlig unrichtig ist und es wirklich ein Skandal ist, in welcher Art und Weise Sie hier als ein Politiker agieren, als ein hoch bezahlter Stadtrat. Wenn das Ihr Stil ist, dann verantworten Sie sich, denn das ist wirklich ein Skandal. Ich sage Ihnen eines, aber ich habe nicht diesen Stil, den Sie an den Tag legen, und daher sage ich Ihnen, mäßigen Sie sich und überlegen Sie sich, was Sie in Zukunft behaupten. (Beifall bei der ÖVP) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Lasar. Ich erteile es ihm. 

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich möchte mich ganz kurz fassen, und zwar möchte ich ein Wort an Herrn Abg Schuster richten. Es wird nicht so hart, ich hör es, es würde ein längeres Thema sein, und ich glaube, das sollten wir einmal im Gemeinderat oder im Landtag genauestens und einzeln besprechen. 

Aber ich möchte Folgendes sagen: Sie sagen 50 Cent, (Abg Christian Oxonitsch: 50 Cent, genau!) 20 Cent Höchsteinwurf. Es heißt im Kleinen Glücksspiel 50 Cent, 20 EUR Höchsteinsatz. Das stimmt nicht. Es wird heute bereits um maximal 10 EUR gespielt, und ich sage Ihnen eines jetzt dazu: Sie brauchen nur einmal auf den Knopf drücken, und Sie sind weg. 

Und jetzt müssen Sie mir von der Sozialdemokratischen Partei sagen, was hat das noch mit einem Kleinen Glücksspiel zu tun, das Sie im 98er Jahr hier beschlossen haben, wo Sie noch behauptet und angeprangert haben - 1998 war es hier herinnen –, dass in Videotheken gespielt wird, wo eben Sperrstunden waren, die 24 Stunden waren, und nichts ist passiert von Ihnen aus.

Sie haben das angeprangert, Sie haben es möglich gemacht, dass heute eine Novomatic Spiele betreibt in diesen kleinen Kabäuschen, eines um das andere, und dann stellen Sie sich hier heraus und behaupten, es gäbe ein Kleines Glücksspiel. Sie nehmen 1 400 EUR pro Monat, pro Gerät, und ich sage Ihnen jetzt eines der Ehrlichkeit halber: Es ist ja gar nicht anders zu bezahlen als nur, indem so gespielt wird. Es kann nur so gespielt werden, damit das herein kommt. Und da sage ich schon eines: Hätten Sie dieses Spiel bei den Gastwirten belassen, dann würde heute so ein Spiel nicht mehr zustande kommen und solche Geräte auch nicht. Das sage ich Ihnen hier in aller Deutlichkeit. Und ich glaube, gerade dieses Thema ist sehr wichtig. 

Es gibt viele Süchtige, und genau in diesem Bereich, den Sie geschaffen haben von der Sozialdemokratie. Sie haben es möglich gemacht, dass diese kleinen Kabäuschen eines neben dem anderen steht, was ja in Wahrheit einmal ja zu überprüfen wäre, wie so was überhaupt passieren kann.

Es gibt ein Gesetz, das eindeutig sagt, zwei Spielautomaten in einem Gastgewerbebetrieb. Ja, aber was ist ein Gastgewerbebetrieb, bitte! Das ist wichtig, ich glaube, da sind wir einer Meinung. 

Was ist ein Gastgewerbebetrieb? Wo Personal vorhanden ist, wo Toiletten vorhanden sind und wo auch Tische drinnen stehen. Und was ist dort drinnen? Da sind genau zwei Spielautomaten. Des Öfteren ist nicht einmal eine Toilette drinnen, des Öfteren, sage ich jetzt, denn jetzt ist man schon draufkommen, dass es ja ein Gesetzesfehler ist, denn da hat es nur die berühmte Schiebetür gegeben, wo man durchgegangen ist in eine große Halle. Das ist alles gesetzwidrig, sage ich Ihnen hier, und da fehlt es jetzt einmal an einer Überprüfung und ich glaube, wir sollten in Zukunft hier wirklich einmal etwas dagegen unternehmen, dass es solche Sachen nicht gibt, denn genau dort, genau in diesen Lokalen, entsteht die Sucht, dort haben sie nur ihresgleichen, und sonst niemanden. Das hat mit einem Kaffeehaus, Espresso oder irgendetwas in dieser Richtung überhaupt nichts zu tun. 

Nun sage ich Ihnen eines, Herr Schuster, wir sollten dieses Gesetz ändern. Ich werde mit meiner Fraktion noch darüber sprechen und - Sie können mir eines glauben - das würde nur zum Wohl der Wiener oder Österreicher sein, wenn das geändert wird. Und dies möchte ich jetzt nur einmal hier aus dem Stegreif gesagt haben. Danke schön. (Beifall bei der FPÖ) 
Präsident Heinz Hufnagl: Weitere Wortmeldungen liegen jetzt nicht mehr vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort. Bitte, Herr Abg Woller!

Berichterstatter Abg Ernst Woller: Es hat jetzt eine lange interessante Debatte über das Kleine Glücksspiel gegeben. Ich erinnere daran, dass es um eine Novellierung des Wiener Veranstaltungsgesetzes geht, und ich ersuche um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ) 
Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist sohin von der Mehrheit der Sozialdemokratie, der Freiheitlichen Partei und der Österreichischen Volkspartei gegen die Stimmen der Grünen zum Beschluss erhoben.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sogleich die zweite Lesung vornehmen. - Ich sehe keinen Widerspruch. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz auch in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die gleiche Mehrheit wie zuvor, daher mit den Stimmen... (Abg Mag Wolfgang Jung: Smolik!) Also, ich sah keine Abstimmungshand von den Grünen in der Höhe, aber ich bin gerne bereit, die Abstimmung zu wiederholen. 

Wer dieses Gesetz in zweiter Lesung unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist wie zuvor mit den Stimmen der Sozialdemokratie, der Freiheitlichen Partei und der Österreichischen Volkspartei, sohin mit breiter Mehrheit, beschlossen.

Die Postnummer 16 der Tagesordnung betrifft den Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129b Abs 4 der Wiener Stadtverfassung über die Kontrolle der Bezüge von öffentlich Bediensteten, die zu Mitgliedern des Wiener Landtags gewählt wurden. Und zwar betrifft dieser Bericht das Jahr 2006. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Abg Polkorab, die Verhandlung einzuleiten und uns entsprechend zu informieren. 

Berichterstatterin Abg Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Die Kontrolle der Bezüge öffentlicher Bediensteter, die zu Mitgliedern des Landtages gewählt wurden, wurde 

durchgeführt und im Unvereinbarkeitsausschuss einstimmig zur Kenntnis genommen und bestätigt. Zum Bericht 2006 des Unvereinbarkeitsausschusses an den Wiener Landtag möchte ich eine Korrektur bekannt geben. Die Minderung der Dienstbezüge des Herrn Abg Dr Wolfgang Aigner beträgt 25 Prozent und nicht, wie im Formblatt irrtümlich angeführt, 75 Prozent. 

Ich ersuche daher, den Bericht 2006 des Unvereinbarkeitsausschusses gemäß § 129b Abs 4 der Wiener Stadtverfassung betreffend die Kontrolle der Bezüge von öffentlich Bediensteten, die zu Mitgliedern des Landtages gewählt wurden, in korrigierter Fassung zur Kenntnis zu nehmen, ersuche um Zustimmung und bitte um Abstimmung. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Daher kommen wir sofort zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses an den Landtag für das Jahr 2006 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist zweifelsfrei einstimmig. Ich danke dafür. 

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg rechtzeitig bekannt gegeben. Ich danke für die Teilnahme, wünsche einen schönen Abend und ein ebensolches Wochenende. Auf Wiedersehen. 
(Schluss um 18.29 Uhr) 
